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Der unbekannte Soldat. 


Von F. Siegmund-Schultze. 


Kürzlich hatte ich einige stille Minuten in Westminster Abbey. 
Wenn ich in ein fremdes Land komme, gehe ich gern vor Beginn meiner 
Arbeit in die Kathedrale, die am engsten mit der Geschichte des Volkes 
verknüpft ist. Kaum ein anderer Ort sagt soviel über das Wesen und 
die innere Bereitung eines Volkes als die alten Stätten seines Gottes- 
dienstes. Der Dom von Uppsala. Die Frauenkirche in Kopenhagen. Der 
Stephansdom in Wien. Das Großmünster in Zürich! St. Pierre in Genf! 
Notre Dame in Paris! Und einzig in ihrer Art, Geschichte zu erzählen: 
Westminster Abbey. 

Unendlich viel stürmte auf mich ein, während ich im Halbdunkel 
der Vierung saß, zum ersten Mal seit dem Kriege... .' 

Als ich aufstand und an den Monumenten der Dichter und Staats- 
männer vorbei ins Mittelschiff schritt, um die ganze Größe des Raumes 
noch einmal wirken zu lassen, fiel mein Blick auf zwei neue Grabmale. 


Ein kleiner Grabstein kündete: Bonar Law f. Dahinter, in der Mitte des 


Mittelschiffs, ein ungeheurer Aufbau, dessen englische Inschrift deutsch 
lautet: 

„Unter diesem Stein ruht der Körper eines britischen Kriegers, 
unbekannt nach Name und Rang, von Frankreich hergebracht, damit er 
ruhe unter den Vornehmsten des Landes, und begraben hier am Waffen- 
stillstandstag, den 11. November 1920, in Gegenwart Seiner Majestät 
König Georgs V., Seiner Staatsminister, der Führer Seiner Streitkräfte 
und unter ungeheurem Zustrom der Nation. 


„So wird das Gedächtnis gefeiert der großen Scharen, die während. 


des Großen Krieges von 1914—1918 das Höchste gaben, was Menschen 
geben können, nämlich das Leben selbst, für Gott, für König und Land, 
für die Heimat der Lieben und für das Weltreich, für die geheiligte 
Sache der Gerechtigkeit und der Freiheit der Welt. 

„Man begrub ihn unter den Königen, weil er Gutes getan hatte gegen 
Gott und gegen Sein Haus.“ 

Rings um diese Hauptinschrift stehen vier Worte, die dem Neuen 
Testament entnommen sind: 

„In Christus sollen alle lebendig gemacht werden. 
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„Unbekannt und doch bekannt, sterbend, aber siehe wir leben. 

„Der Herr kennet die Seinen. 

„Größere Liebe hat niemand.“ 

Mein erster Gedanke war: welch rührende Torheit! Also ‚für 
die Freiheit der Welt“ und „für Gerechtigkeit“ hat dieser Tommy ge- 
stritten. Sieht Europa so aus? Die Freiheit der Pfalz? Die Gerechtig- 
keit der Ruhr? Der Friede der Welt? Ist es nicht ein Hohn, solchen Un- 
verstand in Stein zu meißeln? 

Aber, so dachte ich weiter, war es nicht wirklich das Ziel dieses 
Soldaten: für Freiheit und Gerechtigkeit zu streiten? War es nicht sein 
Ziel ganz ebenso wie das des unbekannten französischen Soldaten, der 
unter dem Zustrom der französischen Nation begraben wurde? Oder des 
Italieners oder des Belgiers oder des Amerikaners? War es nicht auch das 
Ziel des deutschen Soldaten, der sein Leben gab? Ihr Franzosen mögt 
noch so viel Mißtrauen haben gegenüber den Absichten der deutschen 
Regierung oder der deutschen Offiziere von 1914 — ihr werdet nie die 
Tatsache aus der Welt schaffen können, daß 99 von 100 deutschen Sol- 
daten in dem Bewußtsein ins Feld: zogen, Haus und Hof, Heimat und 
Vaterland zu verteidigen und für Freiheit und Gerechtigkeit zu kämpfen! 

Und da kam in meine ernsten Gedanken einer herein, der fast spaß- 
haft erschien: Wie, wenn nun der unbekannte Soldat, den hier das 
britische Volk unter ungeheurem Zustrom begraben hat, ein — Deutscher 
gewesen wäre! Wie oft ist es vorgekommen, daß im Verlauf des 
Kampfes ein Soldat aus irgendwelchen Gründen die Uniform des Feindes 
anlegte; mehrere solcher Fälle sind mir bekannt. Ein deutscher Toter in 
englischer Uniform! So würde sich auch am leichtesten ‚aufklären, daß 
die Identität des Gefallenen nicht festzustellen war! Kein britischer . Sol- 
dat wurde vermißt! Ein Deutscher, der in den feindlichen Graben ge- 
langt war, wurde dort getötet. Niemand kannte ihn, kein Papier wurde 
bei ihm gefunden — er war der „unbekannte Soldat“. Und als England 
nach seinem unbekannten Soldaten suchte, wurde sein Leichnam aus- 
gegraben und inmitten der Könige und Führer von England beigesetzt. 

Fürwahr: der, der nach dem einmütigen Zeugnis des englischen 
Volkes dort als Kämpfer für Freiheit der Welt und die Sache der Gerech- 
tigkeit begraben liegt, ist ein deutscher Krieger. 

Und das Schicksal mag’s gewollt haben, daß auch in Paris und in 
Washington, Brüssel und Rom deutsche Männer begraben liegen, Kämpfer 
für Freiheit und den Frieden der Welt. 


* 


Aus ihren Gräbern steigen die zerfetzten Glieder Tausender empor — 
unbekannte Soldaten, die für Freiheit und Frieden kämpften. Millionen 
von Toten werden wach. Die Hallen der Kathedrale füllen sich und hallen 
wider von einem ungeheuren Schrei: Auch wir kämpften für Freiheit 
und Frieden. Auch wir glaubten, daß wir durch unsern Tod der Welt 
die Freiheit erkämpften. Wir alle, Deutsche und Franzosen Belgier und 
Engländer, Russen und Italiener, Japaner und Amerikaner, wir alle 
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gaben unser Leben hin, damit kein Krieg wieder das Antlitz der Erde 
entstellte. 

Das Geräusch der sich erhebenden Körper war so gewaltig, daß die 
Kathedrale in ihren Grundvesten erbebte. Der Schrei der Millionen von 
„Unbekannten“ war von betäubender Macht: Wie kläglich-habt ihr uns 
mißverstanden — ihr Kriegsgläubige! Wie schändlich habt ihr verraten 
unsere Sache, die Sache der Gerechtigkeit, des Friedens, der Freiheit! 


* 


Ein neuer Sinn des ungeheuren Opfers steigt empor vor unserer 
Seele: Friede, nicht Krieg. 

Bisher ist in Deutschland kein „unbekannter Soldat“ begraben 
worden. Es wäre auch öde und leer, die kriegerische Geste der Entente- 
Staaten nachzuahmen. Aber ein neuer Sinn soll uns zusammenführen: 
Wir wollen einen „unbekannten Soldaten“ feiern, von dem wir nicht 
wissen, welchem Volke er angehört. Sein „Nationale“ ist uns nicht be- 
kannt — wir brauchen’s nicht erst zu Grabe zu tragen. Aber wir wissen: 
er kämpfte für Freiheit und Gerechtigkeit, für den Frieden der Welt. 

Ich weiß eine schlichte Kapelle, verborgen und unbekannt im Herzen 
Deutschlands. Sie wird zu Gottesdiensten nicht benutzt, ist durch keine 
Kriegspredigten entweiht, sie wartet auf einen neuen Gottesdienst im 
Geist und in der Wahrheit. Die großen Kathedralen mögen noch immer 
den „Krieger“ beherbergen: unsere schlichte Kapelle wird den „Fried- 
fertiger“ umschließen. Und die, die sich dort treffen, werden im Ernst 
die Worte schreiben können, die um den Grabstein des Unbekannten in 
Westminster Abbey geschrieben stehen: 

Als die Unbekannten und doch bekannt — — der Herr kennt die 
Seinen. 


mm) 


Deutsche Quäker als Kriegs- 
dienstverweigerer vor hundert Jahren. 
ons aulisHeibeck. 


In ihrer ersten enthusiastischen Zeit gingen die Quäker hinaus in 
alle Welt, ihre Botschaft zu verkünden. Sie gingen nach Rom zum Papst 
und zum Kalifen nach Konstantinopel. Sie zwangen zeitweise selbst 


Peter den Großen von Rußland in ihren Bann. Und sie sandten damals 


auch ihre Apostel nach Deutschland. George Fox, William Penn, Robert 
Barclay und manche andere durchwanderten Deutschland, und sie 
gewannen manche individuellen Freunde in Emden, Minden, Pyrmont, 
Hamburg, Danzig, Herford und anderen Städten. Zu Gemeindebildungen 
führten diese Besuche nur in Minden und Pyrmont. Ich habe kürzlich in 
Minden und Pyrmont und in der alten Quäkerbibliothek in London in 
vergilbten Dokumenten geblättert. In Minden fand ich u.a. die Prozeß- 
akten gegen deutsche Quäker, die Kriegsdienstverweigerer waren. Die 
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Akten stammten aus den Jahren 1818 bis 1835. Sie zeigen uns, wie mann- 
haft die jungen deutschen Quäker damals ihre Überzeugung vertreten 
haben. Die grausamsten Mißhandlungen konnten sie nicht wankend 
machen, und auch ihre Angehörigen blieben allen Verfolgungen gegenüber 
standhaft. Die Gemeinde zu Minden wurde schließlich unter der Vor- 
aussetzung geduldet, daß sie zu ihren Versammlungen und Andachten 
keine Gäste zuließ, daß sie keinerlei Werbetätigkeit entfaltete und keine 
Mitglieder aufnahm, ohne in jedem einzelnen Fall die besondere Ge- 
nehmigung des Königs von Preußen einzuholen. 

Die Prozeßakten der Mindener Kriegsdienstverweigerer sind nur 
noch lückenhaft vorhanden. Aber den Prozeß gegen Ernst Peitsmeyer 
können wir auf Grund der vorhandenen Akten in all’ seinen Stadien, 
von der Vernehmung durch den Kompagnieleutnant bis zur Entscheidung 
des Königs von Preußen und des „Königl. Geheimen Ober-Tribunals“ in 
Berlin, verfolgen. 

Aus dem Protokoll über die Vernehmung Ernst Peitsmeyers durch 
den Leutnant Zibler am 4. November 1820 erfahren wir, daß sich Ernst 
Peitsmeyer, der Sohn eines Bauern in Eidinghausen bei Minden, in den 
Jahren 1816 bis-1817 mit zweien seiner Brüder den Quäkern in Minden 
anschloß. Der ältere der Brüder hatte an den napoleonischen Kriegen teil- 
genommen, und er war bei Charleroi schwer verwundet worden. Er bezog 
daher als Kriegsinvalide einen monatlichen „Gnaden-Taler“. Nachdem 
er sich den Quäkern angeschlossen hatte, nahm er den Gnadentaler nicht 
mehr an, „weil er die Handlung, wofür man ihm den Taler geben will, 


nach seinen jetzigen Religionsgrundsätzen für sündhaft hält“. Der andere 


Bruder kam drei Jahre vor Ernst Peitsmeyer mit den Militärdienst- 
gesetzen in Konflikt. Da er sich trotz Verhaftung standhaft weigerte, 
Soldat zu werden, entließ man ihn schließlich in die Heimat. Eine grund- 
sätzliche Klärung sollte die Dienstpflichtfrage der Quäker aber im An- 
schluß an den Fall Ernst Peitsmeyer erfahren. Am Schluß des Protokolls 
über die Vernehmung Ernst Peitsmeyers heißt es: 

„Und wenn man mich nun in den Militärdienst aufnehmen will, so 
kann ich darein nicht willigen, noch Folge leisten, weil mein Glaube, von 
dessen Lehre und Grundsätzen ich rein durchdrungen bin, es durchaus 
verbietet, Waffen gegen Menschen zu führen, oder auch überhaupt nur 
Soldat zu sein. Ich habe die feste Überzeugung, daß mein Glaube mich 
von der Militärdienstpflicht entbindet und werde auch diese meine Sinnes- 
art unter keinen Umständen ändern, und auch dann selbst würde ich es 
nicht können, wenn man Zwangsmittel gegen mich anwenden wollte.“ — _— 
„Alle Vorstellungen über die Pflichten und Verbindlichkeiten des Unter- 
tans gegen den Staat in militärischer Beziehung, sowie über die Verant- 
wortlichkeit des Individuums bei Befolgung höherer Befehle, fanden bei 
dem Peitsmeyer keinen Eingang, und da derselbe bei seiner vorstehend 
gegebenen Erklärung beharrte, so wurde diese Verhandlung, indem Com- 
parent auch weiter nichts hinzuzufügen hatte, hiermit beschlossen.“ 

Man hatte Ernst Peitsmeyer gefangen gesetzt. Im Gefängnis erfuhr 
er aber eine durchaus menschenfreundliche Behandlung, während andere 
deutsche Quäker den brutalsten Tiorturen unterworfen wurden. Voll- 
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ständig entkleidet wurden sie auf Latten geschnallt, mit der Flachseite 
des Säbels wurden sie blutig geschlagen, bis die Säbelklinge zersprang, und 
andere Scheußlichkeiten mehr wurden an ihnen verübt. 

Die Mindener Quäker wandten sich nun, um die Freilassung Ernst 
Peitsmeyers zu erlangen, zunächst mit einem Gesuch an den Festungs- 
kommandanten von Minden, den Generalmajor von Schwichow. In diesem 
Gesuch heißt es u. a.: 

„Wenn nun gleich die Verfassung des Staates Kriegsrüstungen nötig 
findet, so bleibt dennoch unwidersprechlich, daß die Religion Christi und 
sein Evangelium Gehorsam gegen Gott und Liebe gegen die Menschen 
einschärft, deren Früchte nach der apostolischen Lehre, Gal. 5, 22, 
Eph. 5, 9, Liebe, allerlei Gütigkeit, Gerechtigkeit und Wahrheit ist. Dieser 
evangelischen Wahrheit in Deinem Herzen schreiben wir mit vieler 
Achtung und Erkenntlichkeit die gelinde Behandlung in dem Arrest 
unseres Freundes zu. Aber, o teurer General! möchte diese Frucht des 
Geistes doch in Deinem Herzen wirken, den Gehorsam gegen das Gesetz 
Gottes und den Gehorsam gegen das königliche Gesetz auf die Wage zu 
legen, und dem Höheren doch die Ehre, die uns obliegt gegen ihn, nicht 
zu versagen, ihn über alle Dinge zu fürchten, zu lieben und zu vertrauen. 
Dann würdest Du Grund haben, unseren leidenden Freund aus der Ge- 
fangenschaft loszusprechen und bei dem Staate ein Streiter für die wahre 
christliche Gewissensfreiheit, die der Gehorsam wirkende Glaube an Gott 
fordert, zu behaupten, worum wir in demütiger Verfassung des Herzens 
Dich zu bitten bewogen sind.“ 

Der General antwortete, daß er in dieser Sache nichts tun könne, 
sondern daß da nur die Regierung zuständig sei, er wolle seinerseits aber 
nicht den geringsten Widerstand in den Weg legen. 

Nach sechswöchentlicher Haft wurde Ernst Peitsmeyer aus der 
Gefangenschaft entlassen, und er war in der Folgezeit „mancher Prüfung 
von verschiedener Art, sowohl seiner Hausgenossen als auch anderer, aus- 
gesetzt“. 

Am 24. Oktober 1822 wurde er zum Landratsamt in Minden be- 
schieden. Er folgte der Vorladung, und es wurde das folgende Ver- 
handlungsprotokoll aufgesetzt: 


Minden, den 24. Oktober 1822. 


Der im Jahre 1820 dem 15. Regiment (Infanterie) zugeteilte Rekrut 
Quäker Ernst Peitsmeyer aus Eidinghausen war in Gefolge der Verfügung 
Hochlöbl. Regierung vom 27. vor. M. auf heute auf die hiesige Kreisstube 
behufs Vernehmung über seine Militärverhältnisse verabladet. Der 
Peitsmeyer deponierte: Durch verschiedene Mittel und Wege habe das 
15. Infanterie-Regiment ihn zur Eidesprästation und ’Tragung der Waffen 
zu zwingen versucht, ihn auch mit sechswöchentlichem Arrest belegt, aber 
weder diese Strafen noch andere Büßungen hätten ihn vermocht und 
würden nicht dazu dienen, seinen Religionsgrundsätzen zuwider zu 
handeln, welches man auch werde eingesehen und ihn deshalb wieder, ent- 


lassen habe. — Auf die an Comparenten gerichtete Frage, ob er es auch 
mit seinen Religionsgrundsätzen unvereinbar halte, selbst dann den 
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Militärdienst anzutreten, wenn er keine Waffen zu führen, sondern andere 
Dienstleistungen, z. B. als Tambour oder bei einer Handwerks- 
kompagnie usw. zu verrichten habe, erwiderte derselbe: Diese Frage 
müsse von ihm ebenfalls bejaht werden, da die Teilnahme an dem Kriegs- 
dienste sowohl aktiv als auch passiv und an allen Handlungen, welche im 
entferntesten damit in Verbindung ständen, mit seinen Religionsprin- 
zipien kollidiere. — Hierauf wurde dem Peitsmeyer die Verordnung vom 
22. Februar 1813 über das Ausweichen des Kriegsdienstes vorgelesen 
und deutlich verständigt, daß bei seiner bisherigen Beharrlichkeit auf der 
Verweigerung zum Eintritt in Kriegsdienste nicht allein der. Verlust der 
Befugnis, die Nationalkokarde zu tragen, gegen ihn eintreten, sondern er 
auch das Recht, ein bürgerliches Gewerbe zu treiben und Eigentum zu 
erwerben, verliere, überdies auch der Konfiskations-Prozeß gegen ihn 
angestellt und auf Verlust seines gegenwärtigen und zukünftigen Ver- 
mögens erkannt werden werde, worauf Comparent erwiderte, daß auch 
ein solches unchristliches Verfahren seine Gesinnung nicht ändern dürfe. 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben: Ernst Peitsmeyer, in 
fidem Der Kreis-Sekretär Peppmüller.“ 


Auf Grund dieser Erklärung Ernst Peitsmeyers wurde nun von 
Seiten der preußischen Regierung der Konfiskationsprozeß 
beim Oberlandesgericht zu Paderborn anhängig gemacht. 

Der Konfiskationsprozeß fand am 21. Juli 1823 in Paderborn statt. 
Ernst Peitsmeyer erschien persönlich, und er übergab dem Gericht eine 
Klagebeantwortung, in der es hieß: 

„Aus der mir eingesandten Konfiskationsklage sehe ich mich als 
Widerspenstiger unrecht beurteilt, denn ich bin willig, der Obrigkeit in 
allen Dingen Gehorsam zu leisten, wenn sie mich nicht wider das zu 
handeln auffordert, was der Herr von mir fordert zu lassen oder zu tun. 
Was die Waffen zu führen betrifft, bin ich lebendig überzeugt, daß sie 
gerade wider den sanftmütigen Geist Jesu Christi sind, der zu seinen 
Nachfolgern gesagt hat, Matth. 5, 43—44, „Ihr habt gehört, daß gesagt 
ist: Du sollst Deinen Nächsten lieben und Deinen Feind hassen, ich aber 
sage Euch, liebet Eure Feinde, segnet, die Euch fluchen, tut wohl denen, 
die Euch hassen, bittet für die, so Euch beleidigen und verfolgen, auf daß 
Ihr Kinder seid Eures Vaters im Himmel.“ Hier machte er einen deut- 
lichen Unterschied zwischen dem alten und dem neuen Bunde, wodurch 
er allen seinen Nachfolgern allen Streit untersagt, welches der Apostel 
bezeuget, 2. Korinther 10, 4, „Denn die Waffen unserer Ritterschaft sind 
nicht fleischlich, sondern mächtig vor Gott, zu verstören die Befestigungen.“ 
— Mit diesen Waffen, die unter dem neuen Bunde sollen geführt werden, 
welches Liebe, Demut und Glaube an die Kraft des Herrn ist, wünsche 
ich völlig umgeben zu sein, aber nicht mit fleischlichen Waffen, die zum 
Verderben eines Mitmenschen gereichen, der in gleichem Grad mit mir für 
Gott steht. Dies ist mein Glaube und meine Grundsätze, nicht aus Eigen- 
sinnigkeit, sondern durch.die lebendige Überzeugung des Geistes Jesu 
Christi, der uns von dem Geiste befreien will, der Böses mit Bösem ver- 
gilt. Dieses sind die Grundsätze, worauf ich mich berufen habe, die mich 
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von dem Militärdienste befreien würden. Hierdurch kann. ich so wenig 
mit Recht für widerspenstig erklärt werden, als daß an mir die nachteiligen 
Folgen von denen, die auf die Religion Christi’ Anspruch machen, in Aus- 
übung gebracht werden können. Denn es ist unumstößlich, daß die Frucht 
des evangelischen Geistes Jesu Christi ist allerlei Gütigkeit, Gerechtigkeit 
und Wahrheit, Epheser 5, 9, welches ich vertraue, daß das hohe Mini- 
sterium des Inneren nach der feierlichen Proklamation de dato Berlin den 
30. des 6. Monats, Juni genannt, 1817 feierlich anerkennt.“ 

Diese Klagebeantwortung nahm das Oberlandesgericht an, und es 
entschied wie folgt: 

„In Konfiskationssachen des Mindenschen Regierungs-Fiskus, 
Klägers, gegen den Kantonisten Ernst Peitsmeyer in Eidinghausen, Be- 
klagten, erkennt der erste Senat des königlich preußischen Oberlandes- 
gerichtes zu Paderborn den Verhandlungen gemäß hiermit für recht, daß 
der klagende Fiskus mit der Konfiskationsklage und zwar unter die Ver- 
urteilung in die Kosten, wovon die gerichtlichen niederzuschlagen, abzu- 
weisen sei.“ 

In der Begründung dieses Urteilsspruchs weist der erste Senat des 
Oberlandesgerichtes darauf hin, daß die Strafe der Vermögenskonfis- 
kation nur im Falle der Desertion schon eingetretener Soldaten oder auf 
Landesflucht (Austritt) Dienstpflichtiger nach den bestehenden Gesetzen 
anwendbar sei. Diese Gesetze träfen aber auf den vorliegenden Fall nicht 
zu, da der Beklagte sich nicht durch Entfernung aus seiner Heimat dem 
Militärdienst zu entziehen gesucht habe. Der preußische Fiskus beruhigte 
sich bei diesem Erkenntnis nicht. Infolge seiner Appellation kam die Sache 
zur erneuten Verhandlung an den zweiten Senat des Oberlandesgerichtes 
in Paderborn. In der Verhandlung vom 27. Dezember entschied der zweite 
Senat: 

„daß die Erkenntnis des ersten Senats dahin abzuändern, daß Fiskus 
mit seiner gegen Verklagten erhobenen Konfiskationsklage nicht 'abzu- 
weisen, vielmehr das inländische und ausländische Vermögen des Ver- 
klagten zum Besten der Regierungshauptkasse zu konfiszieren sei, derselbe 
aller künftigen Erbanfälle, des Bürgerrechts und der Nationalkokarde für 
verlustig zu erklären und die Kosten beider Instanzen zu kompensieren, 
wovon indes die auf Rechnung des Fiskus fallenden Gerichtskosten nieder- 
zuschlagen sind.“ 

Die Begründung dieses Urteilsspruchs möge hier wörtlich folgen: 

„Der Verklagte ist aufgefordert worden, seine militärischen ‚Pflichten 
als Untertan zu erfüllen, und man hat zu diesem Zweck versucht, ihn bei 
dem 15. Infanterie-Regiment als Rekruten einzustellen. Diese Bemühung 
ist indes vergebens gewesen, weil er vorgibt, ein Quäker zu sein und ihm 
als solchem seine Grundsätze nicht erlaubten, leibliche Waffen zu führen 
und gar seinen Feind anzugreifen, er sich vielmehr nur geistiger Waffen 
bedienen dürfe, und er seinen Feinden überall Verzeihung angedeihen 
lassen müsse. Der klagende Fiskus hat aber die Weigerung des Ver- 
klagten nicht für gegründet anerkannt, vielmehr gegen ihn, als einen 
solchen, der sich dem Kriegsdienst widerrechtlich entzogen, die Konfis- 
kationsklage angebracht, womit er jedoch in sententia a qua deswegen 
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zurückgewiesen worden, weil die betreffenden Gesetze im Landrecht und 
in der allgemeinen Gerichtsordnung nur von ausgetretenen Kantonisten 
redet, und der vorliegende Fall, wo ein widerspenstiger Kantonist wirklich 
im Lande bleibt, darin nicht besonders erwähnt worden sei. Gegen diese 
Entscheidung hat Kläger die Appellation eingelegt, und es ist auch nicht 
zu verkennen, daß seine Beschwerde über die im ersten Erkenntnis ent- 
haltene Bestimmung allerdings gegründet sei. Es ist nämlich nicht zu be- 
zweifeln und auch nie bezweifelt worden, daß die Verteidigung des Staates 
gegen Angriffe von außen die erste Pflicht aller seiner Mitglieder sei, so- 
fern nicht der Eine oder Andre auf eine zulässige Art außer Stand gesetzt 
wird, diese Pflicht zu erfüllen. Soweit die Geschichte reicht, gibt sie über- 
all die Beläge zu dieser rechtlichen Wahrheit, welche auch an sich schon 
deshalb über allen Einwand erhoben scheint, da ohne sie kein Staat bestehen 
und folglich auch der Zweck desselben nicht erreicht werden kann. Daraus 
folgt nun aber, daß jeder Einwohner eines Staates, welcher sich dieser 
ersten konstituierenden Staatspflicht willkürlich entzieht, nicht an den Vor- 
‚teilen teilnehmen kann, welche durch die Bildung eines Staats seinen Ein- 
wohnern verschafft werden und die besonders in dem ungestörten Genusse 
des bürgerlichen Eigentums bestehen, weshalb denn auch die Gesetzgebung 
diejenigen, welche sich durch die Flucht ihrer Verteidigungspflicht ent- 
ziehen, als solche ansieht, welche sich hinsichtlich des verlassenen Staats 
im Naturstande befinden, und ihnen die Fähigkeit, Vermögen in diesem 
Staat zu besitzen, oder zu erwerben, abspricht, und zwar in Gemäßheit der 
anerkannten Prinzipien des Naturrechtes. Daß aber diese Grundsätze nicht 
nur auf solche Individuen anzuwenden sind, welche durch ihre Entfernung: 
stillschweigend erklären, daß sie ihre erste Pflicht nicht erfüllen und auf 
die Gemeinschaft mit dem verlassenen Staate Verzicht leisten wollen, 
sondern auch auf solche, welche zurückbleiben und diese Erklärung wieder- 
holt und ausdrücklich von sich geben, wenngleich das Gesetz diesen Fall 
als einen beinahe unerhörten nicht ausdrücklich erwähnt, leidet um so 
weniger Zweifel, als eine ausdrückliche Erklärung wenigstens diejenigen 
Folgen nach sich ziehen muß, welche die Gesetze mit einer bloß vermuteten 
dieser Art verbunden haben. Da nun nach $ 31, Titt II Teil 2, des all- 
gemeinen Landrechts derjenige, welcher vermöge seiner Religionsmeinung 
etwas nicht tun will, wozu ihn das Gesetz verbindet, sich die nachteiligen 
Folgen gefallen lassen muß, welche mit der unterlassenen Beobachtung des 
Gesetzes verbunden sind, und dieses die Konfiskation des Vermögens mit 
der Verweigerung des Kriegsdienstes verbindet, so folgt, daß den Ver- 
klagten auch dieser Nachteil treffen muß, sowie auch derjenige, welcher 
durch die Verordnung vom 22. Februar 1813 noch besonders bestimmt 
und im Erkenntnis wertlich ausgedrückt ist. Daß den Verklagten hier- 
über seine angeblichen religiösen Überzeugungen, welche er vor einigen 
Jahren erworben haben will, nicht schützen können, geht einesteils schon 
aus dem angeführten Gesetze hervor, anderseits aber lehrt es noch der 
gesunde Menschenverstand, da dergleichen angebliche Überzeugungen, 
wenn sie bei’ sämtlichen Angehörigen eines Staates als allgemeine Wahr- 
heit angenommen werden könnten, einen solchen Staat notwendigerweise 
auflösen müßten. Da nun hiernach der Ausspruch des klagenden Fiskus 


176 


E 


als gegründet erscheint, so hat auch das erste Erkenntnis, durch welches 
dasselbe verworfen worden, abgeändert und, in der Art- wie geschehen, 
erkannt werden müssen.“ 

Da es nun für Ernst Peitsmeyer keine weiteren Möglichkeiten mehr 
gab, auf dem Instanzenwege der ordentlichen Rechtsprechung eine Re- 
vision des Urteilsspruchs zu erlangen, so wandte er sich mit einem Gnaden- 
gesuch an den König von Preußen, in dem es heißt: 

„Alle diese Behandlungen erdulde ich zwar, um den Frieden mit 
Gott zu bewahren und um Christi willen mit Geduld, aber dennoch habe 
ich es für meine Pflicht gefunden, ein solches Verfahren, Dir, meinem 
teuren Landesvater, in kindlicher Liebe vorzustellen, indem ich vertraue, 
indem Du die hier nachfolgende Wahrheit mit unparteiischem Herzen zu 
erwägen geruhen wirst, es nicht fehlen wird, ein solches durch Deine große 
auf Erden regierende Macht zur Ehre Gottes und Deinem zeitlichen und 
ewigen Frieden abzuändern.“ 

Ein englischer Quäker, Thomas Shillitoe, überreichte dieses Gnaden- 
gesuch im Sommer 1824 König Friedrich Wilhelm III. in persönlicher 
Audienz. Der König nahm es mit der Zusage entgegen, es dem Staats- 
ministerium zur Berichterstattung zugehen zu lassen. Es erfolgte aber 
zunächst, Anfang 1825, ein ablehnender Bescheid. Erst ein Jahr später, 
26. Februar 1826, erfolgte eine Milderung des Urteils durch das Königl. 
Geheime Ober-Tribunai, dahingehend, daß das in- und ausländische Ver- 
mögen des Beklagten nicht zum Besten der Regierungshauptkasse zu kon- 
fiszieren, er auch künftig nicht aller Erbanfälle für verlustig zu erklären 
sei, daß er aber wegen Verweigerung des Militärdienstes das Bürgerrecht, 
nach Befinden auch den Gewerbeschein, sowie das Recht zur Tragung der 
Nationalkokarde verlieren solle. Er wurde ferner für unfähig erklärt, 
öffentliche Staats- und Kommunalämter zu bekleiden, und es wurde ihm 
ein Vormund gestellt, auf dessen Namen Grundstücke eingetragen werden 
mußten, falls er solche erwerben sollte. 

Es ist nur zu verständlich, daß bei den deutschen Quäkern angesichts 
solcher Bedrückungen der Wunsch immer mächtiger wurde, in einem 
Lande zu leben, wo sie frei und ungehindert und durch die Militärgesetze 
unbehelligt ihrer religiösen Überzeugung leben konnten, und so wanderte 
denn eine deutsche Quäkerfamilie nach der anderen nach Amerika aus. 

Erst ein Jahrhundert später, nach Einführung der allgemeinen Dienst- 
pflicht in England und Amerika, während des Weltkrieges, wurden eng- 
lische und amerikanische Quäker vor den gleichen Gewissenskonflikt ge- 
stellt, vor den sich vor ihnen deutsche Quäker gestellt sahen. Und viele 
haben die Prüfung ebenso mannhaft bestanden wie ihre deutschen 
Glaubensgenossen hundert Jahre früher. 
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Die Wehrlosigkeit der Mennoniten und 
der Weltkrieg. 


Von Christian Neff. 


Die Wehrlosigkeit ist ein religiöses Grundprinzip der Mennoniten. 
Von Anfang an haben sie dasselbe in ihre Glaubenslehre aufgenommen 
und in ihrer Mehrzahl bis auf den heutigen Tag behauptet. Als die Ge- 
meinschaft vor 400 Jahren im Kampf mit Zwingli in Zürich entstand, da 
trat bald neben der Taufe und dem Eid die Verweigerung des Kriegs- 
dienstes und das Verbot des Waffentragens in den Vordergrund der 
Grundsätze, für die ihre Glieder voll Begeisterung eintraten und freudig 
Gut und Blut hingaben. 


„Nach dem Beispiel der ersten Christen führen sie (die Täufer) kein 
obrigkeitliches Amt, noch brauchen sie das Schwert; ihre einzige Waffe 
ist Geduld in Trübsal. Alle weltliche Regierung, aller Gebrauch der 
Gewalt und des Schwertes unter Christen ist unstatthaft und zu verbieten, 
ihr Los ist Demut und Leiden“, so urteilt treffend ihr bedeutendster 
Geschichtsschreiber (Cornelius, Geschichte des Münsterischen Aufruhrs, 
IS #23% 

Am 5. September 1524 schreiben Konrad Grebel und seine 
Genossen, die Begründer der jungen Gemeinschaft, an Thomas Münzer: 
„Man soll das Evangelium und diejenigen, welche es angenommen haben, 
nicht mit dem Schwert schirmen, wie du es für recht hältst und tust. 
Rechte, gläubige Christen sind vielmehr Schafe Gottes unter den Wölfen, 
Schafe, die zur Schlachtbank geführt werden. Sie müssen in Angst, Not, 
'Trübsal, Verfolgung, Leiden und Sterben getauft sein und in dem Feuer 
erprobt werden und das Vaterland der ewigen Ruhe nicht mit Erwürgung 
der leiblichen Ruhe finden, sondern die geistliche erlangen. Sie bedienen 
sich auch nicht des weltlichen Schwertes noch des Krieges, denn das Töten 
ist bei ihnen gar abgetan.“ 


Hch. Bullinger in seiner Schrift „Der Wiedertäufer Ursprung etc.“ 
und Joh. Keßler in seiner „Sabbata“ berichten ausdrücklich, daß die 
Täufer „kein Gewehr tragen, weder Schwert noch Degen, und den Krieg 
verwerfen, sowie jegliches Töten als dem Christen verboten.“ 


Zahlreiche Zeugnisse der zahllosen Märtyrer erhärten diese Tatsache. 
M ichael Sattler wurde am 20. Mai 1527 zu Rottenburg am Neckar 
in grausamster Weise hingerichtet, weil er gelehrt hatte, man solle die 
Kinder nicht taufen, nicht schwören noch Krieg führen. In seiner ergrei- 
fenden Verteidigungsrede sagt er u.a.: „Wenn der Türke ins Land käme, 
so dürfe man ihm keinen Widerstand leisten, denn es steht geschrieben: 
Ihr sollt nicht töten. Wir sollen uns gegen die Türken und unsere 
sonstigen Verfolger nicht wehren, sondern mit ernsten Gebeten bei Cott 
anhalten, daß er ihnen wehre und Widerstand leiste,“ 


Diesen Standpunkt der absoluten unbedingten Wehrlosigkeit teilt der 


Täuferführer Dr. Balth. Hubmaier (am 10. März 1528 zu Wien 
verbrannt) nicht. Er läßt den Gebrauch der Waffe zu. In seiner Schrift 
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„Vcm Schwert“ fordert er die Pflicht der Untertanen, der Obrigkeit mit 
dem Schwerte beizustehen, wenn sie uneigennützig das Böse zu strafen 
sucht. Darüber kam es in seiner Gemeinde zu Nikolsburg zu einer 
Tresnung. Seine Gegner, die jeglichen Gebrauch der Waffen verwarfen, 
nannten sich Stäbler, während Hubmaier und seine Anhänger Schwertler 
genannt wurden. Die Stäbler gehörten zu den strengsten Vertretern der 
Wehrlosigkeit, sie lehnten auch die mittelbare Unterstützung des Krieges 
ab und weigerten sich, dem Kaiser Karl V. „das Blutgeld und die Steuern 
zum Kriege“ zu geben. Ihr Standpunkt lebt heute noch fort in den 
huterischen Täufern. Der Begründer dieser Gemeinschaft Jakob 
Huter (1536 um seines Glaubens willen verbrannt) schreibt 1535 an 
die Landesherren in Mähren: ‚Ehe wir einem Menschen mit Wissen und 
Willen um einen Pfennig Unrecht täten, eher ließen wir uns um 
100 Gulden berauben und Unrecht tun. Und ehe wir unseren großen 
Feinden einen Streich geben mit einer Hand, geschweige mit Spieß, 
Schwert und Hellebarden, wie die Welt tut, eher stürben wir und ließen 
uns das Leben nehmen. Wir haben auch keine äußerliche Wehr, weder 
Spieße noch Büchsen, das jedermann wohl sieht und am Tage ist. Daß 
man aber sagt, wir haben uns zu Feld gelegt mit soviel Tausend, als 
wollten wir kriegen und dergl., wer solches redet, der redet als ein Un- 
nützer, Unerfahrener, als ein Lügner und als ein Bub. Wir wollten auch, 
daß alle Welt wäre wie wir, und wir möchten jedermann zu diesem 
Glauben bringen und bekehren, so würde alles Kriegen und Ungerechtig- 
keit ein Ende haben.“ : 

Man kann den Standpunkt der Wehrlosigkeit nicht schärfer und ent- 
schiedener zum Ausdruck bringen, als es in diesen Worten geschieht. So 
dachten und handelten die stillen Täufer. Es war ein trauriges 
Verhängnis, daß aus ihrer Mitte Männer erstanden, die schwärmerischen 
Ideen und aufrührerischen Tendenzen huldigten. Zu ihnen gehörten die 
Münsterischen Wiedertäufer. Das „Evangelium der Rache‘, das sie ver- 
kündigten und in die Tat umsetzten, war ein unerhörter Abfall von dem 
täuferischen Grundprinzip der Wehrlosigkeit. Mit tiefem Abscheu 
rückten die stillen Täufer von ihnen ab. Ihr bedeutendster Führer in 
Holland und Norddeutschland wurde Menno Simons. Er wandte 
sich mit flammendem Eifer in seiner ersten Schrift (Dezember 1535) 
gegen die Blasphemie Johanns von Leiden. In seinen andern zahlreichen 
Schriften finden wir z. B. folgende schöne Worte, die von der Wehrlosig- 
keit handeln: „Die recht getauften Jünger Christi kennen keine Waffen 
als allein Geduld, Hoffnung, Schweigen und Gottes Wort. Unsere Wagen- 
burg ist Christus, unsere Gegenwehr Dulden, unser Schwert Gottes Wort 
und unsere Siegeskraft ist der freimütige, feste und ungefärbte Glaube 
an Christum Jesum. — Wir lehren und bekennen kein anderes Schwert 
noch anderen Aufruhr in Christi Reich und Kirche, denn alleih das scharfe 
Schwert des Geistes, Gottes Wort. — Ein jeder hüte sich, daß er sich an 
dem Schwert nicht vergreife, auf daß er nicht in des Schwertes Strafe 
fällt“. — „Die Hilfe mit dem Schwert ist allen wahrhaften Christen durch 
Christum verboten. Es heißt nun im Neuen Testament für alle Recht- 
gläubige, daß sie geduldig leiden und nicht mit Schwertern und Büchsen 
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fechten sollen.‘ — „So hassen und bestrafen wir auch alle diejenigen, 
die mit dem Schwerte fechten.‘‘ — „Ach, lieber Leser, unsere Wehr und 
Waffen sind nicht Schwerter, Spieße, sondern Geduld, Schweigen, Hoff- 
nung und Gottes Wort. — Damit müssen wir schweren Streit vollführen 
und den Kampf gewinnen. Denn die Waffen unserer Ritterschaft sind 
nicht fleischlich, spricht Paulus. — — Die wahrhaften Christen wissen 
von keiner Rache, sondern in Liebe und Geduld fassen sie ihre Seelen 
und brechen ihren Frieden nicht, wenn sie auch mit Gefängnis, Folter, 
Armut, Schwert und Feuer verfolgt werden. Sie schreien und rufen 
nicht: Rache! Rache!, wie die Welt tut, sondern sie bitten mit Christo 
Jesu: Vater, vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was Sie. tun, ae 

So ist die Wehrlosigkeit allgemein gültiger Glaubens- 
satz der Mennoniten geworden. Er trat auf den Religionsgesprächen 
zu Zofingen 1532, Bern 1538, Frankenthal 1571, Emden 1578 und Leeu- 
warden 1596 mit aller Bestimmtheit und Entschiedenheit hervor. Wir 
finden ihn in sämtlichen Glaubensbekenntnissen der Täufer 
und Mennoniten. In dem von Schlattenam Randen (24. Februar 
1527) heißt es: „Das Schwert ist eine Gottesordnung außerhalb der Voll- 
kommenheit Christi — Christus verbietet selbst die Gewalt des Schwertes 
und sagt: Die weltlichen Fürsten herrschen — aber ihr nicht also. Die 
Weltlichen werden gewappnet mit Stachel und Eifer, aber die Christen 
sind gewappnet mit Wahrheit, mit Gerechtigkeit, mit Frieden, Glauben 
und Heil und mit dem Wort Gottes usw.“ Das Dordrechter Be- 
kenntnis von 1632, das heute als „christliches Glaubensbekenntnis 
der Waffenlosen“ noch für viele Mennonitengemeinden in Deutschland, 
Frankreich und Amerika bindend ist, verbietet ausdrücklich die „Rache 
und Gegenwehr“. 

In Holland hielt die strenge Partei der „feinen Mennoniten“ 
lange an dem Verbot der Waffenführung strikte fest. Sie nannten sich 
wehrlose Christen. Es war ihnen sogar verboten, auf Schiffen mit 
Geschützen als Passagiere, Schiffer oder Bootsleute zu reisen oder mit 
"a, ihrem Kapital an solchen sich zu beteiligen, „damit durch unsere Güter 
die Mordwaffen nicht verstärkt und anderen zur Beschirmung unserer 
leiblichen Güter Schwerter in die Hand gegeben werden, die wohl hundert- 
N mal mehr Schaden an unserm Nebenmenschen anrichten, als die zeitlichen 
Ki Güter wert sind, und so manchem den Weg zur Besserung abschnei- 
BR. den“. — Die „groben“ Mennoniten hielten die Notwehr für erlaubt und 
| nannten sich rachelose Christen; doch sei der offensive Krieg sowie 
jeder kriegerische Angriff unstatthaft, und deshalb dürfe kein Mennonit 
Soldat sein. Bei der Taufe forderten sie das Gelöbnis, Christo in „rache- 
loser Leidsamkeit alle Tage des Lebens nachzufolgen“. Fast 300 Jahre 
Mt lang behaupteten die holländischen Mennoniten (Taufgesinnte) die Wehr- 
IF): losigkeit mit geringen Ausnahmen. Als Napoleon I. Holland seinem 
Reich einverleibte, fiel dieser Glaubensartikel seiner brutalen Gewalt zum 
Opfer. Die holländischen Mennoniten wurden zum Kriegsdienst ge- 
zwungen; sie gaben den Widerstand auf. Nur vereinzelt fühlte man sich 
in seinem Gewissen beunruhigt. 1853 verließen zwei Prediger der alten 
Taufgesinnten zu Balk mit anderen Gemeindegliedern ihre Heimat und 
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siedelten nach Amerika über, um dort Freiheit vom Kriegsdienst zu 
genießen. 

Im Weltkrieg erwachte der Wehrlosigkeitsgedanke unter den 
holländischen Mennoniten zu neuem Leben. ‚Der Anti-Oorlog Raad in 
Holland ist vielleicht hauptsächlich durch die Anregung aus taufgesinnten 
Kreisen entstanden und hat wohl durch sie die wesentlichste Unter- 
stützung erfahren. Auf den Gemeentedagen zu Lunteren 1921 und 1922 
kam auch die Wehrlosigkeit zur Sprache und Verhandlung. Es entstand 
eine „Weerloosheidsgroep“, ein Verein, der am 17. Dezember 1923 festere 
Gestalt gewann. Zum Vorsitzenden wurde Prediger J. M. Leendertz zu 
Koog a.d. Zaan bestimmt, als ihr Zweck „Arbeidsgroep tot bevoordering 
van trouw aan het beginsel der weerloosheid onder Doopsgezinden“ (Ar- 
beitsgruppe zur ‚Stärkung der Treue an dem Prinzip der Wehrlosigkeit 
unter Taufgesinnten) bezeichnet. 

Auch in Deutschland hat Napoleon I., wo er die Macht hatte, 
mit rücksichtsloser Härte die Wehrlosigkeit unter den Mennoniten aus- 
gerottet. Auf der Ibersheimer Konferenz im Jahre 1803 haben die süd- 
deutschen Mennoniten den Beschluß gefaßt: „Das Gewehr- 
tragen ist der Lehre Jesu und dem Bekenntnis unseres Glaubens ent- 
gegen, weil nach derselbigen die Gläubigen einander in Liebe begegnen, 
aller Rache entsagen und Gott, dem dieselbe eigentlich gebührt, über- 
lassen sollen. Daher ist und bleibt auch bei uns der Wehrstand verboten; 
daß alle, welche freiwillig das Gewehr ergreifen, in unsere Kirchenstrafe 
fallen, keine geistliche Gemeinschaft mit uns haben, sondern ausge- 
schlossen werden sollen, bis sie davon abtreten und sich wieder mit der 
Gemeinde versöhnen.“ . 

Drei Jahre später wurden auf Napoleons Befehl alle zwanzigjährigen 
Jünglinge unter den Mennoniten im Rheinbund zum Kriegsdienst aus- 
gehoben, Vergebens sandten die pfälzischen Mennoniten zwei Abge- 
ordnete nach Paris, um Milderung oder Befreiung vom Militärdienst zu 
erlangen. Sie fanden kein Gehör; sie wurden nicht vorgelassen. — Man 
fügte sich dem Zwange; ein geringer Teil wanderte aus, wahrscheinlich 
nach Galizien und Rußland. Der Grundsatz der Wehrlosigkeit war ab- 
getan; er war bald völlig aus dem Bewußtsein der Gemeindeglieder ver- 
schwunden. Kaum einer unter den pfälzischen Mennoniten war in 
seinem Gewissen beunruhigt, als sie 1870 aufgerufen wurden, in den Krieg 
zu ziehen. Man hielt es allgemein als eine selbstverständliche Pflicht, 
dem Vaterland mit dem Dienst der Waffe beizustehen. Das gilt auch von 
den Mennoniten in Ostfriesland und in der Rheinprovinz. 
Der Reichsminister Herm. v. Beckerath, Mitglied der Cre- 
felder Mennonitengemeinde, konnte im Frankfurter Parlament er- 
klären, daß die Mennoniten ihre staatsbürgerlichen Pflichten auch im 
Wehrdienst erfüllen werden. 

Die Mennoniten in den westpreußischen Landge- 
meinden, an Zahl die größere Hälfte der norddeutschen Mennoniten, 
machten aber davon eine Ausnahme. Sie hielten an dem Grundsatz der 
Wehrlosigkeit zähe fest. Für viele unter ihnen war sie der wichtigste 
Lehrpunkt ihrer Gemeinschaft. Man kann nicht ohne Rührung lesen, 
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was Peter Fröse in seinem Schriftchen „Liebreiche Erinnerung 
an die mennonitischen Glaubensgenossen in Hinsicht des Glaubens- 
artikels von der: Wehrlosigkeit“ 1850 schreibt. Er sieht in der Aufgabe 
der Wehrlosigkeit die alleinige Ursache des äußeren und inneren Ver- 
falls der Gemeinden. Die Geschichte der Wehrlosigkeit der westpreu- 
Bischen Mennoniten hat der bekannte Germanist Dr. W. Mannhardt 
in seiner Schrift „Die Wehrfreiheit der altpreußischen Mennoniten“, 
Marienburg 1863, ausführlich beschrieben. Mit welch großen Schwierig- 
keiten und Widerständen hatten sie in dem Militärstaat Preußen zu 
kämpfen! König Friedrich Wilhelm I. hatte ihre Vertreibung aus dem 
Lande befohlen (22. Februar 1732). Doch sie hielten aus und ließen 
sich keine Mühe und Opfer verdrießen, um ihrem Prinzip treu zu bleiben. 
Als in Preußen die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wurde, erreichten 
sie durch die Königl. Kabinettsordre vom 3. März 1863, daß sie vom 
Dienst mit der Waffe befreit wurden. „Zur Genügung ihrer Militär- 
pflicht sollten sie als Krankenwärter für die Lazarette oder als Schreiber 
für die Landwehr-Bezirk-Kommandos, sowie als Ökonomie-Handwerker 
und als Trainfahrer ausgebildet‘ werden. Einer strenggläubigen Minder- 
heit genügte das nicht; sie waren nicht damit zufrieden; sie sahen darin 
einen Bruch mit dem alten Wehrlosigkeitsprinzip und wanderten nach 
Nordamerika aus. Die zurückgebliebene Mehrzahl fügte sich in die neue 
Ordnung und hielt mit Strenge an dem Verbot des Waffentragens fest. 
Wer freiwillig den Dienst mit der Waffe in irgend einem Heeresabteil 
übernahm, wurde mit dem Ausschluß aus der Gemeinde bedroht. Aber 
das Verbot fand nicht allgemeine Beachtung. Immer häufiger wurde das 
Prinzip der Wehrlosigkeit durchbrochen. 

Im Weltkrieg haben wohl die meisten sich mit dem Dienst der 
Waffe ihrem Vaterland zur Verfügung gestellt. Das beweist der große 
Prozentsatz der Gefallenen unter den deutschen Mennoniten. Der Christ- 
liche Gemeindekalender 1916 bis 1922 weist die Namen von 356 Menno- 
niten auf, die den Heldentod starben. Manche Gemeinden hatten keine 
Angaben eingeschickt. So darf man wohl die Zahl auf 400 erhöhen. Das 
sind bei einer Gesamtseelenzahl der deutschen Mennoniten von kaum mehr 
als 24 000 über 16 Prozent. Und doch haben viele Mitglieder der west- 
preußischen, badischen und elsässischen -Mennoniten aus Gewissens- 
gründen von dem Recht der königlichen Kabinettsordre Gebrauch ge- 
macht. Restlos ist die Wehrlosigkeit von den deutschen Mennoniten nicht 
aufgegeben. Auf der Konferenz der süddeutschen Mennoniten am 
3. Dezember 1923 wurde der einstimmige Beschluß gefaßt, bei etwa be- 
vorstehender Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht mit allen 
Kräften dahin zu wirken, daß dabei die Schonung der Gewissen der 
wehrlosen Christen gesetzmäßige Berücksichtigung findet. — 

In Frankreich und Galizien (Österreich) haben die 
Mennoniten ebenfalls nach anfänglich zugestandener Wehrfreiheit unter 
äußerem Zwang die Militärdienstpflicht übernommen. Das gilt merk- 
würdiger Weise auch von den schweizerischen Mennoniten. 
Jahrhunderte lang behaupteten sie unter Kämpfen, die ein ergreifendes 
Zeugnis religiöser Treue und Beharrlichkeit bilden, die volle Wehrlosig- 
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keit. Im Jahre 1850 wurde durch Beschluß der Bundesversammlung das 
Privilegium der Wehrfreiheit aufgehoben. Wir hören nichts davon, daß 
sie diesem Beschluß einen allgemeinen starken Widerstand entgegen- 
gesetzt haben. 

Tief ergreifend ist das Geschick der wehrlosen Mennoniten 
in Rußland. Auf ewige Zeiten wurde ihnen durch das große Gnaden- 
privileg Kaiser Pauls I. 1800 die Befreiung von allem Kriegsdienst zu- 
gesichert. Fast 100 Jahre lang blieben sie unbehelligt im Genuß dieses 
Privilegs. Als aber 1874 die allgemeine Wehrpflicht eingeführt wurde, 
ergriff eine große Beunruhigung die Gemüter, man dachte an eine all- 
gemeine Auswanderung. Durch langwierige Verhandlungen mit der Re- 
gierung kam ein Gesetz vom 14. Mai 1875 resp. 25. Juni 1880 zustande, 
nach welchem die Mennoniten vom Dienst mit der Waffe befreit wurden 
und ihre Militärpflicht in einem militärisch organisierten Forsteidienst 
(Menn. Lexikon, 14. Lieferung) ableisten durften. Damit konnte ein 
großer Teil sich nicht befreunden. Er wanderte nach Amerika aus. Es 
war nahezu ein Drittel der damals in Rußland ansässigen Mennoniten, 
etwa 30 000 Seelen. 

Beim Ausbruch des Weltkrieges begann das entsetzliche Leiden der 
russischen Mennoniten. Sie wurden vielfach als deutsche Spione an- 
gesehen und behandelt. Die wehrkräftigen Jünglinge und Männer wurden 
im Sanitätsdienst verwendet. Einige gerieten in deutsche Gefangen- 
schaft und wurden dann ausgetauscht. Der Einmarsch der deutschen’ 
Truppen brachte ihnen eine vorübergehende Erleichterung, aber um so 
schlimmer wurde ihre Lage nach dem Wegzug des deutschen Militärs. 
In der äußersten Bedrängnis griffen sie zumbewaffneten Selbst- 
schutz, um sich gegen die Mordbanden der Revolution zu wehren; sie 
unterlagen. Bitter bereuten es viele, daß sie dem Prinzip der Wehr- 
losigkeit untreu geworden waren, und sahen die grauenhafte Hungers- 
not, die über ihr armes Brudervolk hereinbrach, als Strafe und Folge 
ihres Abfalls an. Die meisten wollen jetzt nach Amerika auswandern. 


- Im Juli 1923 begann die Massenauswanderung. Zirka 4000 begaben sich 


nach Canada in Nordamerika. Das nächste Frühjahr soll die Fortsetzung 
des Wegzugs bringen. 

Amerika ist das Ziel des Auswandererstroms. Dorthin richten sich 
die Blicke der hart heimgesuchten Brüder. Dort, so hoffen sie, winkt 
ihnen die volle Glaubensfreiheit. Aber auch die Mennoniten in 
Amerika blieben in ihrem Standpunkt der Wehrlosigkeit nicht un- 
angefochten. Im Jahre 1775 wurde in Pennsylvanien durch ein Gesetz 
der Colonial Assembly den Mennoniten und Quäkern unter gewissen Be- 
dingungen die Befreiung vom Militärdienst bewilligt. Aber in Virginien 
wurden die Mennoniten kurz vor dem Bürgerkrieg gezwungen, an mili- 
tärischen Übungen teilzunehmen. Als sich Chr. Guth, ein späterer 
„Bischof“ der Altmennoniten, hartnäckig weigerte, wurde er erst nach 
längerer Gefängnishaft gegen Bezahlung von 500 Dollars in seine Heimat 
entlassen. Im Jahre 1862 wurden 70 Mennoniten und Dunbards wegen 


_ Verweigerung des Heeresdienstes in das gefürchtete Libby-Gefängnis 


gesperrt. Schließlich kam ein Gesetz zustande, nach dem ihnen gegen 
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Bezahlung von 500 Dollars im einzelnen Fall Befreiung vom Waffendienst 
gewährt wurde. 

Die amerikanischen Mennoniten sind ihrer großen Mehrzahl nach 
Ankänger des strengsten Wehrlosigkeitsprinzips; sie halten jegliche 
direkte und indirekte Unterstützung von Kriegsmaßregeln für unerlaubt. 
Dieser Standpunkt kam auf der großen allgemeinen Konferenz zu Bern 
im Jahre 1913 fast einmütig zum Ausdruck. Im Weltkrieg aber bestand 
er die Feuerprobe unter mannigfachen Kämpfen, Leiden, Bedrängnis und 
Verfolgung. Auf der General-Konferenz der Altmennoniten zu Archbold, 
Ohio, vom 18. bis 20. August 1915, stärkte man sich zu dem bevorstehen- 
den Kampf in dem einhelligen Bekenntnis: „Wir glauben, daß im Lichte 
des Lebens und der Lehre Christi und der Apostel kein Christ teilnehmen 
darf an menschenmordenden Kriegen unter keinerlei Umständen und 
auf keinerlei Weise (Matth. 26, 51. 52; Joh. 18, 36; Röm. 12, 17—20 und 
2. Kor. 10, 4). Es gilt, lieber Leiden und Verfolgung zu wählen, als Ge- 
waltmaßregeln gegen andere zu üben.“ In diesem Sinne ging ein 
Schreiben an den Präsidenten Wilson. In gleicher Weise sprach sich die 
Ohio-Konferenz vom 23. bis 24. Mai 1917 aus (J. S. Hartzler, Menno- 
nites in the Worid War, Scottdale 1921, S. 58). Im Juli desselben Jahres 
richteten die huterischen Brüder ein Schreiben an den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten mit der Bitte um Schonung ihrer Gewissensüber- 
zeugung. Darin heißt es u.a.: „In der Taufe‘haben wir Gott und der 
Gemeinschaft auf gebeugten Knien versprochen, uns mit der Seele, Leib 
und allem Gott zu weihen und ihm zu dienen nach der Art und Weise, 
welche wir aus seinem Wort erlernt haben und die ihm angenehm ist. Wir 
bitten demütig den obersten Beamten des Staates, daß nicht von uns ver- 
langt werde, Christo und seiner Gemeinde ungehorsam zu werden, und 
wir sind entschlossen, durch Gottes Hilfe und Gnade, Trübsal und Ver- 
bannung zu leiden wie unsere Väter zu der Zeit der religiösen Intoleranz, 
lieber als unsere Gewissensüberzeugung zu verletzen und uns an unserem 
Gott zu versündigen“ (John, Horsch, Die biblische Lehre von der Wehr- 
losigkeit, Scottdale, Pa., 1920 und Steinkopf, Stuttgart, S.40). Auf einer 
Zusammenkunft zu Clinton Frame Church am 21. Juli 1917 war man 
allgemein einig in der völligen Verwerfung des Kriegsdienstes. „Mag 
kommen, was da wolle, unsere ausgehobenen Gemeindeglieder wollen Gott 
und der Gemeinde treu bleiben, sie bitten um die Fürbitte ihrer Mit- 
brüder in der Stunde der Versuchung.“ Am 28. August 1917 kam ein 
Schriftstück zustande, das den ablehnenden Standpunkt der Altmenno- 
niten in der Wehrfrage gründlich und eingehend darlegte. Ein bedeut- 
sames Schriftstück! Drei Brüder wurden abgeordnet, es in Washington 
der Regierung vorzulegen. Dort trafen sie mit Vertretern der Alt- 
amischen Mennoniten und solcher der Franconia-Konferenz zusammen, 
die in gleicher Absicht bei der Bundesregierung vorstellig wurden. Sie 
fanden großes Entgegenkommen. In zehn Punkten wurde ihre Stellung 
zur Wehrfrage festgesetzt. Der erste Punkt lautet: „Keiner der Brüder 
darf in irgend einer Form, die seinen Glauben und sein Gewissen ver- 
letzt, zum Heeresdienst gezwungen werden.“ — Diese Regelung erregte 
großes freudiges Aufsehen unter den amerikanischen Mennoniten. 
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In Canada ward den in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
eingewanderten russischen Mennoniten volle Befreiung vom Militärdienst 
gewährt — ohne irgendwelche Beschränkung. 1906 wurde diese Ver- 
günstigung nochmals bestätigt. So wurde es denn auch gehalten, bis der 
Weltkrieg ausbrach und die Militärdienstakte von 1917 publiziert 
wurde. Nun kam es auch hier zu mancherlei Belästigungen der Menno- 
niten durch übereifrige Unterbeamte; aber bei Berufungen wurde fast 
überall und immer Befreiung gewährt, und die betreffenden Beamten und 
Offiziere wurden zur Rechenschaft gezogen. 

Nach Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg wurden 
alle Mennoniten im Lande vom 21. bis 31. Jahre zur Musterung aufge- 
rufen. Man ging dabei nicht einhellig vor. Trotz der Verfügung des 
Staatssekretärs des Krieges vom 27. April und 30. Juli 1918, daß die in 
ihrem Gewissen beschwerten Gegner des Krieges nicht gezwungen 
werden dürfen, die Uniform zu tragen, mußten doch manche teils kurze 
Zeit, teils bis an das Ende des Krieges den Waffenrock tragen. Anfangs 
verstand man unter Gewissens-Gegnern des Krieges nur solche, die einer 
religiösen Gemeinschaft angehörten, deren Glaubensgrundsätze den 
Kriegsdienst verbieten. Als man alle darunter begriff, die erklärten, sie 
könnten aus Gewissensgründen nicht in den Krieg ziehen, kam es natür- 
lich zu mancherlei Unzuträglichkeiten. Der Staatssekretär des Krieges 
setzte nun eine Untersuchungskommission ein (1. Juni 1918), die fest- 
stellen sollte, ob alle Gewissens-Gegner des Kriegs auch in Wahrheit 
solche sind. Das war schwer festzusetzen. Die Behandlung derer, die 
aus Gewissensnot den militärischen Gehorsam verweigerten, war eine un- 
gemein harte und grausame. Sie wurden in Kriegslagern untergebracht 
in gefängnismäßiger Weise und mußten hier oft das Schlimmste erdulden 
bei ihrer Weigerung, Dienste zu militärischen Zwecken zu tun. Ihre 
Briefe lesen sich wie Berichte der Märtyrer. Zwei huterische Brüder, 
Josef und Michael Hofer, sind im Fort Leavenworth, Kansas, wohin alle 
renitenten Gewissens-Gegner des Kriegs gebracht wurden, unter den 
grausamsten Mißhandlungen gestorben (nähere Nachrichten über die 
Schicksale der Huterer im Weltkrieg siehe Menn. Lexikon, Artikel 
Elmspring).*) 


*) Wir bringen hier im Auszug einen Bericht über das Schicksal dieser beiden 
huterischen Mennoniten, sowie über David Hofer und Jakob Wipf, die 1918/19 
wegen Militärdienstverweigerung in den Vereinigten Staaten ins Gefängnis geworfen 
worden sind. Der Bericht von J. G. Ewert, Hillsboro, Kans., den uns Pfarrer Neff 
zur Verfügung stellte, beruht auf der Erzählung von David Hofer und wurde be- 
stätigt durch den unabhängigen Bericht von Jakob Wipf. 

Die vier oben erwähnten mennonitischen Brüder wurden wegen Militär- 
dienstverweigerung verhaftet und aus ihrer Heimat in Süd-Dakota nach Camp 
Lewis, Wash., überführt. Schon unterwegs schor man ihnen entgegen ihrer Sitte 
höhnisch Bart und Haar. Da sie auch im Lager jeden Militärdienst, auch das 
Tragen der Uniform (die Brüder haben ihre eigene Tracht) verweigerten, 
wurden sie sofort in Haft genommen und nach zwei Monaten zu einer Gefängnis- 
strafe von 37 Jahren verurteilt,'die der kommandierende General auf 20 Jahre 
herabsetzte. Zu zwei und zwei an Händen und Füßen zusammengekettet, wurden 
sie unter der Obhut von vier bewaffneten Leutnants nach dem Militärgefängnis 
auf der Insel Alcatraz in der San Francisco Bai gebracht. Nur die Fußfesseln 
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Die Mennoniten auf der Farm wurden aufgesucht und aufgefordert, 
Kriegsanleihen zu zeichnen. Im Weigerungsfall*) kam es vor, dab man 
sie beschimpfte, schlug, ihre Häuser und auch die Kirchentüren mit gelber 
Farbe bestrich, sie aus den Wohnungen zog, die Kleider vom Leibe riß 
und sie mit Teer anstrich, worauf man sie mit Federn spickte. Unter 
solchen Qualen gaben manche nach und erklärten sich bereit, für das Rote 
Kreuz 50 Dollar zu zahlen. — — 

Was hier von Kriegsleiden aus der Schrift Hartzlers „Mennonites 
in the World War“ berichtet wird, gilt hauptsächlich von den Alt- 
Mennoniten. Auch unter den amerikanischen Mennoniten haben manche 
im Weltkrieg den Dienst mit der Waffe sogar an der Front ver- 
richtet, sei es unter dem Druck der Staatsgesetze oder der öffentlichen 
Meinung oder freiwillig in patriotischem Pflichtgefühl. Näheres steht 
mir darüber noch nicht zu Gebote. 
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wurden am Tage aufgeschlossen. „Des Nachts mußten zwei und zwei zusammen 
platt auf dem Rücken liegen, zwiefach aneinander gekettet.“ 

In Alcatraz „wurden sie in den unteren Kerker gebracht, in dunkle Einzel- 
zellen, voll Unrat und Gestank (Der Kerker liegt tiefer als der Meeresspiegel; 
und das Seewasser sickert durch die Mauern herein.).“ Ihre Kleider wurden ihnen 
genommen, „die Uniform ihnen hingeworfen mit den Worten: „Wenn ihr euch 
nicht fügt, müßt ihr hier bleiben, bis ihr den Geist aufgebt, wie die vier, die wir 
gestern von hier hinausgetragen haben.“ “ 

„Die ersten vierundeinhalb Tage erhielten sie gar kein Essen, nur alle 
24 Stunden ein halbes Glas Wasser. Des Nachts ‘mußten sie auf dem naßkalten 
Zementboden schlafen, ohne Decken. Die nächsten anderthalb Tage mußten sie 
stehen mit den Händen überm Kopf kreuzweise so hoch in die Höhe geschnallt und 
an die Eisenstangen angekettet, daß sie nur mit knapper Not mit den Füßen den: 
Boden erreichen konnten.“ „Sie konnten während dieser Zeit nicht miteinander 
sprechen, da sie zu weit auseinander waren.‘ Nach fünf Tagen wurden sie in den 
Hof gebracht. „Sie waren von einem Ausschlag bedeckt, von Insekten zerfressen 
und ihre Arme so geschwollen, daß sie die Ärmel ihrer Jacken nicht darüberziehen 
konnten. Sie waren im Kerker auch mit Knüppeln geschlagen worden. Michael 
Hofer war einmal so grausam geschlagen worden, daß er bewußtlos hinfiel.“ Erst 
am Abend bekamen sie Speise. „Darauf wurden sie wieder in ihre Zellen Tag und 
Nacht eingesperrt.“ Nur des Sonntags durften sie unter strenger Wache eine 
Stunde im Hof sein. ; 

Vier Monate brachten die mennonitischen Brüder so im Gefängnis von Alcatraz 
zu; dann wurden sie Ende November nach Fort Leavenworth versetzt und wieder 
zwei und zwei zusammengekettet von sechs Bewaffneten dorthin geführt. 

Nach vier Tagen und fünf Nächten kamen sie nachts an und wurden unter 
grausamster Behandlung „wie die Schweine“ hinauf zum Fort „getrieben“ und 
mußten dort stundenlang in Unterkleidern in der Kälte auf die Uniformen warten. 

# Jakob Wipf und David Hofer wurden in die Einzelzellen der Kerker hinab- 
geführt, „weil sie auch hier die Gefängnisarbeit unter Militärkontrolle verwei- 
gerten. Sie mußten ihre Hände durchs Eisengitter stecken, wo sie dann zusammen- 
gekettet wurden. So mußten sie neun Stunden am Tag stehen und erhielten nur 
Brot und Wasser zur Speise. Dies. wurde 14 Tage so fortgesetzt; dann erhielten 
sie 14 Tage lang regelmäßige Mahlzeiten, und sö abwechselnd weiter.“ 

Joseph und Michael Hofer hatten in das Hospital gebracht werden müssen 
und als sie heftig erkrankten, telegraphierte Jakob Wipf an die Frauen der beiden. 
Als sie kamen, fanden sie ihre Männer „den Tode so nahe, daß sie kaum: mehr 
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Internationalismus und Sozialismus.**) 
Von J.. Ramsay MacDonald. 


I. 


Dadurch, daß der Krieg die durch das Militär zusammengehaltenen 
politischen Staatengebilde wie Österreich-Ungarn und Rußland zerstört 
hat, wurde Europa zum Kampfplatz der befreiten Nationalitäten, die nun 
die Bildung völkischer Staaten und die Verkörperung völkischer Ver- 
schiedenheiten in unabhängigen Staaten zu erringen streben. 

Weltherrschaft war ein Traum militaristischer Staatsmänner, und 
dieser Traum muß, der Natur der Dinge nach, eitel sein. Da es im 
Ringen um die Weltherrschaft immer Rivalen gibt, so wird jeder, der sich 
diesem Ziel einigermaßen genähert hat, zum Kampf herausgefordert und 
gestürzt. Wenn sie einen gewissen Punkt überschreitet, bedeutet Aus- 
dehnung Schwächung; die angegliederten Staaten empören sich. So ist 
die Geschichte der modernen Welt ein einziger ununterbrochener Kampf 


mit ihnen sprechen konnten. Als sie am nächsten Morgen früh wieder eingelassen 
wurden, war Joseph Hofer schon tot und der Leichnam eingesargt“. Ein paar 
Tage später starb auch Michael Hofer. David Hofer war bei seinem Tode zu- 
gegen, wurde aber dann wieder in seine Zelle und seine Ketten zurückgebracht. 

Am nächsten Morgen wird er plötzlich entlassen, ohne von Jakob Wipf Ab-‘ 
schied nehmen zu dürfen. 

„Am 6. Dezember erließ der Staatssekretär des Krieges eine Ordre, wonach die 
Ankettung der Militärgefangenen sowie andere grausame körperliche Strafen nicht 
mehr erlaubt werden sollten. Als aber etwa fünf Tage später zwei der huterischen 
Brüder nach Fort Leavenworth gegangen waren, um Jakob Wipf zu besuchen, 
fanden sie ihn noch in der einsamen Zelle, mit den Händen am Eisengitter ange- 
kettet, neun Stunden den Tag stehend. Mittags wurde er 30 Minuten losgelassen, 
um wieder sein Brot und Wasser zu verzehren. Und um %6 Uhr erhielt er wieder 
dasselbe, als er für die Nacht losgelassen wurde.“ Nachts erhielt er vier Decken, 
„mußte aber auf dem Zementboden schlafen, und Wanzen waren da ohne Zahl“. 

Am ı2. Dezember endlich fand das Anketten ein Ende. Den Gefangenen in 
Einzelhaft wurden auch Bohlen auf die Erde gelegt. „Weitere Verbesserungen 
‘fanden noch statt, nachdem um Weihnachten dem Kriegsdepartement die vielen 
Bittschriften vorgelegt worden waren.“ 

„Jakob Wipf gehörte noch nicht zu den 113 Kriegsdienstverweigerern, die in- 
folge der Ordre des Staatssekretärs am 27. Januar 1919 von Fort Leavenworth 
freigelassen wurden. Erst am 13. April 1919 wurde dieser Dulder aus der Ge- 
fangenschaft entlassen. Viele andere mußten bedeutend langer bleiben.“ DR 

„Der Fall dieser vier huterischen Mennoniten ist einer von außergewöhnlicher 
Härte; aber Hunderte von Mennoniten und andere Wehrlose sind mit ähnlicher 
Schande und Grausamkeit behandelt worden, in den Arrestzellen der Übungslager 
und in den Militärgefängnissen.“ D.R. 

*) Daß dabei keine habsüchtigen Motive mitspielten, erhellt deutlich aus der 
- Tatsache, daß bei dem 1917 gegründeten Mennoniten-Hilfswerk zur . Linderung der 
“ Kriegsleiden noch vor Beendigung des Krieges 400 000 Dollars eingingen. Davon 
wurden monatlich 5000 Dollars an die Quäker in England zu Wiederaufbauzwecken 
: geschickt. Mit den Quäkern arbeiteten die Mennoniten in Frankreich zusammen 
am Wiederaufbau der im Krieg zerstörten Gegenden (Siehe Menn. Lexikon, Artikel 


 Emergency-Relief.). 


- **) Anmerkung des Herausgebers: Als uns dieser Artikel zur Verfügung ge- 
stellt wurde, war sein Verfasser selbstverständlich noch nicht britischer Premier- 
 minister. Wir haben ihm auch den deutschen Abdruck nicht vorgelegt. 
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zwischen Imperialismus und Selbstverwaltung, der nur im Laufe der Zeit 
nicht mehr von Königen, sondern von Völkern, nicht mehr von der Auto- 
kratie, sondern 'von der Demokratie ausgefochten wird. Als ein solcher 
Kampf muß auch der Weltkrieg aufgefaßt werden. Sein Ausgang hat 
die militärischen Grundlagen der besiegten Mächte zerschlagen und 
schwere innere Unruhen für die Sieger heraufbeschworen, wie sie Groß- 
britannien jetzt in Irland, Indien und Ägypten verspürt. 


Aber, wie stets in solchem Fall, kaum befreit, fangen die Opfer der 
Unterdrückung selber an, zu unterdrücken. Aufgewachsen in der Schule 
der Tyrannei können sie der Versuchung nicht widerstehen, zum Beweis der 
gewonnenen Selbständigkeit schwächeren Völkern ihre Macht zu zeigen. 
Die Erinnerung an alte gefallene Militärmonarchieen erwacht in den 
Völkern zu neuem Leben. Längst vergangene historische Macht, die sich 
stets nur auf das Schwert stützte, wird’zu einem neuen politischen Ideal 
und die Feier des Befreiungstages zum Ausgangspunkt einer neuen Epoche 
imperialistischer Politik. 

Heute müssen die europäischen Staatsmänner das Problem der 
Völkerbefreiung‘ nicht nur in dem Punkt lösen, wie sie zunächst durch- 
zuführen, sondern auch wie sie nachher zu begrenzen ist. In diesem 
Punkte ist die Stellung des Sozialisten ganz klar. Solange die sozia- 
‚listische Internationale existiert, hat sie Nationalitäten anerkannt. 
M. Longuet’s Buch über Karl Marx und die Internationale bestätigt dies 
durchaus, und seit der Gründung der zweiten Internationale bis zum 
Ausbruch des Krieges wurden die verschiedenen Nationalitäten inner- 
halb politischer Staatengebilde wie der österreichischen Monarchie als 
gesonderte Einheiten anerkannt und sandten ihre gesonderten Vertreter- 
gruppen zum Kongreß. Es mag als Widerspruch erscheinen — obgleich 
es das in Wirklichkeit nicht ist —, daß der Sozialist einerseits im wirt- 
schaftlichen Klassenkampf einen Unterschied der Nationalitäten nicht 
anerkannte, sondern die Linie, die den sozialistischen Kampfplatz um- 
grenzt, horizontal durch alle Nationen hindurch und nicht vertikal 
zwischen ihnen gezogen wissen wollte, andrerseits aber volle Berück- 
sichtigung der Nationalität in allen Dingen der Selbstverwaltung for- 
derte, wie auch nationale Freiheitsbestrebungen stets von dem inter- 
nationalen Sozialismus freudig begrüßt und willkommen geheißen 
wurden. 


Was ihm dagegen immer verdächtig war, ist der aggressive Natio- 
nalismus, der die Feindseligkeiten und Eifersüchteleien der Rasse betont 
und am Leben erhält, und der nur selten im einfachen Volk zu finden ist. 
Aber wenn die Nationalität von der akademischen Propaganda ausge- 
beutet wurde, wenn sie zum Vorspann rivalisierender Glaubensbekennt- 
nisse und entgegengesetzter Wirtschaftsinteressen diente, wenn sie in 
ihrem Egoismus wirklich Schranken (wie die Zollgrenzen) zwischen den 
Völkern aufrichtete und sie politischen Tatsachen gegenüber blind machte 
(wie die nationalistischen Konflikte in den Belfaster Werften beweisen), 
dann hat der Sozialismus seine warnende Stimme erhoben und das Volk 
daran erinnert, welches Unheil dieser Mißbrauch des nationalen Geistes 
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zuwege bringen, und wie gefährlich er den heiligsten Gütern der Mensch- 
heit werden kann. Wenn völkische Verschiedenheiten, die zu allererst 
von akademischen Köpfen zu einem Kampf rivalisierender Kulturen um- 
gemünzt wurden, vom Militarismus aufgenommen. zu kriegerischen 
Konflikten zwischen den Völkern führten, dann mußte der Sozialist dem 
Nationalismus die Schuld zuschreiben und die Arbeiter aller Länder 
aufrufen, sich eher um das Banner der Menschheit als um eine nationale 
Fahne zu scharen. 

Muß nicht jeder vernünftige Mensch jetzt erkennen, wie klug diese 
Einstellung war? Nur wer wirklich stolz auf seine Rasse ist, wer zu- 
tiefst in seinem Herzen fühlt, was er seinem eigenen historischen Staate 
schuldet, wer fremder Unterdrückung widerstehen würde, weil sie nicht 
anders als die Unterdrückung des einzelnen Individuums dem mensch- 
lichen Geist Gewalt antut, — nur der Mensch hat für die Freiheit anderer 
wahres Gefühl und wird daher unter keiner Bedingung zulassen, daß sein 
eigenes Land andere dieses ihm selbst so wertvollen Besitzes beraubt. 
Er geht sogar noch weiter. Gerade so wie Blutmischung verschiedener 
Rassen in vielen Fällen einen sehr guten Menschentypus geschaffen hat, 
so fördert auch der Einfluß einer Kultur auf die andere die Zivilisation. 
Keine Nation und kein Volk kann für sich allein leben. 

So begrüßt der Sozialist, der heute Europa überblickt, die nationale 
Befreiung, weil er glaubt, daß volle Selbstbestimmung eine wesentliche 
Bedingung für den Fortschritt bildet. Aber einige bedenkliche Zeichen, 
die er sieht, scheinen darauf hinzuweisen, daß die Menschen noch von 
ihren alten Leidenschaften beherrscht werden und daß der Nationalismus 
wieder dem Imperialismus, der Rivalität, dem Militarismus zueilt. Mit 
größerer Eindringlichkeit denn je zuvor ergeht der Ruf an ihn, dafür zu 
kämpfen, daß die Nationen, und ganz besonders die neuen und kleinen, 
durch internationale Bande vereinigt werden. 
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Eine der größten Schwächen der Menschheit ist es, daß sie so leicht 
vom Guten spricht und es mit schönen Worten verkündet, daß es ihr 
aber so schwer fällt, das Erschaute und Erkannte in ein Programm zu 
übersetzen. Während so in früheren Jahren Pazifismus, Internationa- 
lismus und guter Wille auf aller Lippen waren, hat man es zugelassen, 
daß die Weltlage sich im Gegensatz zu diesen edlen Gefühlen entwickelte, 
und schließlich bekämpften machtlose Menschen und Nationen einander, 
jeder mit einer Entschuldigung für sich selbst und einer Anklage gegen 
die anderen. Die Menschen fangen schon an, von dem „nächsten Mal“ 
zu reden, noch ehe das Gras über den Gräbern derer gewachsen ist, die 
eben geopfert worden sind. Können wir ein nächstes Mal verhindern? 
Wie können wir es tun? Mit anderen Worten, soll der Internationalismus 
niemals mehr als ein schönes Gefühl sein? Wie können wir ihn zu einer 
politischen Tatsache machen? 

Ich wende mich zuerst dem Problem der kleinen Nation zu, weil 


von ihm die großen Erschütterungen ihren Ausgang nehmen, und zwar 
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infolge der doppelten Gefahr ihrer eigenen Ruhelosigkeit und Unbestän- 
digkeit und dann durch ihre Beziehung zu den größeren Staaten in ihrer 
Nachbarschaft. 

Nationale Kultur soll befreit werden, aber wenn wir auf eine Völker- 
karte Europas sehen, so springen uns sofort zwei Dinge in die Augen: 
erstens die große Zahl völkischer Gruppen und zweitens die vielen 
Rassenmischungen, die der Gründung rein ethnographischer Staaten 
spottet. Bei einiger Überlegung sehen wir auch, wie gefährlich es ist, 
zahlreiche kleine Staaten zu schaffen, jeden mit Zollgrenzen, Armeen, 
einer auswärtigen Politik und Reibungsflächen. Daher kommen wir zu 
dem Schluß, daß die Nationalität ein doppeltes Problem stellt, zunächst, 
wie man sie zu einem Staat organisiert, und sodann (und ich halte dies 
für das Wichtigere), wie man nationalen Minoritäten in föderativen 
Staaten kulturelle Freiheit sichert. 


Offenbar sind die Nationen berechtigt, sich gemeinschaftlich gegen 
Unruhen zu schützen, die durch die Reibung zwischen kleinen Staaten 
geschaffen werden, so wie wir es auf dem Balkan selbst erlebt haben, 
und dafür soll der Völkerbund sorgen. Aber die kleinen Staaten selbst 
sind an wirtschaftlicher Einheit interessiert und an der Freiheit des 
Handels, weil sie wirtschaftlich nicht auf sich selbst beruhen können. 
So sollte irgendeine Form der Föderation in Vorschlag gebracht werden, 
und der sozialistische Begriff der Nationalität, zusammen mit dem sozia- 
listischen Begriff menschlicher und wirtschaftlicher Einheit, dieser der 
Nationalität übergeordnet, ist hierfür besonders günstig. Keine Richtung 
nationalistischen Denkens führt den Nationalisten dazu, seine internatio- 
nalen Pflichten von diesem Standpunkt aus anzusehen; keine entschiedene 
Stellungnahme für den Nationalismus zeigt so deutlich wie gerade der 
Sozialismus, daß nationale Politik ihre Vollendung und ihren Rückhalt in 
einer internationalen Organisation findet. 


Die Reiche, für die Österreich-Ungarn typisch war, waren alle auf 
Gewalt und die Souveränität eines kaiserlichen Willens gegründet. Ihr 
Aufbau war wohl durchdacht, jedoch Grundlage und Geist waren falsch. 
Aber wenn der Geist und die Prinzipien des Sozialismus fehlen, können 
allein Gewalt und kaiserlicher Wille die erforderlichen Staatenbünde 
schaffen. Der reine Nationalist kann nichts anderes begreifen als abso- 
luten Nationalismus. Bei ihm ist der Wille der Nation souverän. Der 
Selbstbestimmung dürfen keine Grenzen gesetzt werden. Nicht so der 
Sozialist, der die Ansprüche der Nationalität insoweit für absolut hält, 
als es um die Freiheit zu leben geht, aber nicht, soweit es die Freiheit, 
das internationale Wohl zu stören, gilt. Wenn der Nationalität diese Be- 
schränkung durch Gewalt auferlegt wird, verletzt sie das nationale Recht; 
aber wenn der gefaßte Begriff der Nationalität solche Beschränkung ein- 
schließt, so wendet sich das Volk, nachdem die nationale Freiheit erst 
einmal gesichert ist, unmittelbar Föderationen zu, als einem Mittel, durch 
das jene am besten beschützt und aufrecht erhalten werden kann. 

Dies ist der große Beitrag des Sozialismus für die unmittelbaren Zu- 
kunftsmöglichkeiten des Internationalismus, soweit sie durch die 


190 


N 


Schaffung der neuen en Staaten und den intensiv erwachten 
Geist der Nationalität als Folge des Krieges berührt werden. 


Itl, 


Bisher hat man die auswärtige Politik für ein so schwieriges und 
schwer zu behandelndes Sondergebiet gehalten, daß man glaubte, sie 
nicht der Beurteilung und Kontrolle durch die Volksvertretung ausliefern 
zu dürfen. Sie war Angelegenheit der Könige, der Außenminister und 
der Gesandten. Sie fand keinen Platz in Wahlprogrammen, oder wenn 
überhaupt auf sie Bezug genommen wurde, so geschah es in allgemeinen 
nichtssagenden Phrasen. In Ländern wie Großbritannien, wo einem 
Wechsel in den Parlamentsmehrheiten sofort ein Wechsel in der Ver- 
waltung der Ministerposten folgte, blieb das Auswärtige Amt von 
einem Regierungswechsel nahezu unberührt. Liberale Minister traten in 
die Fußtapfen konservativer Minister, gehorsam dem Prinzip der „Kon- 
tinuität der auswärtigen Politik“, einem Prinzip, das angeblich die aus- 
wärtige Politik dem Kampf der Parteien entziehen sollte, sie aber in 
Wirklichkeit den immer gleichen auswärtigen Sekretären und anderen 
Beamten auslieferte.e So konnten die Wünsche des Volkes zu keiner 
Zeit ihren Lauf beeinflussen, zu keiner Zeit konnte der demokratische 
Internationalismus seinen Einfluß geltend machen, um Differenzen zu be- 
seitigen oder eine gesunde öffentliche Meinung zu schaffen, zu keiner Zeit 
wußten die Nationen, wohin sie trieben, und welche Verpflichtungen sie 
auf sich nahmen. Die Veröffentlichung der Dokumente und die Ent- 
hüllung der Geheimakten, besonders in Rußländ und Deutschland, hat den 
Völkern gezeigt, wie ohne ihr Wissen die rivalisierenden Nationen fest- 
gelegt waren, lange ehe ein Schuß fiel, und wie es nur eines Zeichens, daß 
die eine oder andere Partei fertig sei, bedurfte, um das Spiel zu be- 
ginnen. Diese Enthüllungen zeigen auch, von wievielen Seiten dies 


. Zeichen hätte ausgehen können. Aber als die Zeit für die Völker ge- 


kommen war, die ihnen zugewiesenen Rollen zu übernehmen, da wußten 
sie so wenig, daß sie jede ihnen vorerzählte Lüge glauben mußten; und 
sie besaßen nicht die Kenntnisse, die sie hätten befähigen können, Kritik 
an dem, was ihnen gesagt wurde, zu üben. 

Die Handhabung der auswärtigen Angelegenheiten durch Oligarchieen 
muß enden, wenn Europa je Frieden haben soll. Fast jedermann gibt 
das jetzt zu. Aber es ist leicht, das Richtige während der Krankheit zu 
erkennen; bei guter Gesundheit es zu befolgen, ist jedoch schwer. 

Als dem Teufel nicht wohl war, wollte der Teufel ein Mönch sein, 

Als der Teufel gesund war, ward er ein teuflischer Mönch. 


Die Geschichte des Sozialismus bietet in dieser Hinsicht ein reines 
Bild. Es ist wahr, er stand nicht allein in seiner Forderung nach offener 
Diplomatie; in jedem Lande Europas gab es eine Gruppe Liberaler, die 


- noch einer Generation des Liberalismus angehörte, der reiner in seinen 


Instinkten und kühner in seinem Glauben gewesen war als die Jung- 
Liberalen oder imperialistischen Liberalen. Diese Generation, die mit 
dem Verfall der Manchester-Schule emporkam, forderte eine auswärtige 


191 


Politik, die dem Volke so offen dargelegt werden sollte wie seine innere 
Politik. Der Sozialismus aber war die einzige große internationale Partei, 
welche diese Forderungen stellte. Er konnte nicht anders. Die aus- 
wärtige Politik wurde auf jedem Kongreß diskutiert; sie war Gegenstand 
von Resolutionen, die sich heute wie eine das Unheil übertönende Stimme 
der Weisheit lesen. Bei seinen einzelnen Landesgruppen war es Prinzip, 
keine Kredite für den Militarismus zu bewilligen, und daran hielt man 
allgemein bis zu dem tatsächlichen Ausbruch des Krieges fest. Es ist 
richtig, daß es in diesen revolutionären Zeiten, da die Geister Europas 
in Aufruhr sind, Reformer gibt, die dort mit schnellen Schritten vor- 
wärts zu kommen wünschen, wo sie bisher nur vorsichtig zu gehen 
wagten, und daß einige Gruppen des Sozialismus sich von der Idee leiten 
lassen, daß eine Minorität durch Gewalt die Macht ergreifen und sie 
kraft ihres sich geltend machenden Willens eine Zeit lang behalten 
könne. Damit vergewaltigen sie ihren Glauben und verherrlichen die 
„Diktatur des Proletariats“, die man für einen möglichen Zwischenakt 
in den ersten eruptiven Stadien einer Revolution hielt, als notwendigen 
Prozeß im sozialen Fortschritt. Darüber hinaus noch ist dieser Zwischen- 
akt mehr geworden als ein vorübergehendes historisches Ereignis, und 
was man zu seiner Rechtfertigung vorbrachte, ist zu einer Kampfansage 
an die Demokratie selbst geworden. 

Der Sozialismus wird sich aber niemals auf derartige Prinzipien 
einigen können. Solange in Europa revolutionäre Zustände dauern, 
werden wir Minoritäten haben, die sich die Macht aneignen und die Ma- 
joritäten unterdrücken; wir werden Gruppen haben, die, ungeduldig über 
die Trägheit der öffentlichen Meinung, diese beiseite fegen und nach 
ihren eigenen Wünschen regieren; und Sozialisten, durch die Erregung 
der Zeit geblendet, werden nicht das Rückgrat haben, ihren Beifall und 
ihre Unterstützung zu versagen. Es ist schwer für die intelligenten und 
klarsichtigen Wenigen, weiter zu philosophieren, ruhig zu sein und ge- 
duldig arbeitsam unter dem törichten Willen der Vielen, die müßig in 
ihren Zelten bleiben, wenn die Winde des Herrn die Wasser des Jordan 
vor ihren eigenen Augen teilen und ihnen freien Durchgang ins Gelobte 
Land zu Öffnen scheinen. 

Diese Zeiten werden vorübergehen, wenn man erkannt haben wird, 
daß die neue Erde, die Gewalt geschaffen hat, aus vergänglichen 
Wohnungen besteht, und wenn der Sozialismus dahin zurückkehren wird, 
seine Unterstützung in der Öffentlichen Meinung zu suchen. Das ist die 
einzige Grundlage, auf der er aufbauen kann, und sein ganzes System 
muß darauf aufgebaut werden. Weder durch Beamte des auswärtigen 
Dienstes der Oligarchie, noch durch die Kommissare einer intellektuellen 
Bureaukratie können die Beziehungen von Völkern bestimmt werden. Sie 
müssen den Gewohnheiten und Wünschen des Volkes entsprechen, die 
Beziehungen guter Nachbarn, die in unmittelbarem und intimem Ver- 
hältnis zu einander stehen, zur Grundlage haben; sie müssen zu jenem 
Gemeingut des Wissens gehören, das eine intelligente Menschheit zu ge- 
sundem Urteil über ihre nationalen Angelegenheiten befähigt. 

Keine politische Richtung, kein demokratisches Prinzip stellt ge- 
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bieterischer als der Sozialismus die Folgerung auf, daß es notwendig ist, 
auswärtige Beziehungen ebenso offen und einfach zu behandeln wie alle 
anderen Angelegenheiten, die der öffentlichen Meinung anvertraut sind, 
über die sie unterrichtet und für die sie voll verantwortlich sein muß. 


IE 


Einer der wesentlichsten Punkte der internationalen Politik ist das 
Wirtschaftsleben. Unter kapitalistischem Nationalismus wird der Handel 
nationalistisch. Die Nationen veröffentlichen Jahr für Jahr ihre Handels- 
statistiken, und die Öffentlichkeit wird gelehrt, die gesamten Geschäfte 
der einzelnen Kapitalisten innerhalb ihrer Grenzen so zu betrachten, als 
ob diese ein Maßstab für den Erfolg oder den Mißerfolg einer Nation 
seien. Man untersucht den Kolonialhandel daraufhin, ob er in nationalem 
Sinne Vorteile bringt und nicht in anderem, und sieht den Außenhandel 
nicht als den freien Strom eines Welttausches an, sondern als ein System 
der Fruchtbarmachung von Flüssen, die eingedämmt und verbreitert, ver- 
tieft oder trockengelegt werden müssen mit dem einzigen Ziele, den 
eigenen Landstrich fruchtbar zu machen und den anderen so weit wie 
möglich in ödem Zustande zu lassen. So wird die Rivalität der Kapi- 
talisten zur Rivalıtät der Staaten. Zollschranken werden aufgerichtet, 
staatliche Subventionen werden gezahlt, die imperialistische Politik stellt 
sich in den Dienst von Finanz und Handel, langsam wird der Kriegszu- 
stand geschaffen. Manchmal gesteht man das Motiv zum Kriege brutal 
und zynisch ein, wie es bei den Kriegen Großbritanniens gegen China der 
Fall war; manchmal verschleiert man es nur leicht, wie bei unserm An- 
griff auf Transvaal; aber in allen großen Kriegen werden moralische Ziele. 
vorgeschützt, um handelspolitische Absichten zu verbergen. Wenn der 
Krieg vorüber ist und sein Ende seinen Anlaß aufdeckt, sehen wir, wie 
die Rivalität des Handels hauptsächlich dazu getrieben hat (wenn auch 
nicht einzig und allein), und wie die Friedensschlüsse immer mit der Ab- 
sicht auf kapitalistischen Vorteil geschlossen werden. Dies bewahrheitet 
sich bei dem eben beendeten Kriege wie bei jedem anderen. Wenn man 
einwendet, daß der Welthandel eines Landes durch den Krieg immer ge- 
schädigt wird, so ist dies kein entscheidendes Argument gegen das, was 
ich gesagt habe. Es zeigt nur die Torheit der Menschheit. 

Die Umbiegung der Handelsrivalität in nationale Rivalität bringt 
zunächst den Militarismus und eine Militärklasse hervor, und eine Militär- 
klasse entwickelt eine eigene Politik und eine eigene Mentalität, die 
letzten Endes zum Vampyr an dem Handel werden, der sie ins Leben rief. 
Wenn es nun wahr ist, daß der Welthandel einer Nation durch den Krieg 
leidet, so ist es darum noch nicht richtig, daß die einzelnen Kapitalisten 
ebenso leiden. Jeder Krieg erzeugt seine Millionäre aus den Kriegs- 
gewinnlern, und solange der Krieg dauert, gibt es immer große Scharen 
von Arbeitern und Kapitalisten, die größere Einkommen erzielen als in 
Friedenszeiten. Wohl ist es falscher Wohlstand, aber so lange unsere Er- 
fahrungen uns noch frisch im Gedächtnis haften, wollen wir, wie schnell 
es auch vergessen werden mag, als unbestreitbare Tatsache festhalten: 
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Wäre nicht dieser scheinbare Wohlstand gewesen, so hätte der Verstand 
eine weit größere Rolle während des Krieges gespielt, die Nachernte hätte 
weniger Leiden mit sich gebracht und das Ergebnis wäre für die Demo- 
kratie glücklicher gewesen. Wie sehr wir uns auch schmeicheln mögen, 
daß wir fortgeschritten sind, noch haben wir unter den Menschen im 
allgemeinen die Fähigkeit des Erwägens nicht entwickelt, so daß sie die 
Falschheit des Flittergoldes, das sie die Zukunft der Gegenwart opfern 
läßt, nicht sehen. und sich nicht der 'Torheit bewußt werden, die darin 
liegt, einen Weg zu verfolgen, der ın Freuden beginnt, aber“nur im Un- 
heil enden kann. Norman Angells Buch „Die falsche Rechnung“ war zu- 
treffend in seiner Schilderung des Unheils, aber es war darum noch kein 
Beweis dafür, daß der Krieg nicht kommen würde. Die sogenannte 
Öffentlichkeit ist noch nicht intelligent genug dafür, und der einzelne 
Kapitalist, der sein eigenes Interesse verfolgt, bekümmert sich nicht um 
die letzten Konsequenzen, welche die Politik für seine Nation hat, wenn 
er glaubt, daß diese Politik seine Augenblicks-Interessen fördert. 

Der sozialistische Begriff des internationalen Handels führt so natür- 
lich zum Frieden, wie der kapitalistische zum Kriege führt. Seine Ge- 
dankengänge sind” eingestellt auf Produzenten und Verbraucher, nicht 
auf die Profite, die aus Produktion und Konsum erzielt werden. Die reine 
Nationalökonomie, die offenbar allen Beweggründen Gewalt antut, die das 
Denken des einzelnen im Wettbewerb stehenden Kapitalisten bestimmen, 
hat die Lehre vom internationalen Tauschverkehr als einen Warenaus- 
tausch aufgestellt. Als Großbritannien die Werkstatt der Welt war und 
kein ernsthafter Rivale uns gegenüberstand, begünstigte diese Lehre den 
einzelnen konkurrierenden Fabrikanten. Da war die Manchester-Schule 
die Schule des Handels. Die britischen Fabrikanten waren Liberale und 
Freihändler. Als Begründer von Vermögen ließen sie sich durch die 
gleichen Rücksichten auf ihre Interessen leiten wie jetzt ihre Söhne, die die 
Geschäftszentren von London, Manchester, Liverpool und Glasgow in 
Bollwerke des plutokratischen Toryismus und der Tarifreform verwandelt 
haben. Jeder von ihnen identifiziert sein eigenes Interesse mit dem der 
Nation; seine Geschäftsbücher sind die Bilanz, die anzeigt, ob das Im- 
SM perium gewinnbringend ist oder nicht; er selbst ist die Elle, an der 
{ er den nationalen Wohlstand mißt. Solange er das Leben der Arbeiter unter 
" Kontrolle hat, und solange das Wirtschaftssystem, mit dem er identisch 
} ist, der Mechanismus der Industrie ist, auf dem der Handel beruht, so- 
SUR lange kann er sagen, daß die nationalen Interessen geopfert werden, 
u, wenn seine Interessen geopfert werden. So glaubt er an Zölle, muß so 
die Unterstützung des Militarismus anrufen und findet sich ‚schließlich in 
Kriege verwickelt. 

Die Interessen der arbeitenden Klassen sind aber eng verknüpft mit 
KIN.) den Forderungen einer gesunden Volkswirtschaft. Der Kapitalismus er- 

zielt Gewinne aus Zöllen, durch welche die für Lohn arbeitenden Ver- 


ah braucher in Armut geraten. Schmarotzer-Industrien können geschaffen 
Y werden, um autonome Staaten zu finanzieren, die vom völkischen Ge- 
Mi sichtspunkt aus ın sich geschlossen sind, jedoch in Abhängigkeit stehen 
} hinsichtlich ihrer industriellen Absatzgebiete. Im Namen des nationalen. 
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Machtgedankens können künstlich ganze Bevölkerungsmassen vereinigt 
werden, die ihren Unterhalt aus den Erträgen einiger wirtschaftlich pro- 
duktiverer Arbeitergruppen beziehen. Aber all dies bedeutet einen Verlust 
für die Arbeiter. Während des Krieges hat der chemische Arbeiter vom 
Metallarbeiter gelebt, der Farmer vom Zimmermann. Den Kapitalisten 
kümmert das nicht — er zieht aus allen seinen Nutzen. Den Arbeiter 
kümmert es; er trägt überall die Kosten. 

Der Sozialist hat daher nicht die Interessen, welche die internationale 
Politik durch eine feindselige Wirtschaftspolitik durchkreuzen müssen. 
Ein Nationalismus, der sich in ein wirtschaftliches Schmarotzertum ver- 
kehrt hat, ist gegen sein Interesse, weil der Schmarotzer von ihm lebt. 
Die Ansammlung von Massen von Arbeitern zur Verrichtung von un- 
ökonomischer Arbeit ist gegen sein Interesse, weil er nicht nur deren 
Löhne, sondern auch die Profite ihrer Arbeitgeber zu bezahlen hat. Die 
Politik des Sozialisten ist es daher, die nationalen Queilen bis zum 
Äußersten zu erschließen, und das mit den bestmöglichen Methoden. 


So würde er nicht durch Schutzmaßregeln oder Beihilfe von seiten des 
Staates, sondern durch Nutzbarmachung und Verstand verhindert haben, 
daß Perkins’ Entdeckung der synthetischen Farben nach Deutschland 
ging; er hätte verhindert, daß unser Ackerbau soweit herunterkam wie 
vor dem Krieg, nicht durch Zölle und Prämien, sondern dadurch, daß dem 
Mißbrauch des Bodens durch die sporttreibenden Grundbesitzer ein Ende 
gemacht wurde, durch die Entwicklung der wissenschaftlichen Boden- 
kultur, durch die Lahmlegung derjenigen Interessen, die aus dem Verfall 
der Bauernschaft Vorteil zogen. Er hätte die Ergebnisse der Wissenschaft 
auf die Industrie angewandt, er hätte Herstellungsprozesse sachgemäß 
eingeteilt und damit Vergeudung ausgeschaltet. Er hätte die Arbeit or- 
ganisiert und so Ersparnisse erzielt. Er hätte die Interessen der Arbeiter 
mit ihrer Arbeit identifiziert und dadurch eine Höchstproduktion erreicht. 
Wenn er so die natürlichen Quellen und geistigen Kräfte seines Staates 
zur höchsten Entwicklung gebracht hätte, dann hätte er gesehen, daß sein 
Interesse in dem freien Austausch liegt zwischen dem, was er selbst pro- 
duzieren kann, und dem, was er nicht produzieren kann. Er hätte frei 
zugegeben, daß sein Volk keine wirtschaftlich abgeschlossene Einheit ist, 
und wäre zu klug gewesen, um zu glauben, daß das überhaupt erforderlich 
sei. Illegitimem Wettbewerb, besonders seitens solcher Völker, die den 
Kapitalisten erlaubten, Hungerlöhne zu zahlen, wäre er durch inter- 
nationale Verständigung begegnet. 

So sind die Interessen des Sozialismus eng verknüpft mit Freihandel 
und freiem Tauschverkehr, mit internationaler gegenseitiger wirtschaft- 
licher Abhängigkeit, und so ergibt sich diese Wirtschaftspolitik, die eine 
Hauptstütze des Friedens bildet, mit Notwendigkeit aus der sozia- 
listischen Auffassung vom nationalen Wohl. 


V. 


Wenn auch mit aller Umsicht versucht worden ist, Völker auf die 
Wege des guten Willens zu führen, so können doch Schwierigkeiten und 
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Streitigkeiten entstehen, irgendein böser Geist mag Besitz von ihnen er- 
greifen, und Zerstörung ist immer schneller als Aufbau. Da der Krieg 
in Haß gendet Kat und der Friede im Geist der Eroberung geschlossen 
wurde, so besteht jede Leidenschaft und jede Grundlage, die Europa vor- 
her in Waffen hielten, noch fort. Daher wenden sich die meisten von uns 
dem Völkerbund zu, als der einen Planke im Schiffbruch, die uns Rettung 
bringen könnte. 
In seiner gegenwärtigen Form wird der Völkerbund indessen keine 
der Erwartungen erfüllen, die hoffnungsvolle Menschen in ihn setzen. 
Er ist eine Organisation, die die Mächte geschaffen haben, um ein poli- 
tisches System aufrecht zu erhalten, das nicht stabil ist und nicht dauern 
sollte; er ist mühsam dem Einfluß des Volkes und der öffentlichen 
Meinung entzogen worden; er stärkt die Mächte der Exekutive gegen 
die der Demokratie und richtet diplomatische Bürokratien wieder auf zu 
einer Zeit, in der sie mehr diskreditiert sind, als sie es je waren; die erste 
Arbeit, die er als Werkzeug des Friedens zu übernehmen hatte, war die, 
die Dekrete der alliierten Mächte zu registrieren und ihre Ausführung zu 
erzwingen; die Mandate für die Kolonien, die vom Völkerbund übertragen 
werden sollten, wurden von den Alliierten verteilt, wurden dem Völker- 
bund als faits accomplis vorgelegt und, wie es bei dem reichsten 
und wichtigsten Teil des früheren Deutsch-Ost-Afrika der Fall war, schon 
von dem unabhängigen Willen einer der Mächte abgeändert; es sind Ab- 
machungen getroffen worden, wie die zwischen Persien und Großbritan- 
nien, die vorzüglich Gegenstand des Völkerbundes sind — wenn der 
Völkerbund irgendeine Autorität haben soll —, aber anscheinend, ohne daß 
der Völkerbund irgendwie zugezogen worden wäre. So sehen wir einen der 
Lieblingsträume der Demokratie zwar der Form nach verwirklicht, aber 
von Menschen ausgeführt, die nicht an ihn glauben, und in einer Form, die 
ihn zu einer Bedrohung für die Freiheit macht. Alle, die über einen solchen 
Völkerbund lachen, aber nicht imstande gewesen sind, seine Gründung zu 
verhindern, haben es dennoch wohl vermocht, ihn von vornherein in Miß- 
kredit zu bringen und seinen Wert höchst zweifelhaft erscheinen zu lassen. 
In einer Welt, die von Imperialisten im Bunde mit der Finanz be- 
herrscht wird, deren Regierungen noch an die Macht des Militärs glauben 
als einziges und letztes Mittel, um nationale Unabhängigkeit zu schützen, 
in einer solchen Welt muß ein Bund der Regierungen zum Werkzeug des 
imperialistischen und militaristischen Geistes werden, muß er durch- die 
Wahrnehmung der Interessen solcher Regierungen belastet sein und in 
häufigen Gegensatz zu Ziel und Geist der Gerechtigkeit und des Friedens, 
also zur Demokratie geraten. Dieser Bund steht einer Welt gegenüber, die 
eigentlich aufgelöst und neu aufgebaut werden müßte, und er hat die 
Pflicht, den status quo aufrecht zu erhalten. Einige der Be- 
dingungen des Vertrages sind gut, wie die, welche den Ausbruch eines 
Krieges verzögern; aber er hat nicht die Macht, die zur Beseitigung der 
Kriegsursachen notwendig ist. Wo er aber nominell diese Macht hat, 
kontrolliert man ihn in solcher Weise, daß sie nicht von dem ganzen Bund 
als Einheit, sondern nur durch gewisse Mächte in dem Bund wirksam 
ausgeübt werden kann. Nun, Regeln und Verträge werden nie den Krieg 
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verhindern. Keine Vorkehrungen werden den Geist unterdrücken; keine 
Macht kann dauernd die Ungerechtigkeit stützen. Daher muß man die 
Wirkungsmöglichkeit für eine Zwangsgewalt immer nach der Befähigung 
ihres Inhabers, Gerechtigkeit zu üben, bemessen. Das Leben spottet der 
Paragraphen. 

So ist der Völkerbund in seiner gegenwärtigen Form nur eine Waffe, 
die zum Guten oder zum Bösen gebraucht werden kann, und dies hängt 
ganz und gar von den jeweiligen Machthabern ab. 

Das Problem, das der Völkerbund den Freunden internationaler Ver- 
ständigung bietet, ist schwierig. Sollen sie suchen ihn zu unterstützen 
und zu bessern — oder ihn wegen seiner Zusammensetzung und wegen 
der Bedingungen, unter denen er gegründet wurde, von vornherein ver- 
urteilen? 

Der Sozialist hat für den Völkerbund gekämpft, lange ehe Präsident 
Wilson sein Fürsprecher wurde. In der Tat waren die Kongresse der 
sozialistischen Internationale die Stammeltern eines solchen Bundes. Sie 
diskutierten nationale Übelstände von internationaler Bedeutung, sie 
legten die Grundsätze fest, die die Kolonialpolitik leiten sollten, sie 
einigten sich auf Methoden der Abrüstung und forderten die Schaffung 
von internationalen Gerichtshöfen und Organen der Versöhnung und des 
Vergleichs, sie entwarfen internationale Arbeitsabkommen. Alle diese 
Dinge erachteten sie als wesentlich für den Frieden und das Wohl der 
Menschen und zeigten, was die Demokratie in diesem Sinne tun würde, 
wenn sie die Macht hätte. 

Gleichzeitig ging die sozialistische Internationale immer von ge- 
wissen Voraussetzungen bezüglich der ständigen Arbeitsbedingungen 
eines zukünftigen Völkerbundes aus. Solch ein Bund müßte demokratisch 
sein und in der Öffentlichen Meinung wurzeln. Er wäre ein Parlament 
der Nationen, eine Plattform, auf der Übelstände offen diskutiert werden 
könnten, und seine Exekutiven und Sekretariate müßten Auge und Wille 
des internationalen Parlaments darstellen. Wenn darauf hingewiesen 
wurde, daß keine Nation ihre Souveränität in wichtigen Dingen an eine 
solche Körperschaft abtreten würde, antwortete der Sozialist, daß ihm eine 
Körperschaft viel lieber wäre, die die Freiheit habe, Übelstände zu prüfen, 
zu erforschen, aufzudecken und die Welt aufzuklären, eine Körperschaft, 
die Bericht erstatten und Vorschläge machen, die an den gesunden 
Menschenverstand und die friedlichen Wünsche der Nationen appellieren 
könnte, eine Körperschaft, die keine ausübende, sondern nur eine mora- 
lische Autorität habe — daß eine solche Körperschaft ihm viel lieber wäre 
als eine, die größere nominelle Macht habe, die ihren Willen durchsetzen 
könne, die aber, eben infolge ihrer Macht, schwach sei, die die Kontrolle 
vorherrschender Mitglieder anerkennen und sich in ihrem Handeln einem 
Mechanismus unterwerfen müsse, der bei der geringsten feindlichen Be- 
rührung ausgeschaltet werden könnte. Ein Völkerbund, der, wie dieser, 
mit einer souveränen Zwangsautorität beginnt und daher an erster Stelle 
von Exekutiven und letzten Endes von irgendeiner Großmacht kon- 
trolliert wird, entspricht noch am ehesten den Absichten von Regierungen, 
die nicht an einen Völkerbund glauben. Die Verschiedenheit des Zieles 
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zwischen denen, die diesen Völkerbund schufen, und den Sozialisten, die 
schon seit so langer Zeit für eine Vereinigung der Nationen gearbeitet 
haben, ist sehr weit und tief, und was von den einen tatsächlich geschaffen 
worden ist, berührt sich in seinem Wesen wenig mit dem, was die andern 
geschaffen hätten. eig: 
Doch im ganzen neige ich mehr der Auffassung zu, daß die Sozialisten 
gut daran tun würden, den Völkerbund anzuerkennen und stetig an seiner 
gründlichen Verbesserung zu arbeiten. Seine Schöpfer haben ihr Bestes 
und Schlimmstes getan, um die Parlamente und die Demokratie davon 
fernzuhalten. Selbst die Abteilung für das internationale Arbeitsrecht 
haben sie so organisiert, daß die Autorität in die Hände einer offiziellen 


"Bürokratie gelegt wurde, und haben den eigentlichen Vertretern der 


Arbeiterwelt einen Platz von kränkender Einflußlosigkeit und Schwäche 
angewiesen. Aber wenn die Parlamente der einzelnen Länder genügend 
demokratisch sind, können sie den einmal so gegründeten Bund trotz aller 
als unüberwindlich gedachten Hemmnisse in seiner Verfassung doch zu 
seinem wahren Ziele umbilden. Die sozialistische Internationale hat die 
Fehler des Völkerbundes schon verurteilt und hat die Art der notwendigen 
Änderungen angedeutet. Sie muß jetzt weitergehen. In den Parlamenten 
aller Länder sollte sie sich für eine Neuberatung der Zusammensetzung 
und der Machtbefugnisse des Bundes einsetzen, so daß er den Händen 
der ihn jetzt kontrollierenden Interessenten entrissen und in die der 
Demokratie gelegt werden kann. 

Was not tut, ist eine Körperschaft, die in direkter Berührung mit 
der öffentlichen Meinung der ganzen Welt steht, so frei wie ein inter- 
nationaler Kongreß selbst, damit sie nationale Übelstände, welche inter- 
nationale Reibungen verursachen, prüft, ihre Meinung darüber äußert und 
sich an die Parlamente der Länder wendet; eine Körperschaft, der ein 
Sekretariat angegliedert ist, das ihr Auge und Ohr sein soll; Gerichts- 
höfe, die ihr Urteil abzugeben haben über ihnen unterbreitete Prozesse, 
und Ausschüsse, deren Aufgabe es ist, zu versöhnen und zu schlichten. 
Sie sollte ein Clearing House der Meinungen und ein Gerichtshof sein. 
Sie wird die Schwachen gegen die Starken schützen und eine Gerechtig- 
keit üben, die unabhängig ist von der Macht, die dahinter steht. Ein 
Ding, sehr verschieden von dem, was Paris uns gegeben hat! Ja, aber 
den Völkern ist durch den Krieg ein solches Unrecht geschehen und der 
Wahnwitz des Militarismus hat sie so angewidert, daß die Herrschenden 
der Forderung nach einem Bündnis der zivilisierten Welt entgegen- 
kommen mußten; und wenn sie uns jetzt eine armselige Schöpfung ihres 
eigenen Geistes in einem Gewand darbieten, zusammengeflickt mit Stücken 
von dem unsrigen, so ist dies doch in soweit unser Sieg, und wir sollten 
De an dem geringen Zugeständnis festhalten, das wir erreicht 

aben. 
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Der Völkerbund, den der Sozialist erstrebt, sollte keine militärischen 
Machtbefugnisse zur Durchführung seiner Entscheidungen besitzen. Der 
Militarismus ist wie eine schleichende Krankheit. Läßt man ihm auch nur 
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den kleinsten Winkel, gibt ihm nur den geringsten Anhalt, so wächst er 
an Kraft und breitet sich aus. Wenn ein Mensch oder ein Volk weiß, 
daß sie Gerechtigkeit erlangen können, sind sie zufrieden, und ihr Ver- 
halten wird nicht durch die Furcht bestimmt; weiß aber ein Mensch oder 
ein Volk, daß’ die Autorität, der sie sich vielleicht werden beugen müssen, 
die Gewalt ist, so fürchten sie sich und überlegen, wie sie sich auch durch 
Gewalt schützen können. Heute ist alles dies Idealismus, aber es gibt 
keinen anderen Weg, um aus dem Kriege herauszukommen, als daß die 
Völker einsehen lernen, daß es das einzig Vernünftige ist. Armeen haben 
bisher noch niemals Völker schützen können; sie haben sie nur in Gefahr 
gebracht. Noch nie hat der Militarismus je einen Sieg gewonnen; er hat 
nur den Streit verlängert. Waffen wachsen durch ihre Niederlagen. So 
sehen wir uns jetzt nach Jahrhunderten von Kriegen, an deren Ende der 
Sieger uns stets versicherte, daß Wahrheit und Gerechtigkeit den Sieg 
davongetragen hätten, erbärmlicher denn je in die Fesseln der Furcht und 
der Gewalt geschlagen, und alle unsere: großen Errungenschaften der 
Wissenschaft und der Forschung sind nur Handlanger der Zerstörung. 
‘ Hier reichen sich Logik und Moralgesetz die Hand. Den siegreichen 
(oder gar den besiegten) Völkern jetzt zuzuraunen, daß sie eben wieder 
die uralte Runde von Krieg und Frieden, Frieden und Krieg, Sieg und 
Militarismus, Militarismus und Sieg gehen, daß sie nur eine Wegstrecke 
mehr in dem endlosen Suchen nach Frieden durch Gewalt zurückgelegt 
haben und daß die Geschichte dabeisteht, um abermals ihren Urteils- 
spruch über das Scheitern ihrer Anstrengungen zu wiederholen, ist viel- 
leicht Ketzerei und Verrat. Möge es so sein. Die Propheten Gottes wan- 
dern durch die Seiten der Geschichte und mahnen uns, unsere Torheiten 
zu bereuen, und ihre Stimme tönt so deutlich zu uns, als würde sie hier in 
unseren Straßen erhoben. = 
Der Bruch mit der Vergangenheit muß vollzogen werden. Kein Volk 

hat jedoch den Mut, das inmitten einer bewaffneten Welt zu tun. So ist 
es wesentlich, daß der Völkerbund die Rüstungen einschränkt, und zwar 
nicht nur die Deutschlands und Österreichs, sondern auch die Frankreichs 
und Großbritanniens, und nicht nur zu Lande, sondern auch zur See. Wir 
dürfen aber nicht vergessen, daß proportionale Rüstungsbeschränkungen 
die Völker nicht im Verhältnis untereinander schwächen und daher nicht 
die Möglichkeiten des Krieges ausschalten; ebenso wenig wie wir eine der 
wichtigsten Lehren dieses Krieges vergessen dürfen, nämlich, wie leicht 
es ist, eine Armee aufzustellen, wenn nur die Bevölkerung dafür ge- 
wonnen ist. Die Gefahr liegt nicht in den Armeen, sondern in dem Ver- 
trauen, das auf die Armeen gesetzt wird. Wenn es aber jedem Volk so 
schwer fällt, den Mut zur Abrüstung zu finden, daß wir von einem allein 
diese Tat gar nicht erwarten können, so haben wir durch die Schaffung 
des neuen internationalen Organs — solange dies noch die glühende 
Friedensliebe hegt, der es entsprang, und noch frei ist von den Tradi- 
tionen der Gewalt — die Möglichkeit, auf die anderen, die wahren 
Stützen des Friedens, zu vertrauen — auf den Verstand und die Gerech- 
tigkeit. Gründen wir dieses Organ auf die Annahme, daß seine Macht 
_ in seiner moralischen Autorität liegen soll, bieten wir es der Welt dar 
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als ein Gebilde, das durch seine Persönlichkeit herrscht, und nicht durch 
seine physische Kraft. So haben wir innerhalb des moralischen Uni- 
versums eine neue Kraft geschaffen, gerade so, als hätten wir in das 
physische eine neue Sonne gestellt. 

Das moralische Gesetz ist der gesunde Menschenverstand des Sozia- 
lismus. Unser nationaler Kampf zwischen den Klassen und den Inter- 
essengruppen ist eine unglückselige Erbschaft des Hasses und Streites, 
unter der wir zu leiden haben. Sie hemmt uns und macht uns blind; sie 
läßt uns zu oft nach dem streben, was oberflächlich und unwesentlich ist, 
und nach einem Wechsel, der kein Wechsel ist. Anders steht es mit 
unserm Internationalismus. Er war immer bei uns ein starkes Gefühl des 
„guten Willens“ gewesen, ein Streben nach Einigung und Heilung der 
Menschheit. Vor dem Krieg, als „Frieden“ so leicht in jedem Munde 
klang, wußten wir, daß es nur ein Wort war. Kaum war der Krieg 
ausgebrochen, so wurden aus den Dienern eines Gottes und All-Vaters 
Priester des nationalen Götzendienstes, und in dem Kampf, den einige 
von uns für die Wahrung und Aufrechterhaltung des Christusglaubens 
führten, konnten wir keine erbitterteren Feinde finden als die, welche von 
den Kanzeln predigten und das Gewand der Lehrer des Christentums 
trugen. Das ist nun vorüber, aber die alte Unwahrhaftigkeit erscheint 
wieder, die alte Furcht, die falschen Führer, der alte Lippendienst. Ich 
glaube, daß der Frieden der Welt einzig davon abhängt, ob die sozia- 
listischen Ideen von Nationalität und Internationalismus vorherrschen 
werden oder nicht, ob der Völkerbund von sozialistischen oder imperia- 
listischen und kapitalistischen Bauherren errichtet werden wird, ob wir 
den Mut haben werden, unseren militaristischen Führern ein für allemal 
zu sagen, daß sie eine Bedrohung für den Staat bedeuten, und ob wir 
daraus die Folge ziehen werden, die Freiheiten und Grenzen der Länder 
Europas neu zu erwägen und umzugestalten. Der Krieg ist nicht eine 
Ausgeburt der Bosheit des Teufels, sondern er ist die Folge der Torheit 
und Feigheit des Menschengeschlechts. Internationalismus ist nicht nur 
ein abstraktes Gefühl und eine Sehnsucht, sondern ein Prinzip, das aus 
einer moralischen Anschauung des menschlichen Lebens entspringt und in 
einer allgemeinen Politik des menschlichen Fortschritts verkörpert ist. 
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Bee die Lage 
der Gefangenen im Ruhrgebiet. 


Von 
Samuel Stadener, John Oman und Alfred Wihlborg. 


Dem hochwürdigsten Herrn Erzbischof, Vorsitzenden -des schwedischen 
Komitees des Weltbundes für internationale Freundschaftsarbeit der 
Kirchen, Uppsala. 


Am 3. August 1923 trafen sich die Unterzeichneten Stadener, Oman 
und Wihlborg in Düsseldorf. Der Unterzeichnete Stadener war von dem 
schwedischen Komitee des Weltbundes, dessen Vorsitzender der Herr 
Erzbischof ist, beauftragt, unter Assistenz des Unterzeichneten Wihlborg 
die französischen Gefängnisse im Ruhrgebiet zu besuchen, um zu ver- 
suchen, den deutschen Gefangenen dort Trost und religiösen Beistand zu 
bringen. Der Unterzeichnete Oman war in ähnlicher Weise von dem ent- 
sprechenden Komitee in England, dessen Vorsitzender der Herr Erz- 
bischof von Canterbury ist, ausersehen, gemeinsam mit den genannten 
schwedischen Geistlichen an der Arbeit teilzunehmen. 

Am 4. August suchten die Delegierten das französische Haupt- 
quartier in Düsseldorf auf. In Abwesenheit des Generals Degoutte 
wurden sie von General Semaire empfangen. Ihm wurde das Hand- 
schreiben des schwedischen Komitees vom 25. Juli 1923 überreicht, in dem 
die Bitte um Erlaubnis vorgebracht wurde, zu genanntem Zweck die 
Gefängnisse im Ruhrgebiet besuchen zu dürfen. Ihm wurde auch das 
Schreiben vom 24. Juli 1923 überreicht, in dem der französische Gesandte 
in Stockholm Delavaud die schwedischen Delegierten empfahl, unter 
gleichzeitiger Betonung, daß die Aufgabe religiöser Art wäre und die 
Abgesandten keine politische Ansicht äußern würden, weder während der 
Reise noch aus Anlaß der Reise, und daß sie sich nach den Vorschriften 
der französischen Behörden richten würden. Indem General Semaire die 
Schwierigkeit hervorhob, die gebetene Erlaubnis zu erteilen, ersuchte 
er die Delegation, die definitive Antwort erst später am Tage abzuholen; 
die Erlaubnis wurde dann auch erteilt, zunächst auf das Gefängnis in 
Düsseldorf begrenzt; am Tage darauf erhielt die Delegation nach einer 
Unterredung:über die Eindrücke aus dem Gefängnis in Düsseldorf die 
Erlaubnis, sämtliche Gefängnisse unter französischer Verwaltung im 
Ruhrgebiet zu besuchen; gleichzeitig erhielt der protestantische Regi- 
.mentspastor R. Patry den Auftrag, die Delegation zu begleiten. Seine 
Anwesenheit erleichterte auch während der Reise die Aufgabe der Dele- 
gation. Im übrigen wurde die Delegation von allen französischen Divi- 
sionen in zuvorkommender Weise empfangen. In den Gefängnissen hatten 
Direktoren und Personal den Befehl erhalten, alle Lokale zu Öffnen und 
das Zusammentreffen mit jedwedem Gefangenen zu gestatten. Zwar 
sollten die Unterredungen in Anwesenheit eines Offiziers stattfinden, aber 
überall führte dieser Funktionär seine Aufgabe in einer gegenüber der 
Delegation so wohlwollenden Weise aus, daß die Delegierten glauben, von 
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den Gefangenen Angaben erhalten zu haben, die unabhängig von der 
Gegenwart dieses Offiziers abgegeben worden sind. 

Das Ruhrgebiet ist vom Rheinland zu unterscheiden. Dieses befindet 
sich südlich von Cöln, das Ruhrgebiet nördlich von Cöln. Letzteres steht 
größtenteils unter französischer Besatzung, aber der Belgien am nächsten 
gelegene Teil desselben — Aachen, Duisburg und andere Orte — fällt 
unter belgische Okkupation. Die Anweisung der Delegation begrenzte die 
Arbeit auf den von den Franzosen besetzten Teil. Zwar versuchte die 
Delegation, Zutritt zum Gefängnis in Duisburg zu erhalten, aber das 
glückte nicht, weil die Ausweise, die die Delegation besaß, an französische 
Behörden gerichtet waren. 

Die Gefängnisse im Ruhrgebiet unter französischer Verwaltung be- 
finden sich in Düsseldorf, Dortmund, Bochum, Werden, Witten und 
Recklinghausen. Das letztgenannte hat nur bescheidenen Umfang und be- 
findet sich am weitesten nördlich. Die Delegation hatte keine Gelegenheit, 
dasselbe zu besuchen. Statt dessen wurden in Werden zwei Gefängnisse 
besucht und in Witten ebenso zwei. Alles in allem sind also sieben Ge- 
fängnisse im Ruhrgebiet besucht worden. 

Einige dieser Gefängnisse sind in Baulichkeiten untergebracht, die 
auch weiterhin von deutschen Behörden als deutsche Zivilgefängnisse ver- 
waltet werden. Nirgends konnte die Delegation konstatieren, daß dieser 
gemeinsame Gebrauch derselben Gefängnisbaulichkeiten Reibungen zur 
Folge hatte. Die Anzahl der Gefangenen in den verschiedenen Gefäng- 
nissen unter französischer Verwaltung wechselte. Die größte Zahl, näm- 
lich 184, wurde in Düsseldorf konstatiert, in Werden befanden sich 152, 
in Dortmund 125, in Bochum 80 und in Witten 40. Diese Angaben sind 
ungefähre. 

Im allgemeinen war in jeder Zelle ein Gefangener; aber ausnahms- 
weise, z.B. in Dortmund, befanden sich zwei, manchmal auch bis zu drei 
in derselben Zelle. In einem Fall trug die Delegation dem Gefängnis- 
direktor das Ersuchen um eine gewisse Verbesserung in dieser Hinsicht 
vor und hatte auch die Genugtuung, daß dieser Wunsch sofort erfüllt wurde. 

Gemeinschaftsgefängnisse kamen verschiedentlich vor. In Witten 
gab es mittelgroße Räume, in denen drei bis sechs Gefangene sich auf- 
hielten. Einen besonderen Charakter trug das eine Gefängnis in Werden, 
das über ein früheres Kloster mit großen Sälen verfügte, von denen jeder 
etwa 50 Schlafplätze faßte. Diese Säle gestatteten den Gefangenen ein 
Gemeinschaftsleben, auf das sie großen Wert zu legen schienen. Ver- 
schiedene Kategorien von Gefangenen hatten sich jede für sich zusammen- 
geschlossen. Die Gefangenen hatten sich provisorische Musikinstrumente* 
angefertigt, und es gab auch anderen Zeitvertreib. Die Delegation schenkte 
der Einteilung in Kategorien, welche die Gefängnisbehörden mit Rück- 
sicht auf die Gefangenen vorgenommen hatten, besondere Aufmerksam- 
keit; Gefangene des gewöhnlichen kriminellen Typus zeigten hier dasselbe 
Aussehen wie sonst. Die politischen Gefangenen zählten in ihre Reihen 
Angehörige der Beamten- und Angestelltenklasse vom Regierungs- 
präsidenten und Bürgermeister bis zum Post- und Polizeibeamten. 
Außerdem gab es eine beachtenswerte Anzahl Industrielle und 
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Geschäftsleute sowie Arbeiterführer. Eine andere Gruppe von Ge- 
fangenen wurde von Personen in verschiedener sozialer Stellung ge- 
bildet, im allgemeinen von einflußreichen Örtseinwohnern, die zu 
Gefängnisstrafen anläßlich von Vergehen verurteilt waren, die gegen 
die französischen Ordnungsvorschriften begangen waren, ohne daß 
der Täter entdeckt oder festgenommen werden konnte. Schließlich gab es 
noch eine Gruppe von Gefangenen, welche sich „sous secret“ befanden. 
Diese Leute, die bei der Delegation das lebhafteste Mitgefühl wachriefen, 
waren Untersuchungsgefangene, die der sogenannten Sabotage ver- 
dächtigt oder bei dem Ausüben derselben ergriffen worden waren, 
das heißt, bei der Beschädigung der unter französischer Verwaltung 
stehenden Verkehrsmittel oder Geschäftsunternehmungen. Ihnen wurde 
auch nicht die geringste Berührung mit anderen Personen gestattet; 
sie durften keine Briefe empfangen oder absenden, hatten auch nicht die 
Erlaubnis, einen Geistlichen oder Rechtsanwalt ohne ein jedesmal be- 
sonders vorgelegtes Gesuch zu sehen, dem übrigens oft die Genehmigung 
versagt wurde; und wenn die Genehmigung erteilt wurde, so gestattete 
sie nur eine Unterredung von außerordentlich kurzer Dauer und unter 
der Aufsicht eines Gefängniswärters. Die Delegation hatte Gelegenheit, 
den Freiherrn Krupp von Bohlen und Halbach und die Direktoren aus dem 
Direktorium der Kruppschen Fabriken zu besuchen. 

Im allgemeinen machten die Gefängnisse einen reinlichen Eindruck. 
An vielen Stellen befanden sich Badezimmer, die wenigstens die politischen 
Gefangenen fast, so oft sie wollten, benutzen durften. Nur in einem 
einzigen Falle konnte die Delegation eine Gefängniszelle im Keller fest- 
stellen. Das Bettzeug war verschieden beschaffen, im allgemeinen be- 
friedigend, aber hier und da in Zellen mit Kriminalgefangenen minder- 
wertig und ohne Laken. Dabei muß jedoch in Betracht gezogen werden, 
daß dem Verlauten nach die entsprechenden Zellen in den deutschen Ge- 
fängnissen nicht besser ausgestattet sind. Dieser Umstand wäre hier 
nicht erwähnt, wenn die Delegation nicht den Verdacht haben müßte, daß 
hin und wieder politische Gefangene unter die Gefangenen gesteckt 
worden sind. 

Der Gesundheitszustand in den Gefängnissen schien befriedigend zu 
sein. Nur einige wenige Kranke wurden bei dem Besuch angetroffen. 
Überall wurde berichtet, daß bei Krankheitsfällen Ärzte herbeigerufen 
würden; in einem Fall stellte die Delegation fest, daß eine besonder 
Krankenpflegerin bei dem Kranken gewacht hatte. 

Die Erlaubnis, sich in freier Luft zu bewegen, war in den ver- 
schiedenen Gefängnissen verschieden ausgedehnt. An einigen Stellen 
konnten die Gefangenen eine Stunde am Vormittag und eine Stunde am 
Nachmittag promenieren, andernorts war die Promenade auf ein bis 
eineinhalb Stunden einmal am Tage beschränkt. Die Promenadenhöfe 
waren geräumig und zweckentsprechend. Die Gefangenen wanderten 
umher, indem sie sich unterhielten und rauchten. Nur die, die sich „sous 
secret“ befanden, waren davon ausgeschlossen. Ihre Promenaden waren 
- auf halbe Stunden ein- oder zweimal täglich beschränkt und fanden 


isoliert statt. 
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In Werden fand gerade während des Besuchs der Delegation die 
Morgenpromenade statt. Die Delegierten mischten ‚sich unter die Ge- 
fangenen; es bildeten sich Gruppen um die Angehörigen der Delegation, 
und die Unterhaltung war in jeder Hinsicht ungezwungen. Man kann 
nicht annehmen, daß dasselbe Maß von Freiheit überall gestattet wird. 


Die Gefängniskost, deren Zubereitung die Delegation an mehreren 
Stellen in der Küche beobachtete, bestand aus französischer Militärkost, 
gemeinsam für Soldaten und Gefangene; aber für die politischen Ge- 
fangenen hatte so gut wie überall das deutsche Rote Kreuz Erlaubnis 
erhalten, die Kost zu besorgen. 'Täglich fanden sich weibliche Angehörige 
des Roten Kreuzes ein und brachten die Mahlzeiten mit. Die Nahrung 
war sicherlich gut, und zugleich verlieh diese Tat der Zusammengehörig- 
keit den Gefangenen eine wertvolle moralische Unterstützung. Bei 
mehreren Gelegenheiten unterhielt sich die Delegation mit diesen und 
anderen Repräsentanten des deutschen Roten Kreuzes. In einem Falle 
hatte die Delegation Gelegenheit, ein Mißverständnis zwischen der Ge- 
fängnisdirektion und dem Repräsentanten des Roten Kreuzes zu beheben, 
so daß dieser seine Verproviantierung der Gefangenen wieder aufnehmen 
konnte. 

Im allgemeinen hatten die Gefangenen — ausgenommen die, die 
„sous secret“ waren, — Gelegenheit, fast täglich Besuch zu empfangen, 
mindestens aber jeden zweiten Tag. In einem bestimmten Falle, wo 
Besuche nur zweimal wöchentlich gestattet waren, trug die Delegation den 
Wunsch nach häufigerer Gelegenheit vor, Besuche zu empfangen. Ebenso 
genossen die Gefangenen die Freiheit, in ihren Zellen zu rauchen und 
Bücher zu lesen, die im allgemeinen vom deutschen Roten Kreuz besorgt 
wurden. Die Delegation fand nirgends, daß die Gefängnisverwaltung 
Literatur bereit hielt. Religiöse Literatur war kaum in den Gefängnissen 
zu entdecken. 


Das folgende bringt Beobachtungen, die die Delegation machte, indem 
sie ihren eigentlichen Auftrag ausführte. Dieser war pastoraler Art. Es 
galt, die religiöse Pflege in den Gefängnissen zu studieren und bei 
passender Gelegenheit den Gefangenen persönlich den Trost der Religion 
zu bringen. Der zuletzt genannte Teil dieser Aufgabe ließ sich in keinem 
nennenswerteren Umfange verwirklichen, weil der Besuch der Delegation 
nicht so verlief, daß private Unterhaltungen stattfinden konnten. Bei mehr 
als einer Gelegenheit konnten jedoch die Delegierten jeder für sich ein 
Wort religiösen Inhalts an Gefangene richten. Bei dem französischen 
Hauptquartier hatte die Delegation die Erlaubnis zu privaten religiösen 
Unterredungen beantragt, aber die Nachricht erhalten, daß der fran- 
zösische Ministerpräsident eine Bekanntmachung ausgefertigt hätte, die 
nach Ansicht des Hauptquartiers dergleichen unmöglich mache. Es 
unterliegt jedoch keinem Zweifel, daß die Gefangenen in weitem Umfange 


religiöse und moralische Erquickung aus dem Besuch der Delegation 
schöpften. 


In Düsseldorf wohnte die Delegation in der Gefängniskirche zuerst 
der katholischen Messe und dann dem evangelischen Gottesdienst bei. Bei 
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letzterem hatte die Delegation ihren Platz im Chor, allen Gefangenen 
sichtbar. Diese nahmen lebhaft am Gottesdienst teil. 

Der Gesang der Kirchenlieder, namentlich das Singen eines Liedes 
von der Freimütigkeit, war kräftig. Nach der Predigt des Gefängnis- 
geistlichen sprach der Unterzeichnete Wihlborg über Psalm 42, 1-6 
und schloß mit Gebet. In diesem Zusammenhang verzeichnet die 
Delegation mit Befriedigung, daß die Gefängniskirche in Dortmund die 
sonst in Gefängniskirchen übliche Schrankeneinrichtung entbehrte und den 
Zuhörern gewöhnliche Sitzplätze bot. Betreffs der geistlichen Versorgung 
muß es die Delegation tief beklagen, daß die französischen Behörden in 
der Regel nicht einmal den Gefängnisgeistlichen gestatten, mit den Ge- 
fangenen außer in Gegenwart eines Gefangenenwärters zu sprechen. 
Es erschien der Delegation, als ob die katholischen Gefangenen in dieser 
Hinsicht infolge der Forderung nach geheimer Beichte etwas besser ge- 
stellt wären als die evangelischen. Ganz besonders hart empfindet es die 
Delegation, daß den Gefangenen, die „sous secret“ sind, bestimmt ver- 
weigert wird, sich mit einem Seelsorger im Einzelzimmer auszusprechen. 
Auf Grund der Beobachtungen, die die: Delegation gemacht hat, hat sie 
nach beendeter Reise schriftlich und mündlich bei dem französischen 
Hauptquartier Vorstellungen erhoben, daß die religiöse Pflege in den 
Gefängnissen verbessert würde, und eine wohlwollende Zusicherung er- 
halten, daß die Angelegenheit geprüft würde. 

Im Zusammenhang mit dieser Vorstellung an das_ französische 
Hauptquartier machte die Delegation die Andeutung, daß auch Wünsche 
in anderer Hinsicht erhoben werden könnten. Hiermit zielte die Dele- 
gation nicht nur auf Verbesserungen in der Gefangenenpflege, die hier 
und da vonnöten sein dürften, betreffs Raum, Besuch usw., sondern in 
erster Linie auf folgende Umstände: 

In allzu vielen Fällen konstatierte die Delegation, daß die Unter- 
suchung lange Zeit in Anspruch nahm, ja selbst die Voruntersuchung lang- 
sam von statten ging. Eine Haftzeit von sieben bis zehn Wochen, ohne 
daß die Angelegenheit der Gefangenen, so weit sie selbst wußten, in Be- 
handlung genommen worden wäre, erscheint der Delegation ein Ding der 
Unmöglichkeit zu sein. 

Dieses Gutachten wiegt um so schwerer, als die genannte Haftzeit 
irt der Regel eine Zeit „sous secret“ zu sein scheint. Der noch nicht Ver- 
urteilte oder nicht einmal Untersuchte wird durch diese außerordentlich 
strenge Gefängnismaßnahme vor dem Urteil oder sogar vor dem Frei- 
spruch bestraft. 

Diese und ähnliche Beobachtungen fallen jedoch nicht unter die 
Hauptaufgabe der Delegation und werden deshalb auch nicht Gegenstand 
weiterer Behandlung. 

Die Delegation hat erklärt, daß sie sich nicht in politischer Hinsicht 
äußern würde. Es kann keine Abweichung von diesem Vorsatz bedeuten, 
auch keinen Widerspruch gegen die Prinzipien des Weltbundes für 
internationale Freundschaftsarbeit, wenn die Delegation, die in gleicher 
Weise von französischer und deutscher Seite Wohlwollen erfahren und in 
mehr als einem Gefängnis ein tolerantes Verhältnis zwischen den Natio- 
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nalitäten konstatiert hat, hier ihren warmen Wunsch ausspricht, daß die 
äußerst kritische Situation im Ruhrgebiet aufs allerschnellste ohne neue 
Opfer von Menschenleben und schwer ersetzlichen geistlichen und 
materiellen Werten behoben werden möchte. 

Diesem Bericht wird der Brief der Delegation vom 18. August 1923 
an das französische Hauptquartier beigefügt, sowie ein summarischer Be- 
richt über den Besuch der Delegation in sieben Gefängnissen im Rhein- 
lande. 

Zweibrücken und Frankfurt am Main, 
den 12./14. August 1923. 


Sam Stememer, Tohn Oman, 
Pfarrer in Ystad. Principal, Cambridge. 
Alfred Wihlborg, Pfarrer in Malmö. 
= 


Aus einem weiteren Bericht der obengenannten Geistlichen fügen wir nur 
einige Nachrichten über die Gefängnisse im Rheinland hinzu, die 
in dem obigen Bericht nicht enthalten sind. 

Erlaubnis zum Besuch wurde erbeten für Koblenz (2), Trier (2), Zweibrücken 
und Mainz (2). 

Trotz der durch den französischen Ministerpräsidenten zugesagten Unter- 
stützung wurden der Delegation in einem Falle von der Gefängnisdirektion so viele 
Schwierigkeiten gemacht, daß eine Besichtigung nicht zustande kam. Es handelte 
sich um das Gefängnis in Trier, Langstraße, in dem sich 72 politische 
Gefangene befanden, die teilweise unter der Bewachung afrikanischer Truppen 
standen. 

Das Gefängnis in Koblenz, Karmeliterstraße, ein früheres 
Kloster, stand unter deutscher Verwaltung. Es waren dort nur ıı politische Ge- 
fangene untergebracht, die ein Gemeinschaftsleben führen konnten. Im Gefängnis 
in der Fischellstraße befanden sich 45 politische Gefangene von ganz ver- 
schiedener sozialer Stellung, darunter Bürgermeister, Gymnasialdirektoren usw. 
Zweimal zwei Stunden täglicher Spaziergang waren gestattet. Beide Gefängnisse 
wurden durch das deutsche Rote Kreuz verpflegt. 

In Trier, Windstraße, befanden sich gı politische Gefangene, größten- 
teils aus der Ruhr, 52 Untersuchungsgefangene, 6 Gefangene in Einzelhaft. Das 
Gefängnis stand unter französischer Verwaltung, die französische Kost wurde selbst 
zubereitet und durch das Rote Kreuz ergänzt. Der äußere Eindruck war gut, der 
Ton aber streng und keineswegs von konsequenter Humanität getragen. Dem 
französischen Regierungspräsidenten trug die Delegation ihre Ausstellungen vor: 
zu geringe Zeit für die Reinigungsarbeiten in den Zellen, Rauchverbot. Sie bat 
um die Zulassung eines deutschen Arztes in Erkrankungsfällen. Der Re- 
gierungspräsident versprach, den Wünschen weitmöglichst entgegen zu kommen. 

In Zweibrücken befanden sich 130 evangelische und 40 katholische Ge- 
fangene, wohl fast alle Strafgefangene aus dem Ruhrgebiet, die meisten Beamte. 
An den Gottesdiensten, die Pfarrer Wihlborg hielt, nahmen sie regen Anteil. Das 
Gefängnis steht unter französischer Verwaltung. Der äußere Zustand war gut, 
Verbesserungen gegen früher wurden festgestellt. Die französische Kost schien 
ausreichend und wurde vom Roten Kreuz ergänzt. Gewisse Härten waren in der 
Behandlung der Gefangenen: Spaziergang nur eine Stunde im Freien, eine Stunde 
in den Korridoren; Verbot, Geschenke anzunehmen, abgesehen vom Roten Kreuz; 
Erlaubnis für zwei Briefe wöchentlich, einmal Besuch, Unterhaltung mit dem Geist- 
lichen nur in Gegenwart des Wärters. Dem Regierungspräsidenten wurden sehr 
ausführlich Wünsche geäußert betr. Hygiene,‘ Spaziergang, Geschenke, Unterhal- 
tungsräume bei Besuch, Seelsorge. 

Das Gefängnis in Mainz (Zivilgefängnis) stand unter französischer 
Verwaltung. Es befanden sich dort 200 Gefangene, darunter 20 Saboteure, einige 
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politische Gefangene, 7 zum Tode verurteilte, die noch nicht begnadigt waren. Die 
Verhältnisse waren hart. Besuch durfte wöchentlich ıs Minuten lang empfangen 
werden, der Wärter mußte zwischen dem Gefangenen und dem Besuch stehen. Die 
hygienischen Bedingungen waren unzureichend; der Spaziergang dauerte nur 
ı5 Minuten täglich; die Kost war unzureichend. Gottesdienste würden nicht 
gestattet. 

Hier äußerte die Delegation dem Regierungspräsidenten ihre Wünsche mit 
großer Bestimmtheit: die Gottesdienste sollten so schnell wie möglich wieder ein- 
gerichtet werden; die Zellen bis wenigstens 8.30 abends erleuchtet werden; Briefe 
sollten sofort ausgehändigt werden, keinesfalls mit einer Verzögerung von fünf 
bis sechs Wochen. Der Regierungspräsident hoffte, die Wünsche erfüllen zu können. 


ED 


Wiederaufbaupläne. 


Von Friedrich Voges. 


Die Frage des Wiederaufbaus des zerstörten französischen Gebietes 
ist noch immer ein Brennpunkt der europäischen Politik, insbesondere 
der deutsch-französischen. Trotz aller Bemühungen hat man noch keine 
Lösung dieser komplizierten Frage gefunden. Um eine Lösung sind seit 
dem Waffenstillstand nicht nur die Politiker bemüht gewesen, sondern 
auch große Volksschichten, die sonst wenig direkten Einfluß auf die 
Politik ausgeübt haben. Es sind dies insbesondere die deutschen Ar- 
beiterkreise, die mit ihrer eigenen Hände Arbeit am Wiederaufbau 
helfen wollen. Leider hat dieser Wille in Frankreich bis heute noch nicht 
eine solche Anerkennung gefunden, daß die diesbezüglichen Pläne schon 
zur Ausführung gekommen wären. Immerhin könnte gegenwärtig eine 
Zusammenstellung aller dieser Bemühungen von Nutzen sein, da gewisse 
Umstände hoffen lassen, daß die lange Arbeit in nicht zu ferner Zeit doch 
noch vielleicht endlich Erfolg haben werde. Aber davon abgesehen, do- 
kumentiert eine derartige Zusammenstellung zugleich auch den Willen 
weiter Kreise zur internationalen Verständigung und Zusammenarbeit. 

Schon nach Schluß des Waffenstillstandes erörterte man sowohl in 
‚Deutschland als auch in Frankreich die Frage der Heranziehung deutscher 
Arbeiter zum Wiederaufbau von Nordfrankreich. Im allgemeinen war auf 
beiden Seiten für einen derartigen Plan die Stimmung zunächst günstig. 
Bald stellte es sich allerdings heraus, daß man sich über die Art der Aus- 
führung nicht so einig war wie über das Prinzip des Planes. 

Bald nach dem Waffenstillstand wurden die meisten der in Frank- 
reich befindlichen Kriegsgefangenen zu Wiederaufbauarbeiten verwendet. 
Man wird dies kaum als eine glückliche Lösung der Frage bezeichnen 
können, da die äußere Lage des Gefangenen meist alles Interesse an der 
Arbeit raubte. Es war eben Sklavenarbeit. — Eine Fortsetzung dieser 
Arbeitsart schien von französischer Seite durch den Friedensvertrag 
sanktioniert werden zu sollen. $ 19, Anhang 2, Teil VIII wurde später 
(Juli 1922) von dem Arbeitsminister Le ’Troquer so ausgelegt, daß von 
Deutschland verlangt werden müsse, Arbeiten in Frankreich vornehmen 
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zu lassen.‘) Ursprünglich bestanden die Franzosen trotz des starken 
Widerstandes der Amerikaner mit Beharrlichkeit darauf, daß ihnen für 
die Zwecke des tatsächlichen Aufbaus der zerstörten Gebiete ein Vertrags- 
recht auf deutsche Arbeitskraft eingeräumt werden müsse. Es wurden 
bis ins einzelne gehende Bestimmungen ausgearbeitet, denen zufolge bis 
zu 500 000 deutsche Arbeiter unter Leitung einer interalliierten Kommis- 
sion in den zerstörten Gebieten arbeiten sollten. Diese Bestimmungen 
wurden zuletzt wieder ausgemerzt, da sie zu sehr den Beigeschmack der 
Sklaverei trugen. Als Deutschland dann später freiwillig anbot, solche 
Arbeitskräfte zu stellen, soll sich die französische Regierung genötigt ge- 
sehen haben, eine Reparation in dieser Form zurückzuweisen, und zwar 
deshalb, weil die französischen Gewerkschaften gegen den Import fremder 
Arbeitskraft Einspruch erhoben hätten.?) Dem gegenüber stellen jedoch 
die französischen Gewerkschaften fest, daß sie schon 1918 zur Annahme 
deutscher Arbeitskräfte bereit gewesen seien.’) Tatsache ist, daß die 
Verhandlungen der folgenden Jahre in engster Fühlung mit den deutschen 
und französischen Gewerkschaften stattgefunden haben. Die Bespre- 
chungen zwischen der französischen und deutschen Regierung begannen 
August 1919. Am 2. Oktober 1919 gelangte man zu einem gewissen Ab- 
schluß.?) 

Die deutschen Bauarbeiterorganisationen stellten drei Bedingungen: 

1. Einverständnis der französischen Arbeiterorganisationen. 

2. Moralische, materielle, soziale und hygienische Sicherheiten, keine 
schlechteren Arbeitsbedingungen als die der französischen Ar- 
beiter in den betreffenden Gegenden. 

3. Generalunternehmer die deutsche Regierung (im Einverständnis 
mit den Arbeiterorganisationen). 


Über Punkt 1 und 2 einigten sich die Regierungen, Punkt 3 wurde 
dagegen nicht geklärt. Der französische Gewerkschaftsdelegierte Jouhaux 
äußerte sich über die Verhandlungen: „Sie erzielten nichts, und die Ver- 
antwortung für das Scheitern fällt gänzlich auf die französischen 
Minister zurück, die sich verpflichtet hatten, im Dezember eine Antwort 
zu geben, — auf die man heute noch wartet.“°) — Trotzdem verhandelten 
die französischen Gewerkschaften und der französische Bauarbeiter- 
verband mit. den entsprechenden deutschen Verbänden weiter (Amster- 
dam 1919, Paris 1920) und schlossen November 1920 miteinander einen 
Vertrag.*) Dieser Vertrag wurde Gegenstand neuer Verhandlungen in 
Genf, Januar 1921,°) die am 31. März und 1. April in Amsterdam durch 
eine Resolution der Internationalen Gewerkschaftskonferenz einen ge- 
wissen Abschluß fanden. Man war sich darüber einig, daß die Lösung des 
Wiederaufbaus „in einer herzlichen Zusammenarbeit gefunden werden 


1) Deutsche Allgemeine Zeitung, 18. 7. 1922. 
?) Neue Freie Presse, Wien, 29. 4. 1921. John Forster Dulles. 
°) cf. Gewerkschaftsführer Laurent in der franz. Kammer, 2. 4. 192r. 


*) cf. Jahrbuch 1919 des deutschen Bauarbeiterverbandes, S. 209 und La 
Voix du Peuple, November 1919. 


°) La Voix du Peuple, November 1919, S. 694. 
°) La Voix du Peuple, April 1921, S. 232. 
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müßte“.”) Zugleich versuchte die deutsche Regierung, ihre Mitarbeit 
anzubieten.) Folgende Vorschläge wurden gemacht: „Die deutschen 
Gewerkschaften haben beschlossen, folgende Leistungen anzubieten: 

1. in den zerstörten Gebieten sofort nach Maßgabe der näheren 
Wünsche der Alliierten die Aufräumungs- und Aufforstungs- 
arbeiten vorzunehmen; 
die Ziegeleien im Aufbaugebiet instandzusetzen oder neu zu er- 
richten usw.; 

3. nach den Plänen und unter Kontrolle französischer Behörden 
Hoch- und Tiefbauten jeder Art auszuführen. — 
Die deutsche Regierung ist willens, auf den Boden dieser Vor- 
schläge zu treten.‘“?) 


Loucheur erklärte allerdings (am 11. Mai 1921 Vertretern der ameri- 
kanischen Presse gegenüber), es würde die Gefühle der Geschädigten ver- 
letzen, wenn dieselben Leute, die die Zerstörung angerichtet hätten, sich 
frei unter ihnen bewegten. In Gebieten ohne dichte Bevölkerung dagegen 
sei die Verwendung deutscher Arbeiter möglich.) Als wenige Tage 
später das französische Aktionskomitee der Geschädigten und die fran- 
zösischen Gewerkschaften zu Briand schickten, um ihm zu sagen, daß die 
Mehrheit der Geschädigten für den Aufbau mit deutscher Hilfe sei, soll 
der Ministerpräsident ohne Vorbehalt bereit gewesen sein und seine 
Unterstützung versprochen haben.) Desgleichen berichtet man, daß 
Loucheur einem Vertreter des Wiederaufbauministeriums“ sein grund- 
sätzliches Einverständnis mit dem Plane der Zuweisung eines Abschnittes 
im zerstörten Gebiet an Deutschland erklärt habe.'”) Diese Nachricht 
wurde aber insoweit wieder dementiert, als Loucheur bezw. Briand den 
obigen Gedanken nur als Möglichkeit bezeichnet hätten.”°) 

Im Herbst, als lange nichts geschehen war, machten sich französisch 
und deutsche Arbeiter und Ingenieure ans Werk, bereisten das für den 
ersten Wiederaufbau ausgewählte Gebiet und fanden Gelegenheit, die 
Möglichkeit der Ausführung bei dem Wiederaufbauminister Loucheur zu 
vertreten.) EIf französische Dörfer der sogenannten Roten Zone, der 
völlig verwüsteten Gegend des Bezirkes Chaulnes sollten zunächst auf- 
gebaut werden.) Loucheur fand die Absicht gut, machte aber einige 
Einwendungen prinzipieller Natur: der Wiederaufbau müsse nicht in 
zwei, sondern in einem Jahre fertig sein!’®) Zahlungen und Lieferungen 
sollten nach .den Bestimmungen des Wiesbadener Abkommens erfolgen 
(in diesem Abkommen vom 6. Oktober 1921 handelt es sich nur um deut- 
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?) La Voix du Peuple, April 1921, S. 234. — cf. Ere Nouvelle, 21. 3. 1921. 

8) Voss. Ztg., 20. 3. 1921. Amtliche Meldung, Wiederaufbauminister 
Müller. 

°2) Note der deutschen Regierung, cf. Deutsche Allg. Ztg., 23. 4. 1921. 

10) Voss. Ztg., 12. 5. 1921. 

11) WTB. Paris, 25. 5. 1921. 

12) Voss. Ztg., 22. 5. 1921. 

18) Berl. Tageblatt, 24. 5. 1921. 

12) cf. Le Peuple, 29. 10. 1921; Freiheit, 3. II. 1921. 

15) cf. Le Peuple, 31. 10. 1921. 

® eh En Tageblatt, 17. 12. 1921, „Die abgelehnte deutsche Hilfe“. 


209 


sche Lieferungen von Sachgütern, während über den anderen Teil der 
deutschen Anerbietungen, Beteiligung deutscher Arbeiter, nichts verein- 
bart wurde'”)).- Ferner verlangte Loucheur, daß die geschädigten 
Bauern mit der deutschen Hilfe schriftlich sich einverstanden erklärten. 
Die Geschädigten hatten in zwei großen Versammlungen in Paris ihr Ein- 
verständnis gegeben, daher brauchte das Ergebnis der Befragung nicht 
zu verwundern: 86 % der Geschädigten (eine Reihe von Dörfern 94, 96, 
99%) stimmten für die deutsche Hilfe.) Auf diesen Erfolg hin wand- 


ten sich auch die Dörfer aus der Kriegszone des Chemin des Dames 


(30. November 1921) an den Minister, um ebenfalls deutsche Arbeits- 
kräfte zu verlangen.) Nun aber ‚wurden die französischen Unternehmer 
besorgt (einer soll gedroht haben, er würde den ersten Boche, der ins 
Land käme, mit eigener Hand erschießen). Daraufhin erklärte Loucheur, 
die obigen Ergebnisse seien nicht amtlich, man müsse erst feststellen, ob 
die Interessenten „vollkommen aufgeklärt waren, um sich in voller Frei- 
heit entschließen zu können“) Auch sagt man in Frankreich, daß dem 
Minister die Art des geplanten Wiederaufbaus, die Sozialisierung des 
Aufbaus, wie sie die Gewerkschaften vorhatten, unheimliche Empfin- 
dungen erregt habe. Wenn dieser Versuch gelungen wäre, so hätte das 
Folgen für die innere Politik Frankreichs haben können. Über die Auf- 
klärung, die nun vorgenommen wurde, berichteten die französischen 
Zeitungen folgendes: Der Präfekt ließ die Bewohner der zerstörten Dörfer 
durch die Bürgermeister zusammenrufen, las ihnen das Schreiben des 
Ministers vor, in dem das Für und Wider erwogen war, und machte die 
Geschädigten darauf aufmerksam, daß der Aufbau durch eine zu diesem 
Zwecke gebildete Gesellschaft erfolgen würde, an welche die Besitzer alle 
ihre Rechte auf Staatsentschädigung abtreten müßten. Es fehle der Re- 
gierung weder an Geld noch an Arbeitsmaterial. Französische Unter- 
nehmer mit Hilfe italienischer Arbeiter sollten die Dörfer in kürzester 
Zeit wieder aufbauen.”) Bei der darauf sofort folgenden Abstimmung 
(4. Dezember 1921) wurden 149 Stimmen für den Aufbau mit deutscher 
Hilfe und 157 dagegen abgegeben.) Nur 8 Stimmen, obwohl die Dorf- 
bewohner wahllos und eilig zusammengetrieben worden waren! Dieser 
Erfolg ist nicht sehr überzeugend, dennoch hat er die Bemühungen 
wiederum zum Scheitern gebracht. 

Trotz des offenbaren Widerstandes wurden die gewerkschaftlichen 
Bemühungen aber fortgesetzt. Vom 20. bis 22. Dezember verhandelten 
in Frankfurt der französische Gewerkschaftsbund, der Technikerverband 
und der Aktionsausschuß der geschädigten Gemeinden Nordfrankreichs 
mit dem allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbund und einer Kommission 
des AFA-Bundes weiter. Die französischen Vertreter erklärten ein- 
stimmig, daß sie sich durch keine Hindernisse, durch keine noch so ge- 

7) cf. über die Verhandlungen die Rede Rathenaus im Reichswirtschaftsrat 
am 29. 7. 1921. 

18) cf. Le Peuple, 22; 11. 1921. 


) Voss. Ztg., 1. 12. 1921; Meldung Paris, 30. ı1. 1921; Le Peupl 

2°) cf. Berl. Tageblatt, 17. 12. 1921. vr a 
21) cf. Le Peuple, 8. ı2. 1921. 

2) WTB. Paris, 5, 12. 192i. 
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waltige private kapitalistische Koalition in ihren Bemühungen um die 
Heranziehung deutscher Arbeitskräfte hindern ließen. Man erzielte volles 
Einvernehmen in allen wesentlichen Grundlagen, besonders über die Form 
der Organisation, die die Arbeit mit Hilfe deutscher Kräfte durchführen 
sollte: Die Bauhütte. So wurde der Grund gelegt zu dem Vertrage mit 
dem Verband sozialer Baubetriebe vom 24. Oktober 1922.% 

Aus dem Jahre 1921 ist noch jener Vertrag zu erwähnen, durch den 
beabsichtigt wurde, daß Deutschland 25 000 Holzhäuser in Frankreich 
bauen sollte”) Man änderte ihn jedoch zunächst dahin um, daß die 
Holzhäuser in Deutschland gebaut und von den Franzosen selbst aufge- 
stellt werden sollten. Ja, einige Stimmen wünschten sogar, daß Franzosen 
nach Deutschland kämen und unter Anleitung deutscher Fachleute die 
Arbeit leisteten. Weder der eine noch der andere Vorsatz wurden ausge- 
führt. Die französische Bevölkerung soll die ersten Häuser, die zur Probe 
geschickt wurden, nicht abgenommen haben, da die Fenster nicht nach 
innen, sondern nach außen aufgingen! Vor allem konnte man sich aber 
über Zollfragen nicht einigen. 

Die geschädigte Bevölkerung des Nordens ließ jedoch nicht nach, bei 
der französischen Regierung deutsche Hilfe zu verlangen.) Der 
Aktionsausschuß wies die französischen Behörden darauf hin, sie müßten 
wissen, daß die deutschen Arbeiter in der Form von Gilden, die immer 
zu niedrigeren Preisen arbeiteten als Privatunternehmungen, am Wieder- 
aufbau teilnehmen wollten. Die „Liga. der Republik“, an deren Spitze 
Painleve steht, nahm eine Tagesordnung an, in der verlangt wurde, daß 
Deutschland im Anschluß an das Wiesbadener Abkommen veranlaßt 
werde, „seine Schuld nicht nur in bar, sondern auch in Gestellung von 
Arbeitskräften abzutragen“.”) Ähnliche Stimmen ließen sich noch weiter 
anführen. Vor allem wirkten die französischen Gewerkschaften und der 
Aktionsausschuß der zerstörten Gebiete. Der sozialistische Abgeordnete 
Jouhaux und Inghels bemühten sich, einwandfreies Material zusammenzu- 
bringen, durch das die französische Regierung geradezu der Sabotage des 
Wiederaufbaus bezichtigt wurde. So äußerte sich Jouhaux: „Wenn unsere 
unglücklichen Landsleute leiden, wenn sie, noch elenden Verhältnissen über- 
antwortet, gezwungen sind, in ihren Baracken oder Erdhöhlen zu frieren, 
so müssen sie wissen, wem die Verantwortung für diese Sachlage zufällt. 
Sie müssen nicht außer acht lassen, daß die Regierung dieses Landes die 
Vorschläge nicht hat berücksichtigen wollen, die ihr gemacht worden sind, 
daß sie sie ohne Antwort gelassen hat, daß sie noch nicht begonnen hat, 
sich wirklich zum Zweck des Wiederaufbaues zu bemühen. Aus welchem 
Grund? Die Unternehmer des Baugewerbes, eifersüchtig auf die Kriegs- 
gewinne ihrer Kollegen in der Metallindustrie und der Zwischenhändler 
in der Lebensmittelversorgung, betrachten die verwüsteten Gebiete als ihr 
eigen. Es ist ein Kuchen, den sie mit niemand teilen wollen; die 
deutsche Mitarbeit in Arbeitskräften, in Baustoffen, in Geldmitteln 


23) cf. Jahrbuch 1921 des deutschen Bauarbeiterverbandes, S. 287. 

#2) cf. Rede Loucheurs im Senat. Paris, 31. 5. 1921. 

25) cf. Nachrichtendienst der Deutschen Allg. Ztg., Paris 22. 7. 1921. 
26) cf. Deutsche Allg. Ztg., 28. 11. 1921. 
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würden ihren Anteil vermindert haben.“”) Als Ergebnis dieses Drängens 
muß man die Zusätze zum Wiesbadener Abkommen, die am 27. Februar, 
15. März, 2.und 3. Juni 1922 gemacht wurden,”*) ansehen. Aber durch 
diese Abkommen wurde nur die Lieferung von Sachgütern, nicht dagegen 
das deutsche Angebot von Arbeitskräften berücksichtigt. Das Wies- 
badener Abkommen und die anderen oben erwähnten Vereinbarungen 
werden von vielen nur so angesehen, daß sie die Möglichkeit böten, „auf 
Kosten des deutschen Volkes und der französischen Geschädigten Ge- 
schäfte zu machen.“”) 

August/September 1922 häuften sich die Nachrichten über Abschlüsse 
von Sachlieferungen für den Wiederaufbau. So nannte man den Vertrag 
über Farbstofflieferungen der Württembergischen Rohstoff G. m. b. H.,®) 
ferner das Abkommen zwischen der deutschen Lehrer-von Siemens-Kom- 
manditgesellschaft mit der Chambre Syndicale Constructeurs en Ciment 
Arme.”) Seine besondere Bedeutung erhält das letztere dadurch, daß in 
ihm Verwendung deutscher Arbeiter beim Wiederaufbau vorgesehen 
wurde, und zwar sollten bis 150 000 Arbeiter aus Deutschland und anderen 
Ländern herangezogen werden. Das französische Wiederaufbau- 
Ministerium stimmte der Verwendung deutscher und internationaler 
Arbeiter bis 50% der Gesamtarbeiterzahl zu.”) Die Vorarbeiten zu diesem 
neuen Vertrag gingen bis 1920 zurück. 


Am meisten machte das Stinnes-Lubersace Abkommen (vom 
14. August 1922) von sich reden, das am 30. August 1922 zu Paris durch 
den Marquis Lubersac und zu Berlin am 4. September von Stinnes unter- 
zeichnet wurde.””) Dieser Vertrag bezog sich nur auf Sachlieferungen. 
Lubersac wünschte keine Heranziehung deutscher Arbeitskräfte in großem 
Maßstabe, aber bei den niedrigen Preisen, zu denen die Deutschen arbeiten 
könnten, hätten die Geschädigten ein Interesse daran, sich der deutschen 
Arbeitskräfte zu bedienen. Es gäbe aber ein Mittel, deutsche Arbeits- 
kräfte heranzuziehen, indem man Material in Deutschland selbst ver- 
arbeiten lasse.) Stinnes versicherte, daß ihm die aktive Beteiligung des 
deutschen Handwerks sehr erwünscht sei.®) Die wirtschaftlichen 
Organisationen des deutschen Handwerks traten wegen der näheren Aus- 
führung dieses Planes mit den Vertretern des Stinnes-Konzerns in Ver- 
bindung. Zu abschließenden Vereinbarungen der obigen Verträge ist es 
allerdings nicht gekommen. In allen Verträgen, die den Wiederaufbau 
und die Lieferung von Baustoffen betrafen, spielten neben der Finanz- 


*) Jahrbuch 1922 des deutschen Bauarbeiterverbandes, S. 309. 

of) cf. ?°); cf. La Voix du Peuple, Januar 1923. 

=) Jahrbuch 1922 des deutschen Bauarbeiterverbandes, S. 310. 

°) Wirtschaftspolitisches Material der Arbeiterpresse, 18. 9. 1922. 

1) Wirtschaftspolitisches Material der Arbeiterpresse, 21. 9. 1922. Zu ®) und 
3) cf. auch ®). 

>) Frankfurter ZIESN2L071922, 

») cf. Kölnische Ztg., 21. 9. 1922, „Stimmen der Berliner Presse“. Deutsche 
Allg. Ztg., 10. 9. 1922. 

SD) (ei, Deutsche Allg. Ztg., 7. 9. 1922. Ähnlich äußerte sich Loucheur schon 
am IQ. 4. 1921 in der französischen Kammer. 

®%) Deutsche Allg. Ztg., 9. 9. 1922. 
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trage die Freigabe bestimmter Mengen Reparationskohle durch die fran- 
zösische Regierung eine große Rolle. Genannt wurde in der Öffentlichkeit 
eine Menge von 25 000 Tonnen monatlich, die die französische Regierung 
für Sachlieferungen freigeben wollte.) Diese Summe erschien vollständig 
unzulänglich. Die Verhandlungen zogen sich hin, bis sie infolge der ver- 
schlechterten politischen Lage abgebrochen wurden — und Frankreich 
statt Reparationen sich Pfänder nahm. 


Vollkommen selbständig und ohne durch die Mißerfolge der früheren 
Jahre entmutigt zu werden, verhandelten die sozialen Baubetriebe weiter 
mit den Delegierten der kriegsbetroffenen Gebiete.) Auch sie verein- 
barten Materiallieferungen und Arbeitsausführungen. Ihre Bemühungen 
unterscheiden sich aber von den oben erwähnten Abkommen der Indu- 
striellen dadurch, daß sie auf jegliches Geschäft verzichten. Sie erklären 
von vornherein, alles vermeiden zu wollen, was bei der Durchführung der 
Naturallieferungen den wirtschaftlichen, politischen und sozialen In- 
teressen der beiden Länder schaden könnte, daß es ferner dem Geist ihres 
Vertrages widersprechen würde, wenn sie selbst oder wenn Geselischaften 
oder Personen, die an der Durchführung dieses Vertrages beteiligt sein 
werden, sich Vorteile sichern, die mit den Interessen der Geschädigten 
oder mit den Interessen des französischen und des deutschen Volkes nicht 
vereinbar sind. Alle aus Leistungen und Lieferungen etwa zufließenden 
Gewinnanteile sollten nach Deckung der Selbstkosten der deutschen Re- 
gierung zur verstärkten Erfüllung der deutschen Reparationsverpflich- 
tungen zufließen. Das Entsprechende erklärte die auf französischer Seite 
geschaffene gemeinnützige A«G.”) 


Zu gleicher Zeit fanden zwischen der deutschen und der französischen 
Regierung Verhandlungen statt über große öffentliche Arbeiten, die durch 
deutsche Arbeiter und deutsche Materialien in den verschiedenen Gegen- 
den Frankreichs ausgeführt werden sollten.”) Alle diese Verhandlungen 
und Pläne zogen sich aus demselben Grunde hin. wie die von Stinnes 
(s.o. und Anmerkung 36) und scheiterten dann plötzlich an der franzö- 
sischen Ruhrpolitik. Trotzdem wurde das Aktionskomitee der verwüsteten 
Gebiete nicht müde weiterzuarbeiten. Am 16. Januar 1923 forderte ihr 
General-Sekretär Doucedame die französische Regierung auf, in Gemein- 
schaft mit deutschen Arbeitern den Wiederaufbau auch mit deutschem 
Material durchzuführen.) Die französische Regierung möge durch 
Methoden, die dem allgemeinen Interesse und dem Wunsch einer Ver- 
ständigung unter den Völkern entsprechen, eine Lösung des Reparations- 
problemes suchen; nur dadurch könne der demokratische Geist zum Siege 
geführt und ein sicherer endgültiger Friede erzielt werden. 

Als Erfolg der französischen Kreise, die für die Beschäftigung 
Deutscher eintraten, muß man es ansehen, daß im Jahre 1923 doch noch 


3) cf. Jahrbuch 1922 des deutschen Bauarbeiterverbandes, S. 316. 

») WTB. Paris, 20. 9. 1922. Vorwärts, 20. 9. 1922. La Voix du Peuple, 
Januar 1923. 

3) Soziale Bauwirtschaft 1922, Nr. 21/22. 

3) Voss. Ztg., 18. 10. 1922, Havas-Meldung. 

40) cf. Berl. Volksztg., 18. ı. 1923. Meldung Paris, 17. I. 1923. 
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der Versuch gemacht worden ist, die deutsche Arbeitshilfe im zerstörten 
Gebiet zu erproben. 80 Deutsche, die durch ein Büro in T rier angeworben 
wurden, zogen im Frühjahr 1923 an die Somme, um dort ein Beispiel für 
deutsche Arbeit zu geben. 30 von diesen kehrten im Laufe des Jahres 
wieder in die Heimat zurück. Von offizieller französischer Seite ist an- 
erkannt, daß diese Deutschen „gute und schnelle Arbeit‘ geleistet haben. 
„Was die Beziehungen zu der Bevölkerung anbetrifft, so hat sich kein 
Zwischenfall ereignet. Die Deutschen zeigten sich höflich und zurück- 
haltend.... Sie haben gute Disziplin... .. Die Resultate sind zufrieden- 
stellend.“**) i 3 

Abgesehen von diesen Wiederaufbauplänen großen Stiles gibt es 
aber auch solche kleinerer Gruppen, denen es vor allem darauf ankommt, 
durch die Arbeit des Wiederaufbaus ein Werk deutsch-französischer 
Versöhnung zu leisten. Diese Tendenz‘hatten zwar auch die Gewerk- 
schaftsverhandlungen immer gehabt, aber sie war doch nicht die allein 
bestimmende, wie es der Fall war bei den zwei Plänen,””) von denen jetzt 
zum Schluß noch berichtet sei: 

Eine kleine Gruppe von Mitgliedern der Bilthovener Bewegung für 
eine christliche Internationale machte sich Oktober, 1920 ans Werk, „in 
uneigennütziger Weise zu Gunsten der wiederkehrenden Bevölkerung zu 
dienen“. Die finanzielle Unterstützung wurde von Freunden der Bilt- 
hovener Bewegung aufgebracht. — Der geistige Führer der Gruppe war 
ein Schweizer, die technische Leitung übernahm ein englischer Quäker 
und Mitglied des Versöhnungsbundes. Er hatte schon ein Jahr lang mit 
der Quäkermission in Frankreich gearbeitet und verstand sich besonders 
auf das Handwerk, mit dem die Gruppe der notleidenden Bevölkerung 
dienen wollte: den Barackenbau. Nach kurzen Verhandlungen mit den 
französischen Behörden, insbesondere zwecks Zulassung einzelner Deut- 
scher, „die einen kleinen Teil dessen wieder gut machen wollten, was 
andere verschuldet“ hatten, einigte sich die Gruppe mit dem Präfekten 
in Bar le Duc, daß sie in Esnes (nahe Höhe 304) mit dem Barackenbau 
beginnen sollte. Von den früheren Wohnungen dieses Dorfes war auch 
nicht mehr eine: ausbesserungsfähig. Eine große Anzahl von Familien 
aus Esnes warteten auf die Errichtung von Baracken, um zurückkehren zu 
können. — Der Gemeindevorsteher von Esnes war bereit, auch die 
Deutschen zuzulassen, und verstand den Geist, in dem sie ihre Arbeit 
anboten. 

Am 18. November ging die Gruppe — noch ohne Deutsche — in 
Esnes an die Arbeit. Die Ankunft der Deutschen wurde dadurch ver- 
zögert, daß der französische Minister des Innern noch seine Erlaubnis 
für die Teilnahme der Deutschen erteilen mußte. Nach zwei Wochen 
war auch diese Schwierigkeit beseitigt. — Mit Beginn des Jahres 1921 
trafen die Deutschen ein, der Bestand der Gruppe war nun folgender: 
1 Schweizer, 1 Engländer, 2 Holländer, 1 Ungar und 3 Deutsche. Außer- 
dem waren längere Zeit noch helfende Freunde zu Gast. 


*) Journee Industrielle. Montdidier, 16. 9. 1923. 


®) Das Material über diese zwei Pläne stammt aus der Korrespond 
3 enz d 
deutschen Geschäftsstelle des Versöhnungsbundes. 5 & 
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Vertragsmäßig sollten sie 20 Baracken aufbauen. Als sie jedoch 
vier Baracken fertig hatten, erklärte der Regierungsvertreter, es sei kein 
Geld mehr vorhanden, auch die Gemeinde habe kein Geld mehr. Darauf 
arbeiteten sie umsonst für die Kommune. Einzelne Bauern forderten 
fast täglich einen oder zwei Mann an und bezahlten auch eine mäßige 
Gebühr als Lohn. Auch in den Nachbardörfern war die Hilfe will- 
‚kommen. 

Die Einwohner selbst wunderten sich sehr über diese Gruppe und 
ihre Tätigkeit. „Zuerst waren sie sehr zurückhaltend, dann zutraulicher 
mit nur ganz wenigen Ausnahmen. Aber diese Ausnahmen genügten, 
um zum Unheil zu werden. Heimlich und offen wurde gegen die Boches 
gewühlt und gehetzt.“ Ganz unerwartet teilte der Gemeindevorsteher 
von Esnes der Gruppe mit, daß er vom Präfekten angewiesen sei, der 
Gruppe unter keinen Umständen irgendwelche bezahlte oder unbezahlte 
Arbeit für die Gemeinde zu übergeben. Der Beschluß bezog sich jedoch 
nur auf Öffentliche Regierungs- oder Gemeindearbeit. Daher hoffte man, 
private Hilfe weiter leisten zu können. 

Als aber ein 14 jähriger Schweizer Schüler, der bei dieser Gruppe zu 
Besuch weilte, sich ein sittliches Vergehen an Tieren zu Schulden kommen 
ließ, vermuteten gereizte Einwohner und auch der Bürgermeister eire 
gegen die Bevölkerung gerichtete Verschwörung. Daraufhin mußten die 
Deutschen am 31. März 1921 wieder in die Heimat zurückkehren. Den 
anderen gab man zu verstehen, daß einem „Weiterarbeiten eigentlich 
nichts im Wege stehe“! Am 7. April gaben jedoch auch die anderen ihr 
Werk auf. Als sie sich von dem Präfekten in Bar le Duc verab- 
schiedeten, erklärte dieser, daß infolge neuer politischer Umstände, die 
weder von seinem Willen noch von dem der Gruppe abhingen, ihm die 
Arbeit nicht mehr möglich schien. Am Anfang hatte er sie erlaubt und 
mit Interesse verfolgt, aber zur Aufrechterhaltung der Ordnung und des 
Friedens in seinem Departement mußte er nun ihre Einstellung wünschen. 

Dies scheinbar unbedeutende Unternehmen ist hier eingehender an- 
geführt, weil es die Schwierigkeiten (besonders in der ersten Zeit) gut 
illustriert. Ihm stellen sich an die Seite die Aufbaupläne, die von der 
deutschen Jugendbewegung seit dem dritten Internationalen demokra- 
tischen Kongreß (4. bis 9. August 1923)*) aufgenommen worden sind. Die 
katholische Jugendbewegung, Teile der sozialistischen und andere kleinere 
Kreise haben die Absicht, Gruppen ihrer Leute hinüberzuschicken, die 
als Sendboten der Idee der Völkerversöhnung beim Aufbau helfen sollen. 

Von dem Geiste dieser Bewegung zeugt folgende an die französische 
Regierung und an das französische Volk gerichtete offene Note**) eines 
Führers der katholischen Jugend: 

„Große Teile der deutschen Jugend haben schon lange moralisch ab- 
gerüstet und sind mit heißer Liebe wie zum eigenen, so auch zu den 
anderen Völkern erfüllt. Ihr wollt Sicherheiten unserer Gesinnung haben? 
Wir wollen sie Euch geben! Nehmt unsere Arbeitskraft und laßt uns so 


43) cf. Die Eiche, Januar 1924, S. 88 ff. 
#) cf. La Jeune Republique, 23. II. 1923. 
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an Frankreichs Aufbau arbeiten, wie der Krieg an seiner Zerstörung ge- 
arbeitet hat. _ Wir verlangen keinen anderen Sold als die Ehre des 
Ewigen, dem wir allein dienen wollen und von dem wir alle unsere Kraft 
haben. Wir wollen freiwillig in die Verbannung gehen, damit wir und Ihr, 
Euer und unser Volk und die Völker der Erde alle zur wahren Freiheit 
kommen.“ 

Die Gruppen werden als Entgelt nur ihren Unterhalt fordern; der Rest 
des Lohnes wird für Wiederaufbauarbeit verwendet. Es ist Vorsorge 
getroffen, daß diese Arbeit weder dem französischen Arbeiter Schaden 
noch dem Unternehmer Nutzen bringt. Als am 16. November 1923 Marc 
Sangnier in der französischen Deputiertenkammer diese Pläne zur Sprache 
brachte”), erregten seine Mitteilungen nicht nur in der französischen 
Kammer, sondern auch in der deutschen und französischen Presse großes 
Aufsehen. Poincar& antwortete ihm damit, daß er die Pässe für diese 
Gruppen gewährte. Von französischer Seite ist als Hauptbedingung ge- 
stellt, daß mindestens die Hälfte der Teilnehmer einer jeden Gruppe Bau- 
handwerker seien. Außerdem wird die Teilnehmerzahl natürlich durch den 
freiwilligen Verzicht auf den Lohnüberschuß stark beschränkt: nur solche, 
die für keine Angehörigen zu sorgen haben, können dies „Versöhnungs- 


opfer“ bringen. — Inzwischen treffen diese Gruppen die letzten Vor-: 


bereitungen. 

Nun ist es an der deutschen Jugend, daß sie die Erwartungen, zu 
denen sie Anlaß gegeben hat, nicht enttäuschen wird. Möchte sich Frank- 
reich bald von der Tiefe und Redlichkeit der opferbereiten Gefühle über- 
zeugen. — Der Haß und Argwohn der französischen Bevölkerung, der 
1920/1921 jener oben erwähnten opferbereiten Gruppe große Schwierig- 
keiten bereitete, scheint gewichen zu sein. Vielleicht wird die Pionier- 
arbeit der opferwilligen deutschen Jugend den Weg bereiten auch für die 
Bemühungen der französischen und deutschen Gewerkschaften. 


mm) 


Wo stehen wir? 
Voneksamlestrumnck mianıne 


Was will werden?, so fragt heute so mancher, der im Innern ver- 
zweifelt, daß Deutschland sich noch einmal durchringen werde. 

Äußerlich macht es ja den Eindruck, als ob die alten Mächte 
(Großfinanz, Großindustrie, Großagrariertum), gestützt auf die neuauf- 
gebaute, disziplinierte Reichswehr, restlos gesiegt hätten. Die Arbeiter- 
massen haben das Spiel verloren. Über den Marxismus, vor dem Beth- 


mann-Hollweg und die wilhelminischen Geheimräte so große Angst hatten, 


sind die neuen Machthaber zur Tagesordnung geschritten. Da könnte man 
wirklich befürchten, daß auch die „neuen“ Reichen dem armen Deutsch- 
land in ähnlicher Weise den Stempel aufdrücken werden, wie es bei den 


25) cf. unten S. 339 tf.- undrei.-#). 
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Franzosen vor 100 Jahren in der französischen Revolution das Heer der 
Schieber und Emporkömmlinge tat. Wenn man heute durch Frankreich 
reist, erkennt man mit Schrecken, wie plötzlich die hohe Kultur, die 
F rankreich unter dem aristokratischen Regime 'entwickelte, 1789 abreißt: 
Die Epigonen des dritten Standes waren den Frauen 
und Männerndesersten und zweiten Standes durch- 
Zustfuicht,ebenbürtig. 

Diese Befürchtung wäre richtig, wenn wir wirklich die französische 
Revolution wiederholen würden. Tun wir das? Sicherlich hat die russische 
Revolution große Ähnlichkeit mit der französischen. Aber die deutsche 
Revolution geht doch ganz andre Wege. Sie gleicht sehr stark der en g- 
lischen Revolution. 

Diese Ähnlichkeit der deutschen Revolution mit der englischen ist 
merkwürdiger Weise den meisten noch nicht zum Bewußtsein gekommen, 
obwohl schon rein äußerlich die Übereinstirimung in die Augen fällt. Den 
Independents entsprechen die Unabhängigen, den Lovellers die Kommu- 
nisten, dem Parlamentsheer die Reichswehr, der Herrschaft des Parla- 
ments die Herrschaft der Mehrheitsparteien, den Royalisten die „natio- 
nalen“ Imperialisten usw. 

Verläuft die deutsche Revolution auch in Zukunft entsprechend der 
englischen, so muß über kurz oder lang der deutsche „Cromwell“ in 
die Erscheinung treten. Dieser kommende deutsche Diktator ist von ver- 
schiedenen Schriftstellern schon seit Jahren prophezeit worden, vor allem 
ist es Kemrich, der in einer Reihe von Schriften auf diesen deutschen 
Cromwell hingewiesen hat. Diese Prophezeiung ist um so bemerkens- 
werter, als Kemrich die Ereignisse von 1914 bis 1919 auch richtig voraus- 
gesagt hat. 

Daß wir zur Stunde in Deutschland ganz unter jungnationalen 
Schwingungen stehen, die eines Tages in einer nationalen Diktatur 
enden müssen, liegt auf der Hand. Der Einfluß des Marxismus, der die 
Wende von 1918 bis 1919 beherrschte, ist im Schwinden. Die Jugend 
bekennt sich heute immer mehr zum Jungdeutschen Orden, zum Stahlhelm, 
zur Reichsflagge, zum Nationalsozialismus, zum Blücherbund, zum 
„Wehrwolf“, zum Wikingerbund und wie alle die verschiedenartigen 
jungnationalen Organisationen heißen, die eine seltsame, aber organische 
Synthese zwischen altem Militarismus und jungem Wandervogelgeist 
darstellen. 

Wenn aber der deutsche Cromwell kommt und mit dem bisherigen 
Parlamentarismus restlos aufräumt, dann muß — immer die Ähnlichkeit 
mit der englischen Revolution vorausgesetzt — auch der deutsche „Fox“ 
in die Erscheinung treten. 
| Oder deutlicher ausgedrückt, die erste Revolution wird in England 
“vom Bürgertum, in Deutschland vom Proletariat (dessen Aufstieg heute 
erfolgt!) ausgelöst. Aber beides Mal vermögen die ersten vorrevolutio- 
nären Schichten die Macht nicht in den Händen zu behalten. Beides Mal 
werden sie von der nationalen Diktatur abgelöst. Und doch genügte vielen 
in England die Diktatur der Gewalt nicht, man sehnte sich nach 
höheren, reineren Quellen. Man fand sie inder puritanischen Be- 
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wegung, deren Träger sich aber auf die Dauer in England nicht behaupten 
konnten und darum vielfach ihre Zuflucht in Amerika suchten. Von dieser 
Zeit sagt der deutsche Geograph Ratzel: Damals gingen die Adler (d. h. 
die Puritaner) nach Amerika, aber die Geier (d.h. die Vertreter der Ge- 
walt und der Etikette) blieben im Mutterland (in England). 

Wird es bei uns auch so werden? Ich befürchte, ja, es wird in 
Deutschland ähnlich werden. Die Gewalt steht links, im Lager der Kom- 
munisten, wie rechts, bei den Nationalen und Völkischen, noch viel zu sehr 
im Ansehen. Ausschlaggebend aber ist, daß die Mitte, der große Haufen 
der charakterlosen- Halbheit, heute ebenfalls auf die Gewalt schaut, um 
wieder Ordnung und Ruhe zu haben, um in Sicherheit seines gefüllten 
Portemonnaies sich wieder erfreuen zu können. 

Nur gering ist die Zahl derjenigen in Deutschland, die auf dem 
Standpunkt dr Gewaltlosigkeit stehen und die etwa in Ghandi 
oder in "Polstoi ihr Ideal erblicken. Wie wenige sind während des Krieges 
bereit gewesen, sich einzusetzen für die Idee der Gewaltlosigkeit und sich 
in Irrenhäusern, Gefängnissen und Zuchthäusern einsperren zu lassen? 
Solange aber eine Idee keine Märtyrer findet, ist sie noch nicht reif, die 
Wirklichkeit umzugestalten. 

Zwar regt es sich unter der religiösen Jugend in beiden Lagern. Aber 
das sind alles nur Ansätze, die vielleicht einst von großer Bedeutung sind, 
heute aber das öffentliche Leben in Deutschland noch nicht beeinflussen 
können. Und eine pazifistische Bewegung, die nicht im Religiösen 
wurzelt, wird in der Stunde der Entscheidung versagen. Wie kläglich hat 
z. B. der Sozialismus in Sachsen und Thüringen jetzt gegenüber der 
Militär-Diktatur abgeschnitten? Von dauerndem Einfluß kann nur der 
aus der religiösen Welt geborene Pazifismus sein, aber er ist heute zu 
schwach, er wird von den heutigen Machthabern noch nirgends in 
Rechnung gestellt. 

So sind zur Stunde die Aussichten für eine große, religiöse Welle, 
welche die nationale Welle ablösen könnte, sehr gering, wenn: .. ja, wenn 
in letzter Stunde sich das deutsche Proletariat nicht auf sich selbst besinnt, 
alles Fremde, vor allem den undeutschen Materialismus abwirft und sich 
wieder zu dem bekennt, der im Abendland der erste große Sozialist war, 
zu Jesus Christus. Ansätze zu solcher Wandlung machen sich allenthalben 
bemerkbar. So hat sich in jüngster Zeit (in der Zwickauer Gegend!) aus 
Proletarierkreisen eine christlich-sozialistische Bewegung entwickelt, die 
am 16. Dezember ihr erstes Treffen in Werdau (Sachsen) hatte. 

Aber alle diese Ansätze zur großen religiösen Welle sind zur Stunde 
noch sehr schwach. Soll uns ein deutscher Fox geschenkt werden, 
so muß vorher noch eine völlige Umstellung in großen Kreisen des Pro- 
letariats und der Jugend erfolgen. Andrerseits dürfen wir nicht vergessen 
daß heute alle Bewegungen ein sehr schnelles Wachstum zeigen. Wer 
kannte im Frühjahr 1917 den Spartakusbund, der sich binnen kurzem zur 
großen kommunistischen Bewegung entwickelte? Wer wußte im Früh- 
jahr 1920 etwas von Hitler und den Nationalsozialisten? So ist es wohl 
sehr gut möglich, daß bereits heute der deutsche Fox im Stillen tätig ist 
und die Bewegung einleitet, die einst alle diejenigen umfassen wird, denen 
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der ‚nationale wie auch der kommunistische Standpunkt der Gewalt nicht 
genügt, die ihr Ideal erst im kommenden Friedensreich Christi verwirk- 
licht sehen. 

Wie dem auch sei, soll Deutschland bestehen bleiben, so muß zu dem 
kommenden Cromwell auch ein deutscher Fox sich gesellen.- Geschieht es 
nicht, ist uns das Schicksal Frankreichs beschieden, das dem rein äußerlich 
eingestellten Napoleon restlos verfiel, dann hätte Schiller sich geirrt mit 
seiner Prophezeiung, daß der Tag der Deutschen noch vor uns liege. . . 
Ich selber habe allerdings den felsenfesten Glauben, daß Gott jetzt das 
auf heidnisch-nationalen Ideen aufgebaute Reich Bismarckscher Prägung 
zu Fall brachte, damit Platz würde für ein neues übervölkisches, christ- 
lich-armanisches Reich deutscher Nation, das Staat, Kirche und Wirtschaft 
in neuer föderalistischer Universalität als Vorbild für die europäisch- 
amerikanische Welt neu aufbauen soll! 


[LT 


Zur „Christlichen Revolution“. 
Von Theodor Kaftan. 


In der Januar-Nummer dieses Blattes und Jahres hat L. Ragaz einen 
Vortrag über Christliche Revolution veröffentlicht, den er im vorigen Jahr 
in Nyborg in Dänemark gehalten hat. Darf dieser Aufsatz in dieser Zeit- 
schrift unwidersprochen bleiben? Dann jedenfalls nicht, wenn die Eiche 
im wirklichen Leben wirken will. Und zwar um so weniger, als der Auf- 
satz zweifellos Momente der Wahrheit enthält, aber — die Wahrheit 
verkehrt. 

Ein Mann wie Ragaz, wiewohl er sich als (nicht politischen) Kommu- 
nisten- bekennt, verabscheut nicht nur, wie deutlich hervortritt, das ver- 
brecherische Gewand, in dem der Kommunismus, der Bolschewismus sich 
durchzusetzen pflegt, wo immer er dazu die Macht gewinnt; ich nehme als 
selbstverständlich an, daß ein Mann wie er auch die Lehre begehrlicher 
Schwachköpfe, die utopische Lehre von der Gleichheit aller, die zu größter 
Ungleichheit führt, nicht teilt, eine Lehre, die der Natur ins Gesicht 
schlägt: und von der Geschichte sattsam widerlegt ist. Aber ich verfolge 
das nicht; wollte ich mich in dieser Richtung mit ihm auseinandersetzen, 
hätte ich zuallererst seine von ihm zitierten Schriften zu lesen. Für das, 
was ich will, genügt völlig, was er in dem erwähnten Vortrag ausführt. 

Ragaz erzählt, daß er in seinem Eintreten für das Proletariat heiße 
Gegnerschaft auf sich geladen, daß er schließlich sein Amt und damit eine 
gesicherte Existenz aufgegeben hat, um ganz frei das nach seiner Über- 
zeugung Richtige vertreten zu können. Das beweist einen hohen Idealis- 
mus. Auch wer seine Überzeugungen nicht teilt, wird daher seiner Person 
hohe Achtung nicht versagen, wenn er nicht gar noch wärmere Emp- 
findungen hegt. Mir aber mischt sich dahinein der mitfühlende Gedanke: 
Opfer eines Irrtums. 

Ragaz idealisiert die niedersten Volksschichten, rechnet nicht mit 
der rauhen Wirklichkeit und mißversteht den Herrn Jesum. 
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Das letztere ist das Letztentscheidende; ihm ist Jesus Quellpunkt 
und Triebkraft dessen, was er vertritt. Er versteht aber Jesus als einen 
idealen Sozialreformer, während der Jesus der Schrift der große Prädi- 
kant der Ewigkeit war und ist. Was in der Wiedergabe seines Handelns 
und Redens in den Evangelien ihn als Sozialreformer erscheinen läßt, ist 
die vollbegründete Folgerung und Auswirkung dessen, was er recht eigent- 
lich vertrat, seiner Ewigkeitsarbeit in den irdischen Lebensverhältnissen. 
Jesus selbst hat nie daran gedacht, im Sinne von Ragaz ein „Reich Gottes 
auf Erden“ zu gründen. Das Reich, das er verkündete, war nicht von 
dieser Welt, und zwar nicht nur in dem Sinne, daß es seiner Art nach der 
Art dieser Welt widerspricht, sondern in dem Vollsinn, daß es nicht ein 
Reich dieses Aeon war, sondern ein in die Zeit hineinreichendes, ja in der 
Zeit werdendes Reich der Ewigkeit in den Seelen der 
Menschen; es liegt in der Natur dieses Reichs, daß es, soweit es 
reicht, auch die irdischen Lebensverhältnisse durchwirkt mit seiner Kraft, 
aber ebenso sehr liegt in seiner Natur, daß ihm alle rein irdischen Ver- 
hältnisse und Ordnungen als relativ geringfügige Elemente einer ver- 
gehenden Welt gelten. Das ändern heißt das Evangelium ändern, einen 
anderen Christus an die Stelle des biblischen setzen, uns das Licht nehmen 
im Dunkel dieser Welt, unsern Trost und unsern Frieden im Jammer 
der Zeit. e 

Vielleicht wird Ragaz, falls er dieses liest, mir sagen: Das haben 
schon viele mir gesagt. Mag sein; um so nötiger ist es, daß es um der 
Wahrheit, um Christi, um Gottes willen, auch um der Menschen aller 
Klassen willen immer wieder gesagt wird. Vielleicht erwidert Ragaz, das 
Jesuswort: „Mein Reich ist nicht von dieser Welt“ werde von weltlich 
gesinnten Christen nur zu gern und nur zu erfolgreich als Feigenblatt 
ihrer Selbstsucht ausgebeutet. Darin würde er nicht Unrecht haben. Dem 
aber ist dadurch zu begegnen, daß ihnen die Maske vom Gesicht gerissen 
wird, nicht aber dadurch, daß die Verkündigung Jesu vom Reich verkehrt, 
vererdet wird. + 

Die stärkste Widerlegung der Lehre des Ragaz aber liegt darin, daß 
er für das, was er will, soll etwas erreicht werden, eben das braucht, 
was er leugnet, das wirkliche Reich Jesu Christi, das das Reich der Ewig- 
keit ist in den Seelen. Er erörtert die Frage, ob, bezw. wieweit Gewalt 
angewandt werden dürfe, um das von ihm geteilte Ideal idealgesinnter 
Kommunisten durchzuführen, und kommt zu dem Resultat, daß hier das 
individuelle Gewissen zu entscheiden habe, aber doch nicht ohne Christen 
für die Entscheidung ein gewisses Moment objektiver Art darzubieten. 
Wo das Unrecht beginnt, wehre Christus uns mitzutun, unser christliches 
Gewissen vermittele das. Das ist feinsinnig und gut. Also ist doch das 
Christentum die Voraussetzung für die Durchführung des „Reiches 
Gottes“ auf Erden, das lebendige wirksame Christentum? Ragaz emp- 
findet augenscheinlich, daß und wie nicht nur sittliche Roheit in dem 'Trei- 
ben der Kommunisten zutage tritt, er empfindet auch, wie diese kommu- 
Ke Menschen ganz andere „Menschen werden müßten, um über- 

ıpt Material wie Werkzeug für den Bau des von ihm erstrebten 
Reiches zu werden. Wie aber werden sie das? Ragaz redet 
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von dem Reiche Gottes so, wie er es versteht, als der gewaltigsten Um- 
wälzung, die man sich denken kann, als der Macht einer Revolution, der- 
gegenüber die französische wie die russische Revolution Bagatell- 
erscheinungen sind. Ganz recht. Aber das alles gilt rechteigentlich, 
kommt vor allem erst dann zu seiner Verwirklichung, wenn das Reich 
verkündet und erlebt wird als das Reich der Ewigkeit, das 
Jesus gebracht hat. Auch das, was Ragaz will, ist eine gewaltige Revo- 
lution in den Seelen der Menschen, aber glaubt er, daß diese Revolution 
aus einigen warmherzigen religiösen Gedanken und einigen ernsthaften 
sittlichen Mahnungen erwächst? Ich dächte, Vergangenheit und Gegen- 
wart, Geschichte und Erfahrung dokumentierten sattsam, daß eine solche 
Revolution nur da entsteht, wo Menschenseelen von dem Ewig- 
keitsleben erfaßt werden, in dem und durch das alle irdischen An- 
gelegenheiten ihnen zu solchen zweiten oder dritten Ranges herabsinken. 
Schon der Kommunismus der ersten Gemeinde, auf dem das Auge von 
Ragaz mit Wohlgefallen ruht, erweist das. 

Und was erhellt nun aus alledem? Nichts weniger als dies, daß das, 
was Ragaz will, soweit es überhaupt erreichbar ist, nur da erreicht 
wird, wo das Reich Gottes nicht als ein Reich irdischer, ob noch so edler 
so doch irdischer, Art verkündet und wirksam wird, sondern folgewichtig 
als ds Reich der Ewigkeit, das Jesus hineingetragen hat in 
diese sterbende Welt. So belege ich, daß Ragaz selbst das braucht, was er 
leugnet. i 

Das führt weiter zu der Frage, ob daran zu denken ist, daß je die 
Massen, und um die Massen handelt es sich bei sozialen Revolutionen, 
Christen werden in dem biblischen Vollsinn, in dem allein die Wahrheit 
und die Kraft des Christentums steckt? Unsere ganze Vergangenheit 
sagt dazu: Nein! und abermals: Nein! Weder von den besitzenden noch 
von den besitzlosen Klassen wird je gelten, daß die Massen Christen 
werden. 

Damit verdampfen die Ideale eines edlen Kommunismus in Utopie. 
Der Kommunismus wird, wenn überhaupt, sein Ideal nur durch brutale 
Gewalt erreichen, und das immer nur, wie die Geschichte lehrt, für eine 
kurze Frist. Aber das verfolge ich nicht. Auch Ragaz will nicht das 
Zerrbild seines Ideals. 

Wollen wir in der Wirklichkeit arbeiten und wirken, — auch im 
Sinn des von Ragaz edel Gedachten und edel Gewollten, gibt esnur einen 
Weg — den uralten, das ewige Reich unseres Herrn Jesu Christi in den 
Seelen der Menschen zu bauen und zwar ehrlich und ohne Hinterhalt, 
d.h. um seiner selbst willen, nicht als Mittel zur Verwirklichung 
irdischer Ideale. Wo in diesem Sinn gekämpft wird, ist der Kampf ein 
Kampf mit einem innerlich gebrochenen Schwert. 

Damit ist aber nun auch der Punkt erreicht, wo ich in gewisser 
Weise in Bahnen wie die des Ragaz einlenke. Haben wir ganz in die 
Ewigkeit geschaut und unsere Seele mit Ewigkeit gefüllt, so gilt es nun, 
mit so geklärten Augen in die irdische Wirklichkeit schauen und hier 


die Konsequenzen ziehen, die unmittelbar für das irdische Leben aus dem 
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Ewigkeitsreich Jesu Christi erwachsen. Und. wiederum sage ich, voriges 
umkehrend: Das nicht nur um dieser irdischen Folgerungen willen, 
sondern um jenes Ewigkeitsreiches selbst, um unseres eigenen ewigen 
Lebens willen, denn dieses ist nur dann ein gesundes und wahres, wenn 
es den irdischen Konsequenzen, die ich hier im Auge habe, nicht aus- 
weicht, sondern sie aufnimmt. Daran hat bisher viel gefehlt in der 
Christenheit, und das ist es, darin das Recht dessen wurzelt, das Ragaz 
treibt. 

Worin bestehen diese Konsequenzen? Nun sicherlich nicht in 
kommunistischen Utopien — selbst der Kommunismus der ersten Ge- 
meinde hat sich als Verirrung erwiesen —, aber ganz gewiß in allerlei 
sozialen Reformen, in Reformen nicht im Sinn einer Egalite, sondern ım 
Sinn eines suum cuique in dieser Welt der selbstverständlichen Ungleich- 
heit, und das heißt um eine Hebung und Besserung der Lage der untersten 
Volksschichten. Ich unterfange mich nicht, hierfür im einzelnen die Wege 
zu weisen. Das ist Sache der Sachkundigen. Aber um nicht in Allgemein- 
heiten stecken zu bleiben, deute ich in doppelter Weise das Ziel. Die all- 
gemeine ökonomische Ordnung ist so zu gestalten, daß, wenn der Mann 
fleißig und nüchtern und die Frau ordentlich und arbeitsam ist, auch die 
Arbeiterfamilie in entsprechender Wohnung ein geordnetes Familienleben 
führen kann, ein Familienleben, das Wohlsein und Gedeihen und ent- 
sprechende Lebensfreude in sich schließt. Das ist selbstverständlich — 
ich sehe von unserer gegenwärtigen traurigen Lage in Deutschland, an 
deren Herbeiführung die Sozialdemokratie bezw. ihr Regiment ein über- 
reiches Teil gehabt hat, ab —, daß das nicht möglich ist ohne Be- 
schränkung des Einkommens der bisher reichlicher dotierten Stände. Es ist 
Torheit, das Kapital oder gar überhaupt den Privatbesitz zu bekämpfen, 
aber ein uneingeschränkter Kapitalismus ist ebenso gewiß vom Teufel, wie 
ein uneingeschränkter Sozialismus der Tod ist. Es ist Torheit, den Groß- 
grundbesitz aufzuheben — er repräsentiert ein notwendiges Glied in der 
Lebensmittelversorgung der Allgemeinheit —, aber ebenso töricht ist die 
Gestattung unbeschränkter Latifundienbildung. Aber nicht nur die 
Lebenslage der unteren Volksschichten ist zu bessern und zu sichern,*) 
auch die Berufsfreudigkeit der unteren Stände ist zu heben. Ich denke 
hier nicht an Landarbeiter und Handwerker — ihnen kann Berufs- 
freudigkeit aus der Berufserfüllung erwachsen —, sondern an die großen 
Scharen der Fabrikarbeiter. Deutschland ist ja leider weitgehend ein 
Industrieland geworden. Die eintönige Arbeit des Fabrikarbeiters ist 
nicht nur nach Möglichkeit auf ein berechtigtes Maß zurückzuführen — 
die Tendenz des an sich nicht fraglosen Achtstundentages —, sondern auch 
zu beleben, dadurch zu beleben, daß die Arbeiter in geeigneten Formen 
an dem Betrieb der Fabriken beteiligt werden. 


. Aber damit genug von Einzelheiten. Es deutet das Gesagte m. E. 
die Richtungen, in denen das in den irdischen Verhältnissen sich ab- 


f =) Das setzt aber auch wirklich soziale Gesinnung eben dieser Schichten voraus 
Wie in unserer heutigen Sozialdemokratie es an wirklich sozialer Gesinnung fehlt, 
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kann man daran studieren, wie wenig Anklang d ii 
{ g der Vorschlag b 
Wertlohn durch Soziallohn zu ersetzen. ne 
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spiegelnde ewige Gottesreich die großen, aus ihm geborenen Grundsätze 
der Gerechtigkeit und des Wohlwollens sozial ausgestalten soll, mithin 
das, dafür alle Christen als solche einzutreten haben, soweit irgend ihr 
Einfluß reicht, auch in Presse und Parlament, so daß an die Stelle einer 
Verfolgung utopischer Ideale, wie sie in Nyborg, wo Ragaz sprach, reich- 
lich betrieben wurde (vgl. besonders S. 112 ff. der ersten Nummer), ein 
Bestreben tritt, das mit den wirklichen Menschen rechnet, das durch- 
führbar ist in den rauhen Verhältnissen der Wirklichkeit und das zweifel- 
los dem Willen dessen entspricht, der, um ein ewiges Reich zu bauen, auf 
dieser armen Erde erschienen ist. 

Wollen wir aber derartiges, können wir nichts Verkehrteres tun als 
das, was Ragaz in seinen Schlußausführungen empfiehlt, die Zelte der 
Kirche abbrechen. Es ist nicht von ungefähr geschehen, daß auf Kar- 
freitag und Ostern Pfingsten folgte. Auch der gegenwärtige Betrieb der 
Kirche ist nicht von der Bedeutungslosigkeit, die Ragaz demselben zu- 
schreibt; in ihrer seelsorgerlichen Arbeit vollzieht sich fort und fort ein 
Hauptstück dessen, darin auch Ragaz eine wesentliche Aufgabe sieht, 
ein Hauptstück dessen, daß Menschen Christen werden. Ragaz hat Recht, 
wenn er die ideale Gestaltung der kirchlichen Arbeit darin sieht, daß die 
Christen selbst Träger der christlichen Propaganda werden. Das ver- 
wirklicht in bedingter Weise die Gemeinschaftsbewegung, darum ich 
auch meinerseits, auch vor der Revolution, immer wieder dafür ein- 
getreten bin, daß die offizielle Kirche, soweit ihr das irgendwie ermög- 
licht wird, sich freundschaftlich zu dieser Bewegung zu stellen hat. 
Ragaz bemängelt die Erstarrung der Kirche, die darin liege, daß sie 
Institution, irdisch geartete. Institution geworden ist und einen eigenen 
Berufsstand geschaffen hat. Gehört sehr viel Einsicht dazu, um 
zu sehen, daß das eine wie das andere unvermeidlich war und daß 
in solcher Gestaltung immer ein Moment der Erstarrung liegt? Ein 
Moment und vielleicht ein starkes. Aber das erkennen heißt nicht ihm 
nachgeben. Nur darf die bedenkliche Entwicklung nicht übersehen werden, 
welche die Kirche hinter sich hat. Es war eine überaus verhängnisvolle 
‚Stunde, als der staatskluge Konstantin, der durch die Christenver- 
folgungen des Decius und des Diokletian über die Unausrottbarkeit des 
Christentums belehrt worden war, das Christentum vor seinen Wagen, 
den Staatswagen, spannte, um durch die gemeinsame christliche 
Religion sein national buntgewürfeltes Reich zusammenzuhalten. Es war 
eine geistliche Lähmung, ja eine geistliche Erniedrigung der Kirche, als 
die Bischöfe weltliche Fürsten wurden und der vornehmste unter ihnen 
ein italienischer Kleinkönig. Die Katholiken sollten Gott auf den Knien 
danken, daß das überwunden ist. Es war sehr ‚traurig, daß, als in’ der 
Reformation die Religion gegen die Erstarrung der Kirche in mensch- 
licher Tradition und arger Verweltlichung reagierte, die Bischöfe ver- 
sagten, so daß Luther sich an die Territorialherren, die späteren Landes- 
herren, halten mußte. Damals entstand das landesherrliche Episkopat und 
aus diesem das verhängnisvolle Staatskirchentum, das ich Jahrzehnte lang 
bekämpft habe. Nicht als blinder Fanatiker. Als das landesherrliche 
Kirchenregiment noch vornehmlich von Geistlichen beraten und geleitet 
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war, als der Staat der Kirche weitgehende Befugnisse (Armenpflege, 
Schulleitung, Standesamt) zuwandte, eröffnete das der Kirche ungezählte 
Einzelwege für ihre Seelsorge; es hat Zeiten gegeben, in denen Gott auch 
durch Staatskirchentum zu segnen wußte. Aber als das alles, womit der 
Staat die Kirche betraut hatte, beseitigt und die Kirche schlechterdings 
auf das ihr Ureigene beschränkt war und der Staat auch dann noch die 
Kirche beherrschen und ihre Arbeit dirigieren wollte, da war allerdings 
das Staatskirchentum unerträglich geworden. Durch diesen Hinweis auf 
das Staatskirchentum will ich nicht alles entschuldigen, was die Kirche 
gefehlt hat. Ob auch die kirchlichen Staatsbehörden für die hier be- 
sprochene Aufgabe der Kirche kein Verständnis hatten, die Geistlichen 
und Christen hätten weit mehr, als das der Fall war, ein Verständnis da- 
für dokumentieren müssen, daß sich in der sozialdemokratischen Be- 
wegung trotz aller Ungehörigkeiten ein berechtigtes Aufwärtsstreben des 
vierten Standes vollzog. Aber wer die Kirche gerecht beurteilen will, 
darf ihre oben gezeichnete Entwicklung und Lage nicht übersehen. Jetzt 
hat Gott das überholte Staatskirchentum zerschlagen durch die Revolution 
— Gott kann alles brauchen in seinem Dienst — und es darf, wie immer 
die Zukunft sich gestalten wird, niemals wieder aufleben. Tauchen 
diesbezügliche Versuche auf, haben die Christen sich energisch zu wehren, 
im Parlament, wenn es sein muß, Schulter an Schulter mit Atheisten. 
Freilich ist mit der Beseitigung des Staatskirchentums nicht alles 
getan. Es kommt jetzt darauf an, wie sich die Kirche, zu sich selbst ge- 
kommen, verhalten wird. Aber die Bahn zu einem rechten Verhalten ist 
frei. Nicht mehr an die Interessen des jeweiligen Gouvernements ge- 
bunden, ist sie in der Lage, lediglich von den Interessen dessen sich leiten 
zu lassen, der ihr Haupt ist. Darum, daß das geschehe, sollten alle ehr- 
lichen Christenmenschen ringen. Dann wird es das A und OÖ der Kirche 
sein, das ewige über alle irdischen Verhältnisse hinausragende Gottes- 
reich in den Seelen der Menschen zu erbauen, und daraus werden, dem 
Wort und Willen des Herren entsprechend, die denkbar stärksten Trieb- 
kräfte erwachsen, den großen Grundsätzen der Gerechtigkeit und des 
Wohlwollens zur Geltung zu verhelfen im Gemeinschaftsleben des Volkes. 
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Leonhard Ragaz.*) 
Von Günther Dehn. 


In der religiösen Krisis der Gegenwart steht unter den Männern, die 
neue Wege zu weisen versuchen, als eine der eindrucksvollsten Gestalten 
Leonhard Ragaz, der bekannteste Führer der Schweizer Religiös-sozialen. 


*) Anmerkung des Herausgebers: Die uns bekannten Schriften von Leonh 
: F 5 - ard 
Be wir durch diesen Aufsatz unsern Lesern | nahebringen wollten, sind die 
Rotapfel-Verlag, Erlenbach bei Zürich und München: 
Der Kampf um das Reich Gottes in Blumhardt — Vater und Sohn — und weiter! 
Kahn Er 2 S. Geh. 4.— Gmk., geb. 5.— Gmk. . 
eltreich, Religion und Gottesherrschaft. 2 Bände. — 
en. Bände. 1922. Geh. 1ı2.— Gmk., 
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Der nunmehr fünfundfünfzigjährige ehemalige Graubündner Pfarrer, der 
mehrere Jahre hindurch am Basler Münster tätig war und dann weit über 
ein Jahrzehnt als Professor für praktische und systematische Theologie 
an der Universität Zürich gewirkt hat, lebt seit zwei Jahren, nach frei- 
willigem Verzicht auf Amt und gesicherte Lebensstellung in einer Züricher 
Arbeitervorstadt inmitten der Volkskreise, denen er sich verpflichtet fühlt, 
in freier Tätigkeit für seine Gedanken wirkend. Die siebzehnjährige 
Herausgeberschaft der „Neuen Wege“ (Monatsschrift für religiöse 
Arbeit, Zürich), eine intensive Vortragstätigkeit und ein reiches Schrift- 
tum (ich nenne als besonders bedeutsam seine Predigtsammlung: „Dein 
Reich komme“, 3. Auflage 1923, sowie die zweibändige Sammlung von 
Reden und Aufsätzen: „Weltreich, Religion und Gottesherrschaft“, 1922, 
alles im Rotapfel-Verlag, Erlenbach-Zürich) haben ihm einen Einfluß 
gesichert, der weit über die Schweiz hinausgeht. In seinem Heimat- 
lande merkt man die von ihm ausgegangenen Wirkungen sozusagen auf 
Schritt und Tritt. Wenn in der Schweizer evangelischen Kirche: „Religiös- 
sozial“, gewollt oder nicht gewollt, nahezu die Tagesfrage ist, die geheime 
Unruhe des ganzen kirchlichen Denkens, so ist das nicht zum wenigsten auf 
seine intensive Tätigkeit zurückzuführen. Aber auch die deutsche religiös- 
soziale Bewegung wäre ohne Ragaz nur schwer denkbar, und über 


Dein Reich komme. Predigten. 3. Auflage. 1923. 2 Bände. Geh. je 3.50 Gmk., 
geb. je 4.50 Gmk. 
Die Erlösung durch die Liebe. 44 S. —.80 Gmk. 
Theosophie oder Reich Gottes? 80 S. 1.— Gmk. 
Selbstbehauptung und Selbstverleugnung. 42 S. —.80o Gmk. 
Judentum und Christentum. 64 S. 1.— Gmk. 
Verlage W. Trosehu Olten. 
Ein sozialistisches Programm. Von Max Gerber, Jean Matthieu, Leonhard und 
Clara Ragaz, Dora Staudinger. Fr. 6.— 
Die pädagogische Revolution. Zehn Vorlesungen zur Erneuerung der Kultur. 
2. Auflage. Fr. 5.— 
Politik und Gottesreich (Freischar-Bücherei Nr. 1). 50 Cts. 
Sozialismus und Gewalt. Ein Wort an die Arbeiterschaft und ihre Führer, 60 Cts. 
Die Neue Schweiz. 4. Auflage. Brosch. Fr. 5.—, kart. 6.50, geb. 7.50. 5 
Christliche Revolution, Vortrag auf der Konferenz des Internationalen Versöhnungs- 
bundes in Nyborg (Dänemark) 1923. „Die Eiche“ 1924, Nr. 1. Als Sonder- 
druck zu beziehen durch die Geschäftsstelle. F 
Verlag der. Buchhandlung des Schweiz. Grütlivereins, 
Zürich: 
Jesus Christus und der moderne Arbeiter. 1908. 31 S. (Vergriffen.) 
Was will und soll die Frauenbewegung? 1912. 48 S. (Vergriffen.) 
Nicht Friede, sondern Schwert! Predigt, gehalten am 8. Dezember 1912. 18 S. 
ergriffen. j 
Die A = ihr Lohn. — Das CGottesgericht. Enthalten in „Volkshaus- 
predigten“. 1914. 135 S. Geh. Fr. 1.—, geb. Fr. 2.50. 
Kapitalismus, Sozialismus und Ethik. 1907. 24 5.25 Cie 
Die Prostitution — ein soziales Krebsübel. 1912. 31 S. 35 Cts. eva 
Das Evangelium und der soziale Kampf der Gegenwart. 2. Auflage. 1907. . 


Cts. R > & B e 
ie Wege. Blätter für religiöse Arbeit. Verlag: Vereinigung „Freunde der 


Wege“, Zürich. i 
Du A) IE t: Grhudetge einer sittlichen Weltanschauung. 2. Auflage. 1911. 


Protestantischer Schriftenvertrieb Berlin. 
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Deutschland hinaus geht die Verbindung mit seinen Gedanken bis nach 
Frankreich und zu den nordischen Ländern hin. Viel geliebt und viel an- 
gefochten, mit den bittersten Vorwürfen, ja, man kann sagen, Schmä- 
hungen überhäuft und dann doch wieder getragen von der freudigen Hin- 
gabe seiner Anhänger, so steht die Gestalt dieses Mannes vor uns als 
ein Zeichen der Zeit, bedeutsam hinweisend auf die tiefe Unruhe des 
Zeitalters, auf seine politische, religiöse und soziale Aufgestörtheit. 

Es könnte nahe liegen, einen Menschen wie Ragaz, der mitten im 
politischen Tageskampf steht, der leidenschaftlich teilnimmt an allen 
kulturellen Problemen, die uns bewegen, in seiner Haltung ganz aus 
geistigen Voraussetzungen unserer Zeit, etwa vom ‚Sozialismus oder von 
den modernen demokratischen Gedanken her begreifen zu wollen. Man 
würde damit aber doch nur in einem ganz äußerlichen Verständnis ‚das 
Richtige treffen. Im wesentlichen ist Ragaz und die ganze von ihm aus- 
gegangene Bewegung rein religiös, noch besser rein. christlich-biblisch zu 
verstehen. Nicht die Frage nach der rechten Art des Sozialismus, auch 
nicht die nach der neuen Schule, nicht die Frauen- oder Judenfrage, auch 
nicht die Frage der Demokratie oder des Pazifismus, soviel auch Ragaz 
von dem allen redet, ist das, was ihn in tiefster Seele bewegt, vielmehr, 
dies alles deutet auf die eigentliche Hauptfrage, die hinter dem allen steht, 
auf die Frage nach Gott und seiner Herrschaft. Der Zug zum rein 
religiösen Denken wird offensichtlich bei Ragaz immer stärker. Ursprüng- 
lich vom Schweizerischen theologischen Reformertum ausgehend, das von 
den Gedanken der Aufklärung und des deutschen Idealismus stark mit- 
bestimmt ist, ist er sich je länger je mehr des Gegensatzes zu ihm be- 
wußt geworden und hat seine ausgesprochene biblische Haltung immer 
deutlicher zum Ausdruck gebracht. 

Man kann das, was Ragaz eigentlich will, vielleicht am deutlichsten 
machen, wenn man ihn in historischer Perspektive sieht, d.h. im Zu- 
sammenhang mit den Bewegungen, die der religiös-sozialen vorangegangen 
sind, die man unter den Stichworten christlich-sozial oder evangelisch- 
sozial zusammenzufassen pflegt. Bei großer Verschiedenheit ‘in den 
Schlußfolgerungen zeigt sich im Ansatzpunkt der Gedanken doch eine 
starke Ähnlichkeit. Das, was im Jahre 1878 einen Stöcker und zehn Jahre 
später einen Naumann auf den Plan getrieben hat, war ja keineswegs der 
unruhige Geist unternehmungslustiger Politiker, sondern in letzter Linie 
ein religiöses Anliegen. Beide Männer hatten etwas von dem gesehen, 
was in der Hochstimmung des Aufschwungszeitalters nach der nationalen 
Einigung Deutschlands den Augen vieler verborgen geblieben war. Sie 
sahen die tatsächliche Gottlosigkeit der Zeit, in der die Gedanken der 
Wirtschaft und der „Realpolitik“ die letzten ausschlaggebenden Faktoren 
des Geschehens zu sein schienen. Sie litten unter der Einflußlosigkeit des 
christlichen Gedankens im öffentlichen Leben. Ihr Eintreten für den 
vierten Stand war letztlich nichts anderes als ein Versuch der Mobili- 
sierung der christlichen Gewissen, ein eindrücklicher Mahnruf, acht- 
zugeben darauf, daß auch in wirtschaftlichen und politischen Dingen die 
Stimme Gottes gehört werden müsse. Beide Bewegungen, die mit so 
kühnem Schwunge einsetzten, sind schließlich im Sande verlaufen. In der 
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Gegenwart haben sie jedenfalls nur noch eine historische Bedeutung. 
Naumann .hat im Grunde kapituliert. Er erkannte den Eigenlauf der 
Dinge schließlich an, sah auch darin Gottes Willen (‚Gott ist auch in der 
Fabrik“) und rettete im übrigen das Christentum in das Gebiet der Inner- 
lichkeit, der „reinen“ Religion hinein. So konnte er „Christ, Darwinist 
und Flottenschwärmer“ zu gleicher Zeit sein. In der großen Ehrlichkeit, 
mit der Naumann diese Erkenntnis gewonnen und die Folgerungen daraus 
gezogen hat, liegt ein Stück der eigentümlichen Größe dieses Mannes. 
Von Stöcker kann man wohl sagen, daß er von vornherein den Ansatz- 
punkt seiner Gedanken nicht tief genug gelegt.hatte. Seine Kritik war nie 
wirklich umfassend, auf das Ganze der Kulturwelt gehend gewesen. Es 
hat selten jemand mit so scharfen Ausdrücken den Geist der Zeit gegeißelt 
wie er, aber man hat leicht dabei den Eindruck, daß er eben immer nur die 
andern meinte. Er war nicht im Letzten, inbezug auf seine eigne Position 
beunruhigt. Gewisse Dinge und Begriffe wie etwa das preußische König- 
tum, die evangelische Landeskirche oder unreflektierter Patriotismus waren 
für ihn unantastbar, gehörten, wenn man so sagen darf, mit zu den evan- 
gelischen Grundlagen seines Lebens, an denen nicht gerüttelt werden 
durfte. So mußte sein Unternehmen nur allzu kurzschlüssig enden. Der 
Gottesmensch wurde zum eifernden Kirchenmann, und die „Berliner 
Bewegung“, eine Zeit lang wie eine Hoffnung neuen, gotterfüllten Lebens 
über den Menschen stehend, wurde zu einer horizontlosen, reaktionären 
Kleinbürgersache, von der eigentlich nie ein wirklich lösendes Wort, eine 
wirklich helfende Tat ausgegangen ist. 

Vergleichen wir Ragaz mit diesen seinen Vorläufern, so wird man 
zugeben müssen, daß bei ihm ein stärkeres Ethos glüht, eine größere 
Leidenschaft lebendig ist. Die Schau über die Dinge ist bei ihm klarer, 
reiner, mehr von einem Punkte aus gesehen. Hier schwingt kein Interesse 
für neudeutsche Wirtschaftspolitik oder demokratisches Kaisertum mit, 
hier wird nicht neben der Gottesfurcht die Erhaltung konservativer Staats- 
oder Kirchengesinnung gefordert, hier schlägt letztlich das eine 
Verlangen durch: daß Gott König werde über der Erde, daß sein Reich 
komme, daß „der Wille des großen, heiligen Gottes auch in einer ge- 
heiligten Erdenwelt sich verkörpere“. 

Daß mit solch einer Forderung dem Menschen ein Maßstab radi- 
kalster Kulturkritik in die Hand gegeben ist, zeigt Ragaz sehr deutlich. 
Man lese vornehmlich seine Aufsätze zur Zeitlage, die im Jahre 1917 unter 
dem erschütternden Eindruck der Gottlosigkeit des Krieges erschienen 
sind. (Sie finden sich in der oben genannten Sammlung.) Hier redet 
ein Ankläger, der von der apokalyptischen Not der Zeit wie im Fieber 
geschüttelt wird. Die Welt ist ohne Gott. Das ist das eigentliche Gesicht 
der modernen Zeit. Hat im Mittelalter die Kirche noch versuchen können, 
wenn auch in schattenhafter Weise; aber jedenfalls doch in bitterem Ernst, 
eine Christokratie aufzurichten, alles Leben, auch das soziale und staatliche, 
dem Gesetz Christi zu unterwerfen, die Reformation hat die Welt frei- 
geben müssen. Gewiß hat sie dabei nicht die Absicht gehabt, sie der 
Gottlosigkeit auszuliefern, aber dies Ergebnis hat sich mit unerbittlicher 
Folgerichtigkeit eingestellt. Jetzt müssen wir bekennen: wir haben das 
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Reich Christi preisgegeben, wir haben das christliche Denken verloren, 
wir sind ohne christliches Leben. Eine gewaltige weltliche Renaissance 
hat sich unter tıns aufgetan. Kunst und Wissenschaft, staatliches und 
wirtschaftliches Leben dienen nur sich selbst, folgen allein ihren eigenen 
Gesetzen. Der mechanische Evolutionismus der Wissenschaft, das Gesetz 
der gegenseitigen Ausbeutung im Wirtschaftsleben, der Machtgedanke in 
der Politik, zeigen zum Erschrecken klar, was das bedeutet. Die Mensch- 
heit windet sich unter der Peitsche der Treiber, die sie über sich hat 
kommen lassen. Ein Kampf aller gegen alle ist entbrannt. Die kapi- 
talistische Wirtschaftsordnung, in der der neue Geist sein Wesen am un- 
verhülltesten zum Ausdruck bringt, zerreißt das Volk in Klassen, macht 
Geld und Besitz zum entscheidenden Wertmesser des Lebens überhaupt 
und bringt die Völker gegeneinander, deren aufgepeitschter Massen- 
egoismus in der blutigen Verwirklichung imperialistischer Weltmachts- 
träume zur Geltung kommt. So droht die Welt, im Chaos zu versinken. 

Aber wo sind nun die Kräfte, die der Auflösung entgegenwirken 
könnten? Wo bleibt die Leben spendende, Volk und Menschheit er- 
neuernde Macht der Religion? Hier wird die Ragazsche Kritik zu einem 
scharfen Angriff auf die Christenheit. Keine Apologetik und keine kirch- 
liche Betriebsamkeit kann, das ist ihre Meinung, hinwegtäuschen : über 
den Bankrott des Christentums des 19. Jahrhunderts. Die geistige und 
wirtschaftliche Entwicklung des Zeitalters hat die Selbständigkeit des 
religiösen Gedankens gelähmt, wenn nicht gradezu vernichtet. Die 
Religion ist zunächst einmal einfach an die Peripherie des Daseins gedrängt 
worden. Sie nimmt gar nicht mehr teil an den Fragen der Gestaltung des 
Lebens im ganzen. Sie ist persönlichste Angelegenheit des einzelnen 
frommen Menschen geworden. Er lebt in seinen Vorstellungen von 
Sünde, Gnade, Gemeinschaft mit Gott, ewigem Leben usf., aber er ge- 
winnt von ihnen aus kaum eine Beziehung zur Außenwelt. Sein frommes 
Sein ist ein isolierter Bezirk seines Inneren, von dem aus allenfalls seine 
persönliche Lebensführung beeinflußt werden kann, aber sonst freilich 
nichts darüber hinaus. Intensive religiöse Kräfte können gewiß in dieser 
Isoliertheit wach werden, „Frömmigkeit“ hat es in unserer Zeit genug ge- 
geben, aber sie verzehren sich so zu sagen in sich selbst, sie werden nicht 
frei, kommen nicht in die Welt. Das Ende ist dann häufig, daß sie einem 
rein individualistischen und egoistischen Religionsbetriebe dienen müssen. 

Noch schlimmer, dämonischer möchte man sagen, ist freilich das 
Schicksal der Religion gewesen, wenn sie nun doch die Hand erhob zur 
Gestaltung der Welt. Immer wieder sind diese Versuche ja gemacht 
worden. Das liegt in der Natur der Dinge, Es läßt sich nun einmal die 
Religion nicht endgültig abdrängen vom Leben. Aber allerdings, wo der 
Versuch unternommen wurde, da hat man nur erfahren: wer von den 
Mächten der Welt ißt, stirbt daran. Das Christentum hat nie genug Mut, 
Stoßkraft, Glaubens- und Siegeszuversicht besessen, um sich selbst in 
seiner eigenen Macht durchzusetzen. Es hat nie Christus wirklich zum 
Herrn der Dinge machen können. Was zustande gekommen ist, sind 
Bindungen gewesen, die nicht die Weltmächte, sondern das Christentum 
gebunden haben. Die Religion ist unterlegen in ihrem Angriff. Die 


228 


# 


weltliche Parole hat die göttliche immer laut übertönt. Man hat Christus 
verraten, hat Gott preisgegeben. Die Welt ist in ihrem Bestande nicht 
aufgehoben und erneuert worden, im Gegenteil, man hat sie nur in ihrem 
eigensten Wesen befestigt, indem man ihr religiöse Weihe gab. So ist der 
Krieg religiös sanktioniert worden, so die kapitalistische Wirtschafts- 
ordnung, so ist die Verbindung Thron und Altar entstanden, die ja immer 
nur den Thron meint, so ist die konservativ-feudalistische Staatsauf- 
fassung gerechtfertigt worden, d.h. allenthalben hat sich die Welt Gott 
gegenüber durchgesetzt trotz der Religion, ja durch die Religion. Es er- 
gibt sich das schauerlich-unheimliche Bild, daß Religion und Kirche den 
Weg zu Gott nicht geöffnet, sondern im Gegenteil versperrt haben. Man 
sieht, hier ringt Ragaz um letzte Erkenntnisse. Hier wird gesehen, daß 
auch der religiöse und kirchliche Mensch etwas ist, das überwunden 
werden muß. Das Kreuz Christi wird aufgerichtet. Vor ihm wankt die 
Welt in ihrem ganzen Bestande. Die Gottlosigkeit des Menschen nicht 
nur im Bösen, sondern auch im Guten wird erkannt. Auch die moralische, 
auch die religiöse Welt ist von Gott her gerichtet. Man lese einmal die 
Predigt über das Kreuz des Christus (St. 58 der Sammlung), die so gar 
nichts zu tun hat mit der Sühnemystik traditioneller Karfreitagspredigten, 
dafür aber mit unerbittlicher Ehrlichkeit der Christenheit die Maske vom 
Gesicht reißt und ihr zeigt, daß sie in all ihrer bürgerlichen, sittlichen und 
kirchlichen Fundiertheit den Heiland kreuzigt. 

Aber was soll nun geschehen? In die dämonisch verzerrte religiöse 
Lage der Gegenwart hinein läßt Ragaz die alte, einfache, biblische Bot- 
schaft erklingen: ändert euern Sinn, das Reich Gottes ist nahe herbei- 
gekommen. Er versteht diese Botschaft nicht in irgendeinem modern- 
spiritualistischen Sinn, sondern in ihrer ursprünglichen, biblischen Be- 
deutung. Gott ist im Kommen. Er kommt in die Welt. Er will die Welt. 
Seine Herrschaft soll aufgerichtet werden über alles, was ist, über das 
Innere und über das Äußere, über die Seelen und über das Reich der 
Kultur, auch der Wirtschaft und der Politik. In diesen Gedanken weiß 
sich Ragaz auf das Engste verbunden mit dem, was die beiden Blumhardt 
der Welt an neuer christlicher Erkenntnis gebracht haben. In einem 
eignen Buch („Der Kampf um das Reich Gottes in Blumhardt Vater und 
Sohn und weiter“, Rotapfel-Verlag, 1922) hat er ihre Gedanken dargestellt 
und sich zu ihnen bekannt. Man kann wohl sagen, daß hier ein Stück Ur- 
christentum wieder lebendig geworden ist. Die Wirklichkeit Gottes er- 
hebt sich mächtig und macht Anstalten, die ganze Welt in Besitz zu 
nehmen. Von dieser aufsteigenden Wirklichkeit werden die religiösen 
Isolierungen oder Bindungen aufgehoben und gesprengt. Es ist unmög- 
lich, daß man diesen Gott nur nebenbei haben könnte, daß das reale Leben 
ohne ihn abliefe, daß man ihn in heilige Bezirke setzen oder gar dem Welt- 
lauf dienstbar zu machen vermöchte. Dieser Gott ist Gott. Ihm ge- 
hört die Erde, und ihm allein gebührt die Ehre. Nun muß es heißen: 
nicht Religion und Kirche (bis zu dem Ruf: „Los von der Kirche“ 
steigert sich hier die Ablehnung), sondern Reich Gottes, d. h. nicht 
psychologisch oder organisatorisch abgegrenzte Frömmigkeitsformen, 
_ sondern aus Gott geborener Weltzustand, nicht Kultus und Frömmig- 
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keitspflege, sondern ein Stehen mitten in der Welt in Glauben und 
Dienst. Über allem Religionswesen ist etwas Größeres Ereignis ge- 
worden: Gott ist gekommen. „Christus ist die wirkliche Weltwende. 
Er hebt die antike Welt mit ihrem Fatum auf, eine neue quillt aus 
ihm, ein neues Denken, eine neue Politik, ein neues soziales Leben, eine 
neue Kunst, eine neue Sittlichkeit, eine neue Erziehung, ein neues Ver- 
hältnis zu Gott, zur Welt, zur Schuld, zum Tode, kurz ein neuer Aeon.“ 

Dieser Aeon ist aber natürlich auch ein erst noch kommender. Ihm 
lebt der Christ entgegen. Sein Leben erhält dadurch eine ganz eigen- 
tümliche Spannung. Er hat und hat zugleich noch nicht, er sucht und 
kämpft. Das Christentum wird, ganz im Gegensatz zur üblichen kirch- 
lichen Auffassung, eine vorwärts drängende, revolutionäre Macht. 
Um diese Erde handelt es sich, um ihre Eroberung für Gott. In 
dem gegenwärtigen Aeon steht der Christ in Opposition. Es kann nicht 
anders sein. Er kann das Wesen dieser Welt nicht anerkennen. 
Christus und Cäsar, Weltmacht und Gottesreich stehen gegeneinander. 
Der Christ muß protestieren gegen die satanischen Ordnungen, die über 
uns herrschen. Er kann den Eigenlauf der Dinge nicht anerkennen. Er 
weiß etwas von ihrer ursprünglichen Unmittelbarkeit zu Gott. Er ist 
notgedrungen ein Feind des in Geltung stehenden gottlosen Wirt- 
schaftssystems. Er kann den modernen. Machtstaat nicht anerkennen, 
seinen Nationalismus und Imperialismus, die die Welt in das gegen- 
wärtige Unglück gestürzt haben. Er ist ein Gegner des Krieges. Er muß 
Völkerbund und Völkerversöhnung als notwendige Aufgaben christlichen 
Handelns ansehen. Er fühlt sich auf das engste verknüpft mit allen 
Menschen, die aus der Verwüstung der Gegenwart heraus für den Auf- 
bau einer neuen Kultur, einer neuen Menschengemeinschaft kämpfen. 

Von hier aus wird man die enge Verbindung der Religiös-sozialen 
mit dem Sozialismus, die ja gemeinhin als ihr eigentliches Charakteristi- 
kum angesehen wird und die sich auch bei Ragaz findet, verstehen. 

Man ist hier eben über die übliche moralische Verurteilung der 
sozialistischen Bewegung hinausgekommen. Man spürte ganz einfach 
die große Gleichheit des Empfindens gegenüber gewissen Erscheinungen 
der modernen Kultur und fand so zueinander. Man entdeckte das, was 
man die innere Bezogenheit des Sozialismus auf Gott nennen kann. Man 
erkannte deutlich: diese Bewegung wäre nicht da, wenn die Christenheit 
wäre, was sie sein soll, wenn Gott eine Macht in ihr darstellte. Das, was 
dort oft so wild und ungezügelt,. auch vielfach menschlich-egoistisch und 
scheinbar gottlos gefordert wird, sind im Grunde Anliegen der Kirche. 
Man ruft nach Gott, wenn man Gemeinschaft aller Menschen sucht, Neu- 
ordnung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse. Es ist 
das freilich nicht der Gott pietistischer Weltflucht, der später einmal im 
Himmel einen Ausgleich schaffen will, aber es ist der Gott’ der beiden 
Blumhardt, der biblische Gott, der „weltliche“ Gott, der will, daß sein 
Wille geschehe wie im Himmel also auch auf Erden. So kann Ragaz in 
dem, was hinter dem Sozialismus steht, etwas wie eine Reichgottes- 
bewegung erblicken. Er sieht hier: „an Stelle der Räuberwelt eine Welt 
der Solidarität, an Stelle der Herrschaft der Materie eine neue Herrschaft 
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des Geistes, an Stelle des Mammons den Menschen, an Stelle der Macht 
das Dienen. Kurz, es stieg aus tiefer Not der Leiber und der Seelen 
leuchtend auf eine Welt der Erlösung, und es war ja im wesentlichen die 
Erlösung des Gottesreiches.“ Wenn dies alles paradoxer Weise einher- 
ging im Gewande des Atheismus, so ist diese Gottlosigkeit ja auch wieder 
nur allzugut zu verstehen als Ausdruck der Ablehnung des ohnmächtigen 
Gottes der ‚Christenheit, der die Welt läßt, wie sie ist. Sie ist nichts 
anderes als der Ruf nach dem lebendigen Gott gegen den toten Gott der 
reinen Religion, des Kultus und der bloßen Innerlichkeit. 

Trotz dieser weitgehenden religiösen Anerkennung der sozialistischen 
Bewegung ist Ragaz sich doch, und das muß ausdrücklich gesagt werden, 
um ihn vor Mißverständnissen zu schützen, durchaus darüber klar, daß 
Reich Gottes und sozialistische Gesellschaftsordnung in keiner Weise ein- 
ander gleichgesetzt werden können. Er weiß sehr wohl, daß das Reich 
Gottes eine übernatürliche (diesen Ausdruck liebt er) Größe ist von einem 
jede wirtschaftlich-politische Erscheinung weit überragenden Ausmaß. 
Die empirische Sozialdemokfatie hat er häufig außerordentlich scharf 
kritisiert. Eine Reihe ihrer wichtigsten Vorstellungen (den reinen Ge- 
schichtsmaterialismus, den herkömmlichen Klassenkampfgedanken u. a. m.) 
lehnt er entschieden ab, sozialistische Machtstaatideen hat er stets nach- 
drücklich bekämpft. Durchschlagend für sein Zusammengehen mit der 
sozialistischen Bewegung ist letztlich für ihn die Not und Hoffnung des 
dahinterstehenden Proletariats gewesen. Dort waren die Nichthabenden, 
die Bedrängten und Enterbten, in denen zu gleicher Zeit die Sehnsucht 
nach einer neuen Welt aufleuchtete, die in Christus ihre Erfüllung findet. 
Dort fühlte er sich an semem Platz. 

Wenn man versuchen will, einen Mann wie Leonhard Ragaz in 
seiner Bedeutung für unsere Lage zu würdigen, so wird man gut 
tun, gerade nicht von seiner Stellungnahme zu rein gegenwärtigen 
Dingen auszugehen. Zu schroff steigen hier die Gegensätze politischer, 
wirtschaftlicher oder auch kirchlicher Denkweisen auf, als daß eine 
ruhige Abschätzung zur Zeit möglich wäre. Man darf wohl auch sagen: 
so sehr Ragaz bemüht ist, wenn er Tagesfragen behandelt, aus dem 
Zentrum seiner religiösen Grundauffassung heraus zu sprechen, so 
ist er, wie mir scheint, doch grade hier stark abhängig von den Bildungs- 
elementen, die er in seiner besonderen geistigen Entwicklung und in seiner 
besonderen Situation als rhätischer Ostschweizer in sich aufgenommen 
hat. Die leidenschaftliche Erregbarkeit seines Wesens und die 
ausgesprochene Fähigkeit, sich impulsiv Eindrücken hinzugeben, mögen 
je und dann wohl auch die reine Sachlichkeit seiner Urteile ein wenig 
trüben! Gewiß, daß er kein Freund des deutschen Imperialismus war 
- und im Kriege dagegen angestanden hat, ist durchaus in seiner ganzen 

Position begründet und sollte ihm von niemand verdacht werden. Auch 
daß er in seiner ganzen Einstellung bei aller Würdigung deutschen Wesens 
nicht eigentlich das war, was man prodeutsch nennt, ist als Schweizer sein 
gutes Recht. Daß er aber in seinem Fühlen und Denken rein „westlich 
eingestellt ist, daß der englisch-amerikanische Demokratismus für ihn 
eine fast religiöse Bedeutung hat, daß er den westlichen Ländern gegen- 
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über gelegentlich nicht die objektive Haltung zu gewinnen vermag, die 
er in seinem Verhältnis zu Deutschland unschwer findet, scheint mir eine 
Schranke zu sein. Ein Schweizer mag in ähnlicher Weise feststellen, daß 
in dem Buch „Die neue Schweiz“ (Trösch, Olten), das Ragaz übrigens 
als recht bewußten Schweizer zeigt, die Beurteilung der vaterländischen 
Verhältnisse von letzten Aussichten und Einsichten her bisweilen durch 
allerlei nicht aus solcher letzten Erkenntnis stammende politische Sen- 
timents und Ressentiments gehemmt wird. Es ist das ja bei Behandlung 
von Tagesfragen auch nur zu verständlich und soll durchaus nicht als 
Vorwurf gemeint sein. 

Sehr viel stärker schwingt das zentrale religiöse Wollen von Ragaz 
mit in seiner Beurteilung der sozialistischen Bewegung. Ich glaube, daß 
er hier Unverlierbares gesagt hat. Wieviel könnte die Christenheit von 
ihm in diesem Punkt noch lernen! Man vergleiche nur das unentwegte, 
selbstsichere Aburteilen Stöckers oder das oftmals eben nur rein „liberale“ 
Geltenlassen der Evangelisch-sozialen mit der Stellung, die Ragaz ein- 
genommen hat. Bei ihm schlägt eben doch die Liebe durch, die selbst das 
Ärgernis der Gottlosigkeit überwindet. Er sieht mit dem Auge des wahr- 
haft lebendigen Menschen, daß Gott über die Wege offizieller Kirchlich- 
keit hinaus die Freiheit hat, auch der Gott der Unkirchlichen zu sein, und 
in echt evangelischer Bußfertigkeit fühlt er die Solidarität des Frommen 
auch mit dem Sünder. Diese grundsätzliche Stellungnahme ist das Be- 
deutsame der Ragazschen Position. Wenn er dann im übrigen in die 
sozialistische Bewegung als Anteil nehmendes Mitglied hineingekommen 
ist und allmählich sogar in ihr etwas zu sagen hat, wenn er mit einem 
Freundeskreis in einem ausführlichen Buch („Ein sozialistisches Pro- 
gramm.“ Verlag Trösch, Olten) zu den einzelnen wirtschaftlichen und 
kulturellen Fragen Stellung nimmt, so ist klar, daß man sich hier alsbald 
wieder in der Sphäre des Diskutabeln, Bestreitbaren, Vorletzten befindet. 
Was hier gesagt wird, könnte zum Teil auch von Menschen vertreten 
werden, die von andern geistigen Voraussetzungen her kommen als 
Ragaz und seine Freunde. 

Es muß bei dem bleiben, was zu Beginn dieses Aufsatzes gesagt 
wurde. Das Wesentliche, was Ragaz gesagt hat, hat er als religiöser 
Mensch gesagt. Will man mit ihm sich ernsthaft auseinandersetzen, so 
dringe man über den Lärm der lauten Kampffragen (sozialistisch oder 
bürgerlich, nationalistisch oder pazifistisch?), so sehr sie natürlich mit 
seinen christlichen Anschauungen zusammenhängen, bis zu seiner religiösen 
Grundhaltung vor. Hier wird er gerichtet oder gerechtfertigt sein. 

Was ist es mit der Ragazschen Auffassung des Christentums, die bei 
aller Einfachheit der Formulierungen uns doch so fremd berührt, die wir 
im herkömmlichen, kirchlichen oder meinethalben auch im modern-pro- 
testantischen, unkirchlichen Verständnis groß geworden sind? Es muß 
zunächst gesagt werden, daß in dem, was Ragaz meint, eine starke 
Hinwendung zum Ursprünglichen liegt, eine Rückkehr zu dem, was 
in der Religion allein die Möglichkeit wahrhaftiger Erneuerung bringt, 
zu den Anfängen. Ragaz hat uns wieder den eschatologischen Charakter 
des Christentums deutlich gemacht, d.h. er hat uns gezeigt, daß Christen- 
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tum eine lebendige Bewegung ist, die auf ein Ziel hinweist. Er hat der 
Christenheit gesagt, daß sie eine Hoffnung hat, eine große Sache, für die 
sie einstehen und kämpfen soll. Er hat ihren Sinn nach vorwärts gerichtet 
und hat sie aufgerufen zum Kampf um die neue Welt. Er, und das ist 
das zweite, hat Gott und Welt wieder aufeinander bezogen. Die heillose 
Welt darf nicht ohne Beziehung auf den Gott bleiben, der sie erlöst hat. 
Er hat die Frömmigkeit herausgeholt aus ihren ohnmächtigen Schlupf- 
winkeln der Innerlichkeit, aus ihrer individualistischen und egoistischen 
Isolierung. Auch die Isolierung der Kirchlichkeit hat er überwunden. Auf 
dem Boden des Protestartismus kann es letztlich nicht heißen Kirche, 
sondern nur Welt. Die Verantwortung für die Not der ganzen Welt hat 
er uns wieder auf die Seele gelegt. Wir wissen nun wieder, daß auch 
die politische, auch die soziale, auch die nationale Frage nicht etwas ist, 
woran die Christenheit vorübergehen darf oder das sie in seiner kon- 
kreten Gegebenheit einfach bejahen oder gar heiligsprechen soll. Er hat 
gezeigt, daß in all diesen Fragen Gott gesucht oder verleugnet werden 
kann, und daß es unabweisbare Aufgabe der Christenheit ist, dafür Sorge 
zu tragen, daß auch hier Gottes Name geheiligt werde und sein Wille 
geschehe. Das alles hat Ragaz gewiß nicht allein gesagt. Andere 
haben es vor ihm und neben ihm auch ausgesprochen, aber niemand wird 
das leugnen können, daß er einer der eindrucksvollsten Verkünder dieser 
Erkenntnisse ist. 

Aber wenn nun auch noch ein Wort der Kritik gesagt werden soll, 
so muß es grade an diesem Punkte ausgesprochen werden. 

Der religiöse Mensch geht ja auf einem schmalen Pfade. Zur Rechten 
und zur Linken sind Abgründe, in die er stürzen kann. Er ruft nach 
Gott. Sein innerstes Anliegen ist dies, daß das Unbedingte über allem Be- 
dingten stehe, in Freiheit es richtend und rechtfertigend. Alles, das 
eigene Leben und das der ganzen Welt soll in den Schatten des Un- 
bedingten, soll in entscheidende Beziehung zu Gott gestellt werden. 
Dieser Schrei nach dem Unbedingten ist auch in Leonhard Ragaz. Die 
Götzenherrlichkeit der von Gott gelösten Relativitäten ist ihm unerträg- 
lich gewesen, und er hat nach Gott gerufen, auch über der Wirtschaft, 
auch über der Politik, auch über dem Weltkrieg. Aber nun erhebt sich 
freilich die Frage: kann der Mensch auch mehr als schreien und rufen, 
und kann er mehr als glauben, d.h. Richtung nehmen auf den, den er 
nicht sieht und nicht hat? Es liegt ja nahe, daß der Mensch haben und 
besitzen will, auch der religiöse Mensch. Er dürstet nach dem Besitz und 
Genuß der göttlichen Kräfte, mit denen er (er!) dann das neue Reich 
bauen kann. Aber ist hier nicht grade ein entscheidender Grenzstrich 
gezogen, von Gott aus? Die Bibel jedenfalls wahrt eifersüchtig Gottes 
Rechte. Gott kommt, aber er ist nicht da. Wenn er da wäre, so würde 
er, wenn man das sagen darf, in die Hände der Menschen fallen, sie 
würden Gott für sich und ihre Zwecke in Anspruch nehmen, würden seine 
Kräfte auf menschliche Mühlen leiten. Dann aber rückt die Gefahr der 
Verabsolutierung menschlicher Gegebenheiten in bedrohliche Nähe. Die 
Götter dieser Welt werden wieder groß, und der Ausblick auf den wahren 


= Gott geht verloren. Gott fällt eben nicht in die Hände der Menschen, 
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sondern, wo man vorschnell nach seinen Kräften greift, wo man ihn nicht 
als Gott erkennt und fürchtet, da läßt er den Menschen allein, da erhebt 
sich wieder Götzendienst, da versinkt der Mensch in religiöse Romantik 
und Illusion und wird trotz aller Frömmigkeit und allen Eifers um die 
wahre Hülfe betrogen. 

Hier stelle ich Fragen. Wird bei Ragaz die oft scheinbar nur schmale 
Grenze zwischen dem Geschöpf und dem Schöpfer, die innezuhalten 
schließlich doch von entscheidender Bedeutung ist, immer gewahrt? Trotz 
seines Wissens von der unendlichen Überlegenheit des göttlichen Reiches 
über menschliches Tun, findet er nicht doch immer wieder einen allzu 
direkten Weg vom göttlichen zum menschlichen Handeln? Wird das 
Handeln des frommen Menschen, das wahrhaftig aufrührend und radikal 
genug sein kann, aber doch nie mehr als demonstratives, auf Gott 
deutendes Handeln sein darf, bei ihm nicht allzu leicht religiös-schöp- 
ferische Tat, wo doch schöpferisch im eigentlichen Sinn eben nur der 
Schöpfer sein kann? Neigt nicht auch er gelegentlich zur Verabsolu- 
tierung der neuen Welt, um die er kämpft, gehen nicht zum mindesten 
bei ihrer Schilderung fortwährend menschliche und göttliche Möglich- 
keiten durcheinander? Deutet nicht der Enthusiasmus, mit dem je und 
dann das Aufsteigen neuer sozialer oder politischer Erscheinungen be- 
grüßt wird, auf solche falsche religiöse Verfestigung? Weisen nicht auch 
die scharfen Parolen, die bisweilen ausgegeben werden (Kriegsdienstver- 
weigerung, „Los von der Kirche“) auf die gleiche Gefahr? Wird das 
Kreuz Christi, das Ragaz in so rücksichtslos klarer Erkenntnis über der 
ganzen gegenwärtigen Welt aufrichtet, auch mit derselben Entschlossen- 
heit über die religiös-sozialen Gedanken gestellt? Wahrhaftig, nicht um 
theologische Spitzfindigkeiten zu vertreiben, wird das hier gesagt, noch 

weniger, um den verehrten Mann noch schnell zum Schluß von einer 
gesicherten Position aus „abzutun“, sondern ganz einfach, weil hier ent- 
scheidende religiöse Interessen auf dem Spiel stehen. Ragaz darf kein 
Stöcker mit umgekehrtem Vorzeichen sein. Die religiös-soziale Bewegung 
darf keine theologische oder religiöse Richtung neben anderen Richtungen 
sein, über die man vergleichend diskutieren, neben die man sich beruhigt 
stellen kann. In der religiös-sozialen Bewegung ist mitten aus dem Leben 
der Gegenwart heraus die Frage nach Gott neu gestellt worden. Darin 
liegt ilıre wesentliche Bedeutung, alles andere ist sekundär. Es kommt 
viel darauf an, daß die Erkenntnis des Wesentlichen nicht wieder getrübt 
werde durch falsche Verabsolutierungen. Auch die neue Gesellschaft, auch 
die neue Völkergemeinschaft sind wahrhaftig alles andere als absolut. Diese 
Bewegung soll nicht wieder aus dem Christlichen in das Idealistische und 
Romantische hinein kommen. Ansätze dazu sind aber ohne Frage bei 
Ragaz vorhanden. Es hieße ihn nicht ernst nehmen, wenn man das nicht 
sagen wollte. Die jüngeren Religiös-sozialen (ich nenne K. Barth und 
Thurneysen) haben mehr als einmal darauf hingewiesen. Man sollte das, 
was sie gesagt haben, nicht etwa als unnötige Störung und Behinderung 
des eigenen Weges ansehen. Vielleicht im Gegenteil, daß von dieser 
Kritik her das, was Ragaz eigentlich will, erst in seinem tiefsten Sinn 
verstanden und zur Anerkennung gebracht werden könnte. 


234 


CHRONIK. 


Mitteilungen des Weitbundes 
für Freundschaftsarbeit 
der Kirchen. 


Deutsche Vereinigung des 
Weltbundes 

Freundschaftsarbeit 
der Kirchen. 


Jahr 1923. 


Die Ereignisse des Jahres 1923 haben 
der Deutschen Weltbundvereinigung 
ihre Arbeit nicht erleichtert. Der wider- 
rechtliche Einbruch ins Ruhrgebiet 
übte auf die Arbeit der Deutschen Ver- 
einigung einen lähmenden Einfluß aus, 
der infolge der neuesten Vorgänge un- 
verändert fortdauert. 

Auch für die Gesamtarbeit des Welt- 
bundes taten sich Schwierigkeiten auf, 
die in den meisten Ländern empfunden 
und durch Äußerungen der kirchlichen 
Organe dieser Völker den deutschen 
Christen zum Ausdruck gebracht wur- 
den. Die durch das Vorgehen der Fran- 
zosen und Belgier geschaffene Lage war 
die Veranlassung, daß die erst für den 


für 


Bericht über das 


Spätsommer geplante Tagung des 
Geschäftsführenden Ausschusses des 
Weltbundes schon für den 13. bis 


16. April nach Zürich einberufen wurde. 
Die Deutsche Vereinigung war ver- 
treten durch D. Spiecker und D. Richter. 
Die angenommene Resolution enthielt 
als wichtigste Punkte folgende For- 
derungen: ı. daß der Völkerbund um- 
. gestaltet, d.h. durch Hinzutritt Deutsch- 
“lands und der Vereinigten Staaten von 
Amerika ergänzt und in seiner Ver- 
fassung verbessert werden müsse, um 
ein brauchbares Organ des Weltfriedens 
zu werden, und 2. daß das europäische 
Problem durch eine internationale un- 
parteiische Konferenz bearbeitet werden 
solle, zu welcher in erster Linie der 
ergänzte und verbesserte Völkerbund 
und bei seinem Versagen andere In- 
stanzen die Einladung ergehen lassen 
sollten. 

Der engere 


ö Arbeitsausschuß der 
“Deutschen Vereinigung hat 


in seiner 
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Sitzung vom ı1. Mai anerkannt, daß 
angesichts der Schwierigkeit der Lage 
und der Zusammensetzung des Welt- 
bundes kaum eine andere Entschließung 
zu erwarten war; er war sich aber 
andererseits auch darüber klar, daß die 
Kundgebung als Ganzes nicht befriedigen 
kann und daß eine Verwendung in der 
deutschen Öffentlichkeit, wie sie der 
Weltbund gewünscht hatte, um so 
schwerer ist, als sich die Lage in- 
zwischen noch verschärft hat. Trotz- 
dem, so wurde beschlossen, soll ver- 
sucht werden und wird versucht, im 
Sinne der Kundgebung in der Presse zu 
wirken. 

Über die deutsch-französische Frage 
ist auch auf der Nürnberger Jahres- 
versammlung der Deutschen Ver- 
einigung vom 7. bis 9. September ver- 
handelt worden. Nachdem man im An- 
schluB an die Vorträge von Professor 
Richter, Generalsuperintendent Kaftan 
und Professor Kohnstamm die Stellung 
der deutschen Mitglieder des Welt- 
bundes zu den gegenwärtigen Pro- 
blemen ausführlich durchgesprochen 
hatte, einigte man sich auf folgende 
Resolution: 


„I. Mit tiefem Schmerz erleben wir 
die immer noch wachsende äußere und 
innere Not unseres Volkes, insonderheit 
das Leid unserer Brüder und Schwestern 
an Rhein, Ruhr und Saar. Wir ge- 
denken ihrer in herzlicher Teilnahme 
und danken ihnen für ihren opferreichen 
waffenlosen Kampf gegen Unrecht und 
Gewalt. 

2. Die französische Regierung er- 
klärt, sie wolle durch ihr Vorgehen an 
Rhein und Ruhr nicht die Lostrennung 
deutschen Landes oder die Vernichtung 
des Deutschen Reiches herbeiführen, 
sondern lediglich die deutsche Zahlung 
erzwingen. Wir wissen, daß ein Teil des 
französischen Volkes von der ‚Aufrich- 
tigkeit dieser Versicherung überzeugt 
ist. Uns scheinen aber die Taten der 
französischen Regierung mit solchen 
Worten in Widerspruch zu stehen. 
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3. Über der Not unseres eigenen 
Volkes wollen wir die Leiden der 
anderen Völker nicht vergessen. Es gibt 
eine gemeinsame Schuld, eine gemein- 
same Not, eine gemeinsame Aufgabe 
des Wiederaufbaus. Das deutsche Volk 
muß sich mit seinen Kräften in den 
Dienst dieser Aufgabe stellen. Das Be- 
wußtsein dieser Verpflichtung wollen 
wir stärken. 

4. Wir beklagen, daß durch das Vor- 
gehen der Franzosen und Belgier eine 
neue Saat des Hasses ausgestreut wird. 
Wir begrüßen das von der Holländischen 
Vereinigung des Weltbundes begonnene 
Werk des „Europa-Wiederaufbau-Ko- 
mitees“ und hoffen, daß hier ein Weg 
zu neuer Gemeinschaft der Völker sich 
öffne.“ 


Zur Geschäftsführung ‚wurden fol- 


gende Beschlüsse gefaßt: 


1. daß der deutsche Arbeitsausschuß 
in seiner bisherigen Zusammensetzung 
weiter bestehen solle; 

2. daß der engere Arbeitsausschuß, be- 
stehend aus den Herren D. F. A. 
Spiecker, D. Fr. Siegmund-Schultze, 
Pred. Theophil Mann, Generalsuper- 
intendent D. K. Axenfeld, Professor D. 
A. Deißmann, Pastor August Hinderer, 
Professor 'D. Julius Richter und D. A. 
W. Schreiber, die Leitung der Deutschen 
Vereinigung innehaben und über seine 
Sitzungen dem großen Arbeitsausschuß 
von Zeit zu Zeit Bericht erstatten soll; 

3. daß die Herren D. F. A. Spiecker, 
D. Fr. Siegmund-Schultze und Prediger 
Theophil Mann in ihren bisherigen 
Ämtern der Deutschen Vereinigung 
weiter als Vorstand dienen sollen. 

D. Siegmund-Schultze war von seiner 
Krankheit im Frühjahr wieder so weit 
hergestellt, daß er nach Berlin zurück- 
kehren konnte. Am ı. Oktober hat er 
die Geschäfte des Schriftführers der 
Deutschen Vereinigung wieder über- 
nommen. Bis dahin führte sie stell- 
vertretend Pred. Theophil Mann, der im 
Frühjahr nach Stuttgart übergesiedelt 
ist. 

In den Ortsgruppen fand zum Teil 
ein reger Austausch über dieselben 
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Fragen statt, die die deutsche Gesamt- 
vereinigung beschäftigt haben. Neue 
Ortsgruppen entstanden in Hamburg, 
Halle und Jena-Roda. 


Prof. Dr. Kohnstamm - Amsterdam, 
der auf der Jahresversammlung in 
Nürnberg über den „Wiederaufbau 


Europas und die Kirchen“ sprach, war 
im Juli einmal als Vorsitzender des aus 
Anregungen der Holländischen Welt- 
bundgruppe hervorgegangenen „Europa- 
Wiederaufbau-Komitees“ (Herstel Eu- 
ropa Comite) zu einem kurzen Aufent- 
halt in Berlin wo der Vorsitzende 
der Deutschen Vereinigung zusammen 
mit Professor D. Dr. Adolf von Har- 
nack, dem Präsidenten des Deutschen 
Industrie- und Handelstages Franz von 
Mendelssohn und dem Vorsitzenden des 
Reichsverbandes der deutschen Industrie 
Dr. Sorge einen Kreis von Vertretern 
der Parlamente und Presse, der Kirche 
und Wissenschaft, der Bankwelt, In- 
dustrie und Arbeiterschaft zu einer Aus- 
sprache eingeladen hatte. In dieser Zu- 
sammenkunft, über die auch Mit- 
teilungen an die Presse ergingen, legte 
Prof. Kohnstamm als den Hauptzweck 
des niederländischen Komitees dar, in 
der öffentlichen Meinung die Über- 
zeugung durchzusetzen, daß das Wieder- 
aufbauproblem ein allgemeines euro- 
päisches Problem ist, das sich nur durch 
die Betätigung internationaler Solidari- 
tät lösen lasse. Professor Kohnstamm 
hat im Oktober nochmals in Berlin ge- 
weilt. 


Von sonstigen Empfängen aus- 
wärtiger Persönlichkeiten, die das 
deutsche Komitee besuchten, sei hier 


nur an einen Empfang für Dr. Sherwood 
Eddy, den durch seine erfolgreichen 
Evangelisationsreisen bekannten General- 
sekretär des Weltbundes der Christ- 
lichen Vereine Junger Männer, erinnert, 
der im Beisein von Vertretern des Aus- 
wärtigen Amtes, des Deutschen Evan- 
gelischen Kirchenausschusses, des Evan- 
gelischen Oberkirchenrates, der Uni- 


versität und anderer Körperschaften 
stattfand. 
Die letzte Sitzung des deutschen 


Arbeitsausschusses fand am 28. No- 
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vember statt. Im Mittelpunkt der 
Tagesordnung stand die Beratung über 
die Möglichkeiten einer engeren Zu- 
sammenarbeit des Weltbundes mit den 
öffentlichen Kirchenkörpern. Nach 
längerer Diskussion wurde einstimmig 
der Beschluß gefaßt, sowohl an den 
Deutschen Evangelischen Kirchenaus- 
schuß als auch an die nicht im Kirchen- 
ausschuß vertretenen deutschen Frei- 
kirchen mit der Aufforderung heran- 
zutreten, sich in den Verhandlungen der 
Deutschen Weltbundvereinigung durch 
Delegierte offiziell vertreten zu lassen. 
Der Deutsche Evangelische Kirchen- 
ausschuB hat auf seiner Tagung am 
6. Dezember diesen Antrag angenommen. 
Von seiten der Freikirchen ist bereits 
früher einer solchen Vertretung grund- 
sätzlich zugestimmt worden. 

Im Sommer weilten im Auftrage der 
Erzbischöfe von Uppsala und Canter- 
bury drei Delegierte der Schwedischen 
und Britischen Weltbundvereinigungen 
im! besetzten Gebiet, um die Gefangenen 
zu besuchen und gegebenenfalls ihre 
Lage zu erleichtern. Die Deutsche Welt- 
bundvereinigung hat von der erfolg- 
reichen Arbeit der schwedischen und 
englischen Geistlichen mit tiefer Dank- 
barkeit Kenntnis genommen. 


Die Deutsche Vereinigung richtete an 
den Vorsitzenden des Weltbundes die 
Bitte, alles, was in seiner Macht steht, 
zu tun, um den Gefangenen und Aus- 
gewiesenen des besetzten Gebietes Frei- 
heit und Heimat wiederzugeben. Der 
Vorsitzende der Deutschen Vereinigung 
brachte diesen Antrag persönlich nach 
London, wo er zugleich über die Durch- 
führung der von der britischen Welt- 
bundgruppe geplanten Hilfsaktion für 
die deutsche Not zu raten hatte. Diese 
Hilfsaktion, die in erster Linie für Pa- 
storen und Studenten bestimmt ist, wird 
zum Teil durch Vermittlung der Deut- 
schen Weltbundvereinigung in Wirk- 
samkeit treten. Es ist der Deutschen 
Vereinigung eine tiefe Freude, diese 
Hilfe ebenso wie frühere Hilfsaktionen 
der Nachbarkirchen den deutschen 
Kirchen vermitteln zu dürfen. 

Die „Eiche“ hat in den Heften des 


Jahrgangs 1923 u. a. folgende Aufsätze 
gebracht: „Zur Geschichte der kirch- 
lichen Einheitsbestrebungen“ (Vortrag 
auf der Jahresversammlung der Deut- 
schen Vereinigung in Herrnhut vom 
Jahre 1922) von Professor Dr. Knut B. 
Westman-Uppsala (S. 14), „Die Not 
der evangelischen Kirchen am Rhein und 
an der Ruhr“ von Geh. Oberkonsistorial- 
rat D. Otto Dibelius-Berlin (S. 134), 
„Die Weltbundtagung in Zürich“ von 
Professor D. Dr. Julius Richter-Berlin 
(S. 159), „Die Aktion der niederlän- 
dischen Gruppe des Weltbundes in der 
Ruhrfrage“ von Professor Dr. Ph. Kohn- 
stamm-Amsterdam (S. 163), „England- 
reise im Frühjahr 1923“ von Professor 
D: Dr. Adolf Deißmann-Berlin (S. 167). 
Den Hauptteil des Juli/Oktoberheftes 
der „Eiche“ haben die wichtigsten Kund- 
gebungen religiöser und kirchlicher 
Kreise zum französisch-belgischen Ein- 
bruch ins Ruhrgebiet eingenommen. 
Außerdem hat die „Eiche“ regelmäßig in 
ihrer Chronik über die wichtigsten Er- 
eignisse und Fortschritte auf dem Gebiet 
internationaler Arbeit berichtet. In 
jedem _ Heft erscheinen regelmäßig die 
Mitteilungen der Deutschen Weltbund- 
vereinigung. 

Auch wenn die Beurteilung der all- 
gemeinen Lage sowohl in unserer Zeit- 
schrift wie in den Kreisen der Deutschen 
Weltbundvereinigung nicht optimistisch 
sein kann, so ist doch das Bewußtsein 
der Notwendigkeit der Arbeit in den 
deutschen Weltbundkreisen so stark wie 
nur je zuvor. Die Erwartung, daß der 


‚Weltbund, unabhängig von den natio- 


nalen Aspirationen der darin vertretenen 
Völker, eine starke Bedeutung für ihren 
friedlichen Zusammenschluß auf der 
Grundlage von Wahrheit und Gerechtig- 
keit gewinnen könnte, hat uns nicht ver- 


lassen. 
* 


Offener Brief von 
Professor Wilfred Monod, 
Barısnwant Bıriotessorwadolt 

Deißmann, Berlin. 


Paris, den 17. Dezember 1923. 
Mein lieber und verehrter Kollege! 
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In dem letzten Heft der Zeitschrift 
„Die Eiche“ drücken Sie Ihren 
Kummer und zugleich Ihren Unwillen 
hinsichtlich eines Briefes aus, den ich 
am 4. März 1923 an Sir Willoughby 
Dickinson schrieb und der teilweise von 
dem Herausgeber der Revue du 
Christrianisme.siocaalsenszderen 
Aprilheft unter einer Überschrift wieder- 
gegeben wurde, die nicht von mir 
stammt. Die Eiche-Leser haben ein 
Recht zu erfahren, welches Dokument 
Sie kritisieren, ohne es ihnen, auch nur 
im Auszug, vorzulegen. 


Dieser Brief begann mit einer schar- 
fen Kritik der angelsächsischen Politik. 
Ich schrieb: „Ich bin überzeugt, daß 
die Stunde für eine mögliche Inter- 
vention des Völkerbundes, möglich und 
nützlich, bald schlagen wird. Aber 

zuerst muß eine Anzahl Lügen zerstreut 
“ werden und die Herrschaft der Ver- 
leumdungen gegen Frankreich ein 
Ende nehmen.“ Ich führte dann aus, 
daß, wenn unsere Truppen im Ruhrge- 
biet seien, dies geschehen sei, weil zwei 
heilige Abmachungen mit Füßen getre- 
ten wurden. Die erste ist der von 
Deutschland unterzeichnete Vertrag, der 
die belgische Neutralität garantierte; 
die zweite ist das Garantieversprechen, 
das Frankreich von Amerika und Eng- 
land gegeben wurde, als der Versailler 
Vertrag veröffentlicht wurde, ein durch 
die Unterschriften von Woodrow Wil- 
son und Lloyd George verbürgtes Ver- 
sprechen, 


Alsdann überließ ich Sir W. Dickin- 
son eine Abschrift von dem Brief 
des gleichen Tages, den ich gerade 
an den Präsidenten des Deutschen Ko- 
mitees des Weltbundes geschickt 
hatte. In dieser Botschaft sagte ich: 
„Ich gebe den Empfindungen unseres 
Komitees Ausdruck, wenn ich Sie ver- 
sichere, daß wir von ganzem Herzen 
Anteil nehmen an den Leiden des Mit- 
telstandes und der unteren Klassen 
Ihres Landes, und in besonderer Weise 
an der moralischen Not, in der die 
deutschen Pazifisten in der gegen- 
wärtigen Krise sich befinden. Wir flehen 
sie an, sich in dem guten Kampfe für die 
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Wiederversöhnung der Völker nicht ent- 
mutigen zu lassen.“ 

Endlich setzte ich ihm loyal das Miß- 
behagen auseinander, das ich trotz allem 
gegenüber dem deutschen Komitee des 
Weltbundes empfand; denn ich 
unterschied dort von einander ab- 
weichende Tendenzen, von der P. Sieg- 
mund-Schultzes auf der linken Seite, der 
gegen den Militärdienst Stellung nimmt, 
bis zu der D. Schreibers auf der rechten, 
der gegen diejenigen seiner Kollegen im 
Komitee zu Felde zieht, die sich schuldig 
machten, die Verletzung der belgischen 
Neutralität verurteilt zu haben. Ich 
fügte hinzu, daß Sie selbst mich um Be- 
richtigung eines Wortes gebeten hätten, 
das ich Ihnen bona fide auf dem 
Kopenhagener Kongreß im letzten Jahre 
zugeschrieben hatte: „Wir haben ge- 
sündigt“. Ich hatte es Ihnen um so 
natürlicher zur Last gelegt, als ich mich 
seit 1919 Ihrer ergreifenden Haltung 
auf dem internationalen Kongreß des 
Weltbundes erinnerte. In fol- 
genden Ausdrücken sprach ich in 
meinem Brief an Sir Willoughby Dik- 
kinson davon: „Bald nach der Revolution 
von 1918 hatte schon Prof. Deißmann 
freimütig in Deutschland erklärt, daß 
sich seine Meinung über diese so ernste 
Angelegenheit*) dank genauerer Doku- 
mentierung geändert habe.“ 

Auf jeden Fall, sagte ich Sir 
Willoughby Dickinson, hat Prof. Deiß- 
mann, wenn er leugnet, in Kopenhagen 
die deutsch Schuld (im allge- 
meinsten Sinne des Worts) eingestan- 
den zu haben, wenigstens selbst einen 
schweren Fehler begangen, als er das 
Manifest der 93 Intellektuellen unter- 
zeichnete, in dem die belgischen Mär- 
tyrer als Banditen und Mörder behan- 
delt werden. „Er hat sich noch schwerer 
geirrt, als er 1914 in der Reihe „Deut- 
sche Reden in schwerer Zeit“ 
unter dem Titel „Der Krieg und 
die Religion“ eine Rede ver- 
öffentlichte, in der er sagte, daß der 
deutsche Krieg ein heiliger Krieg sei, 
die größte Entfaltung von Kraft (force) 


*) Die plötzliche Invasion des deut- 
schen Heeres in Belgien. 


r 
ei 
4 


und darum auch sogar von lebendiger 
Religion, welche die Welt jemals ge- 
sehen habe.“ Sie protestieren gegen 
dieses und andere ähnliche Zitate und 
erklären die Übersetzung für fehlerhaft, 
weil Sie in Wirklichkeit von der Reli- 
gion „de la force“ und nicht von der 
Religion „de la violence“ sprächen. 
Aber der Übersetzer, der berühmte Kri- 
tiker Alfred Loisy, der wegen seiner 
wissenschaftlichen Treue allgemeines 
Ansehen genießt, hat gerade nicht den 
Ausdruck „violence“ gebraucht. Das 
Wort „force“ genügte ihm, um das 
deutsche Wort „Kraft“ wiederzu- 
geben. Dies entlehnte den Ereignissen 
eine sehr wenig. mystische Bedeutung; 
und es war harmonisch in Erklärungen 
eingefügt, welche nicht erlaubten, es 
von der kolossalen Entfaltung physischer 
Macht und materieller Energien zu 
trennen. 


Endlich 
Willoughby 


schloß mein Brief an Sir 
Dickinson mit folgenden 
Worten, Tauschen. Sie, sıch 
nicht über meine Gefühle 
hinsichtlich Prof: Deiß- 
manns In Kopenhagen hat 
er mehrmals Worte gespro- 
chen, die mein geistiges 
Inneres erzittern machten. 
Reh maßesmare nicht an, ıhn 
zu richten; er gehört mit zu 
denen, die „gelitten und ge- 
lernt‘ haben. Aber welche 
Autorität würde er haben, 
welchen gesegneten Ein- 
fluß würde er ausüben, 
welche Friedensmission wür- 
de er erfüllen, welche unsag- 
bare Erleichterung würde 
er seinen französischen 
Glaubensgenossen und durch 
sie vielen meiner Volks- 
genossen bringen, wenn er 
es wie Fr. W. Foerster wagen 
würde, der deutschen Ju- 
gend das kühne Programm 
vorzuschlagen: Umlernen! 
Bis tallit Sihmnichttschwer, 
angelsächsische Sympathien 
zu erwerben; es würde aus- 
gezeichneter, schöner und 


nützlicher sein, in Krank- 
reich Sympathien zu ver 
werben; denn der Wieder- 
aufbau Europas ist an eine 
französisch-deutsche Ver- 
söhnung geknüpft — Wenn 
Prof. Deißmann noch in Eng- 


landtaıst-und wenn SiezCe- 
legenheit haben, ihn zu 
treffen, so übermitteln Sie 


ihm bitte meine christlichen 
Grüße und danken Sie ihm 
für seine Mitteilungen“ 

So sieht der Brief aus, den Sie „einen 
U.-Brief“ nennen und der so wenig 
Geheimnis blieb, daß er im folgenden 
Monat zu einem großen Teil der 
Öffentlichkeit übergeben wurde. Aus 
ihm ziehen Sie für meinen Charakter 
Schlüsse, welche durch die anderen 
von mir unterzeichneten Dokumente 
dementiert werden, die das gleiche 
Heft der Eiche unparteiisch ver- 
öffentlich. Bedauerlicherweise wurde 
dass Post-Scriptum, das diesen 
Brief beschloß, in der Revue du 
Christianisme Soc an nicht 
abgedruckt; Sie hätten dann so- 
gleich festgestellt, in welchem Grade 
mich die Gefühle noch ständig beseelen, 
die in Kopenhagen meine brüderlichen 
Beziehungen zu Ihnen bestimmten. 
Seien Sie ihrer erneut versichert, in 
einem Augenblick, wo das Licht der 
Weihnacht noch einmal im Nebel euro- 
päischer Todesangst und in der sitt- 
lichen Not der Christenheit erglänzt. 


Ihnen christlich ergeben 
gez. Wilfred Monod. 


* 


Offene Antwortan Professor 
Wilfred Monod, Paris, von 
Professor Adolf Deißmann, 
Berlin. 
Berlin-Wilmersdorf, 

den ıo. Februar 1924. 

Hochgeehrter, werter Herr Kollege! 
Ich danke Ihnen, daß Sie die Weih- 
nachtszeit des schwarzen Jahres 1923 


nicht haben vergehen lassen, ohne mir 
Gelegenheit zu geben, Ihren Brief an Sir 
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Willoughby Dickinson besser zu ver- 
stehen. Seine fragmentarische Wieder- 
gabe unter einer (wie ich jetzt weiß, 
nicht von Ihnen stammenden) bösartigen 
Überschrift im „Christianisme social“ 
1923 S.355 ff. hatte mich tief verletzt. 
Der Schmerz, dem ich darüber in der 
„Eiche“ 1923 Nr. 3/4 Ausdruck gegeben 
habe, war in nicht geringem Maße der 
Reflex der hohen Wertschätzung Ihrer 
Persönlichkeit, einer Achtung, die sich 
mir bei der persönlichen Begegnung in 
Dänemark 1922 verstärkt hatte. 

Da Ihr vorstehender „Offener Brief“ 
von dem (durch mich erwiderten) 
Wunsch getragen ist, mit mir ins Reine 
zu kommen, unterlasse ich es, nochmals 
auseinanderzusetzen, was mich an Ihrem 
Verhalten bis in die feineren Hinter- 
gründe meiner Seele getroffen hatte. 
Ich glaube, wir «können ins Reine 
kommen. Wir können es, da wir beide 
mit dem gleichen Patriotismus, jeder an 
seiner Stelle, und mit der gleichen Sehn- 
sucht nach einem ehrlichen Zusammen- 
arbeiten unserer Völker an den höchsten 
Zielen persönlicher, nationaler und 
menschheitlich-christlicher Kultur auf 
einem breiten gemeinsamen Boden evan- 
gelischer Überzeugungen stehen. 

Kurze gedruckte Dialoge genügen 
freilich nicht. Dafür sind wir, jeder als 
Exponent seines Volkes und seiner 
Kirche und jeder als Veteran des zehn- 
jährigen Völkerkampfes viel zu sehr be- 
lastet mit halbgelösten und ungelösten 
Problemen, mit unbewußten Vorurteilen, 
mit großer Tatsachenkenntnis und fal- 
schen Informationen, auch mit einem 
Tornister eigenen bedruckten und zitier- 
baren Papiers, mit Eigenerlebnissen, die 
frisch wie vergiftete Pfeile in unserem 
Gemüt haften und mit alten noch nicht 
vernarbten Wunden. 

Es wäre daher besser, wir würden uns 
in einer Umgebung, die durchwaltet ist 
von Kräften des Evangeliums, für eine 
nicht zu kurze Zeit zu ruhiger und 
offener persönlicher Aussprache treffen, 
ohne Zeugen, ohne Reporter, ohne Pro- 
tokolle, aber nicht ohne das Salz von 
Mark. 9, 50, dessen Symbol wir bei 
unserer Beratung mit dem ameri- 


240 


kanischen Freunde in Kopenhagen auf 
unserem Tische stehen hatten. In der 
Hoffnung, daß es einmal zu einer 
solchen . Befreiung kommt, möchte ich 
hier nur diejenigen Punkte Ihres Briefes 
berühren, die einer sofortigen Klärung 
in der christlichen Öffentlichkeit be- 
dürfen. j 


Zunächst meine angebliche „Religion 
der Gewalt“. Sie lassen mich sagen, ich 
hätte in Wirklichkeit von der „reli- 
gion de la force“ gesprochen, 
nicht von der „religion de la violence“. 
Bei einer so heikien Übersetzungsfrage 
hätten Sie mich da besser deutsch zitiert, 
(ich hatte gesagt: „aus meiner „Religion 
der Kraft“ wird eine „Religion der Ge- 
walt‘“ gemacht“). Denn grade auch das 
Wort „force“ muß icn als falsche 
Übersetzung ablehnen, trotz Alfred 
Loisy. Ich-muß doch eigentlich besser 
wissen, was ich unter „Religion der 
Kraft“ verstehe, als der gewiß berühmte 
Kritiker Alfred Loisy. 

Die Mißdeutung meines Wortes durch 
Franzosen ist alt. Ich habe schon vor 
acht Jahren, als Herr Maurice Muret 
mich wegen meiner „Gewaltreligion‘“ 
heftig angegriffen hatte, in meinem 
„Evangelischen Wochenbrief“ Nr. 60 
vom 22. Januar 1916 gegen die Über- 
setzung meines Wortes „Religion der 
Kraft“ durch „religion de la force“ pro- 
testiertt und gezeigt, daß der Sprach- 
gebrauch der französischen Bibel die 
Übersetzung „religion de la puis- 
sance“ gefordert hätte. Ich sende 
Ihnen diesen Wochenbrief von 1916 zu. 
Es handelt sich bei dem Mottowort 
„Religion der Kraft“ um eine für mein 
religiöses und theologisches Denken 
wichtige, auf dem urchristlichen Begriff 
der Dynamis ruhende Grundidee, die 
ich längst vor dem Krieg mir erarbeitet 
hatte. 1916 und 1917 habe ich sie in 
Warschau, Wilna und Brüssel vor deut- 
schen Feldgeistlichen, 1918 auch in Upp- 
sala und Lund näher entwickelt. 1920 in 
der Festschrift für D. Julius Kaftan 
(Tübingen, Mohr) sind die Gedanken 
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veröffentlicht („Tragende und stählende 
Kräfte des Neuen Testaments“). Ich 
nehme gern an, geehrter Herr Kollege, 
daB Sie, hätten Sie statt meines falsch 
übersetzten Mottowortes diese Aus- 
führung gekannt, mir die Absurdidät 
einer Religion des Maschinengewehrs 
nicht zugetraut hätten.*) Im übrigen 
verwehre ich Ihnen nicht (wenn Sie es 
geschmackvoll finden), aus meinen 
Schriften aus vierzig Jahren Irrtümer 
und Mißgriffe herauszufischen. Mich 
selbst grinsen sie mitunter wie tote 
Makrelen blöde an, wenn ich in meinen 
alten Papieren blättere; das ist das 
Schicksal jedes literarischen Menschen, 
der nicht mit zwanzig Jahren fix und 
fertig war. Ich hoffe, Sie sind auch noch 
einer der glücklichen Unfertigen und 
werden es bleiben. Darin liegt übrigens 
auch eine Antwort auf Ihre Mahnung 
„Umlernen!“. 


Wichtiger freilich, als die Klärung 
dieser Einzelheit, ist es mir, Stellung zu 
nehmen zu Ihrer Auffassung derjenigen 
Frage, die wie eine schwere Giftgas- 
wolke über Europa hängt, der Ruhr- 
invasion. Ihre Auffassung ist neu und 
weicht von derjenigen Ihrer Regierung 
ab, aber sie kann noch weniger gebilligt 
werden als diese. 


*) Im Frühling 1918 spielte sich 
übrigens ein merkwürdiger hermeneu- 
tischer Parallelstreit über das englische 
Wort „force“ ab. Präsident Wilson 
hatte in seiner Rede vom 4. April 1918 
gegen Deutschland die Parole ausge- 
geben: „force, force to utmost“. Das 
war vom Wolff’schen Büro übersetzt 
worden: „Gewalt, Gewalt bis zum 
äußersten“. Dagegen hatte die Pariser 
„Humanite“ protestiert; man hätte über- 
setzen müssen: „Kraft“. Ich finde, der 
Zusammenhang spricht für die Richtig- 
keit der Übersetzung „Gewalt“, denn 
Wilson zitierte unmittelbar vorher ein 
angebliches Wort „Deutschlands“ von 
der „force“ und kann das nur im Sinn 
von „Gewalt“ verstanden haben. 


Nach der Theorie Ihrer Regierung ist 
der von der übrigen Welt fast allgemein 
als ein schweres Unrecht und als eine 
Verletzung des als scrap of paper 
behandelten Vertrags von Versailles ge- 
brandmarkte Einbruch in das Ruhr- 
gebiet mitten im Frieden ein Akt der 
Pfandnahme gegenüber einem saum- 
seligen Schuldner. Wäre diese in die 
Welt geschleuderte Theorie richtig, so 
würde sie wie ein Bumerang Frankreich 
selbst treffen. Frankreich schuldet ja 
selbst andern Völkern Riesensummen, 
aber anstatt seine Schulden zu bezahlen, 
gibt es Hunderte von Millionen für 
Rüstungen aus, leiht es kleinen Staaten 
Hunderte von Millionen für Rüstungen, 
über deren letzten Zweck kein Verstän- 
diger im Zweifel sein kann, vergeudet 
es ungeheuere, für den Wiederaufbau 
seiner zerstörten Gebiete bestimmte 
Summen an betrügerische Interessenten, 
die sich, ein Weltskandal, am Elend ihrer 
ärmeren Landsleute bereichern. Mit 
dem Satz von der Berechtigung der 
Pfandnahme gibt Frankreich seinen 
eigenen Gläubigern das Recht zur Be- 
setzung französischen Bodens. 


Aber der Satz ist nicht richtig. Die 
Ruhrinvasion ist von der öffentlichen 
Meinung der zivilisierten Welt als eine 
Verletzung des Vertrags von Versailles 
erkannt, als ein schweres Unrecht, und 
dieses Unrecht lastet ungesühnt auf 
Frankreich und Belgien. Es handelt sich 
da nicht um subtile Fragen des akade- 
mischen Völkerrechts, sondern um eine 
von den furchtbarsten Folgen begleitete 
Ruchlosigkeit, unter der wir alle aufs 
schwerste leiden. 

Ich will von eigenen, sehr quälenden 
Folgen in meiner Familie hier nicht 
sprechen, weil mir das eigene Schicksal 
klein erscheint, verglichen mit dem un- 
sagbaren Massenelend, das dieses fran- 
zösisch-belgische Unrecht nach sich ge- 
zogen hat. Welch ein Katalog von 
Einzelverbrechen reihte sich an das 
französisch-belgische Generalverbrechen! 
132 friedliche Deutsche, Männer, Frauen 
und Kinder, sind von der weißen und 
farbigen Soldateska der Einbruchsarmeen 
hingeschlachtet worden; 39 524 deutsche 
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Beamte, die nichts anderes getan hatten 
als ihre eidlich beschworene Pflicht, 
sind in brutalster Grausamkeit aus ihrer 
Heimat verjagt, und mit ihnen zusam- 
men 106 134 Familienangehörige. Noch 
heute schmachten in den Gefängnissen 
2021 Deutsche, die zu 1534 Jahren ver- 
urteilt sind. Noch heute sind neun evan- 
gelische Geistliche verbannt, die nichts 
anderes getan hatten als ihre Hirten- 
pflicht. , 209 Schulen sind von weißen 
und farbigen Truppen besetzt worden, 
wodurch 127900 Kinder ihres Unter- 
richts beraubt wurden. Die Freiheit des 
Wortes und der Presse ist vernichtet, 
der Verkehr unterbunden, die Verbin- 
dung’ mit dem übrigen Deutschland ver- 
hindert. Dies alles im Einbruchsgebiet. 

Und dazu kommt die ruinöse Wir- 
kung auf das ganze Reich: der völlige 
Zusammenbruch unserer Währung, der 
alles Elend auch der Blockadejahre über- 
schreiende Hunger der Millionen von 
Schwachen, die in diesem strengen Win- 
ter ins Unerträgliche gestiegene Kohlen- 
not im kohlenreichsten Lande Euro- 
Dazu kommt auch das wach- 
sende Elend in Frankreich selbst durch 
die Poincarisierung des Franc, die 
Arbeitslosigkeit Englands.... Fürwahr: 
„Das ist der Fluch der bösen Tat, 
Daß sie fortzeugend Böses muß 
bären.“ 

Und nun geben Sie selbst, geehrter 
Herr Kollege, eine neue Theorie der 
Rechtfertigung dieser Tat: Die Ruhr- 
invasion geschah, weil zwei heilige Ab- 
machungen mit Füßen getreten wurden, 
der belgische Neutralitätsvertrag und 
das Garantie-Versprechen der Sicherheit 
Frankreichs durch England und Amerika. 

Um mit dem zweiten anzufangen: 
die „Sicherheit“ Frankreichs kann nicht 
garantiert werden durch militärische 
Abmachungen und militärische Gewalt- 
akte. Sie ist nur dann garantiert, wenn 
Frankreich und Deutschland einen dau- 
ernden modus vivendi nachbarlicher 
Kooperation gefunden haben. Alles aber, 
was Frankreich seit 1918 getan hat, ist 
das Gegenteil einer Herstellung jener 
Atmosphäre des Vertrauens. Nur eine 
Drachensaat ist gesät worden, die ein 
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Engel des Herrn zertreten möge, ehe sie 
zum Unheil Europas weiter aufgeht. 
Und dann: wie können Sie im Ernst 
aus der angeblichen Tatsache, daß Eng- 
land und Amerika ein Frankreich ge- 
gebenes Versprechen gebrochen haben, 
ein Recht der Ruhrinvasion ableiten? 
Das ist doch genau die Theorie, die I9I4 
unsere Regierung veranlaßte, Belgien 
zu besetzen: weil unsere Sicherheit be- 
droht war, glaubte sie das Unrecht der 
Invasion (das sie offen als Unrecht be- 
zeichnet hat) tun zu dürfen und tun zu 
müssen. Und jetzt tun Frankreich und 
Belgien ganz dasselbe! Sie haben sich, 
Herr Kollege, Ihre Theorie vielleicht 
doch nicht in ihrer Tragweite überlegt. 
Noch weniger leuchtet Ihr erstes Ar- 
gument ein. Die Ruhrbesetzung 1923 
soll veranlaßt sein durch unsere In- 
vasion in Belgien 1914? Ja,. war denn 
die Invasion Belgiens bis 1923 unge- 
sühnt? War sie 1923 ein frisches Un- 
recht, das kompensiert werden mußte? 
Die Invasion Belgiens von IQI4 war 
längst gesühnt. Moralisch gesühnt war 
sie in dem Augenblick, als die Mächte, 
die angeblich für die Heiligkeit der Ver- 
träge gegen uns kämpften, das von ihnen 
durch Staatssekretär Lansing mit uns 
geschlossene Waffenstillstandsabkommen 
vom November 1918 in Versailles als 
ein scrap of paper behandelten 
und brachen und über Deutschland da- 
durch eine Elendsperiode heraufbe- 
schworen, mit der die durch uns be- 
wirkte Elendszeit Belgiens weder an 
Dauer noch Intensität verglichen werden 
kann. Ökonomisch kann als Kompen- 
sierung gelten die von uns übernom- 
mene und von allen unseren Regierungen 
innerhalb der Grenzen unserer Leistungs- 
fähigkeit erfüllte Verpflichtung, die bel- 
gischen Kriegsschäden zu bezahlen, 
Darum war es 1923 völlig unmöglich, 
die Invasion von 1914 nochmals zum 
Vorwand einer kriegerischen Aktion zu 
machen. Nein, Herr Kollege, nicht ge- 
rechtfertigt ist der Einbruch der Fran- 
zosen und Belgier in das Ruhrgebiet 
durch die Invasion Belgiens, sondern ge- 
richtet, verdammt ist er durch Ihres. 
Landes Stellungnahme zur Invasion 


Belgiens. Unser eigenes moralisches 
Bewußtsein aber hat er bei alledem ganz 
ungemein gehoben. 


Sie erinnern sich vielleicht, lieber 
Herr Kollege, jenes Briefes, den ich 1919 
in Oud Wassenaer an D. Siegmund- 
Schultze gerichtet und Ihnen in Ab- 
schrift zugesandt hatte. Darin habe ich 
aus Anlaß Ihrer (wie ich heute noch 
glaube nicht glücklichen) Anfrage an 
die deutschen Delegierten abgelehnt, 
Fragen des moralischen Gewissens vom 
„rein weltlichen“ Standpunkte zu erle- 
digen. Ich denke noch heute so und 
fordere darum von Ihnen kein lautes 
Schuldbekenntnis. Wichtiger als das 
laute Schuldbekenntnis ist die stille Er- 
kenntnis, und ich glaube, Ihre Ehrlich- 
keit wird sich vor der Erkenntnis der 
furchtbaren Wirklichkeit nicht ver- 
schließen. Zahlreiche französische Pro- 
testanten haben bereits die rechte Er- 
kenntnis und geben ihr auch öffentlich 
Ausdruck. Ist das nicht vielleicht ein 
consilitum evangelicum auch für andere? 

Doch ich muß abbrechen. Das schöne 
Wort Ihres Briefes, daß wir Deutsche 
versuchen möchten, in Frankreich Liebe 
zu gewinnen, ist mir keine so unmögliche 
Paradoxie, wie es scheinen könnte, wenn 
wir den harten Druck spüren, der durch 
das politisch-militärische Frankreich 
gegenwärtig auf Deutschland und Eu- 
ropa lastet. Ich kenne ein anderes Frank- 
reich und habe die Liebe dieses anderen 
Frankreich nicht entbehrt. Schon vor 
1914 erfreute ich mich der christlichen 
Sympathien französischer Glaubens- 
genossen. Und obwohl dann zwei 
dieser mir Verbundenen, Berliner 
Schüler, als tapfere Soldaten (wie 
über 200 meiner deutschen Berliner 
"Schüler) für ihr Vaterland gefallen 
sind, so glaube ich doch, daß mir 
die Herdflamme jenseits der Vogesen 
nicht völlig erloschen ist. Bei mir selbst 
kann das Gefühl evangelischer Solidari- 
‚tät mit Ihnen allen, die Sie sich fran- 
zösische Protestanten nennen, nicht er- 
löschen. Von Kind auf, durch meinen 
Vater, ist mir die Geschichte des fran- 


zösischen Protestantismus, die eine Ge- 
schichte tiefer und stiller Menschen und 
eine Geschichte von Märtyrern ist, ein 
leuchtendes Fanal, und ich kann dieses 
Fanal auch dann nicht für ein Irrlicht 
halten, wenn der gegenwärtige schlimme 
Äon tiefe Abgründe zwischen dem 
politisch-militärischen Frankreich und 
unserem gequälten Volke aufreißt. Den 
Glauben an unsere evangelische Einheit 
gebe ich nicht auf. Ist diese Einheit 
auch noch keine sichtbar wirkende 
Realität, so muß sie doch ein Ziel derer 
bleiben, die in der Nachfolge unseres 
Meisters den Kosmos überwinden 
möchten. 

In ausgezeichneter Hochachtung ver- 
bleibe ich Ihr ergebenster 


Adolf Deißmann. 


* 


Eine Gruppe der Französischen 
Vereinigung des Weltbundes 
hat die folgende Erklärung weiteren 
Kreisen des französischen Protestan- 
tismus zur Annahme vorgelegt: 

„Das Französische Komitee des Welt- 
bundes arbeitet daran, auf dieser Erde 
das Reich der Brüderlichkeit aufzurich- 
ten und die Grundsätze der Liebe, die 
durch unseren Herrn Jesum Christum 
offenbart ist, auf allen Gebieten, so- 
zialen und internationalen, zu verwirk- 
lichen. 

Es erhebt seine Stimme zum Protest 


"gegen die Rüstungen, welche die Völker 


zugrunde richten und ständige Kriegs- 
drohungen darstellen. 

Es lehnt jeden Militarismus ab; es 
verurteilt bei der Lösung internationaler 
Fragen jede Zuflucht zur Gewalt. 

Es erklärt, daß die Menschheit über 
den einzelnen Völkern steht, daß die 
nationalen Rechte vor den internatio- 
nalen Rechten weichen müssen; daß 
der Atmosphäre des Nichtverstehens und 
des Hasses, welche durch die Politik 
hervorgerufen wird und die Völker ins 
Verderben führt, eine Atmosphäre guten 
Einvernehmens, der Zusammenarbeit 
und der Liebe folgen muß. 
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Es erinnert an dasalte unverjährbare 
Gebot: „Du sollst nicht töten!“ und an 
das neue Gebot: „Du sollst deinen Näch- 
sten lieben wie dich selbst!“ — Gebote, 
die den Völkern ebenso gelten wie jedem 
einzelnen. 

Darin liegt seine Mission: zu ver- 
sichern, daß der Krieg zu nichts führt, 
daß er teuflisch, daß er ein Verbrechen 
ist.... (oder welches Verbrechen ver- 
dient wohl mehr diesen Namen als ein 
Mord)..., daß er zu anderen Kriegen 
führt und die Welt sich drehen läßt in 
einem Höllenkreis. 

Es spricht seinen Glauben an den 
Völkerbund aus, der mehr und mehr der 
Ausdruck der großen Menschenfamilie 
werden muß und der den ersten Schritt 
darstellt zu der Erfüllung der Weis- 
sagung, nach der die Menschen ihre 
Kanonen, Maschinengewehre und Tanks 
„umschmieden werden zu Sicheln und 
Pflugscharen und hinfort nicht mehr 
werden kriegen lernen“. 

Es ruft schließlich alle diejenigen auf, 
die eine neue Welt erschauen, in der es 
keinen Krieg mehr geben wird und in 
der jeder friedlich unter seinem Wein- 
stock und unter seinem Feigenbaum 
wohnen wird. 

Es ist vollständig überzeugt davon, 
daß das Reich Gottes sich nur gründen 
kann auf die Ordnungen und das Gesetz 
der Liebe Jesu Christi, die in dem Kreuz 
ihre leuchtende Offenbarung fand. 

Die Liebe, die erduldet und vergibt, 
sie ist die vornehmste Waffe Christi, sie 
ist auch die vornehmste Waffe des 


Christen.“ 
* 


Konferenz der Englischen, 
Französischen und Belgi- 
schen Weltbundvereini- 
gungen 
(Lille, ı5. und ı6. Januar 1924). 

Über die Konferenz der Englischen, 
Französischen und Belgischen Weltbund- 
vereinigungen, die am 15. und 16. Januar 
1924 in Lille stattfand, ging uns vom 
Londoner Sekretariat des Weltbundes ein 
Bericht zu, den wir im folgenden in 
deutscher Übersetzung wiedergeben: 
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„Im Hinblick auf die zwischen einigen 
europäischen Nationen herrschende 
Spannung hat der „Weltbund für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen“ Kon- 
ferenzen von Vertretern seiner natio- 
nalen Vereinigungen vorbereitet in sol- 
chen Nachbarländern, in denen klar zu- 
tage getreten ist, daß ernsthafte Be- 
mühungen gemacht werden müssen, um 
freundschaftliche Beziehungen zwischen 
den Völkern herzustellen. 


Fine dieser Konferenzen tagte am 
15. und 16. Januar 1924 in Lille, wo eine 
gleiche Zahl englischer, französischer 
und belgischer Delegierter zusammen- 
kam. Auf zwei geschlossene Versamm- 
lungen folgte eine öffentliche. Man er- 
örterte die verschiedenen Fragen, über 
die kürzlich in der Öffentlichkeit viel 
Mißhelligkeit bestand. 

Die englischen Vertreter waren: Bi- 
schof Hamilton Baynes, der Dean of 
Worcester, Canon MacCulloch, Canon 
Poole-Hughes, Principal Oman, Miss 
Ruth Rouse, Konter-Admiral Drury- 
L;owe;, ’ Rev..H.1]. ‘Laylor,r RevvoHe ı] 
Nicol Cross, Rev. Dr. Patrick sowie Sir 
Willoughby Dickinson, ehrenamtlicher 
Schriftführer, und Dr. Ramsay, Organi- 
sationssekretär des Weltbundes. 

Zu den französischen Delegierten ge- 
hörten Pastor W. Monod, Pastor J. Bi- 
anquis, Pastor Defaye, Pastor J. Jeze- 
quel und Mme Jezequel, M. Faivret und 
andere; unter den belgischen Vertretern 
befanden sich Pastor Anet, Pastor Gau- 
tier und Pastor Rey. Diese Delegierten 
kamen aus allen Teilen Frankreichs und 
Belgiens und vertraten die verschiedenen 
Richtungen der protestantischen Kirchen 
in diesen Ländern. 

An dem Abend des zweiten Tages fand 
eine große öffentliche Versammlung 
statt, die von Marc Sangnier, einem Mit- 
glied der Deputiertenkammer und her- 
vorragenden römischen Katholiken, ge- 


leitet wurde. Es wurden Reden gehalten 


von Marc Sangnier, Miss Rouse, Pastor 
Lauriol aus Montpellier und Pastor Gau- 


tier, dem Sekretär der Belgischen Mis- 


sionskirche. Die Reden wurden von 
einer dicht gedrängten Zuhörerschaft 
mit dem höchsten Beifall aufgenommen 
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und gaben einen durchschlagenden Be- 
weis für die Behauptung, daß es in 
Frankreich einen großen Kreis von Men- 
schen gibt, die sich militaristischen Be- 
strebungen widersetzen und ernstlich die 
Wiederaufnahme - freundschaftlicher Be- 
ziehungen nicht nur zwischen England 
und Frankreich, sondern auch zwischen 
früheren Feinden wünschen. 

Als ein Ergebnis der Konferenz wur- 
den die folgenden Erklärungen als die 
einmütige Meinung aller Anwesenden 
abgegeben: 


I. Resolution. 


„Diese Konferenz von Vertretern der 
Französischen, Britischen und Belgischen 


Vereinigungen des ,„Weltbundes für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen“, die 
am 15. und 16. Januar 1924 in Lille 


stattfand, gibt folgende Erklärung ab: 

In anbetracht des furchtbaren Ver- 
lustes an Menschenleben und Gütern, wie 
er durch den letzten Krieg verursacht 
worden ist, in anbetracht seiner unheil- 
vollen Folgen für den körperlichen, 
geistigen und sittlichen Zustand der 
Menschheit und seiner Vermächtnisse an 
internationalem Haß, Argwohn und 
Eifersucht, die die Zivilisation zu ver- 
schlingen drohen, sind wir der Über- 
zeugung, daß die Welt nur durch die An- 
erkennung des Geistes der Brüderlich- 
keit, wie Jesus Christus sie uns geboten 
hat, wieder zu Frieden und Glück ge- 
langen kann. 

Wir halten dafür, daß dieser Geist bei 
allen Nationen fordert: den Willen zur 
Vergebung und Versöhnung mit den 
früheren Feinden, Toleranz gegen alle 
Rassen und freundschaftliche Zusam- 
menarbeit mit ihnen und Bereitwillig- 
keit, alle internationalen Streitigkeiten 
an ein Schiedsgericht zur friedlichen 
Entscheidung zu verweisen. 

Wir glauben, daß gegenwärtige Um- 
stände dem französischen, englischen 
und belgischen Volk besonders günstige 
Gelegenheiten bieten, die Welt auf den 
Weg des Friedens und des guten Willens 
zu führen. 

Die Konferenz hält es deshalb für die 
dringende Pflicht aller Christen in 


diesen Staaten, ihren Einfluß geltend zu 
machen, indem sie dahin wirken, daß 
ihre Regierungen in dem eben angege- 
benen Sinne handeln und insbesondere 
mit Treue und ganzer Hingebung daran 
mitarbeiten, daß alle Völker Mitglieder 
des Völkerbundes werden und dessen 
Ansehen wie auch das des Ständigen In- 
ternationalen Gerichtshofes sichern als 
der gegenwärtig hauptsächlichsten Werk- 
zeuge zur Aufrichtung und Erhaltung 
des Weltfriedens. 

Ferner erklärte sie ihre Übereinstim- 
mung mit der im April 1923 in Zürich 
erfolgten Kundgebung des Geschäfts- 
führenden Ausschusses des Weltbundes, 
die besagt, daß „die Lösung der Repa- 
rationsfrage auf einer gesunden wirt- 
schaftlichen Grundlage der erste Schritt 
zur Besserung des Verhältnisses zwischen 
Frankreich und Deutschland und zur 
Versöhnung Europas ist“, daß ‚diese 
Lösung nur durch eine unparteiische 
Stelle zustande gebracht werden kann“ 
und daß sie „durch gemeinsame, vom 
Geist christlicher Hilfsbereitschaft und 
gegenseitigen Opfermutes beseelte Ar- 
beit herbeigeführt werden sollte“. Sie 
begrüßt es demgemäß, daß Maßnahmen 
hierfür getroffen worden sind, indem 
ein internationales Komitee von Sach- 
verständigen in Gemeinschaft mit der 
Reparationskommission ernannt wurde. 

Sie bittet die auf der Konferenz ver- 
tretenen Nationalen Weltbundvereini- 
gungen, unentwegt dafür zu arbeiten, 
daß sich Christen aller Konfessionen dem 
Weltbund anschließen, damit mit 
Gottes Hilfe alle religiösen Kräfte darauf 
gerichtet sein möchten, daß der Frieden 
erhalten bleibt und der Geist der Brüder- 
lichkeit in aller Welt sich Wege bahnt.“ 


II. Resolution. 


„Die stets zunehmenden Mißverständ- 
nisse, welche die englischen und fran- 
zösischen Regierungen auf dem Gebiete 
der Politik trennen, auferlegt den Kirchen 
eine doppelte Wachsamkeit innerhalb des 
Wirkungskreises des „Weltbundes für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen“, 

Die am ı5. und 16. Januar 1924 in 
Lille abgehaltene englisch-französisch- 
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belgische Konferenz richtet an die Chri- 
sten Englands, Frankreichs und Belgiens 
einen dringenden Appell, ihren Einfluß 
auf die Presse dahin geltend zu machen, 
daß sie soweit wie möglich die Ver- 
öffentlichung günstiger Berichte über 
internationale Freundschaft sichern und 
ungenaue und nachteilige Darstellungen, 
die Unstimmigkeiten hervorrufen kön- 
nen, berichtigen. 

Sie ersucht die nationalen Vereini- 
gungen der drei durch unaustilgbare 
Prüfungen erst vor kurzem verbündeten 
Länder, möglichst bald einen Austausch 
von Predigern und Rednern in die Wege 
zu leiten, denen die Pflicht auferlegt 
werden soll, die Bande des Vertrauens 
zwischen den Glaubensgenossen der drei 
Länder wiederherzustellen. 

Endlich bittet sie die Kirchenbehörden, 
in ihren Gemeinden-eine mutige und be- 
geisterte Propaganda zugunsten des 
Völkerbundes zu fördern. als der letzten 
Hoffnung, die Europa in seiner Not 
bleibt.“ 


Die halbjährliche Versamm- 
lung der Britischen Ver- 
einigung des Weltbundes 


(21.—22. November 1923). 


„Goodwill“ vom Dezember 1923 
bringt einen ausführlichen Bericht, dem 
wir folgendes entnehmen: 

Die Britische Vereinigung des Welt- 
bundes hielt vom 21.—22. November 1923 
ihre halbjährliche Versammlung ab. 

Der Präsident, der Bischof von Ox- 
ford, gedachte in der ersten Sitzung zu- 
nächst des am Tage zuvor verstorbenen 
Dr. John Clifford, der dem Weltbund 
angehörte und als einer der britischen 
Delegierten an der ersten Konferenz zu 
Konstanz im August 1914 teilnahm, und 
sagte dann in einleitenden Bemerkungen 
über die Arbeit der Vereinigung, daß die 
Schnelligkeit, mit der der Wirkungs- 
kreis der Britischen Vereinigung und ihre 
Organisation sich ausgedehnt habe, 
einen tiefen Eindruck auf ihn gemacht 
hätte. Miss Hill, die Sekretärin, und 
Miss Nicholas, ihre Assistentin, seien, 
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sagte er, so beschäftigt, daß bei ihnen 
an einen einfachen Achtstundentag über- 
haupt nicht mehr zu denken sei. Viele 
Gemeinschaften mit verwandten Zielen 
suchten die Zusammenarbeit mit der 
Britischen Vereinigung. Sie seien er- 
freut darüber; aber die Folge wäre not- 
wendigerweise eine Erweiterung des Ver- 
waltungsapparatess und eine stärkere 
Belastung der Finanzen. 

Der Präsident schlug sodann vor, daß 
die Britische Vereinigung General 
Smuts’ Vorschlag einer Konferenz der 
Völker (Deutschland und die Vereinigten 
Staaten eingeschlossen), auf der das 
ganze europäische Reparationsproblem 
verhandelt werde, annehmen sollte. Er 
wies auch darauf hin, daß Whisky in 
die Vereinigten Staaten eingeschmuggelt 
werde auf Schiffen, welche die bri- 
tische Flagge führen — ein Vorfall, 
der wahrscheinlich eine Mißstimmung 
zwischen Britannien und Amerika her- 
vorrufen würde — und bat um Er- 
laubniis — die durch einstimmigen 
Beschluß genehmigt wurde —, im 
Namen der Vereinigung zu schreiben, 
daB „wir uns absondern von den Bürgern 
eines Landes, die der Umgehung der Ge- 
setze eines anderen Landes Vorschub 
leisten und sie unterstützen.“ 


Der von Dr. A. E. Garvie der Ver- 
einigung überreichte Bericht des Exe- 
kutiv-Komitees gab einen Überblick 
über die Tätigkeit der Vereinigung 
während der vorhergehenden sechs Mo- 
nate und machte aufmerksam auf die 
weitere öffentliche Propaganda für die 
Weltbundziele, die für den laufenden 
Winter vorgesehen ist. Auf eine Emp- 
fehlung hin wurde beschlossen, daß die 
Unabhängige Methodistenkirche, die eine 
‚Vertretung in der Vereinigung nachge- 
sucht hatte, einen Abgeordneten erhalten 
sollte. 

Das Komitee verwandte zwei Sit- 
zungen zu Diskussionen über Abrüstung 
und religiöse Minderheiten entsprechend 
den auf der Internationalen Konferenz 
in Kopenhagen gefaßten Resolutionen. 
Col. David Davies leitete die Frage der 
Abrüstung ein. Es schloß sich eine lange 
und anregende Debatte an, an der sich 


u. a. der Präsident, Lord Parmoor, Prof. 
Beazley, Sir Willoughby Dickinson und 
der Dean of Worcester beteiligten. Es 
wurde eine Resolution gefaßt, welche 
die Kopenhagener Resolution dem Sinne 
nach annahm mit einem erläuternden Zu- 
satz, den der Bischof von Oxford an 
Hand der Richtlinien seiner eigenen Dis- 
kussionsrede zu formulieren gebeten 
wurde. Eine andere Resolution begrüßte 
die Bereiterklärung der Konferenz der 
britischen Premierminister, mit anderen 
Völkern zwecks weiterer Abrüstung zu 
verhandeln. 

Dr. J. R. Fleming, der als General- 
sekretär des Reformierten Weltbundes 
sehr vertraut ist mit den Mißständen der 
Minderheiten in den neuen europäischen 
Staaten in Bezug auf Religion und Rasse, 
eröffnete eine Diskussion über diesen 
Gegenstand. Es wurde eine Resolution 
angenommen, die den Völkerbund auf- 
fordert, den religiösen und nationalen 
Minderheiten das Recht und die Ge- 
legenheit einer unmittelbaren Berufung 
an irgend ein internationales Gericht zu 
geben, wenn sie der Ansicht sind, 
unter ernsten Behinderungen zu leiden, 
für die sie keine Abhilfe erlangen 
können. 

Lady Parmoor beantragte eine Reso- 
lution, die das Komitee annahm, daß 
„diese Vereinigung sich mit der reli- 
giösen Überzeugung überall in der Welt 
solidarisch erklärt, um sofort eine 
möglichst starke Aktion zur Unter- 
stützung des Grundsatzes einer inter- 
nationalen Konferenz zur Festsetzung 
der Reparationen herbeizuführen, wie 
sie auf der Züricher Konferenz und in 
den Aufrufen des Generals Smuts vor- 
geschlagen worden ist.“ 


* 


Den Freunden unserer Sache ist durch 
die Tagespresse bekannt geworden, daß 
Lord Parmoor, einer der Ver- 
treter der Weltbundsache in England, 
nunmehr Lordpräsident des Geheimen 
Rates und also Mitglied der britischen 
„Arbeiterregierung‘“ geworden ist. Wenn 


sich ein konservativevr Mann von der 
® 


Art und Vergangenheit Lord Parmoors 
der sozialistischen Regierung zur Ver- 
fügung stellt, so sind es sicherlich 
schwerwiegende Gründe, die ihn zu 
einem solchen Eintreten für das Pro- 
gramm einer Arbeiterregierung be- 
wegen: Es handelt sich in erster Linie 
um Gründe außenpolitischer Art. Mac- 
Donalds außenpolitisches Programm, 
insbesondere seine Stellung zum Völker- 
bund, deckt sich genau mit den Ge- 
danken und Plänen, die Lord Parmoor 
schon früher zum Völkerbund ge- 
äußert hat. Lord Parmoor hat auch 
jetzt bereits im englischen Parlament 
und im WVölkerbundrat ausgesprochen, 
daß er als Vertreter der britischen Re- 
gierung im Völkerbund die Möglichkeit 
haben würde, in Übereinstimmung mit 
dem Kabinett eine noch wirksamere 
Völkerbundpolitik zu treiben, als es 
seinen Vorgängern Lord Balfour und 
Lord Robert Cecil möglich gewesen ist; 
während diese nämlich durchaus immer 
die Politik Englands im Auftrage ihrer 
Regierung hätten durchführen müssen, 
würde er die Freiheit haben und an- 
streben, der Völkerbundversammlung 
und dem Völkerbundrat eine autonome 
Politik zu ermöglichen, in der auch die 
Vertreter der einzelnen Länder nicht in 
erster Linie ihre Landespolitik, sondern 
die Politik eines wirksamen Völker- 
bundes zu vertreten hätten. Diese Stel- 
lungnahme deckt sich ganz mit der Mit- 
arbeit Lord Parmoors im Weltbund, die 
hoffentlich durch seine stärkere poli- 
tische Inanspruchnahme nicht unmöglich 
wird. 


Im Dezember 1923 ist Dr. John 
Henry Jowett gestorben, einer der 
bekanntesten Prediger Englands, zu- 
gleich ein begeisterter Freund unserer 
Sache. Nach der Kopenhagener Kon- 
ferenz des Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen veröffentlichte 
er jenen Aufruf, der in allen Kirchen 
der Welt Verbreitung fand (vergl. 
„Eiche“ 1923, 1/2). Es hieß darin: „Ich 
bin darauf aus, daß die Kirche in diesen 
unsern schicksalsschweren Tagen die 
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Rolle spielen sollte, die ihr zukommt.“ 
Und die zwingendste Pflicht der Kirche 
sah er in der Arbeit für den Frieden der 
Welt. Gegenüber den bekannten Ein- 
wänden über ‚Utopie‘ antwortete er: 
„Einrichtungen, die keine ausdrückliche 
Beziehung zu dem Herrn Jesus Christus 
haben, können nur mögliche Dinge 
tun. Seine Kirche ist berufen, das 
Unmögliche zu tun.“ 


* 


i Eine 
Resolution des Schottischen 
Protestantischen Kongresses. 


Der Schottische Protestantische Kon- 
greß, der vom 6. bis Io. Oktober 1923 
in Edinburg tagte, nahm auf Antrag 
von Professor Curtis, Universität Edin- 
burg, folgende Resolution an: 

„Dieser Kongreß hat mit Kummer 
von dem Elend vernommen, das 
in vielen protestantischen Kirchen des 
europäischen Festlandes herrscht — be- 
sonders in Ungarn, Deutschland, Öster- 
reich, Polen, Jugoslavien und Ru- 
mänien — und hat das Verlangen, an 
die Brüder in diesen und anderen Län- 
dern eine Botschaft der Sympathie zu 
richten. Er weiß, wie schwer die In- 
teressen des Protestantismus in weiten 
Gebieten Europas geschädigt sind in- 
folge des Krieges und der territorialen 
Neuordnung, welche Volksmassen, die 
sich zum reformierten Glauben be- 
kennen, unter die Herrschaft feindlicher 
und argwöhnischer Regierungen bringt. 
Der Kongreß bittet diese Kirchen, die 
angesichts großer Opposition und großer 
Vorurteile dem evangelischen Glauben 
solange treu geblieben sind, dringend, 
in ihrer Treue zur Wahrheit der Refor- 
mation fest zu bleiben, und versichert sie 
warmer Unterstützung in ihrem gegen- 
wärtigen Kampf und Zeugnis ihrer 
Glaubensstärke. Er hat mit Freuden 
gehört, daß die protestantischen Kirchen 
in einigen Ländern durch Föderation 
eine neue Einheit erlangt haben, und 
möchte sie ermutigen, auszuharren, um 
in solchen Bestrebungen ein gemein- 
sames Bollwerk zu bilden gegen das 
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“ katholischen Kirche, 


Vorgehen Roms und die Angriffe des 
Unglaubens. 

Im Bewußtsein der Christenpflicht, 
derzufolge die Starken den Schwachen 
helfen sollen, möchte der Kongreß den 
Kirchen Schottlands das. internationale 
Hilfswerk anempfehlen, das jetzt in der 
Schweiz organisiert worden ist, um den 
notleidenden und verarmten Protestan- 
ten in Europa zu helfen und die Mis- 
sions- und Liebesarbeit in der Gefahr 
des Unterganges am Leben zu erhalten. 
Er sieht mit ernster Sorge die allzu er- 
folgreichen Bestrebungen der römisch- 
ihren Einfluß zu 
mehren. Dagegen möchte er die 
Brüder der Tschechoslowakei dazu be- 
glückwünschen, daß in ihrem Land 
neuerlich der Geist des Johann Hus 
wiedererwacht ist und daß so viele aus 
dem Volke zu den Losungen und Grund- 
sätzen der Reformation zurückgekehrt 
sind... Den reformierten Kirchen Hol- 
lands und -Spaniens, die auf dem Kon- 
greß so gut vertreten sind, möchte er 
eine Botschaft der Hoffnung und des 
Gebetes senden, — den holländischen 
Protestanten, daß sie inmitten ihrer 
Schwierigkeiten treu bleiben dem 
heldenmütigen Zeugnis, das ihre Väter 
unter Wilhelm von ÖOranien abgelegt 
haben, und dem Rest der Evangelischen 
in Spanien, daß er ein immer mäch- 
tigeres Werkzeug in der Hand Gottes 
werden möge, um die Erkenntnis des 
reinen Evangeliums zu fördern.“ 


* 


8 Jahresversammlung 
der Weltbundvereinigung 
der Vereinigten Staaten. 


Die Weltbundvereinigung der Ver- 
einigten Staaten hielt vom ı13. bis 
15. November 1923 in Philadelphia ihre 
achte Jahresversammlung ‘ab. Der Be- 
such war rege. Unter den Teilnehmern, 
deren Zahl sich auf über 500 belief, be- 
fanden sich auch einige Europäer, 
Australier, Indier und Japaner. Auch 
die Städte Philadelphia, Washington, 
Baltimore, Pittsburg und New York 
waren vertreten. Insgesamt hatten 22 
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Staaten und 83 verschiedene christliche 
Organisationen Delegierte entsandt. 
Den Verhandlungsgegenstand bildete 
Amerikas Stellung zum „Ständigen 
Internationalen Gerichtshof“. Mehrere 
Männer von Weltruf ergriffen zu diesem 
Thema das Wort. Ihre Reden werden, 
wie Frederick Lynch in seinem Bericht 
über die Jahresversammlung (News 
Letter der Amerikanischen Weltbund- 
vereinigung, Nr. ıı vom 6. Dezember 
1923) mitteilt, in Kürze, in einem Buch 
gesammelt, veröffentlicht werden. Drei 
Redner hebt Lynch besonders hervor: 
den Erzbischof von Uppsala, Dr. Thomas 
Nightingale, den Sekretär des britischen 
Free Church Council, und Dr. Fridtjof 
Nansen, den großen Gelehrten und Kom- 
missar des Völkerbundes. „Diese drei 
ausgezeichneten Männer sprachen äußerst 
maßvoll und höflich, zögerten aber doch 
nicht, darauf zu bestehen, daß das Fern- 
bleiben der Vereinigten Staaten (sc. vom 
„Ständigen Internationalen Gerichtshof‘) 
nicht nur die Bemühungen Europas, Frie- 
den, Sicherheit, Wohlfahrt und Glück 
wiederzufinden, lähmte, sondern daß wir 
damit auch unseren eigenen Traditionen 
zuwiderhandelten.“ . In diesem Sinne rich- 
teten denn auch die amerikanischen Mit- 
glieder der Jahresversammlung folgende 
Kundgebung an die Christen Amerikas: 
„Wir 500 Delegierten, die wir zur 
Jahresversammlung des „Weltbundes 
für Freundschaftsarbeit der Kirchen“ 
vereinigt sind und, wie wir glauben, 
weithin die Überzeugungen der Kirche 
vertreten, wünschen hiermit die Er- 
klärung abzugeben, daß für die Ver- 
einigten Staaten die Zeit gekommen ist, 
kühn und vertrauensvoll die Führung 
zu übernehmen bei dem Werke, unsere 
gegenwärtige Zivilisation vor dem Chaos 
zu retten und eine neue Weltordnung 
aufzurichten, die sich gründet auf Ge- 
rechtigkeit, Zusammenarbeit und guten 
Willen. Selbstsüchtiger Nationalismus 
und eine Zivilisation, die auf Gewalt ge- 
gründet war, hat uns in ein 1914 hinein- 
gestürzt. Wieder rast die Welt dem- 
selben Abgrund zu, und unser Volk tut 
nichts, um das drohende Unheil abzu- 
wenden. Wir streiten um Einzelheiten 
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von Bündnissen und darum, wer Richter 
zu einem Schiedsgerichtshof wählen 
soll, während Europa verhungert, Selbst- 
sucht herrscht, der Militarismus sich 
wieder erhebt, grobe Ungerechtigkeiten 
begangen werden, die Völker rüsten und 
die Gewalt von neuem triumphiert. 


Gegen diese Isolierung von seiten 
unserer Nation erheben wir feierlichen 
Protest. Wir halten sie für unchristlich 
und glauben, daß sie die Opfer der 
jungen Männer, deren Idealismus wir 
jetzt gerade wieder andenkend gefeiert 
haben, vergeblich macht. Wir glauben, 
daß für die Vereinigten Staaten die Zeit 
gekommen ist, alle Selbstsucht und 
Furchtsamkeit beiseite zu legen und 
ihren Platz einzunehmen im Rate der 
Völker. Wir glauben, daß alle Probleme, 
besonders diejenigen, welche wir in’ 
Europa und Asien schaffen halfen, 
unsere Probleme sind und wir da hinge- 
hören, wo an ihrer Lösung gearbeitet 
wird. Wir glauben, daß die Vereinigten 
Staaten dazu berufen sind, der Welt zu 
dienen, und wieder das Sich-Bewußtsein 
einer Sendung offenbaren sollten, zu dem 
sie im Kriege emporwuchsen. Wir ver- 
dammen das Gerede: ‚Amerika zuerst 
und allein‘, gleichviel ob es vom Senat 
oder vom Marktplatz her ertönt. Wir 
glauben, daß Amerika die Verpflichtung 
hat, mitzuarbeiten an der hohen Auf- 
gabe, die Welt zu retten und eine neue 
Ordnung aufzubauen, in welcher Ge- 
rechtigkeit wohnt. 


Zu diesem Zwecke verlangen wir im 
Namen der Kirche Amerikas, daß der 
Senat der Vereinigten Staaten unmittel- 
bar Schritte tue, um unsere Nation zu 
einer Signaturmacht im Internationalen 
Gerichtshof zu machen. Wir bitten den 
Präsidenten der Vereinigten Staaten er- 
gebenst, den von unserem betrauerten 
Präsidenten Harding begonnenen Kreuz- 
zug zu diesem hohen Ziele hin fortzu- 
setzen. Wir glauben, daß es unsere ge- 


-samte amerikanische Tradition verletzt, 


wenn wir außerhalb dieses Gerichtshofes 
bleiben. Wir glauben auch, daß dies 
den Willen des amerikanischen Volkes 
verletzt. 
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Wenn dieses Ziel erreicht ist, ersuchen 
wir den Senat der Vereinigten Staaten, 
sofort zu erwägen, wie die Vereinigten 
Staaten in den WVölkerbund eintreten 
können, oder wie ein anderer Bund an 
dessen Stelle geschaffen werden könnte, 
dem die anderen Völker zustimmen 
würden. Die Kirchen traten von An- 
fang an hierfür ein. Sie standen damit 
hinter Wilson. Als Harding Präsident 
wurde, boten sie ihm ihre Unterstützung 
an in einem Glauben, der sowohl durch 
seine eigenen Worte als auch durch die 
seiner Gesinnungsgenossen vollauf ge- 
rechtfertigt war, dem Glauben, daß Ame- 
rika den Platz in der Familie der Völker 
einnehmen werde, der ihm zukommt. 
Die hohen Erwartungen der Kirche sind 
nicht erfüllt worden; und wir glauben, 
der Senat der Vereinigten Staaten ist es 
diesen Millionen Christen schuldig, sie 
zu erfüllen. Wir dürfen nicht untätig 
sitzen und zusehen, wie die anderen Na- 
tionen der Welt sich vergeblich ab- 
mühen, das Ideal eines gemeinsamen 
Lebens zu verwirklichen, während wir 
uns ferne halten und dadurch ihre Be- 
mühungen lähmen.“ 


Aus der Reihe der weiteren Resolutio- 
nen wirkt die über die „Ächtung des 
Krieges‘ durch ihre knappe und treffliche 
Formulierung besonders eindrucksvoll 
und verdient weiteste Verbreitung: 


„In Antwort auf die scharfe Verur- 
teilung des Krieges, wie sie durch die 
Redner dieser Konferenz erfolgte, spre- 
chen wir es als die Überzeugung dieser 
Konferenz aus, daß die Kirchen der 
Welt feierlich erklären sollten, daß der 
Krieg als eine Methode, internationale 
Streitigkeiten zu schlichten, widerchrist- 
lich ist und daß infolgedessen jede Be- 
strebung, die den Krieg ächten und durch 
eine gerichtliche Entscheidung ersetzen 
will, ihre warme Unterstützung erhalten 
werde.‘ 
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Eine Erklärung des 
Exekutiv-Komitees des 
„Bundesrates der Kirchen 

Christiı,1n Amerika, 


Das Exekutiv-Komitee des „Bundes- 
rates der Kirchen Christi in Amerika“ 
nahm auf seiner Jahresversammlung 
vom 12.—14. Dezember 1923 in Colum- 
bus eine „Erklärung von Idealen und 
Grundsätzen“ an, in der es u.a. heißt: 


„Wir dringen ernstlich darauf, 


ı. daß wir als Volk weiterhin groß- 
herzig von unserem Reichtum abgeben, 
um den leidenden Völkern anderer Län- 
der zu helfen. Laßt uns von Herzen auf 
diesen Schrei menschlicher Not ant- 
worten, indem wir so einer des anderen 
Lasten tragen und das Gesetz Christi 
erfüllen. Und laßt uns als Nation in 
Unterhandlungen mit den Nationen, die 
unsere Schuldner sind, alle Vergleiche 
treffen, die in finanzieller oder sonstiger 
Beziehung irgend notwendig sein mögen, 
um ein freundschaftliches und geord- 
netes internationales Leben und wirk- 
same Verträge herbeizuführen, die das 
Kriegssystem aufheben und den Krieg 
ächten; 

2. daß die Vereinigten Staaten Mit- 
glied des Ständigen Internationalen Ge- 
richtshofes werden unter den Be- 
dingungen, die von dem verstorbenen 
Präsidenten Harding in seiner Botschaft 
an den Senat vom 24. Februar 1923 fest- 
gesetzt und von dem Präsidenten 
Coolidge in seiner Botschaft an den Kon- 
greß vom 6. Dezember 1923 von neuem 
geltend gemacht worden sind; 

3. daß die Vereinigten Staaten mit 
anderen Nationen in einer wirksamen 
internationalen Organisation zusammen- 
arbeiten, in der alle Nationen ihren 
vollen Anteil an der Aufgabe haben 
sollen, Gerechtigkeit in der Welt aufzu- 
richten, die Bürden der Welt zu tragen 
und den Weltfrieden zu erhalten. Sie 
mögen sich zu diesem Zwecke entweder 
bestehender Organisationen bedienen wie 
des Völkerbundes, mit jeder etwa not- 
wendigen Verbesserung seines Statuts, 
oder eine andere wirksame Organisation 
in Vorschlag bringen.... 


Wir freuen uns, daß das Gewissen der 
amerikanischen Kirchen hinsichtlich der 
Kriegs- und Friedensfrage erwacht und 
bei religiösen Menschen die Über- 
zeugung wächst, daß das alte heidnische 
Kriegssystem durch ein  christliches 
Systern internationaler Beziehungen er- 
setzt werden kann. Wir begrüßen die 
zunehmende Tätigkeit vieler Organi- 
sationen und Gruppen und besonders 
die des „Friedensbundes der Kirchen“ 
und des „Weltbundes für Internationale 
Freundschaftsarbeit der Kirchen“ in 
allen ihren vielen Gruppen in vielen 
Ländern.... 

Um den christlichen Kreuzzug für 
eine kriegslose Welt energisch fortzu- 
führen, dringt dieses Exekutiv-Komitee 
des „Bundesrates der Kirchen Christi in 
Amerika“ ernstlich darauf: 

ı. daß jede Körperschaft, die voll- 
berechtigtes Mitglied dieses Rates ist, 
auf ihrer nächsten ordentlichen Sitzung 
eine klare und eindrucksvolle Erklärung 
dahin abgibt, daß die Kirche und die 
einzelnen Christen dafür verantwortlich 
sind, ein System internationaler Be- 
ziehungen aufbauen zu helfen, welches 
Welitgerechtigkeit, Weltordnung und 
Weltfrieden sichern wird; 

2. daß jeder Kirchenbund oder -rat 
einer Stadt und jede Pfarrervereinigung 
in allen Großstädten und Städten eine 
Abteilung oder ein Komitee für Inter- 
nationale Gerechtigkeit und Guten Willen 
bilden und die Namen der Vorsitzenden 
und Sekretäire der Kommission des 
Bundesrates mitteilen; 

3. daß die THeologenschulen und 
-seminare für ihre Studenten für ent- 
sprechende Kurse über internationale Fra- 
gen sorgen, als einen wesentlichen Be- 
standteil ihrer theologischen Ausbildung. 
Sie mögen auch besondere Kurzkurse für 
Laien einrichten, um sie für die öffent- 
liche Arbeit auf dem neuen Betätigungs- 
feld zum Bau des Reiches Gottes in den 
Beziehungen der Völker auszurüsten; 

4. daß alle Organisationen, Gruppen 
und ordentlichen Lehrklassen innerhalb 
der Kirchen oder in Verbindung mit 
ihnen und alle Sonntagsschulen ein an- 
gemessenes Studium und Vorlesungs- 
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kurse über die Fragen der Weltgerech- 
tigkeit und des Weltfriedens fördern; 

5. daß lokale Kirchen und Kongre- 
gationen ‚aufgemuntert werden, in Füh- 
lung zu bleiben mit der Bundesrats- 
Kommission für Internationale Gerech- 
tigkeit und Guten Willen; 

6. daß die Glieder der Kirche ihren 
bürgerlichen Pflichten eifrigst nach- 
kommen und sie betrachten als einen 
wesentlichen Teil ihrer christlichen Ver- 
pflichtung, dem Geist und den Idealen 
Jesu im nationalen und internationalen 
Leben die erste Stelle zu sichern. 

Resolution: Das Exekutiv- 
Komitee des „Bundesrates der Kirchen 
Christi in Amerika“ bittet und ermäch- 
tigt hiermit die Kommission für Inter- 
nationale Gerechtigkeit und Guten 
Willen, den Umfang und das Programm 
ihrer Arbeit unter der Leitung des Ver- 
waltungs-Komitees zu erweitern und als 
einen Teil dieses Programms vorzu- 
bereiten: 

a) eine Botschaft an Pastoren und 
führende christliche Persönlichkeiten in 
den von uns als vollberechtigte Mit- 
glieder anerkannten Körperschaften, in 
der diese dringend gebeten werden, ihre 
Kirchen zu Mittelpunkten sorgfältiger 
Unterweisung über die Tragweite christ- 
licher Grundsätze für internationale 
Fragen, zu Mittelpunkten aufbauender 
internationaler Gerechtigkeit und guten 
Willens und zu Mittelpunkten mutigen 
Kampfes gegen den Kriegsgeist und das 
Kriegssystem zu machen und so die 
Treue gegen Christus und seinen Willen 
über lokales Vorurteil, Rassenhaß, Par- 
teipolitik und trennenden Nationalismus 
zu stellen; 

b) einen Gruß freundschaftlicher Ge- 
sinnung an alle Kirchenbünde und 
christlichen Körperschaften in anderen 
Ländern, in dem unser Wunsch zum Aus- 
druck kommt, mit ihnen zusammenzu- 
arbeiten und ihrer Zusammenarbeit mit 
uns gewiß zu sein bei der entscheidenden 
Aufgabe, vor die sich die Kirche der 
Gegenwart gestellt sieht: der Ver- 
söhnung der Völker und Rassen und der 
Durchführung der Weltgerechtigkeit und 
des Weltfriedens. Wir empfehlen, daB 
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das Verwaltungs-Komitee in gemein- 
samer Arbeit mit dem „Weltbund für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen‘ dafür 
sorgt, daß diese Botschaft im Laufe des 
kommenden Jahres durch je zwei ge- 
eignete Boten weitergeleitet wird, die 
sie in der eindrucksvollsten Weise den 
Kirchen und Christen in vielen Ländern 
übermitteln sollen.“ 


Die „Welt-Gerichtshof- 
Woche“ in Amerika 
(5.—ı1. November 10923). 


Die Absicht Coolidges, die Vereinigten 
Staaten dem Internationalen Schieds- 
gericht anzuschließen, findet in dem Se- 
nat eine nicht unbeträchtliche Oppo- 
sition. Um den Präsidenten in seinem 
Vorhaben zu stärken, setzte eine mäch- 
tige Propaganda dafür ein, Amerika zur 
Teilnahme am Internationalen Gerichts- 
hof zu bewegen. Sie fand ihren Höhe- 
punkt in einer sogenannten „Welt- 
Gerichtshof-Woche“ vom 5.—ı1. No- 
vember 1923. Sie endete also mit dem 
Tage, an dem vor 5 Jahren der Waffen- 
stillstand abgeschlossen wurde Man 
nannte diesen Tag den „Welt-Gerichts- 
hof-Sonntag“. 

Diese Aktion, die man in amerika- 
nischen Zeitschriften häufig als „Feldzug 
der amerikanischen Christenheit für eine 
kriegslose Welt“ bezeichnet findet, 
wurde vorbereitet und durchgeführt von 
dem „Bundesrat der Kirchen Christi in 
Amerika“, der Amerikanischen Vereini- 
gung des ,„Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen“, dem „Frie- 
densbund der Kirchen“ und der „Natio- 
nalen Vereinigung zur Verhütung des 
Krieges“. 

Die kirchlichen Organisationen mach- 
ten es den Gemeindegliedern zur Pflicht, 
an den Präsidenten und an die Senatoren 
Briefe zu schreiben und Komitees zu 
bilden, die Bittschriften, die auf die Not- 
wendigkeit der Mitarbeit Amerikas bei 
der Lösung internationaler Fragen nach- 
drücklichst hinweisen, zur Sammlung 
von Unterschriften in Umlauf setzen 
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sollten, „Die Vereinigung zur Verhütung 
des Krieges“ hat in demselben Sinne ge- 
wirkt, und zwar ebenso wie die kirch- 
lichen Verbände mit größtem Erfolg. 
Unübersehbar ist die Fülle der Ver- 
sammlungen und Kongresse, die während 
der „Welt-Gerichtshof-Woche“ zur För- 
derung des internationalen Gedankens 
veranstaltet worden sind. Zahllos sind 
auch die Erklärungen und Kundge- 
bungen, die dem gleichen Zwecke dienen 
sollen. Wir beschränken uns darauf, die 
Resolution, die in einer Versammlung 
des „Friedensbundes der Kirchen“ ge- 
faßt wurde, nachstehend im Auszug 


wiederzugeben. Über die achte Jahres- 


versammlung der Amerikanischen Welt- 
bundvereinigung, die sich zu einem 
„Kongreß für den Eintritt Amerikas 
in den Ständigen Internationalen 
Schiedsgerichtshof‘ gestaltete, gaben wir 
auf S. 248ff. einen besonderen Bericht. 
Desgleichen sei in diesem Zusammen- 
hange hingewiesen auf die vom Exe- 
kutiv-Komitee des „Bundesrates der 
Kirchen Christi in Amerika“ ausge- 
gebene „Erklärung von Idealen und 
Grundsätzen“, die wir auf S. 250 ff. ver- 
öffentlichten. 

Die erwähnte Resolution des „Frie- 
densbundes der Kirchen“, die wir hier 
mitteilen wollen, hat in deutscher Über- 
setzung folgenden Wortlaut: 

„Wir wünschen den Eintritt der Ver- 
einigten Staaten in den Internationalen 
Schiedsgerichtshof und unterstützen den 
Präsidenten mit allen Kräften, um dies 
Ziel zu erreichen. 

Wir glauben, daß der Schiedsgerichts- 
hof einen großen Schritt bedeutet auf 
dem Wege der Ordnung der internatio- 
nalen Beziehungen nach christlichen 
Grundsätzen. Wir begrüßen ihn um so 
mehr, als Amerika voranging unter den 
Völkern, welche den Gedanken der 
Schiedsgerichte aufbrachten. — Wir 
rufen alle Christen auf, ganz gleich, 
welcher Partei sie angehören, den Prä- 
sidenten zu unterstützen, um mit den 
anderen Nationen zusammen der Welt 
den Frieden und die Gerechtigkeit zu 
sichern. Wir rufen auch alle Pfarrer 


der Kirchen auf, daß sie diese Sache vor‘ 


WR Fi 


r 


z 


ihre Gemeinden tragen, um dem Senat 
von Amerika zu zeigen, daß die Christen 
der Vereinigten Staaten einig sind in der 
Überzeugung: Amerika muß dabei sein, 
wenn es gilt, die Gewalt zu ersetzen 
durch das Recht. Kart Röhbme 


* 


Sir W.H.Dickinson 
und Dr. Alexander Ramsay. 


Diese beiden unermüdlichen Arbeiter 
für die Sache unseres Weltbundes, der 
erstgenannte der erste ehrenamtliche 
Schriftführer des Bundes und der zweite 
sein Organisations-Sekretär für Europa, 
haben über ihre Arbeit im Jahre 1923 
Berichte erscheinen lassen, aus denen 
Nachstehendes mitgeteilt sei. 

Dr. Ramsay begann seine auswärtige 
Arbeit im März mit einer Reise nach 
Schweden, um dort auf einer großen 
lutherischen Landeskonferenz die Sache 
des Weltbundes zu vertreten. Es war 
dieselbe Konferenz, welche ihre Zu- 
stimmung zu der tapferen Kundgebung 
der schwedischen Bischöfe zur euro- 
päischen Lage aussprach. Von Schweden 
fuhr er nach Norwegen und besuchte 
dort die Städte Drontheim, Bergen und 
Kristiania, wo er in den Kirchen. pre- 
digte und in Versammlungen zu Pfarrern 
und Studenten redete. Der Mittelpunkt 
der Weltbundarbeit in Norwegen war 
seither Bergen, wo die meisten Mit- 
glieder des dortigen Arbeitsausschusses 
wohnen. Gestützt auf die ausgesprochene 
Friedensliebe des norwegischen Volkes, 
die im Friedensbund der Pastoren 
charakteristischen Ausdruck gefunden 
hat, haben die Bischöfe des Landes um 
jene Zeit den Präsidenten Harding durch 
ein Telegramm dringend gebeten, 
Amerika möchte zur Befriedung Eu- 
ropas intervenieren. 

Ende März finden wir Dr. Ramsay 
trotz der noch sehr winterlichen und 
darum schwierigen Reiseverhältnisse im 
Norden, in Finnland. Helsingfors, Vi- 
borg und Sortavala, der Sitz der Inneren 
Mission der finnischen lutherischen 
Kirche, waren die Hauptorte, an denen 


er, meist begleitet von Dr. Lehtonen, 
dem Sekretär des Weltbund-Komitees, 
oder von Dr. Gulin, dem Sekretär 
der Christlichen Studenten-Vereinigung, 
durch Predigten, Ansprachen und auf 
andere Weise für den Weltbund wirken 
konnte. Von Finnland ging die Reise, so- 
bald der Eisbrecher die Fahrrinne frei- 
gemacht hatte, hinüber nach Estland, 
wo Dr. Ramsay in Reval mit den dortigen 
Leitern der Weltbundarbeit zusammen- 
traf und in der ältesten Kirche der 
Stadt zu 2—3000 Menschen sprechen 
durfte. Über Riga, die Hauptstadt 
Lettlands, wo er einen Tag verweilte; 
reiste er nach Zürich, wo Mitte April 
der Internationale Arbeitsausschuß .des 
Weltbundes tagte. Hier wurde die be- 
kannte Kundgebung über die europäische 
Lage beschlossen, die dann von Dr. 
Ramsay und einigen andern Ausschuß- 
mitgliedern in Genf dem Generalsekre- 
tariat des Völkerbundes überreicht 
wurde. Von Genf aus begrüßte er noch 
die gerade in der Nähe Genfs tagende 
Synode der reformierten Kirche Frank- 
reichs, die nicht nur der Züricher Kund- 
gebung ihre Zustimmung gab, sondern 
sich zugleich als Körperschaft dem Welt- 
bund anschloß. 

Nach sechswöchentlicher Tätigkeit in 
England, teils in der Hauptgeschäfts- 
stelle in London, teils durch Teilnahme 
an den Jahresversammlungen ver- 
schiedener Kirchen, begab sich Dr. 
Ramsay wieder auf Reisen und diesmal 
nach Südosteuropa, dem er zu Anfang 
des Jahres schon einmal einen Besuch 
abgestattet hatte. Die Zeit von Mitte 
Juni bis Mitte Juli verbrachte er in 
Jugoslavien, um die vielgestaltigen und 
schwierigen nationalen und religiösen 
Verhältnisse dieses neuen Staates zu 
studieren. Nach Bedarf von einem der 
beiden Sekretäre des jugoslavischen 
Weltbundkomitees, dem lutherischen 
Senior Schumacher und dem orthodoxen 
Dr. Georgewitsch, begleitet, besuchte er 
Serbien (Belgrad), Mazedonien (Sko- 
pelje), Bosnien (Sarajewo), die Batschka 
(Novisad-Neusatz) und Slavonien und 
Kroatien (Zagreb-Agram). Er hatte da- 
bei Unterredungen mit Geistlichen ver- 
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schiedenen Ranges und verschiedener 
Konfessionen und Religionen, die Mo- 
hammedaner nicht ausgeschlossen, mit 
Staatsmännern, Lehrern und andern 
Personen aus verschiedenen Völker- 
schaften, die innerhalb dieses König- 
reiches der Serben, Kroaten und Slo- 
venen (S. H. S.) wohnen. Die kirch- 
lichen Minderheiten sind hier fast durch- 
weg auch völkische. “Sie sind in Kirche 
und Schule vielfach darauf angewiesen, 
Pfarrer und Lehrer aus dem Ausland zu 
erbitten; aber jenen versagt der Staat 
in vielen Fällen die Einreiseerlaubnis, 
und von diesen verlangt er die Be- 
herrschung der serbischen Staatssprache, 
da sie in allen Schulen gelehrt werden 
muß; und so ergeben sich naturgemäß 
eine Fülle von Schwierigkeiten bis zur 
Bedrohung der Lebensmöglichkeit vieler 
Kirchen und Schulen und damit von 
Religion und Kultur überhaupt. Da ist 
es nun von allergrößter Bedeutung, daß 
sich die Vertreter der Kirchen der 
Mehrheiten und Minderheiten näher- 
kommen, einander verstehen lernen und 
einander helfen. Und dieses Ziel hat 
sich der Weltbund für Freundschafts- 
arbeit der Kirchen hier gesetzt. 

Schutz der religiösen Minderheiten 
ist von Anfang an ein Programmpunkt 
des Weltbundes gewesen. Ein hervor- 
ragender Führer auf diesem Gebiet ist 
Sir Willoughby H. Dickinson. Nicht 
nur im Weltbund arbeitet er auf ihm, er 
ist auch Vorsitzender des Ausschusses 
für Minderheitenschutz des Internatio- 
nalen Verbands der Völkerbund-Vereini- 
gungen. Und diese Stellung ist ihm für 
die gleichartigen Bestrebungen des Welt- 
bundes von großem Nutzen. Dies zeigt 
deutlich sein Arbeitsbericht. Im Früh- 
jahr führte ihn sein Weg im Interesse 
des Verbandes nach Basel und als Schrift- 
führer des Weltbundes nach Zürich zur 
schon erwähnten Tagung. Ende Juni 
treffen wir ihn in beiden Eigenschaften 
in Wien,. und der Juli gehört ganz der 
Minoritätensache in Osteuropa, und zwar 
im Auftrag des Weltbundes. Hier trifft 
er zu zwei wichtigen Konferenzen mit 
Dr. Ramsay zusammen. 


Auf Grund eines in Zürich gefaßten 
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Beschlusses wurde Novisad (Neusatz) 
als Ort der Zusammenkunft von je fünf 
Vertretern der Weltbund-Vereinigungen 
von Jugoslavien, Ungarn, Rumänien und 
Bulgarien, von denen wenigstens je zwei 
Minderheiten vertreten sollten, auser- 
sehen. Am* Vorabend der eigentlichen 
Konferenz tagte hier der Arbeitsaus- 
schuß der jugoslavischen Vereinigung, 
und am Dienstag, 3. Juli, begann die 
Konferenz mit drei feierlichen Gottes- 
diensten und einer öffentlichen Versamm- 
lung im Rathaus, an der etwa 400 Per- 
sonen teilnahmen und bei der der Bür- 
germeister die Abgeordneten begrüßte. 
Der erste der Gottesdienste fand in der 
orthodoxen Kathedrale statt. Er wurde 
von Bischof Irenius selbst geleitet, der 
in seiner Ansprache die Notwendigkeit 
der Betätigung christlichen Geistes in 
den internationalen Beziehungen betonte. 
Gleich darauf fand der zweite Gottes- 
dienst in der reformierten Kirche statt, 
bei dem Bischof Ravasz von Budapest 
in ungarischer Sprache predigte. Beim 
dritten Gottesdienst, der in der luthe- 
rischen Kirche stattfand, hielt der Pfarrer 
der Kirche eine slovakische Ansprache, 
und Pfarrer Honigberger von Bukarest 
predigte deutsch. Diese Feiern waren 
alle gut besucht, und die ganze Veran- 
staltung erregte nicht geringes Aufsehen 
in der Stadt, zumal die Konferenzteil- 
nehmer in feierlichem Zuge, geführt von 
den drei Bischöfen im Amtskleid, dem 
orthodoxen, dem lutherischen und dem 
reformierten, von Kirche zu Kirche 
schritten. — Die Konferenzverhand- 
lungen fanden unter dem Vorsitz des 
Bischofs Irenius von Novisad statt. Die 
Vertreter der verschiedenen Kirchen 
sprachen sich dabei frei und offen aus. 
Man war einig darin, daß, wenn die Be- 
stimmungen der verschiedenen Verträge 
zu Gunsten der Minderheiten im Geiste 
edelmütigen Entgegenkommens ausge- 
führt würden, bald Frieden und Zufrie- 
denheit einträten. Daß dies geschähe, 
dafür wollten die verschiedenen Welt- 
bund-Vereinigungen arbeiten. 

Vierzehn Tage später fand eine ähn- 
liche Konferenz in Budapest statt, bei 
der Mitglieder der tschechoslowakischen 
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und der ungarischen Weltbund-Vereini- 
gungen sich über die Beschwerden und 
Schwierigkeiten der beiderseitigen Min- 
derheiten aussprachen und ähnliche Be- 
schlüsse wie in Novisad faßten. Alle 
Teilnehmer standen unter dem Eindruck, 
daß solche Zusammenkünfte in der Tat 
der beste Weg zur Lösung der schwe- 
benden Probleme seien. Der Weltbund 
wird deshalb fortfahren, überall, wo 
solche Probleme bestehen, die Vertreter 
der verschiedenen religiösen und völ- 
kischen Gruppen, soweit sie ihm ange- 
hören, zur gegenseitigen offenen Aus- 
sprache zusammenzubringen. Th.M. 
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Resolutionen der Weltbund- 
konferenz in Budapest. 

„Die Versammlung der Delegierten der 
Weltbundvereinigungen von Ungarn 
und der Tschechoslowakei, die 
am 16. und 17. Juli 1923 in Budapest zu- 
sammenkamen, um die Frage der Rassen- 
minoritäten und religiösen Minoritäten 
in diesen beiden Ländern zu erwägen, 
geben ihrer tiefen Befriedigung darüber 
Ausdruck, daß sich diese Gelegenheit 
für eine brüderliche Konferenz geboten 
hat. Sie freuen sich der Tatsache, daß 
solche Übereinstimmung und Bereit- 
schaft zur gemeinsamen Arbeit für eine 
christliche Lösung des fraglichen Pro- 
blems vorhanden ist. Sie betrachten 
diese Zusammenkunft als ersten Schritt 
zu wirksamem Tun und nehmen da- 
her einstimmig die folgenden Resolu- 
tionen an: 

1. Wenn die Artikel der Verträge, die 
sich auf Rassenminoritäten und religiöse 
Minoritäten beziehen, in großmütigem 
Geiste und mit dem wirklichen Ver- 
langen durchgeführt werden, den Wün- 
schen der Minoritäten” entgegenzu- 
kommen, wann immer sie berechtigt 
sind, so würde dies viel dazu beitragen, 
Frieden im Lande und Versöhnung 
zwischen den Rassen aufzurichten, 
welches beides wesentlich ist für das 
Wohlergehen der betreffenden Staaten 
und den allgemeinen Frieden Europas. 

2. Es sollte daher erste Pflicht der 
Weltbundvereinigung in jedem Lande 


sein, alles zu tun, was in ihrer Macht 
steht, damit im eigenen Lande die vollste 
und großmütigste Durchführung der 
Verträge 'von seiten aller Beteiligten ge- 
sichert ist. 

3. Zu diesem Zwecke ist es notwendig, 
daB eine solche Vereinigung Vertreter 
aller wichtigen Minoritäten im Lande 
einschließt, so daß diese Frage regel- 
mäßig auf ihren Versammlungen von 
jedem Gesichtspunkt aus diskutiert wer- 
den kann. 

4. Auch ist es ratsam, daß, wo nötig, 
eine Korrespondenz zwischen den Ver- 
einigungen, die auf dieser Konferenz 
vertreten sind, stattfindet, mit dem Ziel, 
durch gemeinsame Anstrengungen eine 
befriedigende Lösung zu finden. 

5. Jede dieser Vereinigungen wird 
vor dem 31. Dezember 1923 der Lon- 
doner Geschäftsstelle Bericht erstatten. 
Sie werden genaue Mitteilungen über die 
Schritte geben, die sie in dieser Sache 
getan haben, und Vorschläge machen, 
wie man sich eine weitere Hilfe des 
Weltbundes denkt.“ 


Religiöse Minderheiten. 


Im 3. International Bulletin des Welt- 
bundes gibt Rev. J. R. Fleming, D.D., 
der Generalsekretär des Reformierten 
Weltbundes, einen außerordentlich in- 
teressanten Bericht über den Stand der 
Frage der religiösen Minoritäten.*) Wir 
entnehmen diesem Bericht folgende Aus- 
führungen: 

„Sicher wurde die Pflicht, für die 
religiösen Minderheiten zu sorgen, 
dringender als je, seit der Versailler Ver- 
trag so weite Gebietsübertragungen auto- 
risiert hatte. Niemals zuvor hat es in der 
Geschichte Europas eine so weitgehende 
Übertragung von Gebieten von einem 
Land an ein anderes gegeben, und nie- 
mals war deshalb die Gefahr unbilliger 
Behandlung größer. Das ist seitens der 
Verfasser des Vertrags voll anerkannt; 
es sind deshalb ausführliche Garantien 


*) Übersetzt von D.Dr. Julius Richter- 
Berlin. 
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für den vollen Schutz von Leben und 
Freiheit ohne Unterschied von Geburt, 
Nationalität, Sprache, Rasse und Reli- 
gion vorgesehen, und speziell dem 
Völkerbunde ist die Aufgabe übertragen, 
ihre Erfüllung sicherzustellen. 

Warum ist trotzdem, so fragen wir, 
nach fünf Jahren die Lage noch so finster 
und die Beschwerden der Minderheiten 
in Polen, Rumänien, Jugoslavien und in 
gewissem Umfang auch in der Tschecho- 
slowakei so dringend und unerledigt? 
Wir hören immer wieder von auferlegten 
Rechtsverkürzungen, von gehemmter 
Entwicklung, von eingeschränkter Ge- 
meinschaft, von konfisziertem Eigentum, 
und der Völkerbund scheint derweil ohn- 
mächtig zu sein, die Lage zu ändern. Ich 
erwähne vier Fälle solchen Versagens — 
abgesehen von dem Grundfehler aller der 
ruchlosen und unverantwortlichen Züge 
des Friedensvertrages, den manche von 
uns darin sehen, daB gewisse Völker der 
Herrschaft fremder und minderwertiger 
Kulturen unterworfen sind. Aber das 
beiseite lassend, kann, so scheint mir, 
wenig Meinungsverschiedenheit über die 
von mir jetzt betonten Punkte sein. 

1. Die Schwierigkeiten, religiöse Be- 
schwerden von nationalen zu trennen; 
mit andern Worten, die unzufriedenen 
und unwilligen religiösen Minderheiten 
sind heute die, deren nationale und pa- 
triotische Gefühle am meisten verletzt 
werden. Außer in Rußland gibt es heute 
in Europa wenig Religionsverfolgung. 
Aber wo sich die Religionsform der 
Minderheit mit regem nationalen Ge- 
fühl paart, ist sie der herrschenden 
Macht naturgemäß verdächtig, und sie 
sucht dies Gefühl den Interessen des 
neuen Staates unterzuordnen. .... Zwei 
Beschwerden begegnen einem heute be- 
ständig bei den religiösen Minderheiten: 
die in Bezug auf Sprache und Schule. 
Liebe zu Vaterland und Kirche läßt sie 
am Gebrauch der Muttersprache im 
Gottesdienst festhalten und für Schulen 
mit besonderem Unterricht in den 
Glaubenssätzen ihrer Kirche sorgen. Da- 
gegen besteht die Regierung in feind- 
seliger Ablehnung auf Einheit der 
Sprache um der nationalen Einheit 
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willen und auf Einheit der Schule — 
entweder einer weltlichen oder einer in- 
tolerant orthodoxen. .. Man verzweifelt 
beinahe an einer besseren Lage der 
Dinge, bis die Frömmigkeit in diesen 
Ländern von ihren ultranationalistischen 
Tendenzen gereinigt ist, die ihre Kraft 
in der Vergangenheit gehindert und be- 
schränkt haben und heute so tödlichen 
Schaden veranlassen... 

2. Die ausgezeichneten Vorschläge des 
Völkerbundes für die Lösung dieser 
Frage sind stets in der Gefahr, durch- 
kreuzt und verkümmert zu werden durch 
den Egoismus der Regierungen, zumal 
durch ihre Betonung dessen, was sie als 
ihre „Herrenrechte‘ ansehen. Wir hatten 
ein in die Augen fallendes Beispiel davon 
in Bezug auf die allgemeine Wirkungs- 
sphäre des Völkerbundes, als Mussolini 
jede mögliche Einmischung: in seine 
Politik gegen Griechenland ablehnte. 
Noch viel mehr, darf man wohl sagen, 
wehren sich selbst die kleinsten Völker 
gegen etwas wie eine Vorschrift, wie sie 
sich gegen ihre eigenen Untertanen ver- 
halten sollen. Vielleicht hören sie auf 


'einen Rat des Völkerbundes, aber sie be- 


halten sich das Recht vor, entweder in 
Übereinstimmung damit oder im Gegen- 
satz dazu zu handeln. Man muß mit 
Schmerzen bekennen, daß die moralische 
Autorität des WVölkerbundes — die 
einzige, welche er bis jetzt besitzt — 
nicht stark genug ist, um der Theorie 
der ,Souveränitätsrechte“ entgegenzu- 
wirken, und wenn diese letztere sich voll 
durchsetzt, bleibt vom Völkerbunde nur 
ein leerer Name. 

3. Eine weitere Ursache des Fehl- 
schlags ist es, daß zwar die Be- 
stimmungen der Minderheitsverträge vor 
aller Welt veröffentlicht sind, aber 
weder deren Übertretungen noch die 
Versuche, sie in Kraft zu setzen, in 
gleicher Weise der Öffentlichkeit unter- 
liegen. ... Uns fehlt eine internationale 
Presse, die fähig oder willens wäre, über 
diese und andere Lebensfragen die 
Wahrheit ans Licht zu bringen. Denn 
bis jetzt besitzen wir nur Propaganda- 
Instanzen, die dazu bestimmt sind, nur 
eine Seite der Wahrheit darzustellen — 
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entweder im Dienst von Regierungen 
oder von Wirtschaftsverbänden; und sie 
sind nur zu erfolgreich, die Tatsachen 
zu verdrehen und Lügen in Kurs zu 
setzen... Wir brauchen eine internatio- 
nale Öffentlichkeit des Nachrichten- 
dienstes, die auf einem gründlichen 
Nachrichtenbüro beruht, wenn diese und 
eine Menge anderer Fehler berichtigt 
werden sollen. 

- 4 Der Hauptgrund schließlich, warum 
diese Frage der religiösen Minderheiten 
noch ein ungelöstes Problem, eine 
quaestio vexata bleibt, ist, daß der spe- 
zielle Apparat des WVölkerbundes für 
seine Lösung unzureichend ist. Die Ver- 
träge sind in ihren Grenzen vortrefflich 
abgefaßt; das mit ihrer Durchführung 
beauftragte Sekretariat ist äußerst ent- 
gegenkommend und tätig; aber die Ver- 
handlungen sind außerordentlich lang- 
weilig und umständlich; man denkt an 
Dickens’ „Umfragebüro“; die Verhand- 


lungen sollten beschleunigt, die not- 
wendige Organisation vervollständigt 
werden.“ 


Fleming kommt zu dem Schluß, daß 
eine enge Zusammenarbeit des Völker- 
bundes mit dem „Weltbund für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen“ notwendig 
seiÄ, um bessere Ergebnisse zu erzielen. 
Er sagt: 

„Erforderlich ist gemäß meinem An- 
trag ein internationaler Gerichtshof zur 
endgültigen Entscheidung, in dem auch 
Länder wie Amerika und Deutschland, 
die jetzt nicht in dem Völkerbunde 
sind, Mitglieder werden, und inzwischen 
ein Dauerkomitee, das eine Vertretung 
der Kirchen umfaßt. Ich lege beson- 
deren Wert auf die Angliederung der 
Kirchen an den WVölkerbund in dieser 
Frage der religiösen Minderheiten; denn 
es ist mir unerfindlich, wie sie sonst be- 
friedigend gelöst werden kann, und mir 
scheint unser Weltbund für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen eine ideale 
Methode der Arbeitsgemeinschaft dar- 
zustellen. Der Völkerbund ist natürlich 
‚nach seiner Verfassung eine weltliche 
Körperschaft, die keine besondere Reli- 
gionsform kennt; aber ich nehme an, 
daß nichts sie hindert, den Rat und die 


Hilfe religiöser Körperschaften in be- 
stimmt religiösen Angelegenheiten in 
Anspruch zu nehmen, wie bei dem 
Schutz der religiösen Minderheiten. Bis- 
her hat er von einigen Kirchen Be- 
rufungen und Darstellungen erhalten, 
aber er hat sich, soviel ich weiß, niemals 
direkt der Hilfe der Kirchen bei seinen 
Nachforschungen bedient. Der einzige 
Untersuchungsausschuß, den er ausge- 
sandt hat, schloß niemand ein, der mit 
den betreffenden kirchlichen Beschwer- 


den besonders vertraut war. Das beruht 
vielleicht auf einem Widerstreben, 
sonderkirchliche oder richtungsmäßige 


Erwägungen zur Geltung kommen zu 
lassen; die Zahl der beteiligten Körper- 
schaften, Presbyterianer, Lutheraner, 
Unitarier, Baptisten, von der römisch- 
katholischen und griechisch-orthodoxen 
Kirche gar nicht zu reden, weisen zu 
große Mannigfaltigkeit mit einer un- 
möglichen Mischung der Interessen auf. 
Aber unser Weltbund ist in einer andern 
Lage; er schließt sie alle außer einer ein 
und sucht sie alle auf ein Ziel, die 
Sicherung der Weltfreundschaft, zu 
einigen. Ausgenommen ist natürlich die 
römisch-katholische Kirche; aber sie hat 
ja bereits durch den Vatikan für diplo- 
matische Zwecke ihre Weltmaschinerie. 
Was die protestantischen und evan- 
gelischen Kirchen betrifft, so läßt sich 
schwer eine wirksamere Einheit als die 
unsere denken; und die Einbeziehung der 
griechisch-orthodoxen Kirche in unsere 
Versammlungen ist ein sehr wichtiger 
Faktor. Denn das beunruhigende Min- 
derheitsproblem unserer Zeit kann nur 
durch eine Verständigung mit dieser 
Kirche gelöst werden. :Dr. Ramsay hat 
sich in dieser Richtung bereits wirksam 
bemüht. Aber wir müssen weitergehen; 
und ich gestehe, daß betreffs Polens der 
Appell an das römisch-katholische In- 
teresse ein sehr viel schwierigeres Ding 
ist. Wenn wir da auf etwas wie eine 
Übereinstimmung, nicht in Dogma oder 
Ritus oder Kirchenpolitik, sondern in 
dem aufrichtigen Wunsch nach Frieden 
und gegenseitiger Duldung — sicher kein 
unmögliches Ideal — hinweisen können, 
so haben wir ein Recht, die Beamten des 
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Völkerbundes zu fragen, ob es nicht er- 
heblich zur Beilegung dieses verwik- 
kelten Problems beitragen würde, wenn 
"sie unsere bestimmte Mitwirkung an- 
nehmen würden. Denn wir treten für 
ein internationales Christentum im 
Gegensatz zu dem zertrennenden Ein- 
fluıß des Nationalismus ein; wir sind 
selbst überzeugt und suchen die Welt zu 
überzeugen, daß die einzige abschließende 
Lösung darin bestehen wird, die Kräfte 
der Kirche und die des Staats in einem 
entschlossenen Bemühen zusammenzu- 
schließen, die Harmonie und Einheit der 
Menschheit zu befördern.“ 


* 


I. Sitzung des Rumänischen 

Komitees des Weltbundes 

für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen. 


Am 25. Oktober 1923 fand im 
Sitzungszimmer des fürstbischöflichen 
Palais zu Bukarest die erste (konsti- 
tuierende) Tagung des Rumänischen 
Komitees des Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen statt, zu der 
neben der orthodoxen Kirche auch die 
evangelische Landeskirche A. B. in 
Siebenbürgen, die ungarische reformierte 
Kirche, die unitarische und die römisch- 
katholische Kirche Siebenbürgens ihre 
Vertreter ernannt hatten. An der Sitzung 
nahmen teil: S$S. H. H. Fürstbischof 
Miron Christea, als Ehrenvorsitzender, 
Bischof Vartolomeiu von Rämnic-Välcea, 
Archimandrit I. Scriban, Staatssekretär 
Dr. Ispir, Generaldirektor P. Ionescu, 
Professor Dr. Ioan Lupas, Prof. Dr. 
Onisofor Ghibu, Pfarrer R. Honig- 
berger, Vizegespan. i. P. Dr. I. Schaser, 
Dechant E. Tökes, Prof. Bela Szasz, 
Bischöflicher Stellvertreter Dr. S. Boros 
sowie als Ehrengast der Organisator des 
Weltbundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen, Rev. Dr. Alexander Ramsay- 
London. Ferner als Zuhörer Stadtpfarrer 
Ludwig Frint-Arad. Der Vertreter der 
römisch-katholischen Kirche A. Ce 
fehlte, da er den telegraphischen Auf- 
trag, seine Kirche zu vertreten, ver- 
spätet erhalten hatte. 
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Der VorsitzendeMiron Christea, 
Fürstbischof, eröffnet die Sitzung, 
indem er die Anwesenden mit freund- 
lichen Worten begrüßt. Er weist auf die 
verheerenden Wirkungen hin, die der 
Weltkrieg nicht zuletzt auch in seelischer 
Hinsicht hervorgerufen. Mißtrauen, Un- 
duldsamkeit und Haß haben sich unter 
den Menschen breit gemacht. Dagegen 
müsse angekämpft werden, und insbe- 
sondere habe das Christentum, das die 
Nächstenliebe bis hin zur Feindesliebe 
verkündige, diese Aufgabe. Leider sei 
die Christenheit selbst in verschiedene 
Konfessionen gespalten, unter denen viel- 
fach ein deutlich wahrnehmbarer Gegen- 
satz bestehe. Vor allem müssen die ver- 
schiedenen Konfessionen über alle tren- 
nenden Unterschiede hinweg einig wer- 
den in der Liebe Christi und den Weg 
zum Frieden suchen. Sie würden da- 
durch dem einzelnen Christen ebenso wie 
den Staaten und Völkern ein leuchtendes 
Vorbild geben und damit zugleich zur 
Förderung des Weltfriedens wesentlich 
beitragen. Er gibt dem Wunsche Aus- 
druck, daß auch durch diese Tagung der 
Geist des Friedens gefördert werde. 

Hierauf ergriff Dr. Alexander Ramsay 
das Wort, um dem Metropoliten für die 
Förderung zu danken, die er der Sache 
des Weltbundes zuteil werden läßt. Die 
Worte, die er soeben gesprochen, würden 
gewiß warmen Widerhall finden. Da das 
rumänische Komitee diesmal zum ersten 
Male versammelt sei, so sei es wohl am 
Platze, wenn er einen kurzen Überblick 
über die Entstehung und über die Ziele 
des Weltbundes für Freundschaftsarbeit 
der Kirche gebe. — ... 

Politische Ziele verfolgt der Weltbund 
in keiner Weise, er wolle ausschließlich 
als christliche Gemeinschaft wirken, und 
zwar durch die organisierten christlichen 


Kirchen. Zwei Hauptfragen schweben 
ihm vor: 
I. er möchte die Kirchen anregen, 


ihre ganze Kraft für die Förderung des 
Friedens unter den Völkern einzusetzen s 

2. er möchte den guten Willen und 
den Geist der Gerechtigkeit im Verhältnis 
der einzelnen Länder und Völker zuein- 
ander zum Siege führen. 
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Gerade nach diesen Richtungen hin 
wird das rumänische Komitee wert- 
vollste Arbeit leisten können. Seit vier 
Wochen bereise er (Dr. Ramsay) das 
Land Rumänien, und er müsse dankbar 
bekennen, daß er überall größtes Ent- 
gegenkommen gefunden habe. Aber er 
habe beobachtet, daß unter den ver- 
schiedenen Völkerschaften des Landes 
vielfach Mißtrauen vorhanden sei. Dies 
Komitee sei berufen, hier Abhilfe zu 
schaffen und den Geist der Duldung und 
Gerechtigkeit auszubreiten. Es werde 
damit dem Lande einen überaus wert- 
vollen Dienst leisten. Rumänien habe 
hinsichtlich der Minoritäten internatio- 
nale Engagements übernommen, und es 
sei eine Ehrenpflicht aller Wohlge- 
sinnten, für deren Verwirklichung einzu- 
treten. Es sei deshalb eine Grundvoraus- 
setzung für die Tätigkeit des rumä- 
nischen Komitees, daß jedem seiner Mit- 
glieder unbedingt das Recht freier Mei- 
nungsäußerung zugestanden werde, und 
zwar solle dabei jedermann seine Mutter- 
sprache gebrauchen dürfen, wobei dann 
das Gesagte in die anderen Sprachen, 
vor allem auch ins Rumänische, über- 
setzt werden könne. Überhaupt müsse 
das Komitee straff organisiert werden 
und müßten die einzelnen Ämter durch 
geeignete Persönlichkeiten besetzt 
werden. 

Nachdem Dr. Ramsay sodann noch 
einige Mitteilungen über die Vorbe- 
sprechungen gemacht, die er mit 
Staatssekretär Dr. Ispir und Pfarrer 
Honigberger hatte, sowie über die 
bisher dem rumänischen Komitee zur 
Verfügung gestellten Geldmittel, gab 
er dem Wunsche Ausdruck, daß auch 
im rumänischen Komitee der christliche 
Geist stets herrschend bleiben möge. 

Nunmehr wurden dem Komitee die 
Beschlüsse der Konferenz in 
Konstanz vom 2. August I9I4, 
sowie de Beschlüsse der Kon- 
ferenz von Novisad (Neusatz) 
vom 5. Juli 1923 vorgelegt und nach 
eingehender Besprechung einstimmig als 
Grundlage für die Tätigkeit 
des rumänischen Komitees 
des Weltbundes für inter- 


nationale Freundschaftsar- 
beit der Kirchen anerkannt. 

Im Anschluß hieran ergriff zunächst 
Aechimandriıt Seriban das 
Wort: Er begrüßte die” Tatsache, daß 
sich in diesem Komitee die Vertreter 
verschiedener Kirchen zur Ausübung 
einer alten, heiligen Pflicht zusammen- 
gefunden, als ein Ereignis von histo- 
rischer Bedeutung. Gemeinsame Aufgabe 
aller Kirchen sei es, zu allen Zeiten und 
unter allen Umständen mit allen statt- 
haften Mitteln für den Frieden und die 
Menschenliebe einzutreten. Damit leisten 
sie der Menschheit und den einzelnen 
Staaten den wertvollsten Dienst. Möge 
es auch diesem Komitee vergönnt sein, 
an der Schaffung einer vom Geist Christi 
durchdrungenen Mentalität mitzuar- 
beiten. 

SS EI Bi SCCHIO FE V ao ,:o men 
al Rämnicului erinnerte in seiner 
Rede an die apostolische Einheit der 
Christenheit, die auch in unseren Tagen 
durch gemeinsames Arbeiten für gemein- 
same Ideale neu erstehen müsse. Das 
sei aber nur möglich, wenn wir an Stelle 
der Dogmen das Leben, die christliche 
Praxis setzen. Das Unglück der Chri- 
stenheit sei es gewesen, daß sie zuviel 
Kraft und Eifer auf die Lehre verwendet 
habe und sich allzuleicht in den Dienst 
politischer Machthaber gestellt habe. 
Das habe Streit und Haß in ihre Reihen 
getragen. Aufgabe der Kirche sei es, 
jede Art von Selbstsucht zu bekämpfen 
und den Geist .des Evangeliums in die 
Seelen zu pflanzen. Proselytenmacherei 
müsse jede Kirche grundsätzlich ver- 
meiden und auch anders Denkenden 
gegenüber Duldsamkeit und Gerechtig- 
keit walten lassen. In die Angelegen- 
heiten des Staates sollen sich die Kirchen 
nicht mischen dürfen, aber um so eifriger 
an der Schaffung eines guten Geistes und 
friedlicher Gesinnung arbeiten. So wer- 
den sie erst wahrhaft zu Kulturträgern 
im höchsten Sinne des Wortes werden. 
In diesem Sinne begrüßt er die Grün- 
dung des rumänischen Komitees des 
Weltbundes für Freundschaftsarbeit der 
Kirchen. 


Der Bischof- 


ungarisch-unitarische 
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Stellvertreter Dr. G. Boros gab seiner 
besonderen Freude darüber Ausdruck, 
daß diese Sitzung gerade im Palais des 
Fürstbischofs Miron Christea abge- 
halten werde. Vor 23 Jahren hat er 
an einer internationalen Konferenz in 
Boston teilgenommen, die ähnlich wie 
die heutige Versammlung auf christlicher 
Grundlage gestanden habe. Das sei 
anders kaum möglich für derartige Be- 
strebungen, denn das Evangelium Jesu 
Christi sei der exakteste Ausdruck des 
Friedensgeistes.. In Boston waren 27 
verschiedene Kirchen vertreten, aber alle 
waren eines Geistes voll — es war wie 
das Kommen eines neuen Pfingsten. Und 
nun haben wir uns — inmitten dieser 
vom Kriege umgestalteten Welt— hier 
zusammengefunden, um mit unseren 
schwachen Kräften eine Neugeburt der 
Menschheit aufführen zu helfen. Wie 
viel seelische Verwahrlosung ist überall 
zu beobachten. Aber wir dürfen den 
Glauben an Gott und an die Menschen 
nicht verlieren, sondern müssen Hand 
anlegen, um die sittliche Erneuerung der 
Menschheit herbeizuführen. Die uni- 
tarische Kirche glaubt, daß für alle 
Christen eine gemeinsame sittliche 


‚Grundlage besteht, auf der die Mensch- 


heit geeint werden kann. In unserer 
gegenwärtigen Zeit kann: uns gerade 
dieser Gedanke an diese geistige Gemein- 
schaft aller Gutgesinnten trösten und 
aufrichten. Er hofft, daß auch diese Be- 
sprechung in diesem Sinne einigend 
wirken wird, und begrüßt im Namen 
seiner Kirche die Konferenz. 

Prof. Dr. Lupas beklagt, daß es 
bisher an einer Organisation gefehlt 
habe, die geeignet gewesen wäre, die 
Führer der verschiedenen Kirchen ein- 
ander näher zu bringen. Hier sei nun 
dazu Gelegenheit geboten, eine Insti- 
tution ins Leben gerufen, durch die die 
Differenzen ausgeglichen werden können 
zur Ehre Jesu Christi. Er bittet, so rasch 
als möglich zu Taten überzugehen und 
die Organisation des Komitees durch- 
zuführen, wozu besonders auch die 
Schaffung eines engeren Bureaus gehöre: 

Prof. Dr. Ghibu stellte fest, daß 
gerade in Rumänien die verschiedenen 
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Konfessionen bisher in einer fast völ- 
ligen Isolierung von einander gelebt 
hätten. Die Schaffung einer gemein- 
samen Vertretung zur Besprechung ge- 
meinsamer Fragen, wie es hier gegeben 
sei, sei deshalb besonders zu begrüßen, 
da dadurch viel Gutes geschaffen werden 
könne. Er bedauert deshalb die Ab- 
wesenheit des Vertreters der katholischen 
Kirche, schlägt aber vor, eventuell durch 
Kooptation auch Vertreter der 
griechisch-unierten Kirche 
und der römisch-katho- 
lischen Kirche zur Mitarbeit 
heranzuziehen und eventuell ein be- 
sonderes Aktionskomitee in 
Cluj ins Leben zu rufen, dem je ein 
Vertreter jeder anerkannten Kirche an- 
gehören solle und das seinerseits dem 
Hauptkomitee Vorschläge für seine 
Tätigkeit machen solle. 

Dieser Vorschlag wurde angenommen 
und hierauf zu den Wahlen geschritten. 
Danach setzt sich das Bureau für das 
Komitee wie folgt zusammen: Patron 
des Komitees: Fürstbischof Miron 
Christea; Präsident: Bischof Vartolo- 
meiu al Rämnicului; Vizepräsidenten: 
Prof. Dr. Demetrescu, Archimandrit 
Scriban und Bischof-Stellvertreter Dr. 
Boros; Sekretäre: Staatssekretär Dr. 
Ispir, Dechant Pfarrer R. Honigberger; 
Kassierer: Generaldirektor Dr. Petre- 
Ionescu. 

In das Aktionskomitee wurden ge- 
wählt: Dr. Boros (der zugleich mit 
dessen Einberufung betraut wird), Prof. 
Dr. Kisch, Prof. Dr. Imre, Prof. Dr. 
Ghibu, Prof. Dr. Lupas, Prof. Borza und 
Prof. Zombori, alle in Cluj. 

Nachdem noch der Wunsch ausge- 
sprochen worden war, daß das Bureau 
baldmöglichst ein Organisationsstatut 
ausarbeiten und die einzelnen Kirchen 
über die Ergebnisse der Beratungen 
dieser Sitzung baldigst offiziell in Kennt- 
nis setzen möchte, und nachdem noch 
Dr. A. Ramsay die Anwesenden zu 
einem gemeinsamen Frühstück einge- 
laden, wurde die Sitzung geschlossen. _ 

Bukarester Gemeindeblatt 
9. Dezember 1923. 
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Vom 27. bis 30. September 1923 fand 
ein großer Kongreß der tschecho- 
slowakischen Protestanten statt, 
der einmütig den Beschluß faßte, einen 
Protestantischen Kirchenbund zwischen 
den evangelischen Kirchen tschechischer 
und slowakischer Nationalität zu bilden. 

In der von dem Kongreß angenom- 
menen Resolution über den Protestantis- 
mus und die Wiederherstellung der Welt 
heißt es u. a. folgendermaßen: 

„Die Protestanten der Tschechoslowa- 
kei sind überzeugt, daß die Wiederher- 
stellung der Welt nur möglich ist auf 
der Basis der bewußten Annahme und 
Verwirklichung der Grundsätze der 
christlichen Religion. Sie haben Hoch- 
achtung vor der Religionswissenschaft 
und der theologischen Arbeit und sind 
willens, sich zwecks tieferen Verständ- 
nisses der Religion daran zu beteiligen. 
Sie erkennen die Notwendigkeit der 
kirchlichen Organisation an. Aber über 
alle Theorien und Formen stellen sie 
die lebendige Religion der persönlichen, 
freien Erfahrung der geistigen Grund- 
sätze des Christentums. Der tschecho- 
slowakische Protestantismus richtet an 
alle Schwester-Kirchen der Welt einen 
glühenden Appell, einzutreten in den 
Dienst der Gerechtigkeit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit unter allen Nationen. In 
dem öffentlichen Leben und in dem 
offiziellen Verkehr der Völker unter- 
einander hat man bisher den Geist evan- 
gelischer Frömmigkeit nur wenig ge- 
fühlt; es sind fast keine Fußspuren 
Christi zu sehen, sehr wenig Taten 
apostolischer Selbstverleugnung, zu 
wenig Liebe, die nichts ist, wenn sie 
nicht als ihr Ziel auch den Menschen un- 
mittelbar neben Gott stellt; zu wenig 
Glauben an den Sieg des Guten durch die 
innere Kraft, ohne die Gewalt äußerer 
Mittel; mit einem Wort: zu wenig 
tätige und lebendige Religion.... So- 
lange wir, die wir uns zum Christentum 
nicht unsere Religion be- 
weisen in Arbeit und Dienst, in Beruf 
und Tätigkeit, in Familie und Gemeinde, 
in Politik, Hingabe an andere, Gerech- 
tigkeit und Liebe — mit einem Wort: 
durch die Taten, die der Ausdruck reli- 


giöser Überzeugung sind, solange wird es 
nutzlos sein, zu sprechen über die Wie- 
derherstellung der Welt, eine gerechte 
soziale Ordnung, Internationalismus und 
den neuen Menschen. Die tschechoslo- 
wakischen Protestanten begrüßen es und 
wissen es zu würdigen, daß die tschecho- 
slowakischen evangelischen Kirchen teil- 
nehmen an den Bestrebungen, alle Pro- 
testanten zu einem Ziele gegenseitigen 
Verständnisses und der Brüderlich- 
keit zu vereinigen. . Wenn wir ver- 
gleichen, was jeder Staat und jeder 
einzelne für die Fortdauer des Krieges 
und des „bewaffneten Friedens“, für Miß- 
trauen und Haß mittelbar und unmittel- 
bar zahlt, müssen wir uns schämen, wie 
wenig, oder vielmehr gar nichts wir für 
den Frieden zahlen. Wenn wir bloß einen 
Bruchteil von dem, was wir für den Haß 
zahlen, hingäben für die Ausbreitung der 
Liebe, würden wir viel sparen und noch 
mehr gewinnen.“ 


* 


Tagung 
der Tschechoslowakischen 
Weltbundvereinigung 
in Prag (6. Dezember 1923). 


Die Tschechoslowakische Weltbund- 
vereinigung hielt am 6. Dezember 1923 
in dem Auditorium der Theologischen 
Johann-Hus-Fakultät zu Prag ihre halb- 
jährliche Versammlung ab. Das Haupt- 
ereignis dieser Zusammenkunft war die 
Anwesenheit des Bischofs Balogh von 
der ungarischen reformierten Kirche, 
die wenig Monate zuvor ihre Bereit- 
willigkeit zur Zusammenarbeit mit 
anderen protestantischen Körperschaften 
innerhalb des Weltbundes erklärt hatte. 
Der Vorsitzende der Vereinigung, Pro- 
fessor Zilka, begrüßte den Bischof 
Balogh als den Vertreter dieser Kirche 
und brachte den aufrichtigen Wunsch 
zum Ausdruck, daß alle Kirchen ihre 
Kräfte vereinigen möchten, um das 
große und wahrhaft christliche Werk 
der Völkerversöhnung zu vollenden. Der 
Sekretär Dr. Prochäzka berichtete über 
die Arbeit des Weltbundes seit der 
letzten Versammlung im März, Pastor 
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Ruppeldt über die Tagung des Geschäfts- 
führenden Ausschusses in Zürich. Die 
Vereinigung gab 50 000 tschechische und 
30000 slowakische Flugschriften zur 
Förderung der Ziele des Weltbundes 
heraus und brachte sie zur Verteilung; 
ähnliche Flugschriften werden in deut- 
scher Sprache vorbereitet. 

Der Sonntag vor Weihnachten wurde 
als Friedenssonntag angenommen, und 
alle Kirchen werden aufgefordert wer- 
den, sich dem anzuschließen. 

Für die leidenden Brüder in Deutsch- 
land sind und werden Sammlungen ver- 
anstaltet. Der Weltbund wird Schritte 
tun, um einigen Wünschen der Refor- 
mierten und Deutschen Kirche zu will- 
fahren. 

Es wird beabsichtigt, eine gemeinsame 
Tagung der Nachbar-Vereinigungen 
(Österreich, Ungarn und Tschecho- 
slowakei) abzuhalten, an der wahrschein- 
lich auch einige Vertreter des Zentral- 
Komitees des Weltbundes (Sir W. 
H. Dickinson und Dr. Ramsay), wie im 
Juli v. J. in Budapest, teilnehmen wer- 
den, sobald es diesen führenden Persön- 
lichkeiten des Weltbundes möglich sein 
wird, nach Bratislava zu kommen. 

* 


Erzbischof Radonic ist von der Lei- 
tung der Jugoslavischen Ver- 
einigung zurückgetreten; das Präsidium 
übernimmt Bischof Nikolai Velimirovit 
von Ochrida. Weiter wurde zur Füh- 
rung der Geschäfte ein Exekutivkomitee 
gebildet, das aus dem Präsidenten, Senior 


G. A. Wagner, Valerian Pribicevit, 
Senior Schumacher und Professor 
Gjorgjevid besteht. 

* 


Aus anderen Bewegungen 
zur Einheit der Kirchen. 
Aus der Bewegung 
„sun Glaube und Kirchen 
vertassune,. 

Auf der bekannten vorbereitenden 
Konferenz in Genf 1920 wurde 
ein größerer „Fortsetzungs-Ausschuß“, 
ferner ein engerer Geschäfts- und ein 
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sog. „Gegenstands“-Ausschuß (Subjects- 
Committee) gewählt. Während der Ge- 
schäfts-Ausschuß in Amerika seinen Sitz 
hat und von dem Präsidenten der 
Genfer Versammlungen Bischof Brent 
und dem General-Sekretär Robert H. 
Gardiner geleitet wird, steht das Sub- 
jects-Committee unter dem Vorsitz des 
Bischofs von Bombay. Vom ıo. bis 
14. September 1923 hat es in Oxford eine 
Zusammenkunft gehabt, und zwar waren 
dort außer dem Bischof von Bombay als 
Mitglieder des Ausschusses anwesend: 
Principal Alexander Martin aus Edin- 
burg (Presbyterianer), Principal W. B. 
Selbie vom Mansfield College in Ox- 
ford (Kongregationalist), Canon H. N. 
Bate von Carlisle (Anglikaner) als Se- 
kretär, Professor Dr. Hamilcar Alivi- 
satos aus Athen (griechisch-katholisch) 
und der Unterzeichnete als Vertreter der 
deutschen Reformierten. Von Amerika 
nahm R.H.Gardiner teil; Bischof Brent 
wollte ebenfalls in Oxford sein, war aber 
durch gleichzeitige Verhandlungen, die 
er im Auftrage der Regierung der Ver- 
einigten Staaten in Genf zu führen hatte, 
verhindert. 

In Oxford wurde die bisher einge- 
schlagene Methode der Arbeit genehmigt 
und fortgeführt. Es sind, zuerst schon 
in Genf, Fragen ausgearbeitet worden, 
welche überall hin versandt und auf 
kirchlichen Versammlungen, die mög- 
lichst aus Vertretern verschiedener 
christlicher Bekenntnisse zusammen- 
gesetzt sein mögen, beraten werden 
sollen. So soll, wenn angängig, in allen 
Teilen der christlichen Kirche die Er- 
örterung einsetzen. Als Gegenstände der 
Besprechungen sind zunächst ins Auge 
gefaßt: 1. das Glaubensbekenntnis, 
2. die Kirche, 3. das geistliche Amt, 
4. die Sakramente, 5. die ethischen 
Grundprinzipien der Christenheit (the 
Christian moral ideal). Über den Glau- 
ben waren schon zahlreiche Antworten 
eingelaufen, aus Deutschland freilich nur 
eine einzige von Bedeutung. Der „Gegen- 
stands-Ausschuß“ bemüht sich, die Ant- 
werten jeweilig in einen einheitlichen 
Bericht zusammenzufassen, der dann 
dem Fortsetzungs-Ausschuß und zuletzt 
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der kommenden Weltkonferenz selbst 
vorgelegt werden soll. 

Die nächsten Fragen, über welche 
Antwort, und zwar bis zum 31. Mai d.J. 
an den General-Sekretär Robert H. Gar- 
diner, 174 Water Street, Gardiner, 
Maine, U. S. A., gewünscht wird, be- 
ziehen sich auf die Kirche. Kleinere 
und größere Kreise von Christen, auch 
jeder einzelne, kann sich dazu äußern. 
Die Fragen lauten: 


I. Wie wurde die Kirche begründet? 
Ist sie in irgend einem besondern Sinne 
eine göttliche Ordnung und Einrichtung? 


2. Welches sind die wesentlichen 
Eigenschaften der Kirche? Im be- 
sondern, was ist die Beziehung der 


Kirche zu Christus und zu dem heiligen 
Geiste? 

3. Was sind die sichtbaren Kenn- 
zeichen der Kirche auf Erden? 

4. Was ist die Beziehung der Kirche 
zu den Kirchen? 

5. Was ist die Beziehung der Kirche 
zu dem Reiche Gottes? 


Die vorher schon ausgegangenen 
Fragen über das geistliche Amt trugen 
folgenden Wortlaut: 

1. Welcher Grad von Einheit in be- 
zug auf das kirchliche Amt wird in einer 
wiedervereinigten Kirche notwendig 
sein? 

2. Müßte es notwendig ein gemein- 
sames, allgemein anerkanntes Amt 
geben? 

3. Wenn ja, aus was für Ordnungen 
und Arten der Kirchendiener soll sich 
dies Amt zusammensetzen? 

4. Wird die wiedervereinigte Kirche 
irgendwelche Bedingungen als not- 
wendig ansehen, die der Amtsweihe oder 
einer besonderen Art von Ordination 
voranzugehen haben? 

5. Wenn ja, welches sind diese Be- 
dingungen? 

Über diese Fragen vom Amte hat 
in Halle a. S. die „Theologen-Gemein- 
schaft“, d. h. ein Kreis von jüngeren und 
älteren evangelischen Pastoren und 
Theologen mehr lutherischen, refor- 
mierten oder unierten Charakters zwei- 
mal, im November und Dezember, be- 


raten. Der Unterzeichnete gab eine all- 
gemein erläuternde Einführung; Prof. 
D. Haußleiter hielt über den Gegenstand 
einen biblischen Vortrag. Man einigte 
sich auf folgende Antworten: 

1. Einheit in bezug auf das Amt in der 
Kirche ist insoweit notwendig, als in 
jeder Gestalt der christlichen Kirche der 
Dienst Jesu Christi an den Seelen durch 
das Wort Gottes, die Sakramente und 
ein geheiligtes Gemeinschaftsleben er- 
kennbar vorhanden und anerkannt sein 
muß. 

2. Ein allgemein anerkanntes Amt der 
Evangeliums-Verkündigung muß es 
geben. Aber das Recht dieses Amtes 
ist unabhängig von irgendwelcher äußer- 
lichen Succession und menschlichen 
Tradition. 

3. Die Verschiedenheit der Ämter und 
der Kirchendiener ist nicht nur in der 
Mannigfaltigkeit der geistlichen Gaben, 
sondern vor allem in den verschiedenen 
Aufgaben und Bedürfnissen der Ge- 
meinden begründet. 

4. Ja, aber die reunited Church bedarf 
nicht einer statutarisch bindenden Or- 
ganisation, außer der Einigkeit des 
Geistes im Glaubensbekenntnis. 

5. Eine hinreichende geistliche Be- 
gabung und Vorbereitung für das Amt 
ist notwendig. Ferner ist für die Ordi- 
nation der biblische Brauch der Hand- 
auflegung als Zeichen der Fürbitte und 
des göttlichen Segens notwendig. Dar- 
über hinaus ist größte Mannigfaltigkeit 
der Formen und äußeren Ordnungen 
natürlich, ja erwünscht. — 

Es wäre erfreulich, wenn auch in 
Deutschland sich in den kirchlichen 
Kreisen ein lebhafteres Interesse für die 
Bewegung für Glauben und Kirchenver- 
fassung zeigte und insbesondere auf ihre 
Fragen mehr Antworten einliefen. In 
Oxford legten die angelsächsischen. Mit- 
glieder des Ausschusses große Zuversicht 
an den Tag. Sicher wird die Sache Fort- , 
gang haben, und zwar nicht bloß in der 
anglikanischen Kirche. Wenn die Deut- 
schen nicht mehr mitarbeiten, werden sie 
sich später vor vollendete Tatsachen ge- 
stellt sehen, an denen sie dann doch nicht 
leicht vorüber können. Dagegen wird 
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jeder Beitrag von unserer Seite vollauf 
gewürdigt und bleibt auf den Fort- 
schritt des Ganzen nicht ohne Einfluß. 


A. Lang. 


Das Programm 
der „Weltkonferenz 
für praktisches Christentum“ 
1925 in Stockholm 


ist jetzt bereits auf Grund der Be- 
schlüsse, die das vorbereitende Komitee 
unter Teilnahme des europäischen Sekre- 
tärs der Konferenz, Lic. Stange-Leipzig, 
und von Dr. Kapler-Berlin, als Ver- 
treter des Deutschen Evangelischen 
Kirchenausschusses, in Amsterdam ge- 
faßt hat, in den Grundzügen festgestellt 
worden. Es wird folgende Hauptpunkte 
umfassen: 


ı. Die Verpflichtung der Kirche im 
Blick auf Gottes Ziel mit der Welt. 

2. Kirche und wirtschaftliche und in- 
dustrielle Fragen. 

3. Die Kirche und soziale, sowie sitt- 
liche Fragen. 

4. Die Kirche und internationale Be- 
ziehungen. 

5. Die Kirche und 
Ziehung. 

6. Methoden für Bemühungen zum Zu- 
sammenwirken und zur Vereinigung der 
christlichen Gemeinschaften. 


christliche Er- 


Die Konferenz soll Dienstag, den 
ı1. August 1925, mit einem Gottesdienst 
in der Kathedrale von Stockholm er- 
öffnet werden. Für die Tage vom 
13. bis 18. August sind dann Voll- 
sitzungen vorgesehen, in denen nach 
ausführlicher Generaldebatte die Ver- 
handlungsgegenstände an eine Anzahl 
von‘ Ausschüssen überwiesen werden 
sollen. Zur Beratung über deren Vor- 
schläge und zur endgültigen Beschluß- 
fassung, tritt dann die Vollversammlung 
nochmals vom 25. bis 29. August zu- 
sammen. Die zu fassenden Beschlüsse 
werden übrigens für die beteiligten 
Kirchen nur insoweit bindend sein, als 
sie durch deren zuständige Vertretung 
ausdrücklich angenommen werden. Ein 
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Schlußgottesdienst in der Kathedrale von 
Uppsala, dem Sitz des schwedischen Erz- 
bischofs, wird am Sonntag, den 30. Au- 
gust, die Weltkonferenz beschließen. 
Während des Verlaufs der Tagung 
stehen den verschiedenen Kirchengemein- 
schaften und Sprachgruppen besondere 
gottesdienstliche Räume in Stockholm 
zur Verfügung, wie auch im übrigen die 
schwedische Kirche eine umfassende 
Gastfreundschaft in Aussicht gestellt hat. 

Die vorbereitende Durcharbeitung des 
Konferenzprogramms ist bereits jetzt im 
Gange und die beteiligten Kirchen sind 
dazu in vier große Gruppen: die ameri- 
kanische, die großbritannische, die euro- 
päische und die griechisch-katholische 
gegliedert worden. Für :den englischen 
Zweig wird die im April dieses Jahres in 
Birmingham tagende Konferenz für 
christliche Politik, Wirtschaft und So- 
zialpolitik, in Verbindung mit der auch 
der vorbereitende Ausschuß der Welt- 
konferenz eine weitere Sitzung abhält, 
bedeutsame Vorarbeiten tun. Dagegen 
begegnen die vorbereitenden Arbeiten 
innerhalb der kontinentalen Gruppe an- 
gesichts der mangelnden Geschlossenheit 
des europäischen Protestantismus er- 
heblichen Schwierigkeiten. Durch ein 
Rundschreiben des europäischen Sekre- 
tärs sind die beteiligten Kirchen zu- 
nächst aufgefordert worden, sich ihrer- 
seits eines der Arbeitsgebiete der Kon- 
ferenz zu besonderer Bearbeitung zu 
wählen. 

Soweit bisher feststeht, werden sich 
voraussichtlich zu den Anfang April in 
Birmingham stattfindenden Verhand- 
lungen des Vorbereitungsausschusses der 
Weltkonferenz für praktisches Christen- 
tum verschiedene Vertreter des evange- 
lischen Deutschland nach England be- 
geben. — Seitens des Deutschen Evange- 
lischen Bundesamtes sind bereits die Vor- 
arbeiten für die Beteiligung Deutschlands 
an den Beratungen der Weltkonferenz 
eingeleitet worden. Da seitens der deut- 
schen evangelischen Kirchen vor allem 
die wirtschaftlich-industriellen und so- 
zial-sittlichen Probleme innerhalb des 
Konferenzprogramms behandelt werden 
sollen, ist zunächst eine Rundfrage bei 


f 
etwa zwanzig der freien kirchlichen Or- 
ganisationen ergangen, um deren jahr- 
zehntelange wertvolle Vorarbeit auf die- 
sen Gebieten nutzbar zu machen, 

Man rechnet insgesamt mit einer Be- 
teiligung von 500—600 offiziellen Ver- 
tretern bei der Konferenz, doch soll 
darüber hinaus bei den öffentlichen Ver- 
sammlungen auch noch Raum für eine 
beträchtliche Anzahl von Gästen aus den 
verschiedenen Ländern und Kirchenge- 
meinschaften geschaffen werden. 


7. März 1924. By Stange 


* 


Aus dem Versöhnungsbund. 


Sitzung 
des Internationalen Rates 
des Versöhnungsbundes. 


Eine Ratsversammlung des Inter- 
nationalen Versöhnungsbundes fand vom 
10. bis 16. Januar in England im Hause 
von Lilian Stevenson (Cooldara, Ger- 
rard’s Cross) statt. Vom Sekretariat 
nahmen daran teil Oliver Dryer und 
Halvard Lange, aus England Lilian 
Stevenson und Walter Ayles, für die 
Schweiz Pierre Ceresole, für Norwegen 
Ole F. Olden, für Dänemark Kirsten 
Svelmoe-Thomsen, für Holland Anton 
Hoyntink, für Österreich Oskar Bock 
(an Stelle von Grete Löhr), für Deutsch- 
land F. Siegmund-Schultze. Der ame- 
rikanische Vertreter H. J. Voorhis war 
leider auf der Überfahrt krank gewor- 
den, so daß er an der Besprechung nicht 
teilnehmen konnte. Als Vertreter der 
iranzösischen Gruppe war Georges Bron- 
ner eingeladen; an zwei Tagen war 
außer ihm noch ein französischer Blum- 
hardt-Schüler anwesend, Herr A. Le- 
derlin. 

Zu unserer Freude wurden alle Be- 
schlüsse völlig einmütig gefaßt, obwohl 
oder weil in der Aussprache alle Fragen 
offen besprochen wurden. Die Zeit des 
Zusammenseins war für uns eine wirk- 
liche Erfrischung und Stärkung für die 
gemeinsamen Ziele. 

Zunächst wurde noch wieder über die 
Basis der Bewegung verhandelt, wobei 


freilich ersichtlich war, daß die Mei- 
nungen, die in Nyborg noch zum Teil 
so stark gegensätzlich waren, sich ge- 
klärt und einander genähert hatten. 
Man war sich darüber einig, daß eine 
dogmatische Bindung für die Gruppen 
des Internationalen Versöhnungsbundes 
nicht in Betracht kommen könnte; an- 
dererseits wollten alle die Ziele des 
Bundes so positiv wie möglich aus- 
sprechen. Die Schwierigkeiten einer 
Formulierung traten natürlich gerade 
bei den Versuchen, dies zu tun, in Er- 
scheinung. Man wurde sich darüber 
klar, daß es sich nicht um ein allge- 
meines Bekenntnis oder um Satzungen 
oder dergleichen handeln könnte, sondern 
gleichsam nur um ein Hilfsmittel für ge- 
wisse Fälle: Wenn Fragen, die uns ge- 
stellt werden, keine ausreichende Beant- 
wortung auf persönlichem Wege finden 


können, nur dann kommt eine feste 
Formulierung in gedruckter Form in 
Betracht. 


Der Inhalt der Berichte, die gegeben 
wurden, insbesondere des Berichts des 
Generalsekretärs, ist den Lesern der 
„Eiche“ aus den früheren Mitteilungen 
des Versöhnungsbundes bekannt. Hier 
sei nur darauf hingewiesen, daß Oliver 
Dryer uns über den Fortgang des bri- 
tischen Hilfswerkes für Deutschland, das 
seinerzeit bei Dryers Besuch in Berlin- 
Ost seinen Anfang genommen hatte, 
Mitteilungen machen konnte, die uns 
alle erfreuten. Ich selbst hatte bei dieser 
Besprechung Gelegenheit, die Verhält- 
nisse, wie sie damals in Deutschland 
lagen, darzustellen, und war dankbar, 
daß alle so tiefen Anteil an der deutschen 
Not nahmen. 

Ausführlich beschäftigte uns natürlich 
die Frage der deutsch-französischen Be- 
ziehungen. Das Ergebnis der bisherigen 
deutsch-französischan Zusammenkünfte 
wurde zusammen mit weiteren Plänen 
besprochen. Für die deutsch-französi- 
sche Korrespondenz wurde eine Zusam- 
menarbeit des deutschen Versöhnungs- 
bundes mit der Weltjugendliga vorge- 
sehen. Eine weitere deutsch-französische 
Zusammenkunft wurde für Pfingsten in 
Aussicht genommen. Freilich hat sich 
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inzwischen herausgestellt, daß für die 
französischen Teilnehmer diese Zeit nicht 
günstig sein würde, so daß man wohl 
bis Ende Juli wird warten müssen. Auch 
sprach man von der Möglichkeit, daß 
ein französischer Mitarbeiter nach Berlin 
käme, um auf diesem persönlichen Wege 
engste Fühlungnahme _ zwischen der 
französischen und der deutschen Gruppe 
herzustellen. Ein solcher „Gesandten- 
austausch“ schien uns überhaupt für 
unsere Zwecke besonders wichtig zu 
sein. Vielleicht kommt auch in abseh- 
barer Zeit die Einstellung eines deut- 
schen Mitarbeiters auf der englischen 
Geschäftsstelle in Betracht. 

Oliver Dryer, der bisher seine Arbeit 
geteilt hatte zwischen dem Generalsekre- 
tariat der Bewegung und dem Sekre- 
tariat für England, wird künftig aus- 
schließlich für die Gesamtbewegung frei 
sein. Eine Verlegung des Sekretariats 
von London nach einem zentraler ge- 
legenen Platz Europas, etwa nach der 
Schweiz, wurde in Betracht gezogen, 
worüber die Entscheidung vorläufig dem 
Sekretariat selbst überlassen blieb. Die 
diesjährige allgemeine Konferenz, die 
freilich auf etwa achtzig Delegierte der 
verschiedenen Länder beschränkt sein 
soll, wird voraussichtlich in der Schweiz 
stattfinden. Als Zeit wurden die Tage 
vom 30. Juli bis 5. August festgesetzt. 
Eine Ratsversammlung wird am 29. und 
30. Juli vorausgehen, ebenso eine erwei- 
terte Ratsversammlung vom 5. bis 
7. August nachfolgen. Als Thema der 
Konferenz schwebte uns die Frage vor, 
worin die gegenwärtige Weltnot besteht 
und welche Aufgaben wir ihr gegenüber 
haben. 

Kleinere Konferenzen, insbesondere 
eine tschechoslowakische Konferenz, 
wurden gemäß den früheren Beschlüssen 
vorgesehen. 

Am stärksten beschäftigen uns jedoch 
die inneren Fragen, die insbesondere bei 
der Besprechung der inneren Lage des 
Versöhnungsbundes in Deutschland und 
Frankreich zur Sprache kamen. Es 
zeigte sich dabei, daß insbesondere in 
Frankreich die Stellungnahme des Ver- 
söhnungsbundes noch wenig umrissen 
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ist. In Deutschland klärt sich das Bild, 
auch wenn das politische Chaos sich als 
eine schwere Hemmung für die Ver- 
söhnungsarbeit erweist. Aber über die 
Lage in Deutschland wird an anderer 
Stelle dieser Mitteilungen berichtet. 


F. Siegmund-Schultze. 


Deutsch-französische Vor- 

träge auf Versammlungen 

des englischen Versöhnungs- 
bundes. 


Im Anschluß an die Ratsversammlung 
des Internationalen Versöhnungsbundes 
fand ein Versöhnungsfeldzug durch eng- 
lische Städte statt, an dem von 
deutscher Seite außer mir der frühere 
Direktor des Statistischen Amtes Berlin- 
Schöneberg und jetzige Herausgeber der 
„Deutsch-Französischen Wirtschafts- 
korrespondenz“, Dr. R. Kuczynski, be- 
teiligt war. Wir Deutsche sprachen bei 
fast allen Gelegenheiten zusammen mit 
französischen Rednern, und zwar mit 
dem Deputierten Marc Sangnier, M. 
Destournelle de Constant und Pfarrer 
Guiton. 


Erwähnt sei hier noch ein Empfangs- 
abend der englischen Gruppe des Ver- 
söhnungsbundes, der unter dem Vorsitz 
von Miß Maud Royden stattfand und 
viele Freunde unserer Sache vereinigte; 
dann eine Versammlung in der englischen 
Völkerbundliga, in der hauptsächlich 
die Reparationsfrage besprochen wurde. 
Eine große Volksversammlung in Lei- 
cester hatte das Thema: „Ein besserer 
Weg als die Ruhr“ und brachte hierfür 
einmütige Vorschläge des französischen 
und des deutschen Referenten. Ebenso 
freundschaftlich war mein Zusammen- 
wirken mit dem französischen Redner 
in Nottingham, der sich offen gegen 
den Militarismus seiner gegenwärtigen 
Regierung aussprach. Ich bedauerte 
nur, daß ich diese Reise nicht länger 
fortsetzen konnte, da ich sah, wieviel 
Mißverständnisse geklärtt und wie- 
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viel Freundschaften geschlossen werden 
können. 
F. Siegmund-Schultze. 


* 


Aus der Ortsgruppe Berlin- 
Ost des Versöhnungsbundes. 


Die erste Versammlung unserer Orts- 
gruppe nach den Sommerferien fand 
Anfang Oktober statt. Hier hörten wir 
Berichte über die internationale Kon- 
ferenz in Nyborg und die deutsch-fran- 
zösische Konferenz in Utrecht. Da ver- 
schiedene Konferenzteilnehmer unter uns 
waren, erhielten auch diejenigen, die an 
den Tagungen nicht teilnehmen konnten, 
ein ziemlich vollständiges Bild der Aus- 
sprachen und Versammlungen. Diese 
Versammlung fiel gerade in jene Zeit, 
die für unser Volk in wirtschaftlicher 
und innerpolitischer Beziehung so außer- 
ordentlich schwierig war. Es wurde uns 
klar, daß es für uns wichtig sei, neben 
der internationalen Versöhnungsarbeit, 
Versöhnung im eigenen Volke zu wir- 
ken, jeder an dem Platz und in den 
Schwierigkeiten, vor die er gerade ge- 
stellt ist. — 

Auf unserer Versammlung im No- 
vember sprach Pastor Anhalt zu uns 
über „die Lage Deutschlands und sein 
Verhältnis zu den anderen Ländern“. 
Seine Ausführungen gaben einen Über- 
blick über den damaligen Stand der 
außenpolitischen Verhältnisse, besonders 
auch in Hinsicht auf den von England 
ausgehenden Plan einer einzuberufenden 
europäischen Konferenz. Im Vorder- 
grund der Ausführungen stand die 
Frage, ob Poincares Machtpolitik oder 
die Politik Englands sich durchsetzen 
werde. 

Über den Wiederaufbau Nordfrank- 
reichs sprach in unserer Versammlung 
im Dezember der Sekretär des Versöh- 
nungsbundes, F. Voges. Er zeigte, wie 
der Wiederaufbau, der mit unserem 
eigenen Wohl und Wehe aufs engste 
verbunden ist, von allen Beteiligten nach 
dem Maß ihrer Kräfte mitgetragen wer- 
den sollte. Der langjährige Widerstand 
gegen den Wiederaufbau durch deutsche 
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Arbeiter und deren Einreise in Nord- 
frankreich ging vor allem von der fran- 
zösischen Regierung aus, während die 
versöhnlich gestimmten Bewohner dieser 
Gebiete der Hilfe durch deutsche Ar- 
beiter sehr günstig gegenüberstanden. 
Nun aber steht auch von seiten der fran- 
zösischen Regierung der Einreise prin- 
zipiell nichts mehr im Wege, Reisegeld 
steht für die, die am Wiederaufbau teil- 
nehmen wollen, zur Verfügung, und 
auch für die Entlohnung sind ange- 
messene Sätze schon “ festgelegt. Die 
Unterbringung erfolgt in Baracken, und 
es sind Maßnahmen getroffen, die ver- 
hindern, daß der Wiederaufbau zu einem 
Geschäft ausartet. Was bisher von der 
Regierung aufgebaut wurde, entspricht 
nicht dem, was durch die Notlage der 
Bevölkerung gefordert wird, sondern 
Gesichtspunkten des wirtschaftlichen 
Profits. So ist von der zerstörten In- 
dustrie 90% wiederhergestellt gegen 
30% des zerstörten Ackerlandes und 
nur 16% der zerstörten Häuser. Die 


-von den Deutschen jetzt unternommene 


Wiederaufbauarbeit soll vor allem der 
Errichtung zerstörter Wohnstätten die- 
nen. Es ist vor allem der unermüdlichen 
Arbeit von Marc Sangnier zu danken, 
daß jetzt solche Arbeit möglich ist. All- 
mählich beginnt die Kluft, die beide 
Völker noch trennt, da und dort über- 
brückt zu werden. Das Notopfer der 
deutschen Frauen, die trotz eigener Not 
ihren Schmuck für den Wiederaufbau 


dahingeben, hat auf die französischen 
Frauen tiefen Eindruck gemacht. Man 
beginnt schon deutsche Kinder nach 


Frankreich einzuladen, und französische 
Frauen haben für deutsche Familien die 
Pflegschaft übernommen. 

Im Mittelpunkt des Januaraussprache- 
abends stand das Thema der Gewalt- 
anwendung. Herr Stöhr hatte es über- 
nommen, den Abend einzuleiten, und an 
seine Ausführungen schloß sich dann 
eine sehr lebhafte Aussprache an. Die 
Neujahrsgrüße des französischen Ver- 
söhnungsbundes und Grüße, die wir von 
Gesinnungsfreunden aus Lille erhalten 
hatten, kamen zur Verlesung. Aus Dres- 
den haben sich verschiedene Freunde 
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zur Wiederaufbauarbeit gemeldet, und 
es ist bisher die Einreiseerlaubnis an 
solche erteilt worden, die in Gruppen 
kommen und gewillt sind, den Ertrag 
ihrer Arbeit als Opfer für den Wieder- 
aufbau zur Verfügung zu stellen. 

Zu unserer Februarversammlung hat- 
ten wir gemeinsam mit den Quäkern zu 
einem Vortrage eingeladen, welchen 
Prof. Liepmann über „die Pädago- 
gischen Arbeiten im Hamburger Ju- 
gendgefängnis und ihre Hindernisse‘ im 
überfüllten Auditorium maximum der 
Berliner Universität hielt. Wir erhielten 
einen Einblick in die Arbeiten, welche 
im Gegensatz zu der sonst in Deutsch- 
land geübten Praxis in der Gefangenen- 
behandlung von Dr. Bondi und Dr. 
Herrmann im Hamburger Jugendge- 
fängnis Hahnöfersand an Versuchen 
einer pädagogischen "Gefangenenbehand- 
lung geleistet worden war. Schmerz- 
lich berührte es zu sehen, wie dies in 
Amerika erfolgreich durchgeführte, in 
Deutschland aber so sehr vernach- 
lässigte Gebiet der Pädagogik schon im 
Jahre 1830 von einem deutschen Ge- 
fängnisdirektor Obermeyer angeregt 
worden war, und wie gerade die Re- 
formen des amerikanischen Gefängnis- 
wesens auf diesen von Obermeyer aus- 
gehenden Anregungen fußen. Unüber- 
windliche Schwierigkeiten, die sich von 
Seiten der Gefängnisbeamten des Ham- 
burger Jugendgefängnisses entgegen- 
stellten, haben die dort begonnenen Ar- 
beiten zum Stillstand gebracht. In 
engster Lebens- und Arbeitsgemein- 
schaft mit einer Gruppe von jugend- 
lichen Sträflingen hatten die beiden oben 
genannten Pädagogen versucht, das\ Ver- 
trauen der Gefangenen zu gewinnen. In 
dem ihnen Anvertrauten erblickten sie 
nicht den Verbrecher, sondern vor allem 
den Menschen, den es in seiner Totalität 
zu erfassen gilt. Durch Schaffung einer 
pädagogischen Atmosphäre suchten sie 
die Grundlagen für eine gesunde Arbeit 
zu legen. Ein Verhältnis des Führers 
zum Geführten bildete sich aus. Die 
Freude an der Arbeit, vor allem am 
Handwerk wurde zu heben versucht. In 
Aussprache- und Literaturabenden er- 
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hielten Geist und Gemüt Nahrung und 
Anregung. Das Gefühl der Verant- 
wortung für die Gruppe wurde in den 
reiferen Sträflingen geweckt, und ein 
Innenring bildete sich, der den anderen 
Beispiel und Hilfe sein wollte. So 
schwierig und so voll innerer und 
äußerer Widerstände die Arbeit auch 
gewesen, man empfindet einen tiefen 
Schmerz bei dem Gedanken, daß sie ab- 
gebrochen werden mußte, und es scheint 
mir eine Aufgabe im Sinne der Ver- 
söhnung und Liebe, im Kreise der 
eigenen Volksgenossen zu sein, in stiller 
Kleinarbeit dahin zu wirken, daß solche 
Arbeit bald wieder an verschiedenen 
Orten in unserer Heimat aufgenommen 
werden kann. Alfred Peter. 


* 


Im Dezember vorigen Jahres fanden 
sich Freunde des Versöhnungsbundes 
zum ersten Male im Westen Ber- 
lins zusammen. In Stärke von 20 bis 
30 trafen wir uns im Februar bereits 
zum dritten Male. Unsere Zusammen- 
künfte, die Dr. Kupperberg leitete, wur- 
den eingeleitet durch eine Ansprache 
von Pastor Ed. Le Seur. Er sprach 
über Menschen guten Willens und führte 
aus, daß unsre Art im Versöhnungsbund 
die des Verstehens ist, sich im Tiefsten 
zu verstehen und dort eins zu werden. 
Wir lehnen in Diskussion und Verkehr 
es ab, im andern Menschen den Gegner 
zu sehen, der niederzuboxen ist. Die 
Art Christi ist es, sich in den andern 
hineinzuversetzen, sich mit ihm zu ver- 
schmelzen und so zur tiefsten Ver- 
söhnung zu kommen. — Die recht leb- 
hafte Diskussion, die auch die be- 
kannten Vorwürfe gegen die Kriegs- 
pastoren wieder aufleben ließ, brachte 
insofern eine Klärung, als allen unsere 
Hauptaufgabe deutlich wurde, einen 
neuen Geist des Verstehens und der 
Liebe in unsre haß- und streiterfüllte 
Umgebung hineinzutragen. 

Im Januar sprach Reichstagsabge- 
ordneter W. Hoffmann zu uns über den 
„Religiösen Sozialismus“. Die ' Aus- 
sprache zeigte, daß man sich die christ- 
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liche Grundlage unseres Friedenswillens 
nicht verrücken lassen wollte. 

Mitte Februar gab uns unser Sekretär 
F. Voges einen Bericht über seine Frank- 
reichreise und lenkte damit auf unsere 
praktische Hauptarbeit, dort den Frie- 
denswillen zu stärken, wo es unserm 
Volke am schwierigsten gemacht ist. 

Neben vielen Einzelfragen über 
Frankreich hieß es in der Diskussion, 
daß wir bei uns selbst als der Wurzel 
des Übels anfangen müßten. Wenn wir 
unsern Friedenswillen sogar einem 
nationalistischen Frankreich gegenüber 
betonen, so haben wir auch gegenüber 
deutschen Nationalisten die Aufgabe der 
Versöhnung. Ein Zweifel hieran gab 
zu dem Wunsche Anlaß, über die Ver- 
söhnungsmöglichkeit im Verhältnis der 
Klassen zu einander an einem beson- 
deren Abend sich auszusprechen. — Be- 
sonderes Interesse war auch für die 
Bruderschaften (fraternit&es) vorhanden, 
die sich in den kleinen Städten Nord- 
frankreichs gebildet hatten; es sind eng 
aneinander gewachsene Gemeinschaften, 
die sich um das Neue Testament 
sammeln. 

Zum Schluß hieß es, eine rechte Ein- 
heit ließe sich nur auf dem Boden des 
Christentums verwirklichen. Dies treibt 
uns dazu, vor allem nach unsrer Schuld 
zu fragen und offen vor der Welt unser 
Unrecht ztı bekennen. 

Hermann Stöhr. 


* 


In Göttingen hat sich ein 
Freundeskreis von zirka 35 Menschen, 
in Cassel und Marburg von je 
20—30 dem Versöhnungsbund ange- 
schlossen. 

% 


In Hamburg fand am Iıı. Januar 
die Gründung einer Ortsgruppe statt. 
Etwa 45 erklärten sich als Freunde des 
Versöhnungsbundes. 

* 


Die Arbeit von Dr. Otto Roth führt 
in Dortmund Schwester Clara 
Sülberg weiter. Etwa 45 Menschen 
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konnten sich wiederum im Januar zu 
lebhafter und tiefgehender Aussprache 
treffen. — Inzwischen ist die Gruppe auf 
60 Mitglieder angewachsen. 


* 


Der Vorstand des deutschen 
Versöhnungsbundes (. B.) 
lädt die Freunde des V. B. zu der Mit- 
glieder-Versammlung am ı5. April 1924 
in der Lesehalie, Berlin O ı7, Frucht- 
straße 62pt., hiermit herzlich ein. — 
Beginn 5 Uhr nachmittags. 

Tagesordnung: ı. Bericht über das 
Arbeitsjahr. 2. Neuwahl des Arbeits- 
Ausschusses und des Vorstandes. 
3. Wahl des Sekretärs der deutschen 
Geschäftsstelle. 4. Festsetzung der ge- 
planten deutsch-französischen Zusam- 
menkunft. 5. Arbeitswoche des deut- 
schen V.B. 6. Verschiedenes. — Nach 
kurzer Abendbrotpause um 8 Uhr: 
Aussprache über die Ziele und Satzungen 
des V. B. 

Sollte jemand, der verhindert ist, per- 
sönlich zu erscheinen, schriftliche An- 
träge an die Mitglieder-Versammlung 
stellen, so bitten wir, diese bis zum 
5. April einzusenden. 

Bescheidenes Freiquartier hoffen wir 
in genügender Anzahl beschaffen zu 
können. Wir bitten die Auswärtigen, 
der Geschäftsstelle des deutschen V. B., 
Berlin O 17, Fruchtstraße 64 II, um- 
gehend mitzuteilen, ob sie Freiquartier 
wünschen. 

Zugleich weisen wir die Freunde der 
Sozialen Arbeitsgemeinschaft (S. A. G.) 
darauf hin, daß am 16. April der Arbeits- 
Ausschuß der $. A. G. zusammentritt. 


* 


Besuch in Frankreich. 
25. Januar bis 5. Februar I924. 


Drei Deutsche waren zu einem Besuch 
in Frankreich von dem französischen 
Versöhnungsbund eingeladen, damit wir 
Deutschen die Franzosen besser kennen 
und verstehen lernen und andererseits 
wir größeren französischen Kreisen aus 
Deutschland berichten sollten. Wir 
trafen uns in der Gegend Frankreichs, 
die am meisten im Kriege gelitten hatte; 
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unsere Reise ging von Valenciennes nach 
Douai (Sin-le-Noble), Lens (Lievin), 
Lille (Fives). Wir‘fanden dort überall 
herzliche Aufnahme in den Fraternites, 
Missionskreisen, die kein bestimmtes 
konfessionelles Gepräge tragen. 

Man fragte nach der deutschen Not, 
nach der Bereitschaft zur Verständigung, 
vor allem nach dem Verhalten der christ- 
lichen, besonders der evangelischen 
Kreise und der Jugendbewegung; man 
bedauerte allgemein die Politik der 
französischen Regierung, die sich auf 
Mißtrauen und Gewalt gründete, und 
man fragte, wie man der Versöhnungs- 
arbeit und auch dem deutschen Volke 
helfen könnte. 

In Valenciennes und Fives-Lille 
sammelte man auf allgemeinen Wunsch 
eine Kollekte für unsere Arbeit der Ver- 
söhnung, bezw. für die deutsche Not. — 
In St. Quentin hatten wir Gelegenheit, 
die Industrie-Kreise kennen zu lernen. 
Wenn auch der französische Industrielle 
sich über Handelsbeziehungen zu 
Deutschland freute, so konnte er doch 
andererseits die systematische Zer- 
störung bei dem Rückzug der Deutschen 
noch nicht überwinden. Allerdings war 
es für uns als Deutsche ein eigenartiges 
Gefühl, Trümmerhaufen, die nicht direkt 
durch strategische Gründe zu erklären 
waren, zu besichtigen. In dieser Be- 
ziehung verfehlte auch die Kathedrale 
von St. Quentin, deren sämtliche Pfeiler 
noch heute mit großen Löchern versehen 
sind, ihre Wirkung nicht. Diese Löcher 
sollten zur Aufnahme von Spreng- 
stoff dienen. Von St. Quentin aus 
bereisten wir die Schlachtfelder zwi- 
schen Peronne und Bapaume; die hier 
geleistete ausdauernde Arbeit mußte 
man bewundern. Wer jene Felder zur 
Zeit der Somme-Schlacht sah, hätte es 
nicht für möglich gehalten, daß in solch 
kurzer Zeit die Felder wieder hätten be- 
wirtschaftet werden können. Die kleinen 
Unebenheiten im Acker deuten zwar 
noch auf die Unzahl ehemaliger Gra- 
nattrichter hin, aber die junge Saat 
verspricht, die Kriegswunden zu ver- 
hüllen. — Die zerstörten Wälder 
sind allerdings nur sehr wenig „wieder 
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sind sie völlig ver- 
schwunden, z. T. recken die weißen 
Baumskelette ihre nackten Arme 
hilfesuchend gen Himmel. — Die In- 
dustrie ist zum allergrößten Teil 
wieder aufgebaut (es sind sogar Fa- 
briken „wieder aufgebaut“, die vor dem 
Kriege gar nicht existierten!). Dagegen 
sind die Wohnhäuser nur gut zur Hälfte 
wiederhergestellt. Ein großer Teil dieser 
Arbeit mußte halbfertig liegen bleiben, 
da kein Geld dafür zur Verfügung stand. 
Von 45000 Einwohnern in St. Quentin 
wohnen noch heute 12000 in erbärm- 
lichen Wellblech- oder Holzbaracken. 
Es gehört Mut dazu, die völlig zer- 
störten Gebäude mit den geringen Mit- 
teln wieder aufzubauen. Es ist viel Ar- 


aufgebaut“, z. T. 


beit geleistet worden, so viel, daß 
mancher meinen könnte, die Not 
des zerstörten Gebietes sei schon 
beseitigt; verschiedene deutsche Zei- 


tungen haben sich ja schon vor langer 
Zeit dahingehend geäußert. Eine der- 
artige Ansicht ist eben so oberflächlich 
wie die jener Ausländer, die behaupten, 
in den deutschen Städten gäbe es keine 
Not, da man auf den Straßen eher Luxus 
als Not sähe. 

In Paris bemühten sich unsere 
Freunde, uns einen möglichst vielsei- 
tigen Eindruck von der französischen 
Gesinnung und Arbeit zu verschaffen. 
Das Leben des französischen Protestan- 
tismus, dessen missionsreiche Tätigkeit 
wir im zerstörten Gebiet (die Kreise 
der Fraternites) schon kennen gelernt 
hatten, ließ uns besonders in Gesprächen 
mit Pariser Vertretern sowohl die 
Schwierigkeiten als auch die Vorteile 
der religiösen Minderheit erkennen. Wir 
trafen nur mit solchen zusammen, die 
unter allen Umständen die Forderung 
christlicher internationaler Bruderschaft 
anerkannten. Wenn diese Gesinnung 
nicht immer offiziell hervorgetreten ist, 
so scheint der Hauptgrund darin zu 
liegen, daß man den Vorwurf der Katho- 
liken zu befürchten hat, der Protestan- 
tismus sei etwas Fremdes und müsse 
schon deshalb bekämpft werden. Daher 
kommt es wohl auch, daß die radikale 
Richtung (Mouvement Pacifique Chre- 


tien, Dumesnil) nur wenig Anhänger 
hat. — Allerdings ist auch auf katho- 
lischer Seite die Bewegung Marc Sang- 
nier (Jeune Republique) tätig für die 
Völkerverständigung. — Dem Pariser 
Versöhnungsbund sind wir — abgesehen 
von seiner Gastfreundschaft uns gegen- 
über — besonders dankbar für die Ar- 
beiten, die er für den Deutsch-franzö- 
sischen Pressedienst schon geleistet hat: 
Nachrichtensammlung und Vermittlung 
von Zeitungen. Dank gebührt auch der 
protestantischen Fakultät, in der uns ein 
Geist wahrer christlicher Bruderliebe 
begegnete. — Noch auf anderem Gebiete 
findet man sich als Menschenbrüder 
wieder, nämlich in den französischen 
Konzerten. Die Stücke deutscher Mei- 
ster sind keine Seltenheit — das Publi- 
kum hat alle Schranken der Nationen 
zur Seite geschoben. — Doch nun noch 
ein Wort über die französischen Natio- 
nalisten. In der Ecole Normale Supe- 
rieure hatten wir eine Aussprache auch 
mit diesen: Der Vertreter der Natio- 
nalisten erklärte, daß Frankreich nur 
den Frieden wolle. Alle militärischen 
Rüstungen dienten nur zu diesem Zweck! 
Man hatte das Gefühl maßloser Furcht 
vor Deutschland. — Wir konnten auch 
mit :dieser Besprechung zufrieden sein, 
da man auch auf nationalistischer Seite 
eine Verständigung für besser hielt als 
die Entscheidungen durch Gewalt. — 
Die Unterstützung der deutschen Sepa- 
ratistenbewegung durch die französische 
Regierung wurde allgemein zugegeben, 
aber bedauert bezw. als taktischer Fehler 
bezeichnet. 

Von Interesse ist auch die Bewegung 
„Pour Supprimer ce Crime: La Guerre“. 
Sie erstrebt einen wirklichen Völker- 
bund. Da sie diesen besonders zum Vor- 
teil Frankreichs darstellt, ist es ihr ge- 
lungen, selbst ‚von nationalistischer Seite 
Sympathie zu erhalten. Diese „Sympa- 
thie“ scheint der Bewegung mehr zu 
schaden als zu nützen. — — 

Die französischen Gewerkschaften sind 
selbstverständlich international gerich- 
tet. Sie unterstützen daher auch die 
deutsche Gewerkschaftsbewegung tat- 
kräftig und sind noch eifrig bemüht um 


die deutsch-französischen Wiederaufbau- 
probleme. Bemerkenswert ist das Be- 
streben ihres Sekretärs Dubreuil, den 
Materialismus durch geistige Bestre- 
bungen zu verdrängen. 

Zum Schluß sei noch einmal festge- 
stellt, daß uns nirgends Haß begegnet 
ist, dagegen sehr viel guter Wille zu 
friedlicher Lösung des europäischen Un- 


glücks. Allen Gastgebern sei auch an 
dieser Stelle herzlich gedankt. 
F. Voges. 


x 


Französische Stimme über 
den deutschen Besuch in 
Frankreich. 


(Brief an den Sekretär der Deutschen 
Geschäftsstelle des Versöhnungsbundes.) 


„Fives-Lille 16. Februar 1924. 


Lieber Freund, ich übersende Ihnen 
beifolgend und mit der Bestimmung für 
den deutschen Versöhnungsbund eine 
kleine Botschaft, die gestern abend am 
Schluß einer Versammlung unterzeich- 
net wurde, in der die Ortsgruppen des 
„Versöhnungsbundes“, der „Jeune Re- 
publique“, „la Paix par le Droit“, des 
„Weltbundes für Freundschaftsarbeit 
der Kirchen“ den Grund .zu einem ge- 
meinschaftlichen - Aktionsprogramm ge- 
legt haben. 

Wir haben hier die beste Erinnerung, 
an Ihre Durchreise bewahrt, und ich 
kann Ihnen sagen, daß Ihr Besuch die 
Augen und Herzen der meisten Men- 
schen geöffnet hat, besonders eines Pro- 
fessors, der von nun an mit uns mar- 
schieren wird auf dem Wege der sozialen 
und internationalen Versöhnung durch 
den .Geist Jesu Christi. 

Gott möge Ihnen viel Freude in Ihrem 
Werk geben und Ihre Hingebung zum 
Ziele führen. 5 

Mit brüderlichem Gruß Ihr J.R.“ 

„Vierzig pazifistische Franzosen, die 
in Lille am ı5. Februar 1924 sich ver- 
einigt haben, um das Friedenskartell 
zwischen allen Gruppen zu bilden, die 
für die Versöhnung und für den Frieden 
arbeiten, senden ihren brüderlichen 
Gruß und den Ausdruck ihrer brennen- 
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den Wünsche für den Erfolg unserer ge- 
meinsamen Arbeit.“ 
Eigenhändige Unterschriften, 
darunter 6 Professoren und 3 Pastoren. 
* 


Über neue Methoden in der 
Politik schreibt George Davies, 
Mitglied des englischen Parlaments für 
die Universität von Wales, in The 
Daily News vom ı8 Januar 
1924: 

Die Zeichen der Zeit bestätigen die 
fast allgemeine Auffassung von dem 
Versagen der politischen Methoden, die 
vor zehn Jahren in den meisten christ- 
lichen Ländern allgemein gutgeheißen 
wurden. Nicht nur die Methoden des 
Krieges einerseits und die revolutionäre 


Gewalt andererseits stehen in Frage. 
Eine zunehmende Anzahl verant- 
wortungsvoller Staatsbürger sind der 


Politik gegenüber skeptisch und spotten 
über sie. Die konstitutionelle Regierung 
mit ihrem Mehrheitsvotum bricht über- 
all in der Welt zusammen. 

In Italien wie in Rußland wurde die 
konstitutionelle Methode offen und so- 
gar höhnisch von Gewaltmenschen der 
Linken beiseite gestoßen. 

Vom rein wissenschaftlich-politischen 
Standpunkt aus betrachtet, ist es eine 
seltsame Tatsache, daß 1906 trotz einer 
noch nie dagewesenen verfassungs- 
mäßigen liberalen Mehrheit die Haupt- 
maßnahmen des liberalen Programms — 
betr. Enthaltsamkeit, Erziehung, Grund- 
besitz und Reform des Oberhauses — 
durch eine entschlossene Obstruktion 
der Minderheit im Parlament vereitelt 
wurden; und das Home-Rule-Gesetz 
wurde durch das Verhalten einer noch 
kleineren Minderheit in Ulster suspen- 
diert. 

In weitem Maße erfolgte die Be- 
stätigung tiefeingreifender Gesetzesakte 
durch allgemeines Einverständnis (con- 
sent) — Altersrenten, Versicherungsge- 
setz und Handelsschiffahrtsakte. Wenn 
nun dieses Einverständnis als letzte 
Zuflucht erreicht werden muß, ehe die 
Gesetzgebung Frieden und guten Willen 
zu bewirken vermag, so scheint es nahe- 
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liegend zu fragen, ob nicht solch all- 
gemeines Einverständnis als erstes ge- 
sucht werden sollte; und weiterhin 
wirklich zu fragen, ob diese Art der 
Lösung ohne irgend einen parlamen- 
tarischen Zwang oder Drohung mit be- 
waffneter Gewalt nicht gerade die 
christliche Methode für die Politik ist. 

Wie wenig befriedigend und über- 
zeugend für eine wirkliche Lösung der 
parlamentarische Mehrheitszwang sein 
kann, ist nach jeder Richtung hin deut- 
lich geworden: Gladstones Coercion 
Acts, das konservative Erziehungsgesetz 
von 1902, das liberale Home-Rule-Ge- 
setz von I9gI4 usw., Lloyd Georges her- 
ausfordernder Kampf und passive Resi- 
stenz gegenüber den bloßen Mehrheits- 
beschlüssen in Südirland und in Ulster. 

Welche Wahl hat hier praktische 
Politik? „Würde nicht ein Verzicht auf 
Anwendung militärischen und . gesetz- 
lichen Zwanges jedes politische Tun 
unsinnig machen?“ fragt man. 

Zunächst antworten wir: Bereits in 
den kleinsten Einheiten menschlicher 
Gesellschaft — in Familie, Schule, Ge- 
meinde — sind größte Harmonie, Fleiß, 
Tätigkeit, Freiheit und Liebe vereinbar 
mit einem vollständigen Verzicht auf 
Zwang, solange auch nur einige wenige 
Menschen in diesen Einheiten eine unge- 
brochene Atmosphäre des guten Willens 
aufrechterhalten. Zweitens werden schon 
in recht großen und ansehnlichen Ver- 
einigungen wie der der Gesellschaft der 
Freund, wo es keine Zuflucht zur 
Mehrheitsabstimmung gibt, schwierige 
und verwickelte politische Fragen 
grundsätzlicher und praktischer Art ein- 
mütig entschieden, weil Nachsicht mit 
einander geübt wird, bis ein gemein- 
samer Wille erreicht worden ist. Drit- 
tens könnte eine kleine Gruppe christ- 
licher Extremisten im Parlament — ex- 
trem in ihrem vollständigen Verzicht auf 
jeglichen Zwang und in ihrem Glauben 
an den endlichen Sieg des guten Willens 
und des Verzeihens — einen als Sauer- 
teig wirkenden tiefen Einfluß auf den 
ganzen Charakter der Parlaments- und 
Regierungsmethoden ausüben. 

Könnte man nicht voll Hoffnung von 
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solch einer Gruppe erwarten, daß sie 
durch Verhandlungen und in gegen- 
seitigem Vertrauen die Einheit des 
Geistes erreichte, die zur Lösung be- 
sonderer politischer Schwierigkeiten, wie 
sie jetzt aufgetaucht sind, notwendig 
ist? 

Denn wenn nicht einmal die Erwähl- 
ten des Volkes im Parlament mit Ruhe 
und voll Vertrauen auf des anderen Auf- 
richtigkeit beratschlagen können, so ist 
es sicher müßig zu erwarten, daß die Ge- 
waltmenschen in Dublin oder Belfast 


oder Belgravia oder Bow aus ihrem 
Elend einen anderen Ausweg sehen 
sollten als die gegenwärtige Art der 


Verteidigung und des herausfordernden 
Trotzes. Daß die Parteipolitik gegen- 
wärtig auf einem toten Punkt ange- 
kommen ist, könnte den Menschen guten 
Willens in allen Parteien große Mög- 
lichkeiten bieten, im Geiste der Brüder- 
lichkeit mit einander zu beraten und zu 
einem Übereinkommen durch allge- 
meines Einverständnis zu gelangen und 
gemeinsam zu handeln gegenüber den 
wichtigen Problemen, denen man in der 
kommenden Sitzungsperiode gegenüber- 
steht. 
* 


In „No more War“, Februar 1924 
schreibt Davies: Auch im Parla- 
ment sollte ein Pazifist ein Friedens- 
bringer sein, nicht nur vom Frieden 
reden. Der Friede ist nicht nur da für 
die Pazifisten. Sechs Programmpunkte 
stellt er auf für einen friedensgesinnten 
Parlamentarier: 

1. Die Gewissensfreiheit der Seele darf 
nicht preisgegeben werden zugunsten 
einer Parlaments- oder Parteiherrschaft. 

2. Ebenso wie „Kein Krieg mehr“ 
sollte es auch heißen „Keine Feind- 
schaften mehr“, auch nicht verkleidet in 
schöne Phrasen wie: Mehrheitsherr- 
schaft, gerechte Entrüstung, Parteidis- 
ziplin, Klassensolidarität oder euro- 
päischer status quo. 

3. Über Koalitionen und Kompromisse 
hinweg, die sich auf den niedrigsten ge- 
meinsarmen Nenner von Klassen- oder 
Selbstinteressen oder allgemeine Feind- 


schaft gründen, sollen wir jederzeit und 
über alle Grenzen hinweg die Versöh- 
nung erstreben. 

4. Der Verfassungskunstgriff des 
Köpfezählens und der Mehrheitsherr- 
schaft ist weder gut christlich noch ver- 
nünftig, so daß er ein gut Teil von dem 
Spott verdient hat, mit dem die Lenins 
und Mussolinis ihn überschüttet haben. 

5. Es ist Sache eines gründlichen Pa- 
zifisten, seine Gegner tmzustimmen, 
nicht aber sie niederzuzwingen. Und je 
entwaffneter von Macht, Vorrecht und 
Gepränge er hierfür dasteht, um so wahr- 
scheinlicher wird er den Frieden herbei- 
führen. 

6. Es ist seine Arbeit, den Glauben an 
„das Göttliche in jedem Menschen“ auf- 
recht zu erhalten, die Wahrheit in Liebe 
zu sagen, immer zu vergeben, wie Gott 
vergibt, und so Reue möglich zu machen. 

Eine christliche Politik muß erst noch 
durchdacht und durchlebt werden, auch 
wenn wir in der größten Vereinsamung 
damit beginnen müssen. In einer Koa- 
lition zwischen einem sozialisierten 
Christentum und einem verchristlichten 
Sozialismus sehe ich die Anfänge eines 
neuen Himmels und einer neuen Erde in 
Religion und Politik. 


* 


„Reconciliation“ ist der Titel der jetzt 
neu erscheinenden Zeitschrift des eng- 
lischen Versöhnungsbundes, der Fort- 
setzung von News Sheet. Versöhnung, 
„die den Blick richtet auf eine christ- 
liche Welt“, das ist der Untertitel, dem 
dann auf dem Titelblatt das Wort folgt: 

„Es ist Wahnsinn, auf die See zu 
fahren, ohne den Weg zu kennen; auf 
ein Wasser hinauszufahren, das niemand 
vorher durchkreuzt hat; nach einem 
Land zu reisen, dessen Vorhandensein 
fraglich ist. — Wenn Columbus so ge- 
dacht hätte, würde er niemals die Anker 
gelichtet haben. — Aber mit diesem 
Wahnsinn entdeckte er eine neue Welt.“ 

Die Januar-Nummer, die sich vor- 
nehmlich mit Erziehungsfragen befaßt, 
bringt u. a. Aufsätze von Davies und 


Lester. 
* 
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Über die Fortschritte des Versöh- 
nungsbundes in England, insbesondere 
über die Wahl von Mitgliedern des 
Bundes ins Parlament, berichtet F. Sieg- 
mund-Schultze in einem Artikel der 
„Hilfe“ (1. März 1924) unter der Über- 
schrift „Soziale Revolution in England“. 

* 


Pazifistische Lehrer aus Dänemark, 
Norwegen und Schweden trafen sich im 
November in Malmö (Schweden). Diese 
Konferenz ist von zwei Mitgliedern des 
schwedischen Versöhnungsbundes, 
Mathilde Widegren und Elisabeth Euren 
angeregt worden. Man fühlte, daß eine 
gänzliche Umwälzung im Erziehungs- 
wesen notwendig sei, um die Ideale der 
Bergpredigt erreichen zu können. Ein 
Programm für Zusammenarbeit wurde 
aufgestellt, auf dem- auch eine Lehrer- 
Sommerschule für die vier nördlichen 
Länder in Aussicht genommen wurde 
mit Vorträgen von Männern und Frauen, 
die in der Arbeit für den Internationalen 
Frieden an hervorragender Stelle stehen. 

* 


Ein neues Friedenshaus wurde jetzt 
gerade in New-York von der Frauen- 
Friedensgesellschaft, dem Frauen Frie- 
densverein, dem Versöhnungsbund und 
der Kriegsdienstverweigerer-Internatio- 
nale eingerichtet. Für Versammlungen 
wird hier ein großer Hörsaal verfügbar. 

* 


Auf einer Versöhnungsbundkonferenz 
in Kuling (China) wurde folgende 
Erklärung von vielen Missionaren und 
später noch von solchen, die mit dieser 
Haltung übereinstimmten, unterzeichnet: 

Ohne zu den exterritorialen Rechten 
Stellung zu nehmen, nur angesichts der 
Tatsache, daß wir hier Boten des Frie- 
densevangeliums sind und die Aufgabe 
haben, dadurch Frieden zu bringen, daß 
wir Männer und Frauen, jeden einzelnen 
in das neue Leben in Christo führen, das 
den Anlaß jedes Krieges hinwegnimmt, 
drücken wir unseren ernsten Wunsch 
aus, daß keine Art militärischen Zwanges 
angewandt werden möge, um uns und 
unser Eigentum zu schützen. Für den 
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Fall unserer gesetzwidrigen Gefangen- 
nahme oder unseres Todes möge kein 
Lösegeld gezahlt, keine Strafexpedition 
ausgesandt, keine Entschädigung einge- 
trieben werden. Diesen Standpunkt 
nehmen wir ein in dem Glauben, daß der 
Weg zur Erhaltung von Gerechtigkeit 
und Frieden durch Unrechtleiden, das 
nicht Vergeltung übt, geht und daß der 
Geist persönlichen guten Willens gegen- 
über allen Menschen und in jeder 
Lebenslage den Ausschlag gibt. ‘So ver- 
stehen wir die Lehre und das Beispiel 
Jesu Christi, unsers Herrn, und der 
Ausbreitung seines Reichs ist unser 
Leben. geweiht. 

Wenn wir diese Erklärung unter- 
schreiben, wünschen wir es klarzustellen, 
daß wir keine Vollmacht haben, für 
unsere Missionen und Kirchen zu 
sprechen. Wir unterzeichnen sie nur per- 


sönlich. Sekretär Rev. K. L. Pao, 
Kang Wa Shih Kirche, Peking. 


* 


Aus der Jugendbewegung. 


Von der Jugend Sehnsucht 
und Arbeit. 


Es ist im gegenwärtigen Augenblick 
außerordentlich schwer, einen einiger- 
maßen befriedigenden Bericht über die 
neuesten Vorgänge innerhalb der deut- 
schen Jugendbewegung zu geben. Die 
großen Tagungen sind vorüber — über 
die wichtigsten unter ihnen liegen schon 
im letzten Hefte Berichte vor — und die 
Zeitschriften selbst geben gerade in den 
letzten Monaten wenig Aufschlüsse. 
Aber dies bedeutet nicht, daß nichts ge- 
schieht, gerade das Gegenteil ist der Fall, 
und es ist in den letzten Monaten inner- 
halb der Jugendbewegung aufs Inten- 
sivste an der Klärung innerer und 
äußerer Fragen gearbeitet worden. Not, 


schwere Not ist über unser Volk herein-. 


gebrochen, und auch die Jugend sucht 
an ihrer Linderung nach Kräften mitzu- 


arbeiten. An den Schulen haben sich 
Junge Menschen zur Altershilfe zu- 
sammengeschlossen, Helferscharen für 
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den Mittelstand haben sich gebildet, 
denen es besonders durch die Unter- 
stützung ausländischer Freunde möglich 
ist, an der Linderung der allgemeinen 
Not mitzuarbeiten. 

Im letzten Bericht wurde von der 
Arbeit gesprochen, welche die einzelnen 
Gruppen der deutschen Jugendbewegung 
im Rahmen ihrer Parteizugehörigkeit zu 
leisten versuchen. Aber die Jugend 
drängt es aus der Zersplitterung zur Fin- 
heit zurück, sie will wieder ein Volk 
werden. Von der kommunistischen Ju- 
gend über die Jungsozialisten, den Frei- 
deutschen Bund, die Quickborner und 
Neupfadfinder bis zur deutsch-völkischen 
Jugend ist diese Sehnsucht wach, und 
ihrer Verwirklichung gilt jetzt vor allem 
die Arbeit. Über ihre individuelle 
Sonderexistenz hinaus suchen all diese 
Gruppen die Begrenztheit ihres Seins in 
einer übergeordneten Einheit zu ver- 
lieren und dort gemeinsam, vielleicht in 
einem alle umschließenden Bunde, ihre 
eigentliche Bestimmung zu finden. Es 
erscheint auch, als werde innerhalb eines 
solchen Bundes die eine der Jugend- 
gruppen die Führung übernehmen. Viel 
wird gegenwärtig innerhalb der einzelnen 
Gruppen und in einer Zusammenarbeit 
der Gruppen unter einander an solch 
organisatorischer Arbeitsform im Sinne 
der Einheitlichkeit der deutschen Jugend- 
bewegung gearbeitet. Unüberwindlich 
erscheinende Gegensätze zwischen ver- 
schiedenen Gruppen werden oft in ge- 
meinsamer Arbeit überbrückt, die ein- 
zelnen Gruppen aber werden durch solche 
Gegensätze immer wieder vor neue, 
innere Entscheidungen gestellt. 

Im Herbst vergangenen Jahres fand 
unter Beteiligung aller Jugendgruppen 
ein Jugendtag der badischen Jugend in 
Karlsruhe statt. — Zu Beginn dieses 
Jahres hatte die völkische Jugend ein 
Treffen in Deutschböhmen. — Mitte Fe- 
bruar fand in Neudietendorf eine Führer- 
aussprache von Vertretern der verschie- 
denen Jugendbewegungen Thüringens 
statt, mit dem Ergebnis einer Arbeits- 
gemeinschaft zwischen den verschiedenen 
Gruppen. Aus den vielen Fragen und 
Aufgaben, vor welche sich die Jugend 


heute gestellt sieht, seien zum Schlusse 
noch zwei hervorgehoben. Die eine der 
Fragen ist die nach geschlossenen, or- 
densmäßig oder auch rituell gebundenen 
Formen. Erwähnt seichier außer den 
Quickbornern, den Neupfadfindern und 
der Gruppe der Neuwerkjugend, die sich 
um Normann Körber sammelt, noch 
eine Jugendgruppe in Erfurt, in welcher 
das Wiederaufleben ritterlicher Zucht 
und „höfischer“ Umgangsformen im 
Sinne des Mittelalters lebendig ist. — 
Sehr beschäftigt heute sämtliche Gruppen 
der Jugendbewegung die Frage nach 
einem Ersatz für die frühere Militär- 
dienstzeit. Die einen, mehr völkisch ge- 
richteten Verbände möchten die Frage in 
militärischer Weise gelöst sehen, wo- 
gegen die anderen die Einführung eines 
Zivildienstes vorschlagen. So fordert 
zZ. B. die Arbeitsgruppe der Neuwerk- 
jugend (Siedlung Habertshof, Elm, Be- 
zirk Kassel) zur Bildung einer Er- 
ziehungsgemeinschaft der männlichen 
Jugend auf. „Diese Erziehungsgemein- 
schaft bedeutet für uns gemeinsames 
Leben, gemeinsame Arbeit in straffer 
Zucht und Ordnung. Die Arbeitsgruppe 
tritt zeitweise zusammen zu praktischer 
Arbeit für den Aufbau im Sinne neuer 
Jugend: Ödlandkultur, Hausbau, Arbeit 
für Siedelungen und Werkgemeinden, 
versöhnende Aufbauarbeit in Frankreich. 
In der Arbeitsgruppe sehen wir die Mög- 
lichkeit zur Erziehung der einzelnen zu 
wahrer Mannhaftigkeit in der Gemein- 
schaft und den Weg zum Arbeitsjahr der 
gesamten deutschen Jugend. Ein Ar- 
beitsjahr, das die Jugend im militari- 
stischen und volkstrennenden Sinne be- 
einflussen würde, lehnen wir ab.“ 

Kehren wir zur Sehnsucht der Jugend 
nach Einheit zurück. Der Gedanke des 
„Reiches“ ist es, der hier wieder lebendig 
wird; nicht im äußeren, politischen 
Sinne, sondern im Sinne eines Reiches 
von innen her: „Geläuterte Glut brennt 
hier, Zorn löst sich in Einsicht, Vorurteil 
in Urteil, Selbstsucht in Liebe und 
Dienst.“ 

Alfred Peter. 


* 
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Christentum und Kultur. 


Jugendtagung in Cassel. 


Vom 2. bis 8. Januar 1924 fand in 
Cassel die Tagung der Christen- 
gemeinde statt, eine Bewegung, die aus- 
geht von der Anthroposophie. Einer 
ausdrücklichen Einladung an die „brei- 
testen Jugendkreise“ folgte denn auch 
die Jugend aus den verschiedensten 
Gruppen, berührten doch die Themen 
die brennendsten Fragen der Jugend- 
bewegung. 

Zur Einleitung sprach Willi Kelber 
über den Weg der Jugendbewegung zu 
einer neuen Kirche. Er sagt, daß seit 
Hellerau und der Meißnertagung der 
Verlust des Wortes Jugendbewegung, 
seinem Inhalte nach, datiere. Für die 
Jugendbewegung ist das Leben Selbst- 
zweck geworden, da man keine Opfer 
mehr bringen kann. Er wendet sich an 
die Schicksalsfamilie der Zukunft, die 
das Leben Christi als Schicksal der 
Menschen betrachtet. Die protestan- 
tische Entwicklung ist Zerfallsarbeit des 
Intellekts. In ihr liegt Jammertal- 
stimmung, es ist ein Dualismus von 
Welt und Gott. Sie läßt kein Hinein- 
leben in die Passion zu, und die For- 
derung an uns ist, eine österliche Kirche 
zu schaffen. Er führt weiter aus, daß 
die Zukunftskirche Kultur-Zentrum 
werden müsse. Der Gottesdienst müsse 
das Dogma überwinden; die neue Re- 
ligionsform und das neue Priestertum 
müssen die Dualität aufheben. Die 
Aufgabe sei, eine Religionsform zu 
suchen, in der der einzelne seine Reli- 
gion schafft. Er spricht von den Un- 
taten der Geistlichen, wie Engelhardt 
und Stählin, die Verrat an der Jugend 
üben, weil sie sie zurückführen wollen 
zu alten Epochen. 

Die Veranstalter der Tagung baten 
mit Recht, daß man mit Ehrfurcht und 
Achtung an all diese Fragen heran- 
treten solle. Um so schmerzlicher be- 
rührten einen die unsachlichen Ausfälle, 
die Kelber über Kirche und Theologen 
sich immer wieder erlaubte, und auch 
seine scharfe Ablehnung der Jugend- 
bewegung gegenüber. 
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In dem Vortrag, die Neubegründung 


des Religiösen aus dem erwachenden 
Geistbewußtsein, führte Heidenreich 
aus, daß die lebendige Einheit des 
Geistes und der Sinne den Kultus 


schaffe, diese Einheit schenkt das Gebet. 
In allem ist ein Wissen vom Menschen- 
schicksal, ein neues Naturgefühl kommt 
über uns, ein Verpflichtetsein der Natur 
gegenüber. Martin Buber sagt: wer die 
Dinge nicht liebt, hat Gott nicht lieb. 
Wir müssen lauschen in die Welt der 
Farben, Töne und Sterne, wir sind ver- 
pflichtet für das Auswirken des Geist- 
bewußtseins in der Natur. Wir müssen 
Schale werden für die Sonne des leben- 
digen Geistes. Wir müssen beten 
lernen; das Gebet ist nicht eine subjek- 
tive Stimmung, sondern ein Geschenk 
aus übermenschlichen Einsichten. Der 
Intellekt muß überwunden werden, wir 
müssen von Napoleon zu Franziskus 
kommen. 

Köhler stellt in seinem Vortrag: 
Warum wieder Christus? fest, daß 
unsere Kultur Christus-los sei, weil die 
Theologen Christus auf eine Insel ge- 
setzt haben. Er offenbart sich in den 
Pflanzen, in der Sonne; das ist das gött- 
liche Wort, der Mensch ist die Krone 


dieses Gottsprechens.. Wir offenbaren 
uns durch das Wort, Gott durch 
Christus. Wenn der Mensch spricht, 


müßte es sein, wie wenn Gott spricht. 
Im Urbeginn war das Wort von Gott, 
jetzt ist das Wort von Menschen, darum 
ist es schwach. Die Christuskultur muß 
wieder Faktor werden, die Menschen 
müssen dıe Schöpfung fortführen, denn 
die Anbetung Christi liegt in der Tat. 

Einer der besten Vorträge war der 
von Ogilvie über politische Not und 
religiöse Erneuerung. Er stellt als For- 
derung hin, daß der Mensch im Mittel- 
punkt des politischen Lebens stehen 
müßte. Das ist verloren gegangen. Die 
deutsche Politik ist ehrlos, weil sie mit 
vollen Scheunen das Ausland anruft. 
Unserer Wirtschaft fehlt die Gemein- 
schaftlichkeit. Der Mensch hat sich zum 
Pcherrscher der Natur gemacht, darum 
ist er Material geworden. Politische und 
wirtschaftliche Not sind im Grund reli- 
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giöse Not. Es ist Schuld des Christen, 
daß Politik und Wirtschaft so geworden 
sind; die Religion wurde zur Privat- 
sache, jeder dachte nur an seine Selig- 
keit. Wir haben die Dinge nicht in 
unsere Seele aufgenommen, darum be- 
kamen sie ihre Eigengesetzlichkeit. Aber 
diese ganze Entwicklung ist Schicksal. 
Der Mensch findet sich wieder in sein 
Menschentum. durch das Erleben des 
Göttlichen, und das geschieht durch den 
Gottesdienst, durch den Kultus. Nicht 
wirtschaftliche Interessen führen zur 
Gemeinschaft, sondern nur die An- 
betung. Die Liebe ist nicht naturge- 
geben, niemand kann sie aus sich her- 
ausholen, sie kommt aus geistigen 
Weiten über den, der sich ihr öffnet. Die 
Kirche muß wieder Zelle der Kultur 
werden, denn wir brauchen einen 
Mittelpunkt, eine Grundlage. 

Zwei Führer sprachen über den Kul- 
tus der Christengemeinde. Jeder Mensch 
steht so tief im Kult, als er will, jeder 
entscheidet selber, ob er zum Priester 
oder Laien berufen ist, der Priester ist 
am Altar nur der Vollstrecker des 
Willens der Zuhörer. Der Kelch ist das 
Symbol des menschlichen Herzens, der 
Priester mischt Wein und Wasser, das 
Wasser geht durch das Schicksal der 
Erdenwelt, wie das Unsterbliche durch 
den Menschen geht. Durch das Symbol 
wird ein innerer Vorgang äußerlich 
sichtbar, als symbolischer Mensch wird 
man Schöpfer, das Symbolerlebnis ist 
der einzige Schlüssel zum Innenleben, 
also kann der Kultus nichts Äußerliches 
sein, weil alles in enger Beziehung zum 
Menschen steht. 

In den folgenden Aussprachen werden 
Bedenken laut, ob nun die von den 
Anthroposophen gefundene Form die 
Gewähr leiste, daß sie uns auch den In- 
halt übermitteln könne. Der Kult sei 
doch nicht einfach da, er werde ge- 
macht. Und die Erlebnisse, die das 
Symbol auswechselt, seien subjektiv. 
Darauf wird von anthroposophischer 
Seite geantwortet, ihr Wille sei, das Er- 
kennen zu heiligen, es zum Sakramen- 
talen zu erheben und unter die Verant- 
wortung zu stellen. 


Nicht dem In-. 


tellekt aus dem Weg gehen wollen sie, 
sondern ihn erlösen. Der Kultus ist 
Pflicht, ist ihnen geschenkt von der 
Geisteswelt, darum hat er nichts von 
menschlicher Relativität an sich, er ist 
nicht gemacht. Ein Führer betont, daß 
dies aber nicht der einzige Weg sei, den 
alle Menschen gehen müssen. 

In den verschiedenen Arbeitsgemein- 
schaften, Philosophie, Naturwissen- 
schaften, Kunst, wird die Aussprache in 
kleineren Kreisen fortgesetzt, trotz der 
Bitte vieler Teilnehmer, denen es abso- 
lut notwendig erscheint, daß gerade die 
angeschnittenen Probleme vor der gan- 
zen Zuhörerschaft besprochen werden, 
wie zum Beispiel die scharfe Kritik 
Kelbers über die Jugendbewegung. Es 
kam aber nur zu einer Aussprache mit 
einigen Menschen, die sich besonders 
dafür interessierten. Kelber entschul- 
digt seine unvornehme Art, über Dinge 
zu reden, die ihm auch einmal wert 
waren und die es vielen heute noch 
sind, mit seinem Temperament. Auch 
er stellt den Kult hin- als etwas, das 
Steiner geoffenbart wurde und darum 
außerhalb der Kritik stehe. Verschie- 
dentlich wird von der Seite die An- 
throposophie hingestellt als der Weg, 
den alle Menschen gehen müssen. Da- 
vor warnt Schafft und betont, daß sie 
für ihre Sache Ehrfurcht fordern, daß 
das eine absolut gerechte Forderung sei, 
daß er aber das Gleiche für die Wege 
anderer verlangen müsse. Ein Führer 
antwortet ihm, daß ihr Weg nicht der 
einzige sei, der Mensch, der täglich im 
Opfer und täglich in der Kommunion 


lebt, hat ihn nicht nötig. (Wer hätte ihn 


dann nicht nötig?) 

Ein Priester versucht auf die Men- 
schenweihehandlung vorzubereiten, die 
am nächsten Tage stattfinden soll. Die 
Bibelkritik hat der evangelischen Kirche 
das Wort genommen; dadurch ging 
ihnen das Sehen verloren, nach dem 
Hören von Gottes Wort läßt sie die 
Leute gehen; es heißt aber, seid Täter 
des Wortes. Die Christengemeinde ver- 
legt die Tat in die Kirche, der Kultus 
ist ihre Tat. Kultus ist nichts Ge- 
klügeltes, es ist ein Heiligtum, das in 
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der Menschenseele lebt, das heraustritt, 
aber indiskutabel ist. Durch eine wahr- 
hafte Opferung ist Christus im Men- 
schen, Wein ist Blut, und Brot ist der 
Leib Christi. Christi Leib ist Reinheit, 
Christi Blut ist Liebe, durch die Kom- 
munion geschieht die Vereinigung von 
beidem. 

Verschiedene Führer fordern, daß die- 
jenigen Zuhörer, die ihrer Sache kritisch 
gegenüber stehen, nicht an der Men- 
schenweihehandlung teilnehmen können, 
da es ihnen schon oft geschehen sei, daß 
öffentlich ehrfurchtslos Kritik geübt 
werde an dem, was für sie heilig sei, 
darum sähen sie sich gezwungen, solche 
Menschen auszuschließen. 
fühlten sich natürlich viele ausge- 
schlossen, die mit wahrhaftigem Willen 
kamen, irgendwo doch eine Möglichkeit 
zu finden zusammenzugehen, da doch 
gleiche Ziele vorhanden sind; denen es 
allerdings absolut bewußt war, daß sie 
diesen Weg nie gehen könnten, die sich 
aber verpflichtet fühlten, eine Sache, in 
der so viele wertvolle Menschen stehen, 
die an die Jugend herantreten, wirklich 
kennen zu lernen und zu versuchen, 
nicht gegen einander, sondern auf ver- 
schiedenen Wegen miteinander zu ar- 
beiten an einer neuen Zukunft. 

Bei weiterer Aussprache wird gefragt, 
warum die einzelnen der Christenge- 
meinde den Symbolen so verschiedene 
Auslegungen geben? Ein Priester ant- 
wortet, das er über manches selber er- 
staunt gewesen sei, was von einigen 
seiner Freunde gesagt worden sei; aber 
nie hätten sich die Aussprachen wider- 
sprochen, jeder bringe nur eine Seite 
seiner Erlebnismöglichkeit, aber alles 
sei gleichwertig! (Das letztere wird 
allerdings stark angefochten.) Jeder hat 
das seiner Bedingtheit entsprechende 
Bild, und erst all diese Erlebnisse 
machen das Ganze. 

Sie sehen die Gefahr, die in der Ab- 
straktion und im Dogma liegt, aus dem 
heraus sind sie zum Kult gekommen, 
denn die Abstraktion muß vom Kultus 
erlöst werden. Ein Bild kann nie 
Dogma werden, darum gehen sie zum 
Bild zurück; von der Spekulation zur 
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Phänomenologie, vom Nirwana zum 
Gralideal. Die Anthroposophie ist durchs 
Bild hindurch zur schöpferischen Ich- 
bildungskraft, zur Synthese Goethe- 
Hegel gekommen. Hier wird einge- 
worfen, daß man durch Dynamik und 
Abstraktion doch zum Dogma komme. 

Schafft sagt, daß auch in Abstraktion 
und Bild Sonderung möglich ist, 
Anbetung und Liebe kann durch beides 
verdunkelt werden. Nur was Gehor- 
sam fordert, ist das Wahre. Wenn Gott 
es will, kommen wir auch durch das 
Bild zur Einheit. Die Gemeinsamkeit 
ist trotz der Menge von Bildern möglich, 
nämlich durch den Inhalt. Ihr seht die 
Tiefe der Sünde nicht, wenn ihr nicht 
seht, daß auch im Bild, sogar mit Chri- 
stus, Sonderung möglich ist. Hat nicht 
Christus selbst das Bild Gottes unter 
den Juden zerschlagen? Es liegt Sünde 
darin, wenn man Christus als das Not- 
wendige setzt, obschon er zum Vater 
führt. 

Emil Bock versucht erkentnistheore- 
tisch klar zu legen, wie sie zum Kultus 
gekommen sind. Der Doppelheit von 
Wahrnehmung und Begriff soll der Kult 
eine andere Wahrnehmungswelt hinzu- 
fügen, um das Bild zu vervollständigen. 
Durch Vermählung des Begriffs und der 
Einsicht versucht man, die Wahrheit zu 
finden. Der Kult fördert die Realitäts- 
ahnung, er ist das einzige Wort, das zu 
Christus führt, er steht nicht zur Dis- 
kussion, denn man kann nicht mit Natur 
diskutieren. 

Schafft betont nochmals, daß Sonde- 
rung auf allen Gebieten möglich ist, 
auch die Welt der Bilder steht unter 
dem Gesetz der Sünde. Begriff und Bild 
sind Zweiheiten, schon Bild ist eine 
Zweiheit, schon Anschauung ist Vielheit. 
Logoskraft kann aus dem Irrtum her- 
ausführen, sie ist auch eine Gottesgabe, 
auch im Denken muß Wahrheit und 
Zucht herrschen. Woher stammt die 
Tatsache, daß Kult da ist; wir müssen 
von der Zeit ausgehen, in der wir schick- 
salsmäßig stehen, und versuchen, zur 
Einheit zu kommen. 

Rittelmeyer erklärt, daß man durch 
die Erkenntnistheorie nur wieder ins 


Bildhafte komme, sie hätten Logoskraft 
verspürt, Geistesoffenbarung gehabt, und 
wir müßten uns unter die Kräfte dieser 
Offenbarung stellen. Er wisse, was 
man in der protestantischen Kirche er- 
reiche, und man könne die Stärke 
ihres Erlebens daran erkennen, daß 
sie die Kraft hatten, aus der Kirche aus- 
zutreten. Er sagt, daß sie im Denken 
weiter gehen, sozusagen hinter . die 
Mauern, die die Menschen setzen; hier 
fange überhaupt erst das Wissen an. 

Schafft warnt sie, zu glauben, sie 
seien die Kirche „Macht nicht noch 
eine dritte Kirche auf, hütet euch, euren 
Weg als den einzig richtigen hinzu- 
stellen, ich empfinde euren Weg als Irr- 
weg, wenn ihr nicht die Verbindung 
mit den andern sucht.“ Er versucht noch 
einmal, klar zu machen, worum es ihm 
und den Menschen geht, deren Sprecher 
er ist, daß er, und mit ihm andere auch 
ein Wissen besitzen, die Gewißheit, von 
Gott getragen zu sein, mit der Ver- 
pflichtung, in tätiger Hingabe am Reich 
des Kommenden zu schaffen, 


Marta Gießler-Voellmy. 


* 


Die evangelische 
Jungmännerbewegung 
in Deutschland im Jahre 1923. 


Hatten die Nachkriegsjahre für die 
evangelische Jungmännerbewegung in 
Deutschland, von einzelnen größeren 
Freizeiten und Konferenzen abgesehen, 
im wesentlichen eine Zeit stiller innerer 
Zurüstung und Bemühung um klare Er- 
fassung ihres Zieles ‚‚missionarisches 
Wollen“ bedeutet, so traten im zurück- 
liegenden Jahre die im Reichsverband 
der evangelischen Jungmännerbünde zu- 
sammengefaßten Scharen im größeren 
Ausmaße an die Öffentlichkeit. Drei 
Gelegenheiten boten sich ihnen, vor der 
großen Öffentlichkeit unseres Volkes 
Zeugnis von ihrem Wollen und ihren 
Zielen abzulegen: Die Reichs- 
pfingsttagung in Dresden, 
das 75-jährige Jubiläum des 
westdeutschen Jünglings- 


und der im 
Werbetag 
IO 000 junger 


bundes in Barmen 
ganzen Reich abgehaltene 
am II. November. Über 
Männer: von Königsberg bis Freiburg 
waren in Dresden- zusammen ge- 
kommen und verlebten dort, singend 
durch die Straßen ziehend, als Teil- 
nehmer an den zahlreichen Veranstal- 
tungen im Saal, in den größten Kirchen, 
im Wald oder auf den Elbwiesen, als 
stille Gäste ihres Herrn bei gewaltigen 
Abendmahlsfeiern oder als rege Mit- 
arbeiter in vielen, dem Gebiet ent- 
sprechend getrennten Arbeitsbespre- 
chungen eine Reihe von Tagen, die tat- 
sächlich, was selten möglich ist, die 
Zehntausende auf der innersten Linie 
dauernd mit einander verbunden hielten 
und jedem von ihnen durch die wuch- 
tigen Eindrücke, die unendlich viel mehr 
als Stimmung waren, unvergeßlich sein 
werden. Auch der wirkliche Arbeits- 
ertrag der Dresdner Tagung für unser 
Werk im Blick auf die gefaßten Be- 
schlüsse und gegebenen Anregungen, die 
zum größten Teil bereits durchgeführt 
werden konnten, war ein ganz bedeut- 
samer. Das Ziel, auf das in den kämpfe- 
reichen Vorjahren der erste Reichswart 
des deutschen Jungmännerwerkes, Lic. 
Stange, mit unermüdlicher Energie 
durch Wort und Schrift hingearbeitet 
hatte, nämlich, daß uns ein neues, starkes 
Zusammengehörigkeitsbewußtsein christ- 
bewegter Mannesjugend durch das 
ganze Reich hin geschenkt werde, doku- 
mentierte sich hier in Dresden in deut- 
lichen Bildern, wie sie selbst auf das 
Ausland großen Eindruck machten. 
Auch das 75-jährige Jubiläum 


des Westdeutschen Jüng- 
lingsbundes in Barmen, das 
ursprünglich im Juli stattfinden, aber 


wegen der Schwierigkeiten durch die 
Besetzung auf Oktober verlegt werden 
mußte und auch dann noch nur unter 
größten Schwierigkeiten abgehalten 
werden konnte, vereinte sechs bis sieben- 
tausend junge Männer in schwerster 
Stunde im Herzen des am furchtbarsten 
getroffenen Teiles unseres Vaterlandes. 
In der großen Industriestadt hießen 
dennoch schon am Bahnhof umrankte 
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Ehrenpforten die evangelische Jugend 
willkommen. Die Bedeutung dieses 
Jubiläums lag vor.allem in der dop- 
pelten Tatsache, daß es sich hier so- 
wohl um den ältesten wie um den leben- 
digsten Teil unseres Jungmännerwerkes 
handelte, von dem immer wieder ent- 
scheidende Anregungen und missio- 
narisch bewegende Einflüsse ausge- 
gangen sind. Der erste Vorsitzende des 
Westbundes, Pastor. Stoltenhoff-Essen, 
sowie der Bundeswart Lic. Paul Hum- 
burg durften auf eine Spanne reichge- 
segneter Jahre zurückblicken. 

Am ı1ı. November machteder dritte 
deutsche Werbetag der Bewe- 
gung in Stadt und Land, von den mäch- 
tigen Veranstaltungen der großstädti- 
schen Vereine bis zu den bescheidensten 
Unternehmungen kleiner Scharen auf 
dem Dorfe, wieder alles an evangelischer 
Jugend mobil, was zu zeugnisfreudigem 
Werben in den Christus-fernen Schichten 
deutschen Jungvolkes bereit und gewillt 
war. Hatte 1922 der Werbetag unter 
dem Leitgedanken der tätigen Liebe ge- 
standen, so trug der ıı. November 1923 
den Charakter eines Vätertages und 
stellte damit vor allem die Gedanken an 
den Wiederaufbau der christlichen Fa- 
milie, an den Kampf um sittliche Rein- 
heit, an die innere Zurüstung auf den 
künftigen Vaterberuf und an den den 
Vätern geschuldeten Dank in den Vor- 
dergrund. Die verschiedenartigen Ge- 
staltungsmöglichkeiten, die die Bewe- 
gung zur Durchführung dieses Tages 
fand, ließen einen Schluß auf die leben- 
digen Kräfte zu, die in ihr tätig sind. 

Wenn in. letzter Zeit einmal geäußert 
worden ist, auf dem Gebiete des 
Christentums gäbe es neben der katho- 
lischen Kirche noch einen Faktor von 
internationaler, weltumfassender Bedeu- 
tung, und das sei die christliche Jung- 
männerbewegung der Welt, so liegt 
darin zweifellos ein unverkennbares 
Wahrheitsmoment. Daher bildete auch 
im zurückliegenden Jahre die Pflege 
unserer Beziehungen zu dem Welt- 
bund der Christlichen Ver- 
eine Junger Männer eine der 
wichtigsten Aufgaben, die in Angriff zu 
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nehmen waren. Freilich erschwerte ins- 
besondere die Haltung der Franzosen im 
Zusammenhang mit dem Ruhreinbruch 
wesentlich die Durchführung unseres 
Beschlusses von Pfingsten 1922, den die 
Reichsvertretung in Benneckenstein ge- 
faßt hatte, die Mitarbeit im Weltbund 
der christlichen Jungmännervereine 
wieder aufzunehmen. Kriegsschuld- und 
Ruhrfrage lagen nach wie vor wie un- 
übersteigliche Hindernisse auf dem 
Wege der Verständigung. Das Welt- 
komitee selbst befand sich oft in 
einer außerordentlich schwierigen Lage. 
Zwar ergaben sich bei einer Sitzung in 
Kopenhagen im August 1922 einige Er- 
leichterungen, insofern die Aufmerksam- 
keit aller Weltbundmitglieder auf eine 
Kundgebung der internationalen Mis- 
sionskreise zu Gunsten der deutschen 
Missionare gelenkt wurde, die noch im 
September 1923 eine herzliche Zustim- 
mung durch einen Beschluß des National 
Council unseres schottischen Bruder- 
werks. fand; indes der Beschluß der 
Franzosen von Le Havre, der eine 
Zusammenarbeit mit uns von einem 
Schuldbekenntnis politischer Art ab- 
hängig gemacht wissen wollte, schien zu- 
nächst jede Möglichkeit der Verstän- 
digung auszuschließen. Dazu kam die 
ausdrückliche Betonung dieses Stand- 
punktes, die zu einem Zusammenstoß 
führte, anläßlich einer Sitzung in Genf 
im Januar 1923, wo die Franzosen jede 
Mitarbeit mit uns im Dienste des 
Reiches Gottes innerhalb des Welt- 
komitees ablehnten und forderten, daß 
das Weltkomitee selbst sich auf den 
Standpunkt der Forderung eines Schuld- 
bekenntnisses stelle. Diese Frage rührte 
unmittelbar an die Grundlage des Welt- 
bundes, der eine unparteiische Haltung 
einzunehmen verpflichtet war. Der Exe- 
kutivausschuß ließ sich indes bereit- 
finden, sein Bedauern über das Vor- 
kommnis in der Januarsitzung aus- 
zusprechen. Wir entsandten darauf zu 
der Vollsitzung des Weltkomitees in 
Velden in Steiermark Mitte 
Juni als drittgrößter Verband im Welt- 
komitee unsere volle sechsköpfige Ver- 
tretung und hofften eine endgültige Be- 
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reinigung der schwebenden Angelegen- 
heit. Die Franzosen waren dieser 
Sitzung indessen infolge eines Be- 
schlusses ihres Nationalkomitees fern- 
geblieben. Trotz des französischen 
Widerspruchs wurde der Exekutivaus- 
schuß beauftragt, die erste große Welt- 
konferenz der christlichen Jungmänner- 
vereine nach dem Kriege für 1926 nach 
Helsingfors in Finnland einzuberufen, 
sowie eine neue Geschäftsordnung für 
das Weltkomitee auszuarbeiten, die künf- 
tighin den Geist der christlichen Bruder- 
schaft im Weltbunde sicherzustellen in 
der Lage ist. Anfang November 1923 
fand nun in Straßburg eine Kon- 
ferenz des französischen Jungmänner- 
werkes statt,*) die unter viel Gebet und 
nach heißen Auseinandersetzungen einen 
neuen Beschluß über die Zusammenarbeit 
der Franzosen mit uns im Weltbund- 
komitee faßte. Man ließ hier endlich die 
Forderung eines deutschen Schuldbe- 
kenntnisses als Vorbedingung für das 
Zusammenarbeiten, wie sie 1920 in 
Le Havre gestellt wurde, fallen. Daher 
waren wir in der Lage, am 4. und 5. De- 
zember 1923 uns aufs neue an einer Be- 
sprechung zwischen Vertretern des deut- 
schen und französischen Werkes in 
Schaffhausen**) zu beteiligen, die 
vor allem von den neuen Beschlüssen der 
französischen Nationalkonferenz aus- 
gehen konnte. Gegenüber einer Erklä- 
rung, die die Franzosen in Schaffhausen 
vorlegten, hatten wir vor allem im Auge, 
die biblische Linie in der Frage des 
Weltfriedens herauszuarbeiten. Das Er- 
gebnis der Besprechung war eine bedeut- 
same gegenseitige Annäherung, die uns 
ohne irgendwelche pazifistischen Träu- 
mereien zu den besten Hoffnungen auf 
die Macht des Friedefürsten Christus 
berechtigt. Einen bemerkenswerten, im 
Geiste der Wahrheit, der Versöhnlichkeit 
und der verstehenden Liebe gehaltenen 
Weihnachtsgruß erhielten wir von dem 
Christlichen Verein Junger Männer in 
Fives-Lille.***) Er enthält die ent- 


*) Vgl. unten S. 282f. D.R. 
**) Vgl. unten S. 284f. D. R. 
***) Vgl. unten S.285. D.R. 
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scheidende Stelle: „Wir glauben, daß 
diese Stellung unserer Regierung .nicht 
nur unseren beiden Völkern in wirt- 
schaftlicher und politischer Beziehung 
schädlich ist, sondern auch den Forde- 
rungen des christlichen Gewissens wider- 
spricht.“ So dürfen wir hoffen, daß das 
neue Jahr uns eine fruchtbarere Mitar- 
beit im Weltbunde ermöglichen wird. 

Der allgemeinen Notlage der Zeit ent- 
sprechend wurde im vergangenen Jahre 
ganz besonders unsere Verpflichtung in 
sozialer Beziehung im Geiste Christi 
in den Mittelpunkt gerückt. Hier hatten 
innerhalb unseres Werkes schon von je- 
her die Scharen der christlichen 
Pfadfinderschaft in ihrem 
neuen, ganz innerlichen und allem mili- 
tärischen, äußerlichen Betrieb abholden 
Geiste lebhaft gearbeitet. Besondere in 
Dresden aufgestellte Richtlinien gaben 
wertvolle Gesichtspunkte zur Verwirk- 
lichung unserer sozialen Aufgabe, die so- 
wohl innerhalb wie außerhalb der Ver- 
eine liegen. Bedeutsam ist vor allem die 
Ende des Jahres erfolgte Zentralisation 
verschiedener im Gange befindlicher 
Hilfsbestrebungen zu einem großen 
deutschen Arbeitslosendienst 
an den jungen Männern ohne Rücksicht 
auf ihre Zugehörigkeit zu unserer Bewe- 
gung. Die Hilfeleistungen erstrecken sich 
vor allem auf Speisungen, Einrichtung 
von Wärmestuben, Gewährung von Kar- 
toffel-, Kohlen- und anderen Nahrungs- 
mittelzuwendungen, sowie auf Abhal- 
tung von besonderen Kursen und Ver- 
anstaltungen für Arbeitslose. Es gelang, 
die Zentralisation durchzuführen und 
ausländische Mittel dafür flüssig zu 
machen, 

Besonderer Wert wurde auf die Aus- 
gestaltung unserer Bestrebungen zur 
körperlichen Ertüchtigung unserer Jung- 
mannen gelegt. Der Reichsverband be- 
sitzt dafür einen besonderen Ausschuß 
für Turnen und Sport (A. T.S.) und 
einen besonderen Reichsturnwart. Durch 
Abhaltung von Vorturnerfreizeiten und 
Durchorganisierung des Turnwesens in 
den einzelnen Bünden konnten wir be- 
deutsame Fortschritte erzielen. Im Som- 
mer dieses Jahres wird in Erfurt ein 
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Reichsturnfest unseres Werkes statt- 
finden, das theoretisch und praktisch 
“ noch besonders ausgebaut werden soll. 
Eine große Anzahl evangelischer Wan- 
derheime, Wanderherbergen und Not- 
herbergen stehen uns zur Verfügung, um 
unserer wandernden Jugend überall ge- 
eignete Unterkunft gewähren zu können. 

In literarischer Beziehung bemühten 
wir uns .vor allem um den weiteren Aus- 
bau unseres Zeitschriftenapparates. Er 
umfaßt zur Zeit ein Knabenblatt für die 
10—ı4jährigen, „Die junge Schar“, ein 
Blatt für die 14—17jährigen, „Der junge 
Tag“, ein Arbeits- und Aktionsblatt für 
die über ı7jährigen, „Der Ruf“, und ein 
Führerblatt für evangelische Jungmän- 
nermission, „Die Rundschau“. Außerdem 
besitzen wir als Zentralorgan für die 
christliche Pfadfinderschaft Deutschlands 
ein in Ausstattung und Inhalt besonders 
bemerkenswertes Blatt „Auf neuem 
Pfad“ und „Die Pflugschar“ für die 
C.V.J.M. Die Zeitschriften erscheinen 
monatlich. Ein Jahrbuch „Glaube und 
Tat“ gibt erschöpfenden Aufschluß über 
die Statistik und über alle bewegenden 
Fragen sowie durchgeführten Aufgaben 
unseres Werkes. Von den sonstigen zahl- 
reichen Veröffentlichungen muß vor allem 
das neue Liederbuch christlicher deut- 
scher Mannesjugend „Freude die Fülle“ 
erwähnt werden, das wir zum Ersatz für 
viele veraltete oder vergriffene, zum Teil 
ungeeignete andere Liederbücher 1923 für 
unser gesamtes Werk herausbrachten, 
das sich überall gut eingeführt hat und 
bereits den Druck einer Neuauflage nötig 
machte. 

Die Zahl der dem Reichsverband an- 
geschlossenen Vereine beträgt zur Zeit 
über 2500, die der Mitglieder über 
160000, die der Knabenabteilungen 
16000 Mitglieder, die der Turner 14 000, 
die der Pfadfinder über 3000. Der 
Reichsverband besitzt einen Stab haupt- 
amtlicher Berufsarbeiter von über 200, 
die heute oft nur unter den größten 
Schwierigkeiten durchgenalten werden 
können. Der Besitz an eigenen Häusern 
und Heimen beträgt 230. Der Reichs- 
verband umfaßt außer den ıı provinzi- 
ellen Bünden noch folgende, eng mit 
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ihm verbundene Organisationen: Deut- 
sche christliche Studentenvereinigung, 
Reichsverband der Leiter von Bibel- 
kreisen unter Schülern höherer Lehr- 
anstalten, Reichstreubund ehemaliger 
B.Kler. und ihrer Freunde, deut- 
scher Sittlichkeittbund vom Weißen 
Kreuz, Verband gläubiger Kaufleute, 
deutscher christlicher Technikerbund, 
christlicher Bund für Gasthausange- 
stellte, christliche Vereinigung deutscher 
Eisenbahner, Verband gläubiger Bäcker, 
Bund christlicher Polizeibeamter, Gesell- 
schaft zur Fürsorge für die zuziehende 
männliche Jugend, Beamtenmissionsver- 
einigüung, Chinamissionsbund, Jugend- 
bund der Brüdergemeine, Kriegerdank- 
bund e. V. 


S. Wegeleben. 


* 


Resolution der 
18. Nationalkonferenz der 
(Französischen) Christlichen 
Vereine Junger Männer. 
Straßburg, 
1. bis 4. November 1923.*) 


Präambel: 


Die 18. Nationalkonferenz der C.V. 
J. M., die in Straßburg zusammenge- 
kommen ist, ist schmerzlich bedrückt 
durch den Zusammenbruch der allge- 
meinen christlichen Beziehungen und 
überzeugt, daß die Welt aus der Sack- 
gasse, in die sie sich verirrt hat, nur 
durch die Rückkehr zu dem Geiste Jesu 
Christi herauskommen kann, und ver- 
sichert feierlich ihren Eifer um den 
Frieden, der durch den Sieg der Wahr- 
heit verwirklicht wird und nicht zu 
trennen ist von Gerechtigkeit und Liebe. 

Sie zollt der Treue Hochachtung, mit 
der das Nationalkomitee sich während 
dieser letzten drei Jahre bemüht hat, die 
Beschlüsse von Le Havre (Noranbe 
1923) durchzuführen, und bedauert, daß 
die deutschen ' Christlichen Vereine 
Junger Männer bis jetzt eine Geste ab- 
gewiesen haben, die analog ist der- 


*) Aus dem französischen Original 
anezz D.R. 


jenigen der C. V. J. M. Frankreichs vom 
Jahre 1870 oder ähnlich derjenigen der 
Sozialdemokratie auf der Versammlung 
in Genf 1920. 

Indem sie vor allem auf die Wirkung 
des Geistes Gottes in den Seelen rechnet, 
um die moralische Revolution herbeizu- 
führen, die allein Herz und Sinn der 
Menschen einander näher bringen kann, 
fordert sie das Nationalkomitee auf, 
keine Gelegenheit zu versäumen, um sich 
mit den Vertretern der deutschen Ver- 
eine zu treffen, wie es ja schon in 
Rotterdam geschehen ist, und mit ihnen 
aufrichtige Aussprachen zu pflegen. 

Sie kann nicht zugeben, daß Frank- 
reich von den internationalen Zusam- 
menkünften fern bleibt, in denen man die 
höchsten Interessen der Menschheit be- 
spricht, und bittet deshalb das franzö- 
sische Nationalkomitee, seine vollstän- 
dige Mitarbeit im Weltkomitee wieder 
aufzunehmen; sie erwartet aber, daß ihre 
Gegenwart nicht ein Vergessen des 
moralischen Problems und der Verant- 
wortlichkeit bedeutet, die durch den 
Krieg von 1914 dem christlichen Ge- 
wissen auferlegt worden sind, und, um 
vor der Welt deutlich die Treue der 
Christen gegenüber den Lehren des 
Evangeliums zu zeigen, bittet sie das 
Weltkomitee, die formelle Zustimmung 
aller Nationalkomitees zu einer feier- 
lichen Erklärung zu verlangen, die die 
Vorbedingung einer wirksamen und 
brüderlichen Mitarbeit an dem Vereins- 
werk ist: 


Erklärung: 


1. Wir wollen mit unserm ganzen 
Herzen und unserer ganzen Seele und 
allen unseren Kräften für die Ankunft 
des Tages arbeiten, an dem gegenseitige 
Achtung, Recht und Brüderlichkeit zwi- 
schen den Ländern (patries) wiederher- 
gestellt sein werden und der heilige 
Wille des Vaters auf einer geläuterten 
Erde herrschen wird. 

2. Wir erkennen die absolute Buß- 
pflicht der Christen für individuelle 
Fehler wie für nationale und inter- 
nationale Fehler an, die Notwendigkeit, 
in einem neu geschaffenen Geiste sich 


SE 


systematischen 
-eines 


völlig der Wahrheit zu unterwerfen, und 
die unauflösliche Einheit der mora- 
lischen, sozialen und religiösen Grund- 
sätze für den einzelnen wie für die 
Völker. 

3. Wir verwerfen als gottlos die Ver- 
neinung des Lebensrechtes der Schwa- 
chen, sowohl der Individuen als auch der 
Völker, und leugnen, daß der Kampf 
ums Dasein, in dem der Schwache zur 
Beute des Stärkeren bestimmt ist, die 
Menschheit beherrschen darf. 

4. Wir weisen die Theorie, daß der 
Krieg ausdrücklich und für alle Zeiten 
gottgewollt sei, als schändlich und anti- 
christlich ab. 

5. Wir wollen der Jugend, die uns in 
den Vereinen anvertraut ist, eine staats- 
bürgerliche und im weitesten Sinne 
menschliche und von Christus unmittel- 
bar beeinflußte Erziehung geben, indem 
wir ihnen verständlich machen, daß das 
Vaterland, das sie lieben, auch ein in- 
tegrierender Teil der Menschheit ist. 

6. Wir fordern die Abschaffung der 
Gewaltanwendung als 
Mittels, um. die Zwistigkeiten 
zwischen den Völkern zu schlichten, 

7. Wir fordern die Einrichtung eines 
obligatorischen Schiedsgerichts und die 
beschleunigte Entwicklung des Völker- 
bundes, der, vorausgesetzt daß er die 
Mittel zur Durchführung seiner. Ent- 
scheidungen hat, eine Herrschaft des 
Rechtes zwischen den Nationen begrün- 
den könnte, damit diese endlich versöhnt 
werden und einander achten. 

Mit unüberwindlichem Glauben heben 
wir unsere Blicke auf zu dem Friedens- 
fürsten Jesus Christus, der einzigen und 
lebendigen Hoffnung aller Menschen.“ 


* 


In Straßburg waren 390 Delegierte; 
8/,o stimmten gegen die Präambel (be- 
sonders Abs, 2.); sie verlangten eine 
Wiederaufnahme der Beziehungen zu 
den Deutschen ohne die Bedingung 
des deutschen Schuldgeständnisses. Die 
Präambel wurde jedoch als Konzession 
an die französische Einheit vor die Er- 
klärung gesetzt. Von französischer Seite 
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ist nachträglich des öfteren lebhaftes Be- 
dauern über die Präambel ausge- 
sprochen worden, besonders da man der 
Ansicht ist, daß sie schuld ist an dem 
Mißton, den die Franzosen in der Er- 
klärung der deutschen Vertreter in 
Schaffhausen am 3. Dezember 
1923 finden: 


Erklärung der ‘deutschen 
Vertreter in Schaffhausen. 


Wir, als Vertreter des deutschen Na- 
tionalkomitees, erklären, daß wir nach 
wie vor bereit sind, mit allen im Welt- 
bund vereinigten Nationalkomitees in 
brüderlicher Liebe und in der Gemein- 
schaft des Geistes Jesu Christi zu- 
sammenzuarbeiten am Bau des Reiches 
Gottes. Wir sind dazu auch entschlossen 
gegenüber den Nationalkomitees aus den 
Ländern, die uns seit I914 als Feinde 
gegenüber standen und noch stehen, trotz 
alldessen, was an Ungerechtigkeit und 
Gewalttat durch ihre Völker geschehen 
ist und täglich geschieht, auch an vielen 
Mitgliedern unserer Vereine. 

Wir entnehmen der Straßburger Ent- 
schließung, daß das französische Natio- 
nalkomitee bedauert, daß das deutsche 
Nationalkomitee gewisse Erklärungen, 
die Kriegsschuld betreffend, nicht abge- 
geben habe, Erklärungen, die uns um der 
Wahrheit willen abzugeben unmöglich 
sind. Dem gegenüber hoffen wir, daß 
unsere christlichen Brüder in den ge- 
nannten Ländern und besonders auch im 
französischen Vereinswerk, mehr als bis- 
her dazu übergehen werden, im Gehor- 
sam gegen die Wahrheit, die sich immer 
mehr durchsetzt, das Unrecht ihrer Län- 
der zuzugeben, bei der Entstehung und 
. dem Ausbruch des Weltkrieges, bei dem 
Diktat von Versailles und bei dem Ruhr- 
einbruch mit all dem, was dabei deut- 
schen Männern und auch unsern Vereins- 
mitgliedern widerfahren ist, deren Ver- 
brechen es war, daß sie ihrem Vaterland 
die Treue gehalten haben. 

Wir erklären, daß es für uns von 
größter Wichtigkeit ist und daß wir an 
unserem Teil mitarbeiten wollen, daß die 
Fragen nach der Schuld am Kriege und 
am „Frieden“ aufgeklärt werden und 
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hoffen, daß die Jünger Jesu in allen Län- 
dern nach dem Furchtbaren, was im 
letzten Jahrzehnt hinter uns liegt, mit 
einem geschärften Gewissen und genaue- 
rem Gehorsam gegen den Geist Jesu 
auch die Fragen des internationalen 
Lebens ins Auge fassen und mit ihrem 
Zeugnis für die erkannte Wahrheit und 
die Gerechtigkeit vor ihren eigenen Län- 
dern hervortreten werden. 

Wir begrüßen dankbar die Erklärung 
von Straßburg als wertvolle Vorarbeit 
für weitere Beratungen des Weltkomi- 
tees über die gemeinsame Arbeit im In- 
teresse des Friedens. Wir würden einer 
solchen Erklärung in folgender abge- 
änderter Form zustimmen können: 

„Wir erklären als unsere christliche 


Überzeugung, daß der Krieg nicht im 
ursprünglichen Schöpferwillen Gottes 
liegt. 


Wir wollen als Jünger Jesu Christi, 
auf Grund der Pariser Basis vereinigt, 
von ganzem Herzen, von ganzer Seele 
und mit allen Kräften dafür arbeiten, 
daß zwisehen den Ländern Beziehungen 
von gegenseitiger Achtung, Gerechtig- 
keit und Brüderlichkeit hergestellt wer- 
den. Wir haben die Freudigkeit für die- 
sen Dienst, weil wir auf Grund der 
heiligen Schrift wissen, daß die Wieder- 
kunft Christi den Fluch der Sünde und 
deshalb auch den Krieg endgültig aus 
der Welt schaffen wird. 

Wenn nach den Worten Jesu das Un- 
kraut mit dem Weizen bis zur Ernte 
wachsen muß und auch die Macht der 
Finsternis sich bis zum Endgericht stei- 
gern wird, so treibt uns diese Erkenntnis 
ins Gebet, daß die Gnade Gottes den Tag 
heraufführe, an dem auf einer neuen Erde 
der heilige Wille des himmlischen Vaters 
und damit der ewige Friede herrschen 
wird. 

Wir anerkennen die für den Christen 
unbedingte Verpflichtung der Buße für 
die Sünden der einzelnen wie der Volks- 
sünden und der Sünden im Verhältnis 
der Völker untereinander, das Bedürfnis 
nach der Schaffung eines neuen Geistes, 
der sich vollständig dem Geist der 
Wahrheit unterwirft, und die Geltung des 
unzertrennbaren Zusammenhanges der 
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sittlichen, sozialen und religiösen Grund- 
sätze der einzelnen, sowie der Völker. 

Wir verwerfen als gottlos die Ableh- 
nung des Rechts zum Leben für die 
Schwachen, sei es als einzelne oder als 
Völker, und geben nicht zu, daß der 
Kampf ums Dasein, in dem der Schwa- 
che dem Stärkeren als Beute zufällt, die 
Menschheit beherrschen soll. 

Wir wollen den Jungen, die uns in den 
Vereinen anvertraut sind, eine staats- 
bürgerliche und im weitesten Sinne 
menschliche und von Christus unmittel- 
bar beeinflußte Erziehung geben, indem 
wir ihnen klar machen, daß ihr Vater- 
land, das sie lieben, auch ein Teil der 
Menschheit ist. 

Wir heißen jedes Mittel willkommen, 
das sich im Laufe der Geschichte dar- 
bietet, durch das Konflikte zwischen den 
Ländern durch internationale Verein- 
barungen, Schiedsgerichte oder andere 
Abmachungen beigelegt und damit der 
Regelung durch Gewalt entnommen 
werden. 

Mit einem siegreichen Glauben blicken 
wir auf zum Friedensfürsten Jesus 
Christus, dem einzigen und lebendigen 
Gegenstand unserer Hoffnung.“ 


* 


bemerkenswerten 
Weihnachtsgruß hat der 
Christliche Verein Junger 
Männer von Fives-Lille an 
verschiedene Deutsche gesandt, die an 
eine christliche Einheit glauben oder sich 
wenigstens danach sehnen: 


Einen 


„Fives-Lille, den 16. Dezember 1923. 


Lieber Bruder, in dem Augenblick, da 
das Weihnachtsfest allen Menschen die 
Botschaft des christlichen Friedens und 
der Liebe Gottes bringt, fühlen wir uns 
gedrungen, Ihnen für Sie selbst und für 
die deutschen Vereine (pour les Unio- 
nistes*) allemands), mit denen Sie in 
Verbindung stehen, den Ausdruck un- 
serer brüderlichen Sympathie zu schicken. 


*) Mit „Unionistes“ bezeichnen sich 
zugleich diejenigen, die an eine christ- 
liche Einheit glauben. D.R. 


Wir beklagen lebhaft eine äußere Po- 
litik, die auf Mißtrauen und Gewalt be- 
gründet ist, und wir glauben, daß diese 
Haltung unserer Regierung für unsere 
beiden Völker in doppelter Hinsicht, in 
ökonomischer und politischer, nicht nur 
schädlich ist, sondern auch im Gegensatz 
zu den Forderungen des christlichen Ge- 
wissens steht, 

Wir sind ferner der Überzeugung, daß 
allein der Geist Jesu Christi, unseres 
Meisters, die Harmonie und den Frieden 
dort wiederbringen kann, wo mensch- 
liche Bosheit Verwirrung und Spaltung 
geschaffen hat. 

Auch wollen wir unter dem Einfluß 
seines Geistes Ihnen sagen, daß unsere 
Herzen von wahrhaft brüderlichen Ge- 
fühlen Ihnen gegenüber erfüllt sind. 
Unser Wunsch ist, daß wir alle zu- 
sammen, — geeint durch ein und die- 
selbe Liebe zu unserem gemeinsamen 
Heiland und ein und denselben Willen, 
uns immer vollkommener seinem Dienst 
zu weihen, — die einen für die andern 
in diesen Weihnachtstagen beten und so 
für das Kommen des Reiches unseres 
Gottes arbeiten möchten. 

Der Friede Gottes sei mit uns allen! 


Ihre Brüder in Christo. 


Gezeichnet: 

Professor C. Vallee, Pastor Henri Nick, 
Pastor Henri Nussle und 2ı andere 
eigenhändige Unterschriften. 

* 


Vom 28. Dezember 1923 bis zum 
ı. Januar 1924 fand in Indianapolis eine 
große Studenten-Missions- 
Konferenz statt, an der sich 5500 
Studenten der Vereinigten Staaten und 
Canadas, darunter 124 schwarze Studen- 
tinnen und Studenten und nahezu 400 
aus dem Auslande beteiligten. 

Die Studenten waren kritisch, sie ver- 
langten Tatsachen, um daraus ihre eige- 
nen Schlüsse zu ziehen. Die Konferenz 
war ganz verschieden von den acht vor- 
hergehenden und stellt vielleicht einen 
Wendepunkt in der Christlichen Studen- 
tenbewegung dar. 

Der Missionsbefehl fehlte nicht, ver- 
schaffte sich jedoch in anderer Form 
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Geltung. Es gab ein Erwachen in der 
amerikanischen Jugend, man fühlte sich 
verantwortlich nicht. nur für die Nöte 
des Missionsfeldes, sondern auch für die 
der ganzen Welt. Die soziale Aufgabe, 
der Dienst für die Welt, trat besonders 
stark hervor. 

Auf Vorträge von angesehenen Persön- 
lichkeiten folgten Diskussionen, die in 
50 Gruppen zu je 100—150 Studenten 
vor sich gingen. Im Mittelpunkt der 
Aussprache stand die christliche Stellung 
zum Internationalen (Verhalten zum 
Krieg) und zur Rasse (Negerfrage). 

Eine besondere Studentengruppe bil- 
dete sich mit dem Ziel, „dahin zu stre- 
ben, alle Kriegsursachen wegzuschaffen; 
für Errichtung einer sozialen Ordnung 
zu arbeiten, die sich auf Zusammenarbeit 
für das allgemeine Gute gründet; und 
in allen Dingen ohne jedes Abweichen 
die Betätigung der Grundsätze Jesu zu 
suchen, nicht nur im Frieden, sondern 
auch in Kriegszeit“, und die da erklären, 
daß ‚da ein Krieg unvermeidlich Ver- 
letzung dieser Grundsätze mit sich 
bringt, wir selbst nicht an ihm teil- 
nehmen können“. 

Diese kleine Gruppe, die auf weitere 
Gefolgschaft unter Studenten und andern 
jungen Menschen rechnet, steht mit dem 
amerikanischen Versöhnungsbund in 
enger Fühlung. 


Die deutschen 
Schüler-Bibelkreise (BK.). 


Es sind jetzt einige Monate her, da 
gedachte man in unseren Reihen der 
vierzigsten Wiederkehr des Jahrestages, 
da der erste BK. entstand. Im Oktober 
1883 fanden sich zum erstenmale einige 
Elberfelder Gymnasiasten unter der 
geistigen Führung des jungen stud. 
theol. Willi Weigle aus Friemersheim zu 
einem „Bibelkränzchen“ zusammen. 

Wer etwa die Art des BK. kennt, 
weiß, daß damit auf dem weiten Felde 
christlicher Jugendarbeit, das damals 
bewußt und großzügig in Angriff ge- 
nommen zu werden begann (1882 erste 
Nationalkonferenz der evangelischen 
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Jünglingsvereine), ein ganz neuer Typus 
von jugendlicher Religiosität in Er- 
scheinung trat — ähnlich wie anderthalb 
Jahrzehnte später im Wandervogel ein 
neues lebendiges Jugendtum in dem 
größeren Bereich der allgemeinen deut- 
schen Jugend entstand. Es war nicht 
eine Gründung für eine Jugend, sondern 
das Beginnen einer Jugend selbst; und 
Träger der „Bewegung“ waren nicht 
Satzungen oder Komitees, sondern junge 
Menschen. Im Laufe der Jahrzehnte 
trat allmählich hinter die junge Be- 
wegung das System einer Organisation, 
wie man etwa hinter eine junge Pflanze 
ein Staket stellt, an dem die Triebe und 
Schößlinge sich emporranken, Halt und 
Richtung finden, wenn Stürme sie zu 
entwurzeln drohen: niemals aber wird 
man das tote Staket mit der lebendigen 
Pflanze gleichwerten oder gar ver- 
wechseln dürfen; denn nicht das Staket, 
sondern die Pflanze bringt Blüte und 
Frucht. So sind auch wir heutigen BK.- 
Führer uns dessen wohl bewußt, daß 
nicht die Organisation des Reichsver- 
bandes der Leiter von Schüler-Bibel- 
kreisen es ist, die unserer Sache den 
Gegenwartswert und die Zukunftsgewiß- 
heit gibt; sondern die wesensechten und 
lebendigen BKler, Jesu „Jünger im 
Scholarenkleid“ sind es, auf denen von 
menschlicher Seite aus die Bewegung 
ruht. Wir haben heute noch keinen 
„Verband der BKler“ in irgend einer 
organisatorischen Form; und doch dür- 
fen wir mit herzlicher und dankbarer 
Freude sagen, daß der ideelle Bund aller 
deutschen BKler eine Wirklichkeit ist, 
die sowohl in das persönlichste Kampfes- 
leben des einzelnen ihren stärkenden 
Einfluß ausübt, als auch in das Gesamt- 
bild der deutschen Jugend (und nicht 
nur der christlichen) eine bestimmende 
Note bringt. Wir sagen das nicht etwa 
im Rückblick auf die 40 jährige Ge- 
schichte mit einer gewissen satten Ge- 
nugtuung; nein, wir wissen uns durch- 
aus noch im Anfang dessen, was unser 
Ziel uns vorhält. Wenn wir das aber 
heute sagen dürfen, so beugen wir uns 
unter der Last der daraus entspringenden 
Verantwortung; wir beugen uns: aber 


nicht um zu Boden gebeugt zu bleiben, 
sondern um mit neuer gesammelter 
Kraft und Glaubensenergie dem Ziele 
uns näher zu kämpfen, dem Ziele einer 
durch Christus erlösten und Gott ge- 
weihten Jungmannschaft in den ge- 
bildeten Schichten unseres Volkes, aus 
der ihm dann Männer und Führer zum 
Heile erwachsen. — 

Wir haben, nachdem die Erscheinung 
der deutschen „Jugendbewegung“ Ge- 
schichte geworden ist, gelernt, sie nicht 
mehr als eine eigenquellige Bewegung 
zu betrachten, wie wir es früher wohl 
meist unter dem mächtigen Eindruck 
des starken Lebens, das uns in ihr be- 
gegnete, ja uns mit fortriß, zu tun ge- 
neigt waren. 

Wir erkennen heute in ihr einen Aus- 
druck neben andern jener ungeheuren 
Kulturerschütterung, wie sie seit über 
einem Menschenalter in wachsendem 
Maße das Abendland und darüber hinaus 
auch Teile der übrigen Welt aufrüttelt. 
Die Jugend ist nur ein besonders fein 
empfindlicher Seismograph, der solche 
Erschütterung im Innern der Menschheit 
besonders deutlich aufzeichnet; und 
unter der Jugend werden zunächst die 
Kreise am ersten reagieren, die durch 
Abkunft und Bildung die feinfühligsten 
geworden sind. So ist es leicht verständ- 


lich, daß die Träger der deutschen 
Jugendbewegung zunächst Schüler 
höherer Lehranstalten und Studenten 


Andrerseits ist es aber müßig, 
den gegenseitigen Einwirkungen der 
verschiedenen Jugendbewegungen auf- 
einander nachzugehen, um etwa das 
Prioritätsrecht der einen oder anderen 
festzustellen; es böte das höchstens rein 
geschichtliches Interesse, ohne die letzte 
Wertung der betr. Bewegung zu be- 
rühren. Das gilt durchaus auch von der 
BK.-Sache, deren Ursprung am weitesten 
zurückliegt. Wir BK.-Leute fühlen da 
nicht einen törichten Stolz anderen 
Jugendgruppen gegenüber; wir wissen 
uns zudem im Letzten auch wesensver- 
schieden gegenüber anderen, z.B. den 
idealistischen Jugendbewegungen: 
der gleichen großen Erschütterung sind 
wir geboren, doch kennen wir den Er- 


waren. 


aus 


schütterer, Gott, als den Vater unseres 
Herrn Jesus Christus; und auch das Ziel 
kennen wir: nicht der Mensch, sondern 
wiederum Gott, der die Welt durch 
Christus mit sich versöhnt hat — es ist 
das nicht mehr „Religiosität“, sondern 
christliche Religion. Wiederum ist es 
natürlich, nachdem lange Zeit die BKler 
fast die einzigen „Sonderlinge“ in der 
Jugend waren, die sich dem herrschenden 
materialistischen Zeitgeist des ausgehen- 
den 19. Jahrhunderts z. B. auf dem zu- 
nächstliegenden Gebiete der Schüler- 
moral entgegensetzten, daß, als dann 
andere Jugendbewegungen entstanden, 
eine starke gegenseitige Wechselwirkung 
eintreten mußte, eine Auseinandersetzung 
weniger zunächst der Jugend, als ihrer 
Führer. Immerhin: auch die Jugend 
selbst wurde davon miterfaßt, auch die 
BK.-Jugend der oberen Klassen; denn 
die Bibelkreise sind nicht streng abge- 
schlossene Konventikel, sondern stehen 
in der deutschen Jugend drin mit offenen 
Grenzen. So fluteten denn auch die 
Wogen der Bewegungen der allgemeinen 
Jugend in unsere Kreise hinein und 
brachten Auseinandersetzungen und 
manche Erschütterungen; doch wirkten 
sie letzten Endes wieder klärend. Der 
Höhepunkt dieser Periode lag in den 
Jahren des Kriegsausganges und den 
ersten Nachkriegsjahren; die erste all- 
gemeine deutsche Reichs-BKler-Tagung 
Pfingsten ı921 auf der Wanderslebener 
Gleiche, von der in diesen Blättern be- 
richtet worden ist, war noch ein Aus- 
klang. 

Seither ist wieder eine größere Stetig- 
keit in die Arbeit der BK. eingekehrt. 
Vielleicht kann man sagen: die idea- 
listische Jugendbewegung als solche hat 
ihre geschichtliche Sendung erfüllt; sie 
hat ihre Rolle gespielt und tritt nun ab 
— sie weiß nichts mehr zu sagen. Der 
BK. aber, und mit ihm die inzwischen 
erwachte starke christliche Jugendbe- 
wegung überhaupt, hat die Aufgabe noch 
vor sich; er hat der Mitjugend noch 
etwas zu sagen, nämlich die alte und 
ewig neue Botschaft von Jesus, dem 
Christus Gottes. 

„Laßt uns die frohe Botschaft tragen 
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von Volk zu Volk, von Land zu Land: 

Wir wollen unerschrocken sagen, was 
unser Herz in Jesus’ fand.“ 

Die Entwicklung der letzten Ver- 
gangenheit, etwa seit dem letzten Bericht 
in dieser Zeitschrift, stand unter dem 
Zeichen der Stetigkeit und Vertiefung. 
Nicht als ob es in allen der nunmehr 460 
Kreise stets glatt und zielbewußt voran- 
gegangen wäre; wer die Jugend einiger- 
maßen kennt, wird nicht auf diesen Ge- 
danken kommen. Erschütterungen, auch 
Absplitterungen in einzelnen Kreisen hat 
es immer wieder gegeben. Doch aufs 
Ganze gesehen, dürfen wir den Zug der 
Verinnerlichung dankbar feststellen. Wir 
erleben es manchmal, daß nicht mehr die 
Gedankenwelt der „Jugendbewegung‘“ 
mit ihrer Antithese von Jung und Alt 
usw. unsere älteren BKler bewegt, son- 
dern daß die Not aus dem praktischen 
Zurückbleiben hinter dem BK.-Ziel ent- 
springt: „wir sind eigentlich noch keine 
BKler!“ Als ein erfreuliches Zeichen 
inneren Wachstums dürfen wir es auch 
deuten, daß das Bruderschaftsgefühl mit 
der werktätigen Jugend der christlichen 
Jungmännervereine stark erwacht ist. 
Durch eine engere organisatorische Ver- 
bindung des BK.-Reichsverbandes mit 
dem Reichsverband der evangelischen 
Jungmännerbünde (gegenseitige Ent- 
sendung von Vertretern in die Reichs- 
vorstände) wurde dem gerne Rechnung 
getragen; und zu Ostern dieses Jahres 
wird zum ersten Male eine gemeinsame 
Tagung von 60 BK.-Primanern (aus 
allen deutschen Gauen entsandt) und 
einer gleichen Anzahl etwa gleichaltriger 
Vertreter der Jungmännervereine in dem 
Jugendheim in Benneckenstein (Harz) 
unter Leitung der beiden Reichswarte 
(Lic. Stange und Dr. Killinger) in Form 
eines Bibelkurses stattfinden. Wir ver- 


sprechen uns viel davon. Nicht die, 


müßige Frage: wie kommen wir zu- 
sammen? soll uns leiten, sondern: welche 
gemeinsamen Aufgaben haben wir? 
Auch die Frage, warum der BK. sich 
auf Schüler der höheren Lehranstalten 
beschränkt, mag hier kurz gestreift 
werden, weil sie im Zusammenhang mit 
der eben gezeichneten Entwicklung 
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öfters wieder laut wurde. Die Erklärung 
aus der Geschichte heraus wäre heute 
nicht mehr stichhaltig; denn niemals 
darf geschichtlich (Gewordenes zum 
Hemmnis einer gesunden inneren Ent- 
wicklung werden. Eher ist es schon der 
Grund der praktischen Schwierigkeit: 
es ist vielfach schwer, für Schüler und 
ihre gleichaltrigen werktätigen Jugend- 
genossen eine passende Zeit der Zu- 
sammenkunft zu finden; und was die 
Jüngeren anlangt, so sind wir in der 
Praxis nie so engherzig gewesen, daß 
wir Volks- und Mittelschüler ausge- 
wiesen hätten, wenn sie einmal kamen. 
Aber der wesentliche Grund einer Bei- 
behaltung der „Spezialarbeit“ liegt darin, 
daß die innere Struktur eines deutschen 
Gymnasiasten, seine ganze „Welt“, zu- 
nächst eine andere ist als die eines Lehr- 
lings; das gilt im Großen und Ganzen 
auch heute noch. Und wir müssen in 
dieser Hinsicht „Realpolitiker“ sein. Das 


‚soziale Verstehen steht als eine „Frucht 


des Geistes“ am Ende der Entwicklung; 
stellten wir es als „Gesetz“ an den An- 
fang, so würden wir uns selbst den Weg 
verbauen. Vom Reichsgottes-Stand- 
punkt aus gewertet, ist BK. nur eine 
Nothilfe; aber ist das schließlich im 
Verhältnis zu den eigentlichen Faktoren 
der Erziehung, wie Familie, Schule, 
Kirche, nicht jede Jugendarbeit? 

Eine andere Frage, die uns je länger 
je mehr beschäftigt, ist die: was wird 
aus den ehemaligen BKlern? Soweit sie 
bewußt lebendige Christen geworden 
sind, ist die Frage nicht brennend; diese 
werden von ihrem himmlischen Meister 
auch weiterhin geführt und in irgend- 
einem Arbeitsgebiet angestellt werden. 
Aber sie bilden nur einen kleinen Pro- 
zentsatz; denn wir haben keine Ver- 
heißung, daß nach längerer oder kürzerer 
Zugehörigkeit zu einem BK. der junge 
Mensch mit dem Schulabschluß auch 
schon persönlich zu einem lebendigen 
Glauben durchgedrungen ist. Solche 
Leute werden sich nicht ohne weiteres 
etwa einem schon bestehenden Christ- 
lichen Verein Junger Männer oder Jüng- 
lingsverein anschließen, besonders wenn 
sie dort nicht den vom BK. gewohnten 


f 


Jugendfrohen Ton spüren. Hört aber mit 
dem Weggang von der Schule die Ver- 
antwortung des BK. für seine Ehe- 
maligen auf? Vielfach haben wir uns de 
facto bisher auf diesen Standpunkt ge- 
stellt und uns auf die Schüler be- 
schränkt; es genügte uns, ihnen nach 
Möglichkeit den Weg in eine andere 
christliche Vereinigung zu bahnen — 
dann überließen wir sie ihrem Schicksal. 
Und auch der „Reichs-Treubund ehe- 
maliger BKler‘“ konnte die ihm gestellte 
Aufgabe bisher nur zum geringen Teil 
erfüllen. So stehen wir jetzt vor einer 
großen Entscheidung: dürfen wir die 
Verantwortung für die Ehemaligen ganz 
anderen Organisationen überlassen oder 
müssen wir sie mehr als bisher in irgend 
einer Form übernehmen? Es scheint uns 
fast, als müsse das letztere für uns die 
Aufgabe sein. In unserem Schrifttum 
haben wir auch diesen Weg schon an- 
getreten, indem wir bewußt das Blatt 
der älteren BKler „Nete Jugend“ auch 
auf diese Ehemaligen und ihre Gedanken 
und Bedürfnisse einstellen. Wir er- 
warten daraus auch eine segensreiche 
Rückwirkung auf die Schüler selbst, in- 
dem mehr als bisher das Bild des Mannes 
in die Werdejahre der Jugend hinein- 
leuchtet. 

Soviel für heute. Die Wurzeln unserer 
Bewegung, wie jeder Reichsgottesarbeit, 
liegen in Gott selbst. Wir stehen als 
Knechte demütig dabei und dürfen ab 
und zu einen Handlangerdienst tun; 
unsere Freude aber ist es, immer wieder 
zu spüren, welch wunderbare Kräfte aus 
diesen Wurzeln strömen. 


Ph. Killinger. 


* 


Vom 15. bis 20. August 1924 tagt in 
Hamburg die europäische Konferenz des 
Jugendbundes für Entschie- 
denes Christentum mit dem 
Thema: „Licht! Leben! Liebe!“ An- 
meldungen dazu sind an P. Moser in 
Hamburg, Bismarckstraße 90, zu richten. 


* 


The International Movement 


ist eine neue kleine Vierteljahrsschrift, 
die der Förderung der internationalen 
Verständigung unter der frei-christlichen 
Jugend dienen will. „Die Notwendigkeit 
eines fühlbareren internationalen Bandes 
zwischen undogmatischen religiösen 
Menschen macht sich überall bemerkbar. 
Die Jugend empfindet dieses Bedürfnis 
stärker, weil sie für die Zukunft der Welt 
verantwortlich is. Auch haben die- 
jenigen, die nach der Freiheit des reli- 
giösen Denkens streben und welche die 
edle Kraft der von Glaubenssätzen und 
Dogmen befreiten Religion kennen, ihre 
vdesondere Aufgabe gegenüber der Zu- 
kunft.‘“ Das kleine Blatt hofft, ein wenig 
zu dieser Aufgabe beitragen zu können. 
Die erste Nummer, Februar 1924, bringt 
kurze Berichte über die Christliche Stu- 
dentenbewegung und die Christlichen 
Vereine Junger Männer in Frank- 
reich; über die Societas Portensis und 
den Köngener Bund in Deutsch- 
land; The Fellowship of Youth in 
England; die Internationale Friedens- 
woche der Jugend vom 3. bis 10. August 
1924, angeregt durch den Christlichen 
Verein Junger Männer und den Freien 
Christlichen Studentenbund in Hol- 
land; über den Bund für sittlichen und 
religiösen Fortschritt in Italien; die 
Young People’s Religious Union in den 
Vereinigten Staaten und in 
Canada 

Das Blatt wird herausgegeben von dem 
Leydener Internationalen Büro, Lochem, 
Nieuweweg 6, Holland, und wird für 
einige Länder, darunter Deutschland und 
Österreich, frei geliefert. 


%* 


Aus verwandten Bewegungen. 
Die Tagung der deutschen 
Freunde des Quäkertums zu 
Eisenach (12-15. Juli 1923). 
ir, 

Eine erste Tagung von Menschen, die 
aus verschiedenster geistiger Einstellung 
heraus einen Weg zum Quäkertum ge- 
funden haben. Da sind die vielen, denen 
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die ungeheure Leistung des Quäkertums 
auf dem Gebiet der Hilfstätigkeit die 
Augen geöffnet haben für seine religiöse 
Kraft. Da sind die zur Mystik neigen- 
den Menschen, die es empfinden, wie im 
Ouäkertum mystische Frömmigkeit sich 
geeint hat mit einer weltbeherrschenden 
Kraft ganz großer Art. — Andere kom- 
men von der liberalen Theologie und 
fühlen im Quäkertum etwas von der Er- 
füllung protestantischer Selbständigkeit 
aus tiefster Gottinnigkeit heraus. Andere 
kommen aus pietistischer Bewegung und 
finden hier jenes ganze Sicheinstellen 
auf den Willen Gottes und die Lebens- 
gestaltung danach in Überwindung jener 
Drehe um sich selbst, seine Sünden und 
seine Erlösung, die im Pietismus und 
der Erweckungsbewegung so gefährlich 
werden. Andere kommen aus der Frie- 
densbewegung, andere aus dem, Sozia- 
lismus und sind ergriffen von dem Be- 
wußtsein allgemeinen Menschentums und 
allgemeiner Brüderlichkeit, dem Glau- 
ben an jeden Menschen und der For- 
derung einer neuen Weltgestaltung aus 
diesem Glauben. 

Man fühlte die Verschiedenartigkeit 
des Kreises sehr stark, fühlte auch, daß 
doch mancher da war, der von seiner 
alten Einstellung her den Weg zum 
Geiste des Quäkertums noch nicht ent- 
schlossen ging. Da war mancher, der 
eine idyllische Lebensgemeinschaft 
frommer Freunde suchte und hartes An- 
fassen der Weltaufgaben nicht verstand, 
mancher auch voll Dankbarkeit für das, 
was die Quäker uns getan haben, dem es 
doch schwer wurde, die unbedingte In- 
ternationalität dieser Einstellung vom 
Ewigen her zu ertragen. 

Die Spannungen, die das deutsche 
Volk fast auseinanderreißen, waren im 
Kreise vertreten und dazu noch der 
starke Einschlag dessen, was die Gäste 
aus andern Ländern darstellten. Daß 
dieser Kreis rasch und entschieden zu 
einem ganz lebendigen Gemeinschafts- 
gefühl kam, ist ganz großes Erleben. 


2. 


Dies Gefühl der Zusammengehörigkeit 
wurde. Ich weiß nicht, ob es alle er- 
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füllte. Aber ganz stark schuf sich ein 
Kreis, in dem es lebte, der sich mehr 
und mehr als Träger einer ganz be- 
stimmten, klar gesehenen Aufgabe und 
innerlichen Einstellung empfand. Damit 
wurde uns allen klar, daß die deutschen 
Freunde des Quäkertums nicht ein Zu- 
fallsprodukt darstellen, geeint durch ein 
mehr oder weniger zufälliges Zusammen- 
treffen mit der von Außen kommenden 
Tätigkeit des Quäkertums. 
wissen nun, daß wir eine Bewegung dar- 
stellen, die eine große, entscheidende 
Aufgabe im deutschen Leben zu tun hat. 
Aus diesem selbst wächst sie naturnot- 
wendig empor, und das Quäkertum ist 
uns nur deshalb so wichtig, weil es uns 
rascher zur Klarheit hilft und deutlicher 
vor Augen führt aus seiner älteren Er- 
fahrung desselben Bewegtseins, um was 
es sich handelt. Wenn Carl Heath oder 
Joan Mary Fry zu uns sprachen, so 
fühlten wir das, was uns bewegt, in 
selbstverständlicher Klarheit aufsteigen. 
Gott als Wirklichkeit, als selbstver- 
ständliche, unbedingte Wirklichkeit, die 
aus der Tiefe faßt, mit Notwendigkeit 
bestimmt und mit Notwendigkeit 
Lebensgestaltung verlangt. — Es war 
die erste religiöse Tagung, die ich in 
Deutschland erlebte, bei der Theologie 
und theologischer Begriff aber auch 
gar keine Rolle spielte, obwohl Men- 
schen da waren, die aus den verschieden- 
sten theologischen, kirchlichen und 
nichtkirchlichen Lagern kamen. In dem 
Augenblick wird eben all diese Begriffs- 
welt und menschliche Formulierung sehr 
unwesentlich, wo man sich einstellt, wie 
es uns ein Carl Heath lebendig zeigt, 
ganz auf die Hingabe an die Erleuch- 
tung, die im innern Licht gegeben ist. 
Es ist damit sofort die Tatsache ge- 
geben, daß die Umsetzung in den Ge- 
danken unwesentlich, die Umsetzung in 
Lebensgestaltung alles ist. Es beginnt 
die Arbeit allein und gemeinsam, in 
jedem Wort, im gemeinsamen Suchen 
und Handeln immer die ‚Lebensgestal- 
tung zu‘ finden, die aus jedem quillt. 
Sobald aber Mensch neben Mensch 
diesen tiefen Ernst fühlt, fühlt, wie es 
dem andern ein heilig Anliegen ist, den 


Nein, wir | 


Se 


Zusammenklang mit ihm zu finden, die 
Achtung ihn fühlen zu lassen, die aus 
dem Bewußtsein göttlicher Bedingtheit 
werden, bildet sich ein Zusammenge- 
hören allertiefster Art. — Und wenn 
man dann gar neben den Fragen des 
persönlichen Lebens und der engern Ge- 
meinschaft ins Volksleben und seine 
Nöte blickt, gemeinsam über all die 
irdischen Gebundenheiten emporstrebt 
zur Frage der Gestaltung aus dem Gött- 
lichen auch hier, dann wird das alles so 
groß und weit und menschlich stark. 
Wie sollte nicht Seele zu Seele klingen. 
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Am meisten gefördert auf diesem Weg 
hat uns dabei vielleicht der Abend, der 
uns den schwersten Kampf brachte, der, 
an dem Freund Kleinspehn seinen leiden- 
schaftlich glutvollen Vortrag über Poli- 
tik und Frömmigkeit hielt. Es war ein 
Zeugnis seiner ‚persönlichen Gewissens- 
not im Kampf mit all dem, was ihm 
Lüge und Unsittlichkeit im politischen 
Leben erscheint. Ein leidenschaftlicher 
Widerspruch der Andersgesinnten brach 
gegen seine Beurteilung der politischen 
Notwendigkeiten los. Er wurde über- 
wunden durch das Bewußtsein, daB aus 
einer jeden Not und Gewissenslast der 
andere lernen muß, weiter und deutlicher 
zu sehen. Gerade dann, wenn man so 
ganz verschieden sieht, den Weg der 
tiefsten Gemeinschaft im Suchen des 
göttlichen Willens und Wahrseins zu 
finden, ist ja das eigentlich Große. 

Und es half uns Heinrich Beckers 
Vortrag voll Licht und Freude und Mut 
über den Zusammenhang, der in unserm 
Kreis bestehen soll, keine Organisation 
und doch ein Band, das durch jedes 
Hand geht und an dem dann jeder seine 
Hand mit hat. So wundervoll ließ er 
uns fühlen, daß wir ein Eigenes haben, 
das ein Leben und Drängen ist, wir 
wissen noch nicht, wohin es führt, und 
dürfen es nicht in Schablonen und 
Formen zwingen. Aber wir geben uns 
ihm hin und lassen es als lebendige Zu- 
sammengehörigkeit in uns leben. 

Und es half uns die verantwortungs- 
schwere Aufgabe, eine Antwort unsers 


Kreises zu finden für den Brief, den die 
englischen Freunde an ihre Regierung 
gerichtet und uns zugesendet hatten. 
Alfons Paquet hat den ersten Entwurf 
gemacht, und wir gestalteten ihn nun zu 
einem Wort, das als unser aller Wort 
einmütig empfunden hinausgehen konnte, 
den englischen Freunden und denen, die 
in unserm Volk auf solche Stimmen 
merken, zu sagen, wie wir Not und Auf- 
gabe heute empfinden.*) 

Mir scheint diese Antwort das eigent- 
lich Entscheidende der Tagung zu sein. 
In ihr liegt der Wille unseres Kreises, 
an seinem Teil mitzuwirken an der Ge- 
wissensbildung in unserm Volk. Die 
fehlt uns, und ehe wir sie mutvoll ge- 
schaffen haben, können wir nicht zu 
einem einheitlich, sittlich starken Volks- 
leben kommen. 


4. 


Die Tagung bot noch vieles andere. 
Nach Außen bot sie uns den Vortrag 
von Paul Helbeck über das Quäkertum, 
der in seiner starken, gesammelten Kraft 
tiefen Eindruck machte. Nach Innen 
darf nicht vergessen werden, was Carl 
Heath uns sagte über ‚die Bedeutung 
des Quäkertums in der heutigen Welt“. 
Diese Vorträge sind im Druck erschienen 
(Quäkerverlag, Berlin W 8.) und ent- 
halten Entscheidendes von dem, was den 
Kreis in Eisenach langsam zur Einheit 
schmiedete. Dazu kamen noch die Aus- 
sprachen über Erziehungsfragen und 
vieles andere. Mir kam es darauf an, 
zu zeigen, daß und wie ein Kreis von 
verschiedenartigsten Menschen zum Be- 
wußtsein einer gemeinsamen Zielrich- 
tung und Aufgabe kam. In diesem 
Bewußtsein konnte man beschließen, 
jährliche Tagungen abzuhalten und zur 
Vorbereitung der Tagung und Er- 
ledigung gemeinsamer Aufgaben in der 
Zwischenzeit zehn Freunde zu be- 
stimmen, einen Zehnerausschuß, der, 
ohne irgendwie Vorstand zu sein, die an 
ihn herantretenden Fragen zu erledigen 
hat, wie er es vor der Gemeinschaft der 


*) Vel. „Die Eiche“, Januar 1924, 
SETZT DAR. 
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Freunde und aus ihrem Geiste glaubt 
verantworten zu können. 

So schieden wir‘ in dem Bewußtsein, 
eine dauernde, tiefe Gemeinschaft von 
Suchen und Aufgabe gefunden zu haben. 
Es war uns während der Tagung deut- 
lich geworden, daß Schaffen Gottes 
durch die Welt und durch unser deut- 
sches Volk geht und etwas von diesem 
Schaffen auch diesen Kreis bewegt und 
zusammenführte. Damit wissen wir, daß 
eine mächtige Verantwortung auf ihn 
gelegt ist, dem Lebendigen treu zu sein, 
das ihm gegeben ist. 

Emil Fuchs. 


* 


Resolutionen der Freunde 
des Quäkertums in Barmen- 
Elberfeld (10. Dezember 1923). 


1. Eine von den Freunden des Quäker- 
tums in Barmen-Elberfeld einberufene 
Versammlung dankt dem General von 
Seeckt für den Erlaß, der die Umwand- 
lung von Likörstuben, Dielen usw. in 
Aufenthaltsräume für die zahlreichen 
Volksgenossen anordnet, die in den be- 
vorstehenden Wintermonaten die Kosten 
zur Heizung ihrer Wohnung nicht auf- 
bringen können. Die Versammlung hoftt, 
daß diesem Erlaß bald die Tat folgen 
wird. 

Die Versammlung ist sich dessen be- 
wußt, daß in Deutschland Tausende und 
Abertausende der Hungerkatastrophe 
zum Opfer fallen werden, wenn nicht 
eine große Hilfsaktion des Auslandes 
einsetzt. Sie dankt allen Menschen- 
freunden im Auslande für ihre schon ge- 
leistete, tatkräftige Hilfe, und sie er- 
wartet von der Reichsregierung, daß sie 
ohne jeden Verzug ein Verbot erläßt, für 
die Ernährung der Bevölkerung wichtige 
Rohstoffe zur Herstellung alkoholischer 
Getränke zu verwenden. 

2. Appell an die Christen Frankreichs 
z. H. des katholischen Pfarrers Marc 
Sangnier, Mitglied der Deputierten- 
kammer, und des protestantischen Pro- 
fessors der Theologie Monod. 

Eine von den Freunden des Quäker- 
tums in Barmen-Elberfeld einberufene 
Versammlung richtet nach einem Vor- 
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trag des Schriftführers des deutschen 
Zweiges des Weltbundes für Freund- 
schaftsarbeit der Kirchen D. Friedr. 
Siegmund-Schultze an die französischen 
Christen die Bitte, ihren ganzen Einfluß 
dahin geltend zu machen, daß die fran- 
zösische Regierung die deutschen Gefan- 
genen und aus den besetzten Gebieten 
Ausgewiesenen, die leiden müssen, weil 
sie ihrem Lande und ihrer verfassungs- 
mäßigen Regierung die Treue hielten, 
zum bevorstehenden Weihnachtsfest in 
ihre Familien und ihre Heimat zurück- 
kehren können. 


x 


Eine Botschaft 
der 
Amerikanischen Jungquäker 
an die jungen Deutschen. 


Liebe Freunde! 


Unsere Gedanken weilen in diesen 
schlimmen Tagen oft bei: Euch, wenn 
wir die wechselnden Schicksale Eures 
Landes verfolgen. Wir, deren tägliches 
Leben nicht so bedrängt ist, vermögen 
Euch die Spannung und den Druck, 
unter denen Ihr lebt, nicht voll nachzu- 
fühlen. Wir können nur in der Liebe, 
die immer tiefer in das Verständnis des 
Lebens der Mitmenschen einzudringen 
sucht, Euch all das mitteilen, was wir 
an Mut, Hoffnung und Lebenskraft in 
uns haben. Wir verstehen, daß Ihr bis- 
weilen den Mut verlieren müßt und daß 
Euch zuzeiten Zweifel aufsteigen an der 
Liebe Gottes und an dem Guten im 
Menschen; und doch sind wir, die wir 
kein so mächtiges Zeugnis für die Stärke 
unseres Glaubens abzulegen brauchen 
wie Ihr, voller Hoffnung, . daß Ihr uns 
nicht enttäuschen werdet. Wir suchen 
einen Ausweg aus der Materie, die uns 
anhaftet und uns beengt. Ihr seid uns 
ein Beweis dafür, daß der Reichtum 
eines Lebens nicht nur abhängig ist von 
der Menge der Güter, die ein Mensch 
besitzt; und an Euch wenden wir uns 
deshalb um Anregung und Hilfe. Ihr 
seid durch die Umstände gezwungen 
worden, darzutun, wie groß die Kraft 
des Menschengeistes ist, und Euch, statt 
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auf Hilfe von außen zu bauen, auf das 
Leben und die Macht in Euch zu stellen; 
und wir danken Euch, daß Ihr uns einen 
neuen Sinn für die Würde und Schönheit 
des Menschen und ein tieferes Verständ- 
nis für das Wesen und die Liebe Jesu 
gegeben habt. 

Nicht alle habt Ihr hindurchgefunden; 
und auch unter uns haben viele versagt. 
So laßt uns gemeinsam nach dem Mut 
und dem Glauben suchen, die wir ver- 
loren haben. Inmitten all des Sterbenden 
und Toten in der heutigen Welt, durch 
all das Chaos, durch all den Wust und 
die Verwirrung hindurch will eine neue 
Zeit anbrechen. Wir, die wir jung sind, 
wollen unsere Augen nicht auf das 
heften, was vergeht und stirbt, sondern 
auf das,'was Leben hat, und wollen den 
Geist der Liebe, den Jesus Christus 
lebte, zusammen der Welt übermitteln, 
damit Menschen und Völker sich zu 
Gott wenden, von dem alles Leben 
kommt. - 

In herzlicher Liebe 
gez. James F. Walker. 
27. November 1923. 


* 


„Amerika spricht als ein Freund von 
Frankreich“ ist der Titel, unter dem 
J. H. Scattergood seine Rede über 
die Lage in Europa veröffentlicht. Er 
hielt diese Ansprache am 16. August 
1923 in Amerika. Nach einleitenden 
Worten, die sein befreundetes Verhältnis 
zu Frankreich dartun, geht er mit einer 
feinen Sachlichkeit auf die bisherige Be- 
handlung des Reparationsproblems ein. 

Nach diesen wirtschaftlichen Erörte- 
rungen kommt er zur Frage: Was führte 
zum Ruhrkonflikt? Frankreich hatte zu 
wählen zwischen einem verkrüppelten 
Deutschland ohne Entschädigungszah- 
lung oder einem aufblühenden mit dieser 
Fähigkeit. Für die Verhältnisse in 
Deutschland, insbesondere in seiner 
durch den Ruhrkonflikt bedingten Ver- 
schärfung, findet er klare Worte, die ein 
Verstehen der verzweifelten deutschen 
Lage bei amerikanischen wie französi- 
schen Lesern bewirken müssen. 


Zum Schluß führt 
seine Mitbürger aus, 
könnte: 

1. Wir müssen innerlich frei werden 
vom Haß. Der Weg, sich von einem 
Feinde freizumachen, ist nicht der, ihn 
zu töten. Man muß ihm helfen, und 
wenn du ihm hilfst, wird er für immer 
dein Freund sein. 

2. Laßt uns alles tun, um unsere Re- 
gierung zu einer aufbauenden Außen- 
politik zu veranlassen. 

3- Wir müssen dem Haager Schieds- 
gerichtshof beitreten. 

4. Wir müssen in den Völkerbund hin- 
ein. Wir können dem Völkerbund heute 
ganz anders beitreten, als es vorher ge- 
wesen sein würde. Ich war einer seiner 
Gegner nicht wegen des Völkerbundes 
an sich, sondern weil es das gute Stück 
jenes verdammten Vertrages war, eines 
Vertrages von Erdrosselung und Gewalt, 
der keinen Frieden bringt, in sich trägt 
und ihn niemals bewirken kann. 


Scattergood für 
was geschehen 


* 


Die Pazifismus-Debatte in 
Weimar ı. Oktober 19232. 


Offener Brief Professor Rades an den 
Herausgeber. 


Verehrter Freund, 


Heuteerst, am ı2. Februar, kommt Ihr 
Januarheft in meine Hände. Ich blättere 
natürlich sofort nach einem Bericht über 
Weimar. Denn gerade von Ihrer Zeit- 
schrift erhoffte ich eine verständnisvolle 
Einreihung dieses Religionsgesprächs in 
seine Zeit. Ich finde denn auch eine gute 
Wiedergabe der von Pfarrer D. Kübel 
und Oberstudiendirektor Schümer gehal- 
tenen Vorträge — Auszüge aus ihrem in 
der „Christlichen Welt“ 1923 Nr. 42/43 
zu lesenden Wortlaut. Auch einige Be- 
merkungen dazu, gegen die nichts zu 
sagen ist. Aber keinerlei Fingerzeig auf 
das besondere des Hergangs und den Sinn 
der Veranstaltung. Das aber ist nun in 
meinen Augen ein großer Mangel. Ge- 
rade vor den Lesern Ihrer Zeitschrift, 
die doch alles, was Sie berichten, in 
seinem großen Zusammenhang sehen 
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wollen und, sofern sie Ausländer sind, für 
das, was F.C.W. und B.G.C., „Freunde 
der Christlichen Welt“ und „Bund für 
Gegenwartchristentum“ sind und bedeu- 
ten, unmöglich die nötige Vorkenntnis 
mitbringen können. So erfährt man aus 
Ihrem Bericht nur, daß ein Herr Kübel 
und ein Herr Schümer ganz entgegen- 
gesetzte Meinungen über „Christentum 
und Pazifismus“ in öffentlichen Vorträgen 
geäußert haben. Später wird noch be- 
dauert, daß jener, der für den Krieg ein- 
trat, gerade ein Pfarrer gewesen sei — 
als ob das nicht in diesem Falle ganz 
zufällig und gleichgültig wäre! 

Nein, das Wichtige und Wesentliche 
der Veranstaltung war, daß mit allem 
Fleiß zwei Vertreter der 'entgegen- 
gesetzten Meinung über Krieg und Frie- 
den aus einem Kreise nahe befreundeter 
Christenleute sich gegenübergestellt wur- 
den, um die Kraft ihrer Überzeugung 
und ihrer Argumente miteinander zu 
messen. Weil es auf die Dauer ein uner- 
träglicher Jammer ist, daß Christen, daß 
ganze Kirchen über eine so lebenswich- 
tige, die Gemüter tief bewegende Frage 
so verschiedener Ansicht sind, daB von 
den Kanzeln und Kathedern über diese 
Frage geradezu ein offener Krieg geführt 
wird, deshalb hat man in Weimar dieses 
Religionsgespräch unternommen. Letzte 
Hoffnung war dabei natürlich, daß die 
Geister sich auf diese Weise näherkom- 
men würden. ‘Denn die Vorbedingung 
einer weitgehenden Geistesgemeinschaft 
zwischen den widerstrebenden Parteien 
war ja in diesem Falle gegeben. Die 
Hoffnung ist, so scheint es, nicht erfüllt 
worden. Wiewohl man darüber noch 
nicht abschließend urteilen kann. Die 
Zwiesprache geht weiter; man fühlt 
allenthalben, daß in Weimar nicht das 
letzte Wort gesprochen wurde. Aber 
eben diesen Verlauf der Debatte 
in seinen Nuancen hätte ich gerade in 
Ihrer Zeitschrift gern von einem Anwe- 
senden geschildert gesehen. War er nicht 
befriedigend, gut, so mußte das festge- 
stellt werden. Ich habe das in Nr. 45/46 
an meinem Teil für meine Anforderung 
selber festgestellt. Aber auch der unge- 
nügende Verlauf dieses ganzen Versuchs 
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hatte m.E. einen Anspruch darauf, ge- 
rade in den Spalten Ihres Organs ge- 
kannt und gewürdigt zu werden. Die 
„Christliche Welt“ war durch den Ab- 
druck der beiden Aufsätze in Nr. 42/44 
räumlich schwer belastet; auch blieb alle 
ihre Kritik Äußerung der Veranstalter: 
die berufenen Kritiker waren aber 
Männer und Frauen, die sich die Pflege 
eines christlichen Pazifismus zur Lebens- 
aufgabe gemacht haben. Freilich noch 
besser wäre es gewesen, sie hätten die 
solenne Gelegenheit benutzt und sich 
selber mit an der Auseinandersetzung be- 
teiliet. Wäre das in der rechten Weise 
geschehen, so hätten wir in Weimar 
einen großen Tag haben können. 

Es gibt ja Friedensfreunde genug, be- 
sonders im Auslande, die von ‘solchem 
Gedankenaustausch wenig halten. Sie 
sind mit dm Problem längst fertig. 
Wer „guten Willens“ ist, sagt: „Nie 
wieder Krieg!“ Und damit basta. So 
sind wir Deutschen aber nun einmal nicht. 
Wir müssen die Sache immer wieder von 
neuem durchdenken und von allen Seiten 
betrachten. Auch die Predigt der Tat 
allein tut’s bei uns nicht. Die praktischen 
Liebesbeweise der Quäker mögen uns 
allen Rührung, Bewunderung, innige 
Dankbarkeit abnötigen: das Problem 
des Krieges, d.i. des Vaterlandsdienstes 
mit der tödlichen Waffe, ist für uns da- 
mit nicht gelöst. Und indem wir unter- 
einander darüber streiten, tun wir damit 
der Menschheit auch einen notwendigen, 
stellvertretenden Dienst, auf dem Gottes 
Segen ruhen wird. 

Wir können aber auch nicht auf eine 


andere Weise die Herrschaft des 
Kriegsdogmas brechen, die in 
unsern Kirchen Tatsache ist. „Kriege 


müssen sein.‘ „Kriege sind sittlich not- 
wendig.“ Der unheilvolle Weltfriede von 
Versailles mit seiner Fortsetzung bekehrt 
täglich friedfertige Deutsche zu diesem 
Dogma. In solcher Zeit kann man 
unserm Volke, auch unserm Kirchenvolke 
und seiner Intelligenz, nicht mit dem ent- 
gegengesetzten „Dogma“ kommen. Und 
deshalb ist es heute bei uns eine zeitge- 
mäße und zeitnotwendige Sache, daß man 
über diesen Gegenstand diskutiert. 


/ 


f 


Es muß nur dafür die Basis gegeben sein. 
Und die war und ist eben bei den F. C. 
W. und im B. G. C. vorhanden. Und 
darum geht auch die Erörterung unter 
uns weiter, wahrlich ernsthaft genug, wie 
Nr. ı/2, 5/6, 7/8 und o/ıo der „Christ- 
lichen Welt“ beweisen. 

Ich mußte Sie mit diesen Zeilen be- 
helligen, verehrter Freund, vornehmlich 
um der Pazifisten im Auslande willen. 
Denn sie haben Mühe, unsere Art zu be- 
greifen, und wissen darum oft nicht, wo 
und wer ihre Freunde sind. 

Marburg a. L. 

Martin Rade. 


* 


Diesem Briefe des Herausgebers der 
„Christlichen Welt“, der im Grunde der 
Veranlasser jener Weimarer Debatte 
war, habe ich nichts Wesentliches hinzu- 
zufügen. Der Brief ergänzt die Mängel 
unseres Berichtes in Heft ı der Eiche in 
sehr dankenswerter Weise, und zwar ge- 
rade in den Punkten, in denen ich selbst 
die Mängel empfand. Wir konnten seiner- 
zeit in der kurzen uns bis zur Druck- 
legung jenes Eicheheftes zur Verfügung 
stehenden Zeit keinen Bericht eines Teil- 
nehmers der Versammlung erlangen. Zu- 
dem lag uns daran, eine ganz objektive 
Wiedergabe des Inhalts der Vorträge zu 
geben, weil die Stimmen der Verwun- 
derung über die Weimarer Versammlung, 
die mir damals bereits zugegangen 
waren, sich in erster Linie auf die Re- 
ferate bezogen hatten. Es hieß etwa: in 
einer großen Versammlung der liberalen 
Christen Deutschlands habe der Re- 
ferent, ein evangelischer Pfarrer, „für 
den Krieg“ gesprochen. Das zweite Re- 
ferat, das den entgegengesetzten Stand- 
punkt vertrat, wurde in Auslandsberich- 
ten totgeschwiegen oder zum Korreferat 
eines gegen die Geistlichkeit opponieren- 
den Pazifisten herabgedrückt. Das ge- 
schah auch dann noch, als bereits der Ab- 


druck der Referate in der „Christ- 
lichen Welt“ erfolgt war. Die Genfer 
Semaine Religieuse vom 13. Oktober 


1923 gab damals die Kübelschen Thesen 
Nr. 3, 5 und 8 wieder, ohne auch die 


Gegenthesen zu zitieren, und knüpfte 
daran folgende Bemerkung: „Wenn man 
diese erstaunlichen Thesen liest, fragt 
man sich, ob in der Tat die offizielle 
Theologie des protestantischen Deutsch- 
land seit 1914 nichts gelernt und nichts 
vergessen hat.‘ — Der Artikel der Se- 
maine Religieuse wurde wörtlich wieder- 
holt in Evangile et Liberte vom 7. No- 
vember 1923. Der Führer des franzö- 
sischen Protestantismus, Professor Wil- 
fred Monod, schrieb mir in einem Briefe 
vom 18. Dezember 1923: „Ich finde es in 
der Tat seltsam, daß notorische franzö- 
sische Pazifisten heute von den Jüngern 
eines George Fox des Militarismus ange- 
klagt werden, während der Frankfurter 
Pastor Kubel . ... die folgenden Thesen 
in einer Versammlung deutscher Pazi- 
fisten hat aufstellen können.“ Die franzö- 
sische Zeitschrift „La Paix par le Droit“ 
kennt gleichfalls nur die Fassung der 
„semaine Religieuse‘“ und knüpft weitere 
Folgerungen über „Deutsches Christen- 
tum“ daran. Die deutsche „Welt am 
Montag“ erfährt natürlich nur auf den 
Wege über Frankreich von diesen „mili- 
taristischen Ansichten“ des „Pastor Kühle 
in Frankfurt“ und schreibt unter der 
Überschrift „Christus als Kriegshetzer‘ 
(10. März 1924, Beilage): „Der langen 
Rede kurzer Sinn: Das Christentum ist 
nicht etwa eine Religion der Liebe, son- 
dern eine des Hasses! Ein deutscher 
Pastor, und nicht nur einer, sagt’s ... .* 
Die in der „Welt am Montag“ und in 
andern Blättern bis zur Unkenntlichkeit 
hin- und rückübersetzten Zitate wirken 
weiter. Wenn es noch not tut! Ein eng- 
lischer Theologe, der enge Verbindung 
mit Deutschland und der deutschen Theo- 
logie unterhält, sagte mir bereits Anfang 
Jaruar in England: „Nach den. Nach- 
richten, die wir hier erhalten, besonders 
nach der Versammlung der Christlichen 
Welt in Weimar, steht es ja so, daß die 
deutsche Theologie wieder ganz Kriegs- 
theologie geworden ist.“ Ich könnte die 
Reihe der Beispiele vermehren — Bei- 
spiele’ die m. E. in erster Linie zeigen, 
wie stark noch immer im Auslande die 
Lügenpropaganda nachwirkt, die aber 
doch auch zeigen, daß sich die deutschen 
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Be 


Ehristen Blößen geben, mir unverständ- 
liche Blößen christlicher Gesinnung und 
Anschauung. 

Was ich im Ausland dazu tun kann, 
um falsche Eindrücke und Angaben zu 
berichtigen, versuche ich zu tun, habe ich 
auch in den erwähnten Fällen getan. 


‚Leider aber hat meine Krankheit mich 


während der letzten beiden. Jahre ver- 
hindert, auf allerlei Versammlungen zur 
Stelle zu sein, wo ich zu einer Berich- 
tigung falscher Gerüchte über das deut- 
sche Christentum hätte mit beitragen 
können. Ich möchte mich hierdurch auch 
vor unsern Freunden entschuldigen, daß 
ich an der Weimarer Versammlung nicht 
teilgenommen habe. Ultra posse nemo 
obligatur! 
F. Siegmund-Schultze. 


* 


- Die Christ-Sozialisten trafen 
sich vom ı5. bis 17. Dezember 1923 in 
Werdau (Sachsen). Aus der dort herr- 
schenden proletarisch-christlichen Gei- 
stigkeit heraus kam man zu einer großen 
programmatischen Erklärung. Ausführ- 
liche Auskunft hierüber erteilt Kurt 
Pösger, Werdau-Laubnitz (Sachsen), 
Straße III, Haus 2. Hier seien nur die 
wichtigsten zwölf Forderungen aus dem 
Programm wiedergegeben: 

1. Die Verschmelzung des Sozialismus 
(d. h. der Religion des Proletariats) mit 
der lebendig gelebten Lehre des Jesus von 
Nazareth. 

2. Die Überwindung des Klassen- 
kampfes. 

3. Die Aufhebung der kirchlichen Spal- 
tung. 

4. Die innere religiöse Einheit unseres 
Volkes. 

.. 5. Die Befreiung des Grund und Bo- 
dens von der privaten Spekulation. 

6. Die Brechung der Zinsknechtschaft 
durch Schaffung einer vom internatio- 
nalen Bankkapital unabhängigen Wäh- 
rung. 

7. Die Ausschaltung des römischen 
Rechtes aus unserer Rechtspflege. 

8. Die Heiligkeit der Ehe als der 
Keimzelle unseres kommenden Reiches. 
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9. Die Errichtung einer waffenlosen 
Friedens-Aufbau-Armee unter Mitwir- 
kung der deutschen Jugendbewegung. 

10. Der Abbau der Großstädte und eine 
planmäßige, großzügige innere Koloni- 
sation unter staatlicher Beihilfe. 

ı1. Der Abbau des mechanischen Fa- 
brikationsbetriebes und die Wiederbe- 
lebung der schöpferischen Hand- und 
K.opfarbeit. 

ı2. Religiöse Politik; Die 
Lenkung unseres Staatswesens muß nicht 
Börsen- und Bankmenschen, sondern 
Gottesmenschen anvertraut werden. 


* 


Evangelium und Soziale 
Frage, 1890 und 1924. 


Die am 22. Februar 1916 gegründete 
Konferenz Deutscher Evangelischer Ar- 
beitsorganisationen hat die großen, der 
freien deutschen evangelischen Arbeit 
dienenden Körperschaften miteinander 
verbunden, um durch gegenseitige Ver- 
ständigung sowie gemeinsame Betätigung 
die Wirksamkeit und Geschlossenheit 
freier deutscher evangelischer Arbeit im 
Dienst der öffentlichen Mission der 
Kirche zu stärken. 

Nachdem die Konferenz sich zunächst 
in der Sittlichkeitsfrage betätigt und 
dann bei der Berufung der Deutschen 
Evangelischen Kirchentage mitgewirkt 
hatte, glaubte sie nunmehr der evan- 
gelischen Kirche und dem deutschen 
Volke dadurch einen weiteren Dienst tun 
zu können, daß sie zu den in ihrer Trag- 
weite noch kaum zu übersehenden so- 
zialen Umlagerungen der Gegenwart vom 
Standpunkt des evangelischen Gewissens 
aus Stellung nahm. Ihr Arbeitsausschuß 
beschloß daher am 3. Dezember 1923, 
evangelischen Männern und Frauen, die 
sich theoretisch oder praktisch in beson- 
derer Weise mit den sozialen Fragen be- 
schäftigen, in einer geschlossenen Ver- 
sammlung . Gelegenheit zu persönlicher 
Bekanntschaft und gegenseitiger Ver- 
ständigung zu bieten. Nach weiteren 
Verhandlungen mit Vertretern verschie- 
dener Kreise erging eine Einladung zu 
einer „Sozialen Besprechung“ 


f 


am 29. Januar 1924 in der Berliner Uni- 
versität. Zu derselben waren ca. 70 
führende Persönlichkeiten aus den 
Kreisen des Ev. soz. Kongresses, des 
Kirchl.-soz. Bundes, der Religiös-sozia- 
len, der Inneren Mission, des Ev. Bundes, 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, der Industrie, Bankwelt, Land- 


wirtschaft und der Parlamente er- 
schienen. Die Darlegungen der Re- 
ferenten: Professor Dr. Brunstäd-Er- 


langen, Pfarrer D. Schneemelcher-Berlin 
und Pfarrer Günther Dehn-Berlin zu dem 
Thema „Evangelium und Soziale Frage 
1890 und 1924“, an die sich unter Leitung 
von Professor D. Mahling-Berlin eine 
mehrstündige, von tiefem Ernst getra- 
gene Aussprache schloß, zeigten die 
große Verschiedenheit in den Auf- 
fassungen, aber auch die Gemeinsamkeit 
des Willens, allen Ständen im Volk in 
der gegenwärtigen Entscheidungsstunde 
die sittlichen und religiösen Forderungen 
des Evangeliums für die Gestaltung des 
Wirtschaftslebens ins Gewissen zu 
schieben. Der Arbeitsausschuß der Kon- 
ferenz wurde gebeten, I. einen sozialen 
Ausschuß zu bilden; 2. weitere evan- 
gelisch-soziale Besprechungen zu veran- 
stalten; 3. Aussprachen im kleineren 
Kreise zwischen Führern der evangelisch 
sozialen Arbeit mit Vertretern der Ar- 
beiterschaft und Industrie, der Landwirt- 
schaft und Nationalökonomie in die 
Wege zu leiten; 4. dem Deutschen Ev. 
Kirchenausschuß über die Tagung zu be- 
richten und ihn unter Vorlage weiteren 
Materials um den baldigen Erlaß einer 
programmatischen sozialen Kundgebung 
zu bitten. Dieser Bericht wurde sofort 
eingereicht. Der Arbeitsausschuß der 
Konferenz wählte am 20. Februar einen 
aus ı5 Mitgliedern bestehenden So- 
zialen Ausschuß, der am 3. März seine 
Arbeit aufgenommen hat. 
A. W. Schreiber. 


* 


The World Association for 
Adult Education (Weltbund für 
Volksbildungswesen) hat eine Reihe von 
Flugschriften veröffentlicht, die — eben- 


j 


so wie die Bestrebungen des Weltbundes 
an sich — das Interesse der Eiche-Leser 
in hohem Maße verdienen. Der Welt- 
bund ist. im Jahre 1918 in England ins 
Leben gerufen worden. Er umfaßt alle 
die Bestrebungen, die dem Menschen — 
jedem Menschen — zu einer möglichst 
vollen Entfaltung all seiner Kräfte und 
Fähigkeiten — des Körpers, des Geistes 
und der Seele — helfen wollen, wobei es 
selbstverständlich ist, daß solche Per- 
sönlichkeitsbildung höhere Zwecke als 
nur eben diese hat. Für deutsche Leser 
mag es von Interesse sein, daß in den 
letzten Jahren mit Hilfe dieses Welt- 
bundes die englischen Seminare fast aller 
deutschen Universitäten und technischen 
Hochschulen mit englischen Zeitungen 
und Zeitschriften versehen worden sind. 
Die Reisesekretärin des Weltbundes Miss 
Ida Koritchoner ist während eines 
großen Teiles des Jahres in Berlin*) und 
erteilt bereitwilligst jede Auskunft. Sie 
hat eine kleine Leihbibliothek über Fra- 
gen der „Erwachsenen-Erziehung‘“ zur 
Verfügung, in der selbstverständilch die 
bis dahin erschienenen Veröffent- 
lichungen des Weltbundes enthalten 
sind. Unter diesen Veröffentlichungen 
ist , für deutsche Leser Heft XVII 
„Newer Adult Education in Germany“ 
(Neue Wege der Erwachsenen-Er- 
ziehung in Deutschland) besonders 
wichtig. Es gibt auf knappstem Raum 
einen erstaunlich vollständigen und 
guten Überblick über das, was wir unter 
dem Stichwort „Volkshochschulwesen“ 
zusammenzufassen pflegen, wie wir ihn 
in deutscher Sprache nicht besitzen. Die 
viel verschlungenen Wege, auf denen 
Bildung des Volkes nach der Revolution 
in Angriff genommen worden ist, sind so 
klar erkannt, daß sie fast schon „Ge- 
schichte‘ geworden zu sein scheinen. Sie 
werden in ihrem Verlauf bis in die 
Gegenwart verfolgt, und die Auswirkung 


der verschieden gerichteten Bestre- 
bungen wird — offenbar auf Grund ge- 
nauster persönlicher Kenntnis — deut- 


lich gemacht. Die ungemein lebendige 
Darstellung gibt eine Fülle kennzeichnen- 


* W ı5, Düsseldorferstr. 66 Il. 
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der Einzelheiten, ohne den großen Ge- 


danken, unter dem alle Volksbildung 
steht, in den Hintergrund treten zu 
lassen. Jeder der irgend mit Volks- 


bildungsarbeit zu tun hat, wird reiche 
Anregung in dem Hefte finden.*) 
Alix Westerkamp. 


* 


Volkshochschulheim 
Dreißigacker. 


Das in weiten Kreisen der Jugendbe- 
wegung bekannte Volkshochschulheim 
Dreißigacker ist am 7. und 8. Januar 
zum Teil niedergebrannt. Dieser Scha- 
den ist für die Jugendbewegung und die 
Menschen, die helfen, eine Volkskultur 
zu wecken, ein großer Verlust. — Dort 
in Thüringen, in der Abgeschlossenheit 
dörflichen Lebens, wollen die beiden 
Lehrer Weitsch und Dr. Angermann mit 
Hilfe der ernstmeinenden Jugend, fern 
von aller politischen Parteistellung, den 
jungen Frauen und Männern eine Stütze, 
einen Ruhepunkt geben, Mensch und 
Volksleben in gründlicher Klarheit be- 
trachten und so Werte schaffen. Die 
werktätige Jugend, die hier in ihrem 
Ringen und Sehen der Dinge zu- 
sammenkommt, steht durch ihre Er- 
fahrung in den Aussprachen über 
Lebenserscheinungen neben dem Lehrer 
gleichwertig, das ist der Unterricht 
und die Arbeitsgemeinschaft, die nicht 
Anspruch erhebt, eine ausgebildete 
Methode zu sein; vielmehr ist sie durch 
die Notwendigkeit, der gleichen Lage der 
Jugend, gegeben — der Jugend eine 
reine Zielsetzung ermöglicht, ihre Er- 
kenntnis in der sich bildenden Lebens- 
gemeinschaft (Schüler und Lehrer) 
durch die Tat wahr zu machen. Diese 
Schule, die der arbeitenden Jugend den 
Grundstein gibt, an dem geistigen Leben 
des Volkes teilzunehmen, darf nicht ge- 
wesen sein. — Alle, die ihr Wege sucht, 
eine Volkskultur zu bauen, helft 


*) Das Heft ist zum Preise von 50 Pf. 
von der Geschäftsstelle der Eiche, Ber- 
lin O 17, Fruchtstraße 64 II zu beziehen. 
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Dreißigacker wieder bauen. Hier ist 
der Anfang dazu. Helft und gebt an das 
Postscheckkonto Leipzig 53817 oder 
durch Postanweisung und Brief an das 
Volkshochschulheim Dreißigacker bei 
Meiningen, Thüringen. 

Bernhard Wilms. 


Aus dem religiösen Leben 
anderer Länder. 


Engtand nach dem Kriege*) 


Eine Million Menschen ließ im Kriege 
ihr Leben; so gibt es in England kaum 
eine Familie, die nicht den Verlust eines 
oder einiger ihrer Söhne beklagt, und 
niemand, der nicht um junge Leben, 
die ihm sehr teuer waren, trauert. Zu 
der Million. der Gefallenen kommt die 
größere Zahl der durch Wunden, Ge- 
hirnerschütterungen und Schwächung 
von Körper und Geist mehr oder 
weniger Invaliden, deren Unterhalt dem 
Volke jährlich eine Zahlung von mehr 
als £ 90000 aufbürdet, fast das halbe 
Jahreseinkommen der Regierung vor 
dem Kriege. Obgleich Großbritannien 
durch fast übermenschliche Anstren- 
gungen einen beträchtlichen Anteil der 
Kriegskosten aus dem Steuereinkommen 
bezahlt hat, ist unsere nationale Schuld 
von £ 600 Millionen im Jahre 1913 auf 
£ 8000 Millionen im Jahre 1919 ge- 
stiegen. Viel davon kam auf die Dar- 
lehen an unsere Verbündeten; aber bis 
heute sind weder Kapital noch Zinsen 
bezahlt. Der Steuerjahresbetrag des 
englischen Steuerzahlers zur Zinsen- 
deckung beträgt anderthalb des Jahres- 
einkommens vor dem Kriege. 

Die soziale Wirkung ist allgemeine 
Verarmung. Die drückende Steuerlast, 
welche bei Wohlhabenden 50% bis 
60% ihres Einkommens aufzehrt, hat 
den Unterhalt großer Güter oder 


*) Übersetzt von D. Dr. Julius Rich- 
ter-Berlin. 


Häuser unmöglich gemacht. Landhäuser 
werden in öffentliche Einrichtungen, 
Schulen, Erholungsheime und dergl. um- 
gewandelt, oft stehen sie einfach leer, 
Grundbesitz wird verkauft. Mehr als 
die Hälfte, manche sagen drei Viertel 
des Grund und Bodens in England hat 
seit dem Kriege den Besitzer gewechselt. 
Die Verarmung der oberen und mitt- 
leren Klassen beeinflußt auch die reli- 
giösen Organisationen, da sie ihr Ein- 
kommen hauptsächlich aus den Zeich- 
nungen dieser Klassen gewonnen haben. 
Die Geistlichkeit selbst hat schwer ge- 
litten, infolge der hohen Preise und der 
‚vermehrten örtlichen Steuern leben viele 
von ihnen in großer Armut. Auch die 
arbeitenden Klassen leiden schwer, denn 
dank der Desorganisation Europas und 
des Fehlens neuen Kapitals für indu- 
strielle Entwicklung sind während der 
letzten vier Jahre 1% Millionen arbeits- 
los gewesen und befinden sich jetzt in 
einem Zustand trauriger Armut. Auch 
die, welche Arbeit hatten, erlitten große 
Lohnabzüge im Gesamtbetrage von 
einigen hundert Millionen Pfund Ster- 
ling. Es ist herzzerreißend, bei einer 
Reise durch das Land die geschlossenen 
Werke, die Schornsteine ohne Rauch 
und in jedem Industriezentrum Scharen 
von hochgewachsenen Menschen, blaß 
und armselig gekleidet, zu sehen, die den 
ganzen Tag in den Straßen herum- 
lungern, weil „sie niemand gedingt hat“. 
Das sind die wirtschaftlichen Wirkungen 
des Krieges auf Großbritannien; und sie 
wirken auf das soziale, sittliche und 
religiöse Leben der Gesellschaft zurück. 

Der Krieg hat die bisher üblichen 
Maßstäbe des geselligen Verkehrs 
niedergebrochen; als die Spannung des 
Krieges vorüber war, folgte eine wilde 
Orgie des Genußlebens, eins seiner 
Kennzeichen war eine Tanzepidemie. 
Jedermann in allen Volksklassen tanzte 
zur Zeit und zur Unzeit. Die Frauen 
kleideten sich weniger anständig, das 
Verhältnis der Geschlechter war weniger 
zurückhaltend. Diese Phase ist in vielen 
Novellen anschaulich dargestellt, be- 
sonders in einer Novelle von Stephen 
McKenna, genannt „Sonia“. 


Während beim Kriegsausbruch die 
Kirchen übervoll waren von Leuten, 
welche für die beteten, die in den Krieg 
gezogen‘ waren, hielt diese Glut der 
Frömmigkeit nicht an; und obwohl 
beim Waffenstillstand die Leute sich zu 
den Dankgottesdiensten drängten, ist ein 
ständiges Abnehmen in der Zahl der 
Kirchgänger festzustellen. Fine andere 
üble Wirkung des Krieges auf die 
Frömmigkeit ist die Verminderung. der 
Kandidaten für den Kirchendienst und 
der Eignung derer, die sich meldeten. 
Während in allen anderen Berufen 
Scharen Zutritt suchen und wir einen 
Überschuß von 5000 Lehrern haben, die 
keine Stellung finden konnten, fehlen 
2000 Geistliche in der Kirche von Eng- 


land und eine entsprechende Zahl in 
den andern Kirchen, einschließlich der 
römisch-katholischen. Es haben auch 


andere Ursachen mitgewirkt; aber der 
Kriegsgeist, der Geist von Haß und Ge- 
walttat, entfremdete das Volk von dem 
Geist der Selbstlosigkeit und Liebe, der 
ein wesentlicher Bestandteil der christ- 
lichen Religion ist. 

Es -sind indessen Anzeichen vorhan- 
den, daß die Nachernte des Kriegs 
langsam vergeht. Unter den günstigen 
Einflüssen mag erwähnt werden, daß die 
Kirche von England wieder ein beträcht- 
liches Maß von Selbstregierung erlangt 
hat. Die Kirche hat jetzt ihre recht- 
mäßig gewählte Nationalversammlung, 
die Maßnahmen in kirchlichen Ange- 
legenheiten treffen kann; und diese wer- 
den Gesetz, wenn nicht das Parlament 
darin Verstöße gegen die konstitutio- 
nellen Rechte sieht. Die ‚„Gemeinde- 
kirchenrats-Verordnung“ (ParochialCoun- 
cil measure), die Gesetz geworden ist, 
gewährt der Laienschaft jeder Gemeinde 
eine Stimme in der Verwaltung kirch- 
licher Angelegenheiten. Die Demokrati- 
sierung der Kirche im ganzen und in 
jeder Gemeinde beginnt, Frucht zu tragen 
und Leben und Tätigkeit in der Kirche 
anzuregen. 

Die verschiedenen Körperschaften der 
Christen sind einander seit dem Krieg 
näher gerückt. Der von 250 Bischöfen 
aus allen Teilen der Welt, die 1920 


299 


in dem Lambeth-Palaste versammelt 
waren, ausgegangene Aufruf zur Einheit 
gewann zwar nicht intellektuell die Zu- 
stimmung, aber er rührte durch seinen 
Geist das Herz der non-conformistischen 
Kirchen. Das hat die Beziehungen 
zwischen den Kirchen gebessert. Auch 
die wachsende Neigung aller Christen, 
zur Förderung sozialer Reform zu- 
sammenzuwirken, die hauptsächlich in 
der sogenannten „Copec“ ihren Ausdruck 
findet (Konferenz für Anwendung christ- 
licher Prinzipien auf Politik, Wirtschaft 
und Bürgertum, Conference on the appli- 
cation of Christian principles to Politics, 
Economics, and Citizenship; geplant in 
Birmingham 1924). Studienkreise in allen 
Teilen des Landes und Kommissionen 
von Fachleuten bereiten seit vielen Mo- 
naten das Material für diese Konferenz 
vor. 

Die Feindseligkeit und gehässige Ge- 
sinnung, die der Krieg erweckt hatte, 
sind fast gänzlich verschwunden. Unter 
den Arbeitszweigen, welche dazu mit- 
gewirkt haben, verdient die Völkerbund- 
liga erwähnt zu werden, die eine groß 
angelegte Werbetätigkeit für internatio- 
nales Zusammenwirken durch den 
Völkerbund betrieben hat. Weitaus die 
Mehrzahl der Geistlichen haben in 
Predigten und Ansprachen für die 
Sache des Völkerbundes geworben, da 
das Ideal des Zusammenwirkens, das 
ihm zu Grunde liegt, so unvollkommen 
und unvollständig es sein mag, ein 
wesentlich christliches Ideal ist. 

Unser Weltbund .ist in dieser Bewe- 
gung auf Einheit des Geistes ein wirk- 
samer Faktor gewesen. Die neue Ver- 
fassung des britischen Ausschusses (in 
dem alle Kirchen Großbritanniens außer 
der römischen vertreten sind durch 
eigens für diesen Zweck gewählte Ab- 
geordnete ihrer Denominationen, die im 
Auftrag derselben zur Förderung inter- 
nationalen Wohlwollens wirken sollen) 
ist immerhin ein großer Schritt vor- 
wärts zu einer stillen Revolution im 
englischen kirchlichen Leben. 

Seitdem in Kopenhagen und Zürich 
der Weltbund eine klare Linie der Po- 
litik vorzeichnete, hat der britische Aus- 
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schuß auf diesen großen Prinzipien einen - 


Kreuzzug durchgeführt. Es ist inter- 
essant zu beobachten, daß die eben statt- 
gehabte Konferenz der britischen Pre- 
mierminister (die im Namen des bri- 
tischen Empire sprachen) die Kopen- 
hagener Grundsätze über Entwaffnung 
angenommen hat, indem sie die Bereit- 
willigkeit des britischen Reiches (nach 
angemessener und nötiger Fürsorge für 
die Verteidigung) ausgesprochen hat, zu 
jeder Zeit mit andern Regierungen über 
angemessene Rüstungseinschränkungen 
zu verhandeln. Bezüglich der Züricher 
Entschließung über die europäische Lage 
hat der britische Ausschuß jeden mög- 
lichen Schritt getan. Eine Abordnung 
von ihm begab sich zum Premier- 
minister, legte ihm die Züricher Ent- 
schließung vor und erhielt von ihm eine 
ermutigende Antwort. Nunmehr schlägt 
General Smuts, der den Idealismus des 
britischen Empire vertritt, ein internatio- 
nales Vorgehen genau gemäß den in 
Zürich vorgeschlagenen Linien vor. 

Ein anderer Einfluß, der in derselben 
Richtung wirkt, ist die sogenannte 
Bruderschafts-Bewegung. In jedem Be- 
völkerungszentrum gibt es eine oder 
mehr Bruderschaften, oder wenigstens 
Männerversammlungen an den Sonntag- 
Nachmittagen mit 200 bis 1200 Teil- 
nehmern, fast ausschließlich aus den ar- 
beitenden Klassen. Obgleich sie meist 
teils in Kirchen und Kapellen, teils in da- 
zu gehörigen Sälen stattfinden, leiten sie 
sich selbst, stehen also nicht unter der 
Aufsicht der Geistlichen und beschrän- 
ken sich nicht auf eine einzelne Denomi- 
nation. Bei den Sonntagnachmittag-Ver- 
sammlungen werden Hymnen gesungen, 
Gebete gesprochen, eine Schriftstelle ver- 
lesen und eine Ansprache von einer in 
der geistigen oder politischen Welt her- 
vorragenden Person gehalten. Diese An- 
sprachen handeln von der sozialen Aus- 
wirkung des christlichen Prinzips und 
haben seit Kriegsende viel dazu beige- 
tragen, Christi Mahnung: „Wenn deinen 
Feind hungert, speise ihn; dürstet ihn, 
so tränke ihn‘ wieder ins Gedächtnis 
zu rufen; indem sie sie so zu Freunden 
machten, suchten sie die Atmosphäre 
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von Haß zu zerstreuen und den Rache- 
durst zu beseitigen. Außer diesen Sonn- 
tagnachmittag-Versammlungen betrei- 
ben die Bruderschaften verschiedene 
soziale Tätigkeiten zum Wohle ihrer 
Mitglieder und zur Hilfe für Not- 
leidende Die Bruderschaften sind in 
einem nationalen Bunde zusammenge- 
schlossen und betreiben auch durch den 
Weltbruderschaftsbund eine internatio- 
nale Propaganda. 

Andere Verbände, welche geholfen 
haben, die Kriegsleidenschaft zu ver- 
treiben und wieder freundschaftliche 
Beziehungen herzustellen, sind die 
Christliche Studentenbewegung, die 
Vereine Junger Männer und Junger 
Frauen, die alle international wirken 
und junge Leute der kriegführenden 
Länder zusammenbringen. 

Der „Save the Children Fund“ und die 
Aufrufe für notleidende Studenten an 
den deutschen Universitäten, die durch 
hervorragende Männer und Frauen der 
britischen Universitäten veröffentlicht 
wurden, haben Teilnahme für unsere 
früheren Feinde, Österreich und Deutsch- 
land, erweckt und haben mitgeholfen, 
den bösen Kriegsgeist zu überwinden. 
Nachdenken hat viele dazu geführt, die 
Torheit der Methode der Gewalt einzu- 
sehen und zu erkennen (mögen sie die 
Lehre der Kirchen über die Person 
Christi annehmen oder nicht), daß die 
Hoffnung der Zukunft gebunden ist an 
die Verwirklichung der als christlich an- 
erkannten Idealee Wer das geistige 
Leben Englands überschaut, kann kaum 
verfehlen anzuerkennen, daß trotz der 
Abnahme in der Zahl der Kirchen- 
besucher die Kriegsleidenschaften sich 
legen und die alten Ideale wieder Kraft 
gewinnen. Der kürzliche allgemeine 
Ausbruch des Unwillens, der durch Lord 
Birkenheads zynischen Angriff auf den 
Idealismus hervorgerufen wurde, ist ein 
Beweis dafür. Ebenso ist es bezeich- 
nend, daß die Zahl der Ordinations-Kan- 
didaten in allen Kirchen, obgleich sie 
noch unter der der Vorkriegszeit steht, 
jetzt im Wachsen ist. 

Aber es ist nicht alles in Ordnung. 
Die zynisch und weltlich Gesinnten 
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haben seit dem Siege der Faszisten in 
Italien, noch mehr seit der Besetzung 
des Ruhrbeckens durch die Franzosen 
neuen Einfluß gewonnen. Sie weisen 
auf diese Vorgänge als Beweise hin, daß 
nur Gewalt regiert, daß nur Rüstungen 
eine Nation erhalten können, und daß 
die Ideale des Wohlwollens, des inter- 
nationalen Zusammenwirkens und des 
Friedens Täuschungen unpraktischer 
Idealisten sind. Dahinter steckt eben 
viel. Frankreichs Rüstungen und 
Frankreichs gegenwärtige internationale 
Haltung erschweren die Förderung des 
Wohlwollens und Friedens in wachsen- 
dem Maße. Alles, was gut und edel in 
Großbritannien denkt, ist schwer beun- 
ruhigt und betrübt über Poincares hart- 
näckige Weigerung, Methoden der Be- 
ratung und Versöhnung anzuwenden, 
und über seine FEntschlossenheit, die 
Macht auszunutzen, welche überlegene 
Gewalt ihm gibt. 

Als General Smuts neulich an die 
französische Regierung appellierte, eine 
Regelung aller schwebenden internatio- 
nalen Fragen durch eine Konferenz an- 
zustreben und so wirklichen Frieden 
herzustellen, sprach er die Gesichts- 
punkte von %/» der Bevölkerung so- 
wohl Groß- wie des größeren. Britan- 
niens aus, zugleich die Gesichtspunkte 
der religiösen Gesellschaft. 


W. Moore Ede, 
Dean of Worcester.. 
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Schweden. 


(Die folgenden Mitteilungen stützen 
sich in der Hauptsache auf einen Bericht, 
den uns Pfarrer Alfred Wihl- 
borg erstattet hat.) 


Die schwedische, evangelisch-luthe- 
rische Kirche umfaßt praktisch genom- 
men die ganze schwedische Nation. Die 
Bevölkerung Schwedens beläuft sich 
z. Zt. auf ungefähr sechs Millionen 
Menschen, verteilt auf 2565 territoriale 
Gemeinden, welche wiederum in 12 Stifte 
zusammengefaßt sind.. An der Spitze 
eines jeden Stiftes steht ein Bischof mit 
einem Domkapitel, daneben gibt es für 
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Stockholm noch einen „pastor prima- 
rius“. Innerhalb des Reiches gibt es nur 
3424 Katholiken und 6474 Anhänger 
des mosaischen Glaubensbekenntnisses. 
Andere fremde Kirchengemeinschaften 
zählen nur einige hundert Mitglieder. 
An sonstigen Denominationen kommen 
eigentlich nur Methodisten und "Bap- 
tisten in Betracht. Nach eigenen stati- 
stischen Angaben belaufen sich die 
ersteren auf 16 383 und die letzteren auf 
59003. Die Mehrzahl von diesen ge- 
hört aber noch formell der Staatskirche 
an. Außerdem besteht ein freier reli- 
ziöser Verband, der sich „Svenska Mis- 
sionsförbundet“ nennt, in der Umgangs- 
sprache aber nach seinem bedeutendsten 
Führer „Waldenströmare“ genannt wird. 
Ihre Zahl beläuft sich auf 100 000, aber 
so gut wie alle gehören weiter zur 
Staatskirche, lassen ihre Kinder weiter 
von den Geistlichen dieser taufen, werden 
kirchlich getraut und nehmen an vielen 
Orten sogar fleißig an den kirchlichen 
Feiern teil. 
+ 

Austritt aus der Staatskirche wird 
gegenwärtig nur den Personen gestattet, 
die erklären, daß sie einer andern reli- 
giösen Gemeinschaft beitreten wollen. 
Hierin liegt eine wesentliche Ursache 
dafür, daß wir in Schweden eine Aus- 
trittsbewegung nicht kennen. Dagegen 
gibt es natürlich hier so gut wie anders- 
wo eine große Anzahl von Personen, die 
nur formell zur Kirche gehören. Sie sind 
zwar getauft und konfirmiert, in der 
Regel auch kirchlich getraut, verhalten 
sich aber im übrigen gleichgültig oder 
mitunter sogar feindlich gegen die 
Kirche und ihre Tätigkeit. 

Bisher ist kirchliche Beerdigung obli- 
gatorisch gewesen für alle schwedischen 
Untertanen, die nicht einer fremden, 
vom Staat anerkannten Religionsgemein- 
schaft angehören, d.h. die nicht Metho- 
disten, mosaische oder katholische Glau- 
bensbekenner sind. In einigen wenigen 
Fällen hat dieser Zwang zu kirchlicher 
Beerdigung religiöse Konflikte mit sich 
gebracht. Anfang 1923 legte indessen 
das sog. „Religionsfrihetskommitte“ ei- 
nen Gesetzesentwurf zwecks Recht zu 
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bürgerlicher Beerdigung vor, teils in den 
Fällen, wo der Tote zu Lebzeiten dies 
schriftlich vorgesehen hat, teils auch 
dann, wenn die Angehörigen des Toten 
ein nicht-kirchliches Begräbnis wün- 
schen und keine begründete Ursache zu 
der Annahme vorliegt, daß der Verstor- 
bene ein kirchliches Begräbnis ge- 
wünscht hätte. Eine solche bürgerliche 
Beerdigung darf bei Beobachtung wür- 
diger Formen auf dem Kirchhof der 
Gemeinde vorgenommen werden, aber 
in der Kirche selbst nicht ohne Er- 
laubnis des Pfarrers; dagegen soll 
Glockengeläute zugelassen werden. 

Die Anhänger dieses Vorschlages fin- 
det man in erster Linie unter den Mit- 
gliedern der freien religiösen Gemein- 
schaften, die natürlich am liebsten selbst 
die Beerdigung ihrer Gemeinschafts- 
brüder vornehmen wollen. Irgendwelche 
kirchlich prinzipiellen Einwendungen hat 
man nicht dagegen angeführt, um so 
weniger, als ähnliche Freiheit hinsicht- 
lich eines derartigen kirchlichen Kultus 
schon bei Taufe, Konfirmation, Abend- 
mahl und Trauung besteht. Es hat sich 
aber als äußerst schwierig erwiesen, die 
Einzelheiten zufriedenstellend zu ordnen. 
Daß der Vorschlag in Kürze geltendes 
Recht werden wird, ist mit Sicherheit 
vorauszusehen; aber ebenso sicher dürfte 
es sein, daß bürgerliche Beerdigung eine 
sehr selten vorkommende Erscheinung 
sein wird. 

* 

Die Frage der Trennung von Staat 
und Kirche wurde auf dem Reichstage 
1923 durch zwei Bewegungen aufge- 
worfen, die eine von freier religiöser, die 
andere von kommunistischer Seite her- 
rührend. Schon früher hatte sich die 
zweite Kammer des Reichstages zwei- 
mal, 1909 und 1918, für die Auflösung 
der uralten Verbindung zwischen beiden 
ausgesprochen. Nun zeigte es sich aber, 
daß ein Umschwung eingetreten, indem 
die zweite Kammer miteiner Majorität 
von 20 Stimmen beide Bewegungen ab- 
lehnte. Damit kann man die Frage als 
für absehbare Zeit von der Tagesord- 
nung gestrichen ansehen. Eine etwaige 
Volksabstimmung würde mit großer 
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Sicherheit zum Ergebnis haben, daß der 
überwiegende Teil des schwedischen 
Volkes eine Aufhebung der Verbindung 
von Staat und Kirche nicht wünscht. 
Hierzu trägt in gewissem Maße bei, daß 
die Pastoren hierzulande die umfas- 
sende, wichtige Zivilregistratur besor- 
gen, und somit eine Trennung sehr weit- 
gehende Folgen für dierein bürgerlichen 
Funktionen des Staates mit sich bringen 


würde. = 
* 


Von dem religiösen Leben innerhalb 
der schwedischen Kirche gab der 
„Zwölfte Allgemeine Kirchenkongreß“ 
in Stockholm im März 1923 ein voll- 
tönendes Zeugnis. Diese regelmäßig 
wiederkehrende Zusammenkunft — die 
sorgfältig von dem offiziellen Kirchen- 
kongreß, der die gesetzliche Vertretung 
der Kirche ausmacht und im Laufe des 
verflossenen Jahres nicht zusammenge- 
rufen war, zu unterscheiden ist — be- 
sitzt zwar keinen offiziellen Charakter 
oder gesetzliche Befugnisse, hat sich 
aber zu einer sehr bedeutenden Erschei- 
nung in der schwedischen Kirche ent- 
wickelt, als Treffpunkt für kirchliche 
Diskussion und Ausdruck kirchlicher 
Volksmeinung. In diesem Jahre hatten 
sich an 1000 Vertreter aus allen Teilen 
des Landes zusammengefunden, die An- 
zahl der übrigen Teilnehmer näherte 
sich 2000. Den Vorsitz führte Erzbischof 


Söderblom. 
Auf dieser Zusammenkunft widmete 
man den kirchlichen Einheitsbestre- 


bungen einen großen Raum. Der Frz- 
bischof hielt selbst den einleitenden Vor- 
trag über das Thema „Zeichen der Zeit“, 
einen Vortrag, der in selten hohem Maße 
im ganzen Reich und weit außerhalb 
seiner Grenzen Aufmerksamkeit erregte 
und Widerklang fand. In ernsten, zu 
Herzen gehenden Worten sprach er über 
die Lage, die durch den Weltkrieg ent- 
standen ist, und die darauf folgende Not 
und das Elend des „Friedens“, dem 
gegenüber sich kein Christenmensch 
gleichgültig verhalten kann oder darf. 
„Die Zeichen der Zeit“ fordern uns auf 
zu Einheit und vertrauensvoller Zu- 
sammenarbeit. Wir brauchen eine evan- 


gelische Lebens- und Arbeitsgemein- 
schaft, einen ökumenischen Kirchenrat, 
der sich nicht in die inneren Angelegen- 
heiten der einzelnen Kirchengemeinden 
mischt, sondern über die Grenzen der 
Nationen und Konfessionen die gemein- 
samen Lebensinteressen der evangeli- 
schen Christenheit wahrnimmt und in 
den brennenden Fragen der Menschlich- 
keit die Liebe Jesu Christi rein und klar 
wirken läßt. Als ein Glied in den Be- 
strebungen, eine „Einheit der Christen- 
heit in Leben und Wirken“ zustande zu 
bringen, mögen hier die umfassenden 
Vorbereitungen für den ökumenischen 
Kirchenkongreß, der vom 11.—30, Au- 
gust 1925 in Stockholm abgehalten 
werden soll, erwähnt werden.*) Hierzu 
kann man auch die große erfolgreiche 
Reise des Erzbischofs Söderblom in 
Amerika im letzten Herbste rechnen. 

Bei der Zusammenkunft in Stock- 
holm waren die kirchlichen Vertreter 
sämtlicher Nachbarländer zugegen, und 
diese überbrachten die Grüße ihrer 
Kirchen. Lettlands Bischof Irbe, der auf 
seine alten Tage noch die schwedische 
Sprache erlernte, hielt sogar in einer 
Kirche der Hauptstadt eine schwedische 
Predigt und gab dadurch ein Aufsehen 
erregendes, ergreifendes Zeugnis von 
der Macht des christlichen Einheits- 
gedankens. Freiherr von Pechmann über- 
mittelte den Dank der deutschen evan- 
gelischen Christenheit für die in Schwe- 
den gesammelte „Samaritergabe“, die 
sich auf mehr als 500.000 schwedische 
Kronen belief. 


In diesem Zusammenhange muß auch 
die Teilnahme, die man in Schweden 
der evangelischen Kirche Lettlands an- 
läßlich des bekannten Kirchenraubes in 
Riga**) erwies, erwähnt werden. Einen 
kräftigen Ausdruck erhielt dieses Mit- 
gefühl in dem Protest, der am Sonntag, 
den 12. August, beim Hauptgottesdienst 
in 1404 schwedischen Kirchspielen mit 
223 583 Teilnehmern ausgesprochen 
wurde, zu dem späterhin noch eine große 
Anzahl einzelner hinzukamen. Daß die 


*) Näheres siehe oben S. 264f. D.R. 
**) cf, unten S. 310f. D.R. 
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in Lettland angeordnete Volksabstim- 
mung infolge Provokation zu keinem 
positiven Ergebnis führte, hat in der 
schwedischen Kirche große Verstimmung 
hervorgerufen. 


Die Ausbildung der Geistlichen liegt 
in den Händen der beiden Universitäten 
Uppsala und Lund. Die dort betriebene, 
natürlich vollständig freie wissenschaft- 
liche Forschung hat indessen zu der Be- 
sorgnis Anlaß gegeben, daß die Aus- 
bildung der Geistlichen von konfessio- 
nellem Gesichtspunkt aus vielleicht nicht 
zufriedenstellend werden könnte. Diese 
Besorgnis wurde aktuell durch die Art 
einer Professorenernennung für die theo- 
logische Fakultät “an der Universität 
Uppsala durch Seine Königl. Majestät. 
Der Frnannte, Professor G. Wetter, 
wurde nämlich in seiner theologischen 
Auffassung als äußerst radikal ange- 
sehen. Von verschiedenen Seiten wurde 
der Vorschlag gemacht, von den Uni- 
versitäten getrennte Pastorenseminare 
einzurichten und die Ausbildung der 
Geistlichen nach dort zu verlegen. Auch 
andere Auswege brachte man in Vor- 
schlag. Bei der oben erwähnten kirch- 
lichen Zusammenkunft in Stockholm 
hielt nun der ehemalige Professor für 
systematische Theologie, der jetzige Bi- 
schof Dr. Einar Billing, einen klarlegen- 
den Vortrag über die heikle Frage. Er 
wies dabei in beruhigender und überzeu- 
gender Weise darauf hin, daß die Kirche 
der wissenschaftlichen Art der Theologie 
volle Achtung erweisen müsse und daß 
jeder Versuch, die Ausbildung der 
Geistlichen von der in voller Freiheit 
betriebenen wissenschaftlichen theolo- 
gischen Forschung zu isolieren, in 
Widerspruch mit der Grundanschauung 
der evangelisch-lutherischen Kirche und 
ihrer Auffassung von den Aufgaben 
eines Geistlichen stehe. 

Im Zusammenhang mit der oben er- 
wähnten Professorenernennung steht 
auch die Bildung eines „Bundes für 
evangelisch-lutherischen Glauben“, der 
sich gegen die Säkularisierungstendenz 
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des Staates richtet und eine Zeitschrift 
‚Kirche und Volk“ gegründet hat. 

Die Opposition gegen die Professoren- 
ernennung zeitigte fernerhin eine soge- 
nannte „Rudbeckiusstiftung“. Den 
Namen wählte man, um die Erinnerung 
an einen der bedeutendsten Bischöfe 
Schwedens der Nachwelt zu bewahren 
— Johannes Rudbeckius, der zu Beginn 
des 17. Jahrhunderts Bischof in Wästeräs 
war. Die Aufgabe der Stiftüng be- 
steht darin, zu Frommen der Tätigkeit 
der Kirche am schwedischen Volke die 
wissenschaftliche Theologie in ihrer 
Arbeit beim Erforschen der biblischen 
Religionen und der Geschichte der christ- 
lichen Kirche, sowie bei Klarlegung des 
Wesens des christlichen Glaubens zu 
unterstützen und dadurch zu einer guten 
Ausbildung der Geistlichen auf evan- 
gelisch-lutherischer Grundlage beizu- 
tragen., Beträchtliche Geldsummen hat 
man bereits der Stiftung zur Verfügung 
gestellt. 


Einen ungewöhnliches Aufsehen er- 
regenden Schritt unternahmen die 
schwedischen Bischöfe, als sie im Jahre 
1923 an die Mitchristen aller Länder 
und die verantwortlichen Staatsmänner 
mit der Aufforderung herantraten, ohne 
über andere zu urteilen, die Frage 
des Friedens und der Reparationen aus 
der gegenwärtigen Versumpfung in 
Kriegshaß und Wiedervergeltung zu dem 
höheren Standpunkt des gegenseitigen 
Vertrauens und guten Willens zu er- 
heben. Vor allem wandten sie sich an 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten 
mit der Forderung, unverzüglich durch 
eine Zusammenkunft und ehrlichen Ver- 
gleich zwischen den Vertretern der ein- 
zelnen Mächte einen Ausgleich der 
Spannung herbeizuführen, die mit jedem 
Tage unleidlicher und unerträglicher 
wird. Dieser denkwürdige Schritt, der 
in Deutschland allgemein bekannt sein 
dürfte, führte zwar nicht zu einem tn- 
mittelbar praktischen Ergebnis, trug 
aber doch nachdrücklich dazu bei, das 
Bewußtsein der Christenpflicht gegen- 
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über der gegenwärtigen Lage in Europa 
lebendig zu erhalten.*) 


* 


Auch Schweden hat in letzter Zeit die 
Aktivität Roms kennen gelernt. Der 
alte, persönlich achtenswerte, aber un- 
bedeutende „apostolische Stellvertreter“ 
in Schweden, Bischof Bitter, verließ sein 
Amt, und zu seinem Nachfolger er- 
nannte man den Münchener Professor 
Johannes Müller, einen jungen ener- 
" gischen Mann, der augenscheinlich eine 
erfolgreiche Arbeit für die katholische 
Kirche in Schweden entfalten zu können 
glaubt. Ein großes Ereignis für die 
Katholiken Schwedens war auch der 
Besuch, den der Führer der Propaganda- 
kongregation in höchst eigener Person, 
der Kardinal von Rossum, ihnen im 
Sommer vorigen Jahres abstattete, eine 
Ehre, die in neuerer Zeit nie zuvor dem 
Lande Gustav Adolfs widerfahren ist. 
In diesem Zusammenhange muß auch 
der Besuch erwähnt werden, den die in 
Schweden geborene Vorsteherin des 
Birgitta-Klosters in Rom, Fräulein 
Elisabeth Hesselblad, in Verbindung mit 


einer Erinnerungsfeier an Birgitta 
Schweden abstattete. Sie ist als Vor- 
steherin eines „Ruheheims“, das die 


katholische Gemeinde in Stockholm in 
der Nähe der Hauptstadt kaufte, in 
Schweden geblieben. Dieses „Ruheheim“ 
ist nichts anderes als ein maskiertes 
Kloster und somit ein kleiner Anfang 
zur Wiedereinführung der Klosterein- 
richtung in Schweden, die nach schwe- 
dischem Gesetz nicht zugelassen ist. 

Das Bedenklichste bei der Frage der 
katholischen Propaganda in Schweden 
ist jedoch nicht die vereinzelte Tätigkeit 
der Katholiken, sondern vielmehr die 
Tatsache, daß eine gewiß noch ganz 
kleine Gruppe innerhalb der evange- 
lischen Kirche einen starken Zug nach 
Rom aufweist. Dies zeigt sich vor allem 
auf dem Gebiete des Ritus, in gewissem 
Maße aber auch auf dem Gebiet der 
Predigt und des Unterrichts. Das Or- 


*) Vgl. hierzu „Die Eiche“, Juli/Ok- 
tober 1923. D.R. 


gan dieser hochkirchlichen Richtung ist 
die „Schwedische Chronik“. Bis jetzt 
bedeutet diese Bewegung natürlich sehr 
wenig und zählt zu ihren Anhängern 
keinen Vertreter der Kirche von be- 
sonderer Bedeutung. Aber als Symptom 
betrachtet, verdient sie ernsthafte Auf- 
merksamkeit. „Allmänna Svenska Präst- 
föreningen“, ein Zusammenschluß der 
Mehrzahl der schwedischen Pastoren, 
hat auch einen Ausschuß mit der Auf- 
gabe eingesetzt, für den Schutz des 
evangelischen Christentums gegen die 
römische Propaganda zu wirken. Diese 
Tätigkeit hat einen sachkundigen, ener- 
gischen Führer gefunden in einem der 
bedeutendsten Theologen Schwedens, 
dem Dompropst Dr. Magnus Pfannen- 
stiel. Noch befindet sich seine Tätigkeit 
im Stadium der Organisation, und als 
wichtigste bisherige Maßnahme können 
nur eine Anzahl Zeitungsartikel, sowie 
die Anordnung einer Vortragsreihe 
seitens des Generalsekretärs des Evan- 
gelischen Bundes in Berlin, Dr. G. Ohle- 
müller, genannt werden. Bei der Frage 
nach der Wahl zwischen Rom und Wit- 
tenberg hat das schwedische Volk in- 
dessen mit aller wünschenswerten Deut- 
lichkeit an den Tag gelegt, daß das 
Christentum Roms bei uns keine Sym- 
pathieen hat. Man hat immer mehr ein- 
gesehen, welche unentbehrlichen Lebens- 
werte in dem Typus des evangelischen 
Christentums enthalten sind, und hierin 
liegt auch der stärkste Schutz gegen 
jedwede Propaganda Roms. 


4 
* 


Im Sommer 1923 tagte in Stockholm 
der Baptistische Weltkon- 
greß. Auf Veranlassung des Erz- 
bischofs predigte bei dieser Gelegenheit 
der hervorragende Leiter der englischen 
Baptisten, Dr. Shakespeare, im Dom zü 


Uppsala. 
+ 


Ein besonderes Ereignis war für den 
schwedischen Protestantismus die 
Kirchenfeier anläßlich des 800 jährigen 
Jubiläums des Doms zu Lund, an der 
auch der Präsident des Evangelischen 
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Oberkirchenrats, D. Moeller, teilnahm. 
Im Anschluß an diese Feier fand ein 
skandinavischer religionswissenschaft- 
licher Kongreß statt. 


+ 


Im Frühjahr 1923 unternahm der 
schwedische Erzbischof eine Vortrags- 
reise nach Süddeutschland. Auf Ein- 
ladung der Ludwig Maximilian-Uni- 
versität-München hielt er vom 7. bis 
9. Mai drei Gastvorlesungen über die 
„Frömmigkeitstypen der christlichen 
Konfessionen“, Mit Recht spricht man 
diesem Vorgang eine nicht gewöhn- 
liche wissenschaftliche und kirchenpoli- 
tische Bedeutung zu. Nachdem im Jahre 
1922 der katholische Kirchenhistoriker 
Pfeilschifter seine Antrittsrede als Rek- 
tor den interkonfessionellen christlichen 
Einheitsbestrebungen gewidmet, sollte 
nun einer der hervorragendsten prote- 
stantischen Kirchenmänner, den Mün- 
chenern von jener „Samariterpredigt“ 
im September 1922 bekannt, seine Ge- 
danken über „die jetzt brennende Frage 
von der Kircheneinheit“ entwickeln. 

Es geschah dies nach einem geschicht- 
lichen Unterbau, der drei Typen christ- 
licher Frömmigkeit, bezeichnet durch 
die Namen Erasmus, Ignatius von Loyola 
und Luther, herausstellte, in der dritten 
bedeutsamsten Vorlesung. Sie zeichnete 
die verschiedenen Wege zur kirchlichen 
Einheit: den anglikanischen — Ver- 
einigung derjenigen, die den Kirchen- 
typus der ersten sechs christlichen Jahr- 
hunderte als normativ betrachten —, 
den römischen — Unterwerfung aller 
übrigen Kirchengemeinschaften unter 
die hierarchische Organisation Roms —, 
den evangelischen. Es gibt nach einem 
von dem Redner geprägten Ausdruck 
auch eine „evangelische Katholizität“. 
Damit ist zunächst ausgesprochen, daß die 
evangelische Kirche ein vollwertiges Mit- 
glied der „allgemeinen“ (katholischen) 
Kirche ist; es gibt eine orthodoxe, eine 
römische und eine evangelische Katholi- 
zität. Aber evangelische Katholizität 
heißt noch mehr: nämlich, daß die Kirche 
nicht wahrhaft geeint und „katholisch“ 
(allgemein) werden kann, ehe nicht alle 
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Christen die reine evangelische Lehre 
von der Gnade Gottes in Christo be- 
kennen, die jede gesetzliche Bedingung 
der Einheit ausschließt. Eine organi- 
sierte Einheit in der Mannigfaltigkeit 
kann nur aus der evangelischen Freiheit 
hervorgehen. 

Einen Weg aber können und sollen 
alle Kirchen, von den vorhandenen 
Gegensätzen ungehindert, sofort be- 
treten: den Weg der Liebe, der prak- 
tischen Zusammenarbeit, um die Ideale 
des Christentums in den internationalen 
Verhältnissen und in sozialen und wirt- 
schaftlichen Fragen zu verwirklichen. Die 
von Söderblom ins Leben gerufene „All- 
gemeine Konferenz für praktisches Chri- 
stentum“ dient dieser Aufgabe: unter 
Verzicht auf Kirchen-Union die Vereini- 
gung der Kirchen in Liebe und Arbeit 
Wirklichkeit werden zu lassen. 


> 
Norwegen. 


Über die kirchlich-religiöse Lage in 
Norwegen erhalten wir folgenden Be- 
richt von Dr. Eivind Berggrav: 

In keiner anderen lutherischen Kirche 
hat sich der Gegensatz orthodox-modern 
so lange (schon seit 20 Jahren) und so 
brennend geltend gemacht. wie in der 
norwegischen. Während in Schweden 
dieser Kampf erst in letzter Zeit, teil- 
weise von Norwegen infiziert, hervor- 
getreten ist, nachdem sich die Gegen- 
sätze jahrelang innerhalb der Traditions- 
kirchen in ruhiger Weise vertragen 
hatten, und während in Dänemark die 
diesem Lande eigentümliche Grundt- 
vigsche Bewegung allen Freisinn an 
sich zog, bis vor wenig Jahren auch in 
diese Kreise der Apostolicumstreit auf- 
loderte, sind in Norwegen die Geister 
schon seit 1903 aufeinander geplatzt. 

Wer sich einen Augenblick über die 
Parteien zu stellen versucht, wird schon 
etwas unsicher, ob es nun bloß ein Vor- 
teil ist, wenn sich alles in Ruhe und 
ohne Aufsehen entwickelt. Gewiß, vieles 
haben wir in Norwegen durch den, ach 
oft allzu menschlich geführten Streit 
der Theologen verloren. Vieles ist aber 
auch gewonnen. Es klären sich doch 
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die Fragen während des Kampfes! Es 
ist auch etwas Lutherisches, dies laute 
Aussprechen der Probleme und Fragen 
und diese Teilnahme der Laienkreise. 

Anzeichen für eine Beilegung des 
Streitess sind noch nicht vorhanden. 
Vielmehr ist von neuen Zwischenfällen 
zu berichten. Aber — und dies ist schon 
bemerkenswert — keiner ist von prin- 
zipiell neuer Art. Es wird den alten 
Fragen bloß durch neue Umstände eine 
neue Aktualität gegeben. 

Kirchenrechtlich ist es von Bedeutung 
gewesen, daß der ausgesprochen liberale 
Dompropst D. Jens Gleditsch zum 
Bischof von Drontheim von der Re- 
gierung ernannt und danach von einem 
der orthodoxen Bischöfe geweiht wurde. 
D. Gleditsch war nicht .mit der 
Mehrheit der Stimmen gewählt, er 
wurde aber von der Regierung trotzdem 
ernannt mit der offenen Begründung, daß 
der liberale Flügel auch das Recht habe, 
einen Vertreter im Episkopat zu haben. 
Als diese Regierungshandlung bekannt 
wurde, entbrannte sofort ein heißer 
Streit, an dem sich auch der Bischof 
von Kristiania beteiligte, indem er das 
„Sturmsignal für die Kirche“ gab. 
Nicht in optima forma, wohl aber pri- 
vatim hat er dann auch dem Kultus- 
minister zu verstehen gegeben, daß er 
D. Gleditsch die kirchliche Weihe (Ordi- 
nation) verweigern werde, wenn sich die 
Regierung (der Regel nach) an ihn des- 
wegen wenden würde. Kein Wunder, 
daß jetzt ein Geschrei ertönte: sämt- 
liche Bischöfe müssen verweigern! Das 
Christenvolk verlangt es von seinen 
Hirten! 

Die Situation war etwas gespannt. 
Man wußte nicht, wie sie sich weiter 
entwickeln würde. Wie sich nachher 
herausgestellt hat, steht fest, daß die 
Regierung sich sofort an den Nestor, den 
Bischof von Kristiansand Stöylen, 
wandte und sich an keinen anderen 
überhaupt gewandt hat. Dieser ließ 
feststellen, daß D. Gleditsch seinen 
Pfarrereid seinerzeit geschworen hätte 
und denselben noch als ver- 
pflichtend empfände, und 
weiter, daß die Regierung nicht die 


evangelisch-lutherische Verfassung der 
Landeskirche habe antasten wollen — 
und dann verlieh er in der herrlichen 
Kathedrale zu Drontheinm dem vom 
König Ernannten die kirchliche Weihe 
und Würde. 

Wie vorauszusehen war, erfuhr der 
sonst ganz orthodox und gemeinschafts- 


freundliche Bischof Stöylen sehr viel 
Unannehmlichkeiten. Es wurden allerlei 
Drohungen gegen ihn ausgesprochen. 


Den erhitzten Gemütern kam es sehr 
gelegen, als dann ein älterer liberaler 
Pfarrer gerade vor Weihnachten in der 
verbreitetsten Zeitung Kristianias in 
zwei Aufsätzen die Jungfrauengeburt 
und überhaupt die biblischen Berichte 
von der Geburt Jesu beanstandete. Der 
Sache nach war dies ein alter Streit- 
stoff, er wirkte aber jetzt sehr stark, und 
die Gemüter und die Zeitungen hatten 
herrliche Sensation an der Jungfrauen- 
geburt. 

Nach Ansicht des Referenten ist 
dieses Auftreten des liberalen Pfarrers 
nicht ohne weiters bezeichnend für die 
liberale Theologie in Norwegen. Be- 
sonders unter den Jüngeren macht sich 
die Tendenz bemerkbar, über die stark 
intellektuelle Einstellung hinauszukom- 
men und mehr das Positive als das Ne- 
gative hervorzuheben. Die „Fortschritts- 
gruppe“ der Pfarrer hat im verflossenen 
Sommer einen ganz neuen Vorstand ge- 
wählt, in dem diese Jüngeren ganz die 
Leitung bekommen haben. Der neue 
Vorsitzende ist der Dozent P. Mar- 
strander. 

Von den Konservativen haben ihrer- 
seits den Bischofsstreit nicht alle ge- 
schätzt. Besonders unter den orthodoxen 
Geistlichen gab es viele, die dem Bischof 
Stöylen ihren Dank aussprachen. Die 
Laien-Heere, die jetzt sehr rege und 
stark an dem Streit teilnehmen, werden 
wohl ziemlich geschlossen hinter ihren 
Führern stehen. Aber bei dem großen 
Publikum hat dieser letzte Streit, der 
das ganze Volk mit sich riß, dem An- 
sehen der Kirche sehr geschadet. 

Wie gestaltet sich der religiöse Front- 
aufmarsch schon anders, wenn wir 
uns von dem Theologenstreit zu dem 
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Religionskampf des Kommunismus 
wenden! Die Religionsparole aus Mos- 


kau — die Pflicht ‘aller treuen Kommu- 
nisten sei: alle Religion direkt zu be- 
kämpfen — wirkt in Norwegen sehr 


stark. Nicht wenige Vertrauensmänner 
der Partei, darunter auch Reichstagsabge- 
ordnete, haben sich von der Partei des- 
wegen glatt losgesagt. Um die „Reli- 
gionsparole‘“ entstand ein großer tak- 
tischer Streit. Und diese Frage war 
eine der stärksten Faktoren bei der 
großen, tiefeinschneidenden Spaltung 
der kommunistischen Partei im Herbst 
1923. Ein Teil der Arbeiterschaft 
möchte .die Religion doch nicht gerne 
befehden. Freilich stehen die Mehrheits- 
kommunisten,‘ die die Religionslosung 
Moskaus ablehnen, der Religion nicht 
viel freundlicher gegenüber als die 
Minderheit der Moskautreuen. Doch 
zeigte ihre taktische Rücksichtnahme, 
daß etwas Sachliches dahintersteht. 

Die Kirche hat keine sehr starke Stim- 
me in diesen Angelegenheiten ertönen 
lassen. Dies ist noch weniger der Fall in 
der für 1924 so entscheidenden inner- 
politischen Frage des Alkoholverbots. 
Die Kirche als solche hat in dieser 
Sache nie eine Stellung für oder wider 
das Verbot eingenommen. Einzelne 
Stimmen wurden selbstverständlich laut, 
aber sie sind mit der zunehmenden Un- 
klarheit der Frage immer weniger ge- 
worden. Es scheint, als ob die Frage nur 
nach praktisch-opportunistischen. und 
nicht nach prinzipiellen oder ideellen 
Richtlinien entschieden werden könne. 

Was endlich die Völkerfrage angeht, 
so kann man kein stark wachsendes In- 
teresse konstatieren. Die Tageszeitungen 
haben in der Grönlandfrage mit den 
dänischen Blättern eine oft ganz gewagte 
Debatte geführt, ohne daß sich in dieser 
zwar nicht kriegsdrohenden, aber immer- 
hin ganz tiefeinschneidenden Ange- 
legenheit kirchlicherseits eine Stimme 
für einen Versuch gegenseitigen Ver- 
ständnisses erhoben hätte. Es handelt 
sich ja sofort um „Landesverrat“, wenn 
man einen solchen Versuch machen 
würde. 

Soweit man überhaupt noch ein In- 
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teresse für die groß-europäische Politik 
aufbringen kann, würde man wohl eine 
wachsende Sympathie für Deutschland, 
eine starke, zum Teil heftige Erregung 
Frankreich gegenüber, eine Enttäu- 
schung bei der englischen Haltung und 
ein Warten auf Amerika feststellen 
können. 


* 


Dänemark. 


Der aus sechs Mitgliedern bestehende 
engere Ausschuß des Lutherischen 
Weltkonvents hielt im Dezember 1923 
in Kopenhagen unter dem Vorsitz von 
Prof.” D. Morehead-New-York -seine 
erste Vollsitzung. Die deutschen Mit- 
glieder, Landesbischof D. Ihmels-Dres- 
den und D. Wilhelm Freiherr von Pech- 
mann-München, der zum Schriftführer 
des Ausschusses bestellt wurde, fanden 
im Hause des deutschen Gesandten 
Dr. von Mutius eine gastliche Auf- 
nahme. Anstelle des verhinderten Bi- 
schofs Rundgreen-Wisby wurde Pfarrer 
D. Pehrsson-Göteborg, Generalsekretär 


des schwedischen Pfarrervereins und ° 


Mitglied des schwedischen Reichstags, in 
den Ausschuß gewählt. Den Hauptgegen- 
stand der dreitägigen Verhandlungen 
bildete das lutherische Liebeswerk: ein 
harmonisches Zusammenwirken aller 
daran beteiligten Kräfte; daneben — 
bei voller Selbständigkeit der beider- 
seitigen Organisationen — ein informa- 
torisches Einvernehmen mit der von D. 
Keller geleiteten „Europäischen Zentral- 
stelle für evangelisch-kirchliche Hilfs- 
aktionen“ in Zürich. Als „gegenwärtiges 
Sturmzentrum der Not“ wurde von dem 
Vorsitzenden Deutschland vorangestellt. 
Dem in allen Ländern zu beobachtenden 
Vordringen der römisch-katholischen 
Propaganda wurde der Wille zu uner- 
schütterlicher Treue und Sammlung aller 
Kräfte im Dienste des Luthertums: ent- 
gegengesetzt. 

An einem Sonntag predigten D. More- 
head, D. Ihmels und D. Pehrsson in 
Kopenhagener Kirchen. Abends fand 
eine öffentliche Versammlung statt, in 
der D. Morehead mit Wärme über die 
Not insbesondere in Deutschland sprach, 


N 
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D. Freiherr von Pechmann über Eise- 
nach: er erinnerte an den verhängnis- 
vollen Anteil, den protestantische 
Fehler an den Erfolgen der Gegenrefor- 
mation gehabt haben. Ein Presseempfang 
bot den deutschen Vertretern erwünschte 
Gelegenheit, über die wirkliche Lage in 
Deutschland Aufschluß zu geben. 


* 


Finnland. 


Das Pressebüro des Weltbundes für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen brachte 
in seinem ersten International Bulletin 
einen Aufsatz über Finnland von 
Bischof D. Jaakko Gummerus, 
dem wir folgende Angaben entnehmen: 
„Der größte Teil der Bevölkerung ge- 
hört dem lutherischen Glauben an. Da- 
neben hat aber auch das angelsächsische 
Freikirchentum einige Verbreitung ge- 
funden. Weiterhin sind die Methodisten, 
Baptisten, Adventisten und die Ernsten 
Bibelforscher vertreten. Einigen Ein- 
fuß üben schließlich auch die Heils- 
armee und die Whitsun-Bewegung aus. 

Weite Kreise sind der Christlichen 
„Weltanschauung“ und der Kirche ent- 
frerndet. Neuerdings beginnt aber das 
kirchlich-religiöse Leben wieder etwas 
reger zu werden. 

Der Freundschaftsarbeit der Kirchen 
stehen hauptsächlich drei große Schwie- 
rigkeiten entgegen: 

1. Die isolierte Lage des Landes. 
Wir wissen zu wenig vom Leben an- 
derer Kirchen. Von den gebildeten 
Ständen waren zwar viele in fremden 
Ländern; aber die große Masse des 
Volkes weiß nur wenig vom Leben des 
Auslandes und hat einen engen Hori- 
zont. 

2. Gewisse Schwierigkeiten bringt der 
Charakter der lutherischen Kirche mit 
sich. Der Geist der lutherischen Kirche 
ist mehr nach innen gerichtet. als auf 
äußere Tätigkeit. Die Kirche legt mehr 
Gewicht auf Eindringen in theologische 
Probleme und die Einheit von Glauben 
und Lehre als auf die Vorbedingungen 
für praktische Tätigkeit. 

3. Die dritte Schwierigkeit bringt die 


gegenwärtige Lage mit sich. Die Dif- 
ferenzen zwischen den Völkern sind 
heute immer noch so ungeheuer, daß 
eine wirkliche Verständigung schwierig 
ist. Wir hören viele schöne Phrasen 
über Freundschaft und Einheit der 
Christen, aber wir sehen wenig Taten. 
Dennoch aber drängt sich uns die 
Überzeugung auf, daß man nicht berech- 
tigt ist, pessimistischen Stimmungen 
nachzugeben und uns von einem Werke 
zurückzuziehen, das notwendig ist. Es 
wird vorwärts gehen, wenn wir arbeiten 
und gläubig beten, und Treue und Liebe 
untrennbar vereinigt sind.“ 


* 

Die finnische Landessynode hat ein 
oberstes Organ der Kirchenleitung 
(Kyrkostyrelse) für die Landeskirche 
geschaffen, ein schwedisches Bistum 
in Borzä errichtet (das dortige fin- 
nische Domkapitel wurde nach Tanne- 
fors verlegt) und einen neuen Kate- 
chismus angenommen, der den Inhalt 
des 1893 eingeführten Johannsonschen 
Katechismus beibehält, ihn aber ver- 
ständlicher macht. 

Eine finnische Freikirche 
Pfarrer Pätiälä) ist gebildet. 

Die Sammlungen des Pfarrervereins 
für „evangelische Geistliche in Deutsch- 
land‘ haben 27 000 finnische und 190 000 
Reichsmark ergeben. 

Die griechisch-katholische Kirche (32 
Gemeinden mit 40000 Seelen) bemüht 
sich, in Konstantinopel beim ökume- 
nischen Patriarchen die Loslösung von 
Rußland zu erreichen. 

* 


(Führer 


Am ı. Januar 1923 trat das Religions- 
freiheitsgesetz in Kraft. Die Geburts-, 
Ehe- und Todesregister, die bis dahin 
von den Kirchen geführt wurden, sind 
nun den Gemeinden anvertraut. Fünf- 
zehnjährige können mit Einwilligung 
der Erziehungsberechtigten die Konfes- 
sion wechseln und aus der Kirche aus- 
treten. Achtzehnjährige sind völlig frei 
in dieser Beziehung. — Es ist untersagt, 
neue Klöster zu errichten und neue Or- 
den zu gründen. In die (beiden) be- 
stehenden griech.-katholischen Klöster 


309 


dürfen nur Bürger Finnlands aufgenom- 


men werden. 
* 


Lettland. 


Über Lettland liegt uns ein gut 
orientierender Aufsatz in dem ersten 
International Bulletin des Weltbund- 
Pressebüros vor. Propst Irbe, Bischof 
der evangelisch-lutherischen Kirche in 
Lettland, gibt darin ein erschütterndes 
Bild von den Wirkungen, die der Welt- 
krieg und seine noch schrecklicheren 
Folgen, Revolution, religiöse Verfolgung, 
Fpidemie und Hunger ausübten. Vor 
dem Kriege hatte Lettland eine Be- 
völkerung von 2% Millionen; jetzt be- 
läuft sich die Zahl der Bewohner auf 
kaum noch 2 Millionen. Die Nationali- 
täten sind folgendermaßen verteilt: 
Letten 73%, Russen 12%%, Juden 5%, 
Deutsche 3%%, Polen 3%%, Litauer 
1%%, Bewohner anderer Nationalität 
1%. Die Konfessionen verteilen sich 
folgendermaßen: Evangelische Luthe- 
raner 57%% (davon 54%% Letten und 
4% Deutsche), Römische Katholiken 
23%%, Griechische Orthodoxe 9%, Rus- 
sische Orthodoxe 4%, Baptisten 4%, 
andere Christen 4%, Juden 5%. 

Die Neuordnung der kirchlichen Ver- 
hältnisse hat dazu geführt, daß sich die 
evangelisch-lutherischen Gemeinden let- 
tischer und deutscher Nationalität den 
strategischen Grundsatz zur Richtschnur 
genommen haben: „Getrennt marschieren 
und vereint schlagen“. Sie bilden eine 
einheitliche lettländische Kirche, aber in 
ihr sollen sowohl Letten wie Deutsche 
volle Bewegungsfreiheit zur Ausgestal- 
tung ihrer kirchlichen Sondergebilde be- 
sitzen. Das ist unter den obwaltenden 
Umständen eine überaus günstige Lösung 
und kann nur beiden Teilen zum Segen 
gereichen. 

Im lettländischen Oberkirchenrat be- 
steht eine eigene deutsche Abteilung, die 
die Angelegenheiten sämtlicher deut- 
schen Gemeinden selbständig ordnet und 
sich mit den lettischen Brüdern dieser 
obersten geistlichen Behörde wöchent- 
lich einmal zusammenfindet zur Er- 
ledigung der beide Nationalitäten be- 
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treffenden Fragen. An der Spitze der 
deutschen Abteilung des Oberkirchen- 
rates steht der Bischof der deutschen 
Gemeinden. Er hat die letzteren nach 
außenhin zu vertreten. Er leitet die 
deutsche Tagung der Synode. In ihm 
besitzen die in vier Propstbezirken zu- 
sammengefaßten deutschen Gemeinden 
ihr geistliches Oberhaupt. Die Or- 
ganisierung des deutschen Kirchen- 
wesens schreitet rüstig fort. Gab es vor 
zwei Jahren 18 deutsche Gemeinden in 
Lettland, so ist heute ihre Zahl auf 38 
gestiegen, und eine Anzahl weiterer ist 
in der Bildung begriffen. Für viele an 
Seelenzahl geringen Gemeinden in den 
kleinen Städten und auf dem flachen 
Lande ist die Bedienung dadurch er- 
möglicht, daß dem Pastor zugleich die 
Leitung der örtlichen deutschen Schule 
übertragen ist. Zur Aufbringung der 
Mittel für den Unterhalt des deutschen 
Kirchenwesens, das bis hierher vielfache 
freundliche Unterstützung auswärtiger 
Schwesterkirchen und insbesondere auch 
des Gustav-Adolf-Vereins erfahren hat, 


wird soeben eine geregelte Selbst- 
besteuerung in die Wege geleitet. Zur 
besseren Vorbildung unserer jungen 


Theologen hat in Riga das Herder-In- 
stitut theologische Kurse eröffnet, die 
bereits fast sämtliche in Frage kommen- 
den Disziplinen umfassen. 


* 


Im Gegensatze zur lutherischen und 
auch zur orthodoxen Kirche gelangte in 
dem vorwiegend evangelischen Lettlande 
die römisch-katholische Kirche 
mit merkwürdiger Schnelligkeit und 
Leichtigkeit zu einer sicheren Rechtslage 
durch ein Konkordat mit dem Staate. 
Sie setzte die Errichtung und Unter- 
haltung einer katholischen Hierarchie 
mit Erzbischof und Bischöfen aus Staats- 
mitteln durch, auch die Zuweisung einer 
Rigaer Kirche als erzbischöflichen Ka- 
thedrale und mehrerer Gebäude zur 
Unterbringung des erzbischöflichen Ka- 
pitels und der erzbischöflichen Behörden. 
Auch erreichte sie die Zulassung der 
Jesuiten. 


N: 
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Der lettländische Landtag hat mit 53 
gegen 2ı Stimmen die Auslieferung der 
lutherischen St. Jakobikirche in Riga an 
die katholische Kirche gutgeheißen. 
Durch die Übergabe der Kirche sollten 
die seit dem Rigaer Frieden 1920 
in Lettland vereinigten katholischen 
Semgallen für die Regierung gewonnen 
werden. 

Der beiden evangelischen Gemeinden, 
die- durch die Schließung der 
Jakobikirche ihres gottesdienst- 
lichen Versammlungsraumes beraubt 
sind, bemächtigte sich eine begreifliche 
Erregung. Als in der Frühe des der 
Schließung folgenden Sonntags die Ge- 
meinde sich zum Gottesdienst einstellte, 
fand sie das versiegelte Portal von einem 
flintenbewaffneten Soldaten bewacht, 
dem sich bald ein größeres Polizei- 
aufgebot zugesellte.e Erregte Szenen 
spielten sich ab. Da alle Bitten um Ein- 
laß kategorisch abgewiesen wurden, blieb 
der Gemeinde nichts . übrig, als ‘den 
Gottesdienst im Freien abzuhalten. Eine 
immer mehr anschwellende Menge zog 
unter den Klängen von „Ein’ feste Burg“ 
und anderer Choräle durch die Straßen 
der Stadt dem Friedhof zu. Man schritt 
während des Singens entblößten Hauptes. 
Fast alle Passanten, die dem merkwür- 
digen Zuge begegneten, entblößten 
gleichfalls das Haupt; auch Militär- 
personen sah man ehrerbietig salutieren. 
Lautlos, im Innersten ergriffen, lauschte 
die zwischen den Gräbern verteilte Ge- 


meinde der Vertriebenen dem Worte 
ihres Predigers. Wie ein gewaltiger 
Protest und eine unwiderstehliche 


Siegesverheißung zugleich wirkte schon 
der Text, den er zum Ausgangspunkt 
seiner Worte machte: „Pilatus sprach zu 
ihnen: Da habt ihr die Hüter, gehet hin 
und verwahret es, wie ihr wisset! Sie 
gingen hin und verwahrten das Grab mit 
Hütern und versiegelten den Stein“ 
(Matth. 27). — Ein ähnliches Schicksal 
erwartete die lettische evangelisch- 
lutherische Gemeinde, die sich mit der 
Jakobigemeinde in die Benutzung der 
Kirche teilte, als sie um ıı Uhr unter 
Führung ihres Pfarrers vor dem Gottes- 


haus sich einfand. Da ihr der Zutritt _ 


gesperrt und auch ein Einspruch beim 
Polizeichef abgewiesen wurde, begab 
man sich zum Schloß, um beim Staats- 
präsidenten Beschwerde zu erheben. 
Statt sie anzuhören, ließ man die Ge- 
meinde durch ein starkes Aufgebot 
schwerbewaffneter Milizsoldaten ausein- 
andertreiben. 


Der deutsche Bischof Poelchau hat 
einen Hirtenbrief an die Gemeinden er- 
lassen, in dem er zu unerschütterlichem 


Festhalten am WVätererbe auffordert. 
Die lettischen evangelisch-lutherischen 
Gemeinden veranstalteten eine von 


ca. 100 Gemeinden beschickte Versamm- 


"lung, in der u. a. Bischof Irbe das Wort 


ergriff. 

Auch im Ausland hat man an dem 
Rigaer Kirchenraub regen Anteil ge- 
nommen. Der  Zentralvorstand des 
deutschen Gustav-Adolf-Vereins be- 


schloß in seiner Vollsitzung am 5. Mai 
1923, durch folgende Kundgebung den 
lettländischen Glaubensgenossen seine 
Teilnahme zu bekunden: 


„Mit schmerzlichem Unwillen haben 
wir von dem allem Recht ins Angesicht 
schlagenden Beschluß des lettländischen 
Parlaments Kenntnis genommen, durch 
den ein Gotteshaus von der geschicht- 
licken Bedeutung der Jakobikirche in 
Riga der evangelischen Gemeinde ge- 
raubt und der römisch-katholischen 
Kirche als Bischofssitz überwiesen wor- 
den ist. Wir drücken den Glaubensge- 
nossen Lettlands, denen lettischen Volks- 
tums ebenso wie den deutschen, unsere 
tiefe Empörung über die ihnen angetane 
Vergewaltigung aus und begleiten ihren 
Kampf für Recht und WVätererbe mit 
innigen Gebetswünschen.“ 

Der Deutsche Evangelische Kirchen- 
ausschuß als die Gesamtvertretung der 
im Kirchenbund zusammengeschlossenen 
28 deutschen Landeskirchen gibt in 
einem Schreiben an den Lettländischen 
Evangelischen Oberkirchenrat in Riga 
dem schmerzlichen Empfinden Aus- 
druck, daß gleich dem deutschen Volk 
die Lettländische Evangelisch-lutherische 
Kirche „durch Gewalt Unrecht leiden“ 
muß, und weiß sich mit den deutschen 
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evangelischen Kirchen eins in der Ver- 
sicherung, daß er in „Glaubens- und 
Notgemeinschaft“ zu der Kirche Lett- 
lands steht. 

In einem Telegramm an den lettlän- 
dischen Staatspräsidenten bitten die 
evangelischen Kirchenoberhäupter von 8 
europäischen Staaten „im Namen der re- 
ligiösen Freiheit, des religiösen Friedens 
und der Gerechtigkeit” um die Rück- 
gabe der lutherischen Jakobikirche an 
ihre Gemeinden. Die Enteignung dieser 
Kirche wird darin bezeichnet als „ein in 
unserer Epoche unerhörter Akt, der dem 
Geist unserer Zeit widerspricht, die Frei- 
heit der Religion aufhebt, die morali- 
sche Sicherheit und das wechselseitige 
Vertrauen zwischen der Zivilverwaltung 
und der christlichen Kirche schädigt. 
Solch ein Vorfall muß alle Anhänger des 
Christentums betrüben.“ Das denkwür- 
dige Schriftstück ist unterzeichnet von 
den Erzbischöfen von Schweden und 
Finnland, den Bischöfen von Norwegen, 
Dänemark, Estland, der Tschecho- 
Slowakei, Ungarn, dem Generalsuper- 
intendenten der lutherischen Kirche in 
Polen. Eine gleichlautende Kundgebung 
ist von den Präsidenten von vier großen 
protestantischen Kirchen Nordamerikas, 
Augustana-Synode, Ohio-Synode, Nor- 
wegische Synode und Vereinigte Luthe- 
rische Kirche in Amerika eingetroffen. 
Der Erzbischof von Canterbury hat in 
einem persönlichen Schreiben den evan- 
gelischen Gemeinden Lettlands sein Mit- 
gefühl ausgesprochen. 

Am 1. und 2. September 1923 fand eine 
Volksabstimmung statt. 96,6% der Ab- 
stimmenden haben sich für den Initiativ- 
antrag erklärt, der die lutherische Jakobi- 
kirche ihren rechtmäßigen Besitzern zu- 
rückerstatten und die Kirchen aller Kon- 
fessionen in Zukunft vor gewaltsamen 
Enteignungen bewahren will. Die nied- 
rige Abstimmungsziffer — nicht einmal 
ein Viertel aller Wahlberechtigten ist 
zur Urne geschritten — ist auf die von 
der Gegenseite ausgegebene Parole der 
Stimmenthaltung zurückzuführen. Auf 
Grund des Berichtes der Zentral- 
wahlkommission, der feststellte, daß von 
der Gesamtheit von 963 257 Bürgern nur 
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205 586 gültige Stimmen abgegeben wor- 
den sind, hat der lettische Staatspräsident 
das Kirchenschutzgesetz als nicht ange- 
nommen erklärt. : 

Die Jakobikirche ist also in den Be- 
sitz der katholischen Kirche überge- 
gangen, und der Papst hat den Bischof 
von Riga, Anton Springowitsch, zum 
Erzbischof ernannt und damit das Erz- 
bistum Riga erneuert, das bis zur Auf- 
lösung des Deutschritterordens bestand; 
der letzte Rigaer Erzbischof war der 
Hohenzoller Markgraf Wilhelm von 
Brandenburg. Das protestantische Gottes- 
haus dient dem katholischen Erzbischof 
als -Kathedralkirche, und das neuge- 
schaffene Erzbistum wird, so ist zu be- 
sorgen, ein Sammelpunkt werden für all 
die Bestrebungen, die die Wegnahme 
der Jakobikirche nur zum Ausgangs- 
punkt eines planmäßigen Eroberungs- 
feldzugs gegen den Gesamtbestand des 
lettländischen Protestantismus nehmen 


möchten. 
* 


In einem Schreiben an den Präsiden- 
ten des Deutschen Evang. Kirchenaus- 
schusses, D. Moeller, macht Bischof 
D. Poelchau-Riga davon Mitteilung, 
daß die.3. All-Lettländische 
Synode in ihrer deutschen Tagung 
in Teilnahme und Fürbitte der über 
das deutsche Volk hereingebrochenen 
schweren Not gedacht und ihn beauf- 
tragt hat, der evangelischen Kirche 
Deutschlands den Ausdruck ihrer Ver- 
bundenheit im Geiste zu vermitteln: 
„Die deutschen ev.-luth. Gemeinden Lett- 


“ lands sind Ihnen zu tiefem Dank ver- 


pflichtet für die zahlreichen Beweise 
glaubensbrüderlichen Gedenkens, die sie 
haben empfangen dürfen. Dem kleinen 
Häuflein tut es unaussprechlich wohl, 
sich im Mutterlande der Reformation 
unvergessen zu wissen. Daß wir unserer- 
seits der Kirche niemals ver- 
gessen können, aus der auch wir ge- 
worden sind, und die uns durch die 
Jahrhunderte den Zustrom an Kraft und 
Leben übermittelt hat, das sollen diese 
Zeilen Ihnen verbürgen.“ 


* 


Estland. 


Die theologische Konferenz 
in Dorpat vom 24. bis 26. Januar 
1923 stand ganz unter dem Zeichen des 
Kampfes um das Bekenntnis. Der viel- 


besprochene Bekenntnisparagraph des 
Kirchenstatuts lautete: 
„Lehrgrundlage der Estländischen 


Evangelisch-Lutherischen Kirche sind 

die kanonischen Bücher des Alten und 

Neuen Testamentes und die diese er- 

läuternden Bekenntnisschriften der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche, in 

einem dem Geist des Protestantismus 

entsprechenden Sinne.“ 

Nach einer ausgedehnten Diskussion 
wurde der Zusatz ‚in einem dem Geist 
des Protestantismus entsprechenden 
Sinne‘ mit 35 Stimmen gegen ı7 von 
der Konferenz gestrichen. 


* 
Der Estländische Evange- 
lisch-Lutherische Kirchen- 


tag 1923 wurde vom 12. bis 14. Juli 
ın Reval abgehalten. Im Mittelpunkte 
der Verhandlungen stand der Bekenntnis- 
paragraph. Gegen ganz vereinzelte 
Stimmen beschloß die Versammlung, 
hierüber nicht mehr zu reden, sondern 
nur die Vota der Sprengelsynoden anzu- 
hören. Die Vota der Synoden lauteten 
alle auf Streichung des schon oben er- 
wähnten Zusatzes im Bekenntnispara- 
graphen. Dann wurde durch Aufheben 
der Hände abgestimmt. Der Zusatz 
wurde mit überwältigender Majorität 
(208 gegen 34 Stimmen) abgelehnt. 


* 


Ein überaus’ schwerer Schlag traf die 
Kirche Estlands und ihre Fakultät, ins- 
besondere in ihren deutschen Gliedern, 
durch den Tod des Theologieprofessors 
D. Adelbert Freiherrn von Stromberg, 
der im Januarheft 1923 des Revaler 
„Kirchenblattes‘“ als eine als Lehrer und 
Prediger, Schuldirektor und Wissen- 
schaftler glänzend bewährte Persönlich- 
keit geschildert wird. — Wie das deut- 
sche Kirchenblatt vom April 1923 be- 
richtet, liest nach dem Ableben Strom- 
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bergs ein orthodoxer Geistlicher an der 
evangelischen Fakultät orthodoxe Theo- 
logie. Dem Privatdozenten Lic. Gruehn 
ist das Abhalten von Vorlesungen in 
deutscher Sprache verboten. Zur wei- 
teren Estnisierung der Dorpater Fakultät 
berichtet die „Christliche Welt“ (1923, 
Nr. 33/34), daß auch Prof. Piesemann 
der Lehrauftrag entzogen ist. 


* 


Litauen. 


Nachdem der vor längerer Zeit ge- 
machte Versuch, durch eine allgemeine 
Synode zu einer Organisation der 
Lutherkirche Litauens zu gelangen, nicht 
zum Ziele geführt hatte und ein Kon- 
sistorium unter dem Superintendenten 
Sroka sich konstituierte, das von einer 
Reihe von Gemeinden nicht anerkannt 
wurde und von der Regierung bis heute 
nicht bestätigt worden ist, folgten alle 
lutherischen Pastoren und alle deutschen 
Gemeinden dem Rufe des Propstes 
Tittelbach, sich zu einer konstituierenden 
Synode der deutschen Luthergemeinden 


Litauens zu versammeln. Die Synode 
fand im Juli 1922 in der Kirche 
zu Kowno statt. Anwesend waren 


alle lutherischen Pastoren Litauens und 
etwa 60 Laiendeputierte aller deutschen 
Gemeinden. Zum Vorsitzenden wurde 
Propst Tittelbach gewählt. Nachdem 
drei Vorlagen über ı. die Verfassung der 
evangelisch-lutherischen Kirche Litauens, 
2. das Gesetz über das Verhältnis der 
evangelisch-lutherischen Kirche Litauens 
zum Staate und 3. die Gemeindeordnung 
angenommen worden waren, wurden als 
Glieder des Konsistoriums gewählt: 
Propst Tittelbach-Klejdany als Senior, 
zu seinem Stellvertreter Pastor Eckart- 


Godlewo, zum weltlichen Vorsitzenden 
Irspektor Kinder und zu seinem 
Stellvertreter Poschakarnis. Gleich- 


zeitig wurde beschlossen, an die litau- 
ischen und lettischen Brüdergemeinen 
Aufforderungen zu richten, gleichfalls zu 
Synoden zusammenzutreten und die von 
der deutschen Synode angenommenen 
Vorlagen zu beraten. 
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Im August 1922 fanden dann die litau- 
ische Synode zu Tauroggen und die let- 
tische zu Schaulem statt. Auf denselben 
sind die Vorlagen mit geringfügigen Ab- 
änderungen angenommen und zum 
Senior des litauischen Synodalaus- 
schusses Pastor Kibelka-Sudargi, zum 
Senior des lettischen Synodalausschusses 
Pastor Kupffer-Sawnary gewählt wor- 
den. Diese Vorsitzenden nebst ihren 
Vertretern und weltlichen Beisitzern ver- 
einigten sich als Ausschüsse ihrer Syno- 
den mit dem deutschen Synodalausschuß 
im September 1922 zu Kowno und 
brachten in gemeinsamer Arbeit und 
schöner Einigkeit die drei Vorlagen in 
die endgültige Fassung. Zum Vorsitzen- 
den des gemeinsamen Konsistoriums für 
das erste Jahr ist der Senior der litau- 
ischen Synode, Pastor Kibelka, ge- 
wählt worden. Derselbe hat gemeinsam 
mit den Vertretern der deutschen und 
lettischen Synoden als Vorsitzenden der 
geeinigten Lutherkirche Litauens dem 
Staatspräsidenten und dem Minister- 
präsidenten die Begründung der ver- 
einigten Lutherkirche Litauens angezeigt 
und versichert, daß alle Glieder der- 
selben treue Bürger der litauischen Re- 


publik sind. 
* 


Polen. 


Die Kirchenverfassung für die Unierte 
Evangelische Kirche in Polen (die 
frühere Posensche Kirche) ist von der 
Landessynode Anfang Dezember 1923 
angenommen und darauf der polnischen 
Regierung vorgelegt worden, die aber 
dazu bisher ebensowenig Stellung ge- 
nommen hat wie zu der schon sehr 
viel länger vorliegenden Kirchenverfas- 
sung der Evangelischen Augsburgischen 
Kirche Kongreßpolens. Beide Ver- 
fassungen sehen für den Leiter der 
Kirchen den Bischofstitel vor und führen 
das aktive und passive Frauenwahlrecht 
ein. Aus der Fülle der allgemeinen und 
besonderen Bestimmungen beider Ver- 
fassungen teilt Pfarrer Kammel im 
Posener „Evangelischen Kirchenblatt“ 
vom September 1923 folgendes mit: 

Die Mitgliedschaft zur einzelnen 
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Kirchengemeinde beruht nach beiden 
Verfassungen auf dem Wohnsitz und er- 
streckt sich auf alle Bewohner evange- 
lischen Bekenntnisses.. In keiner von 
beiden Kirchenverfassungen ist für die 
Gemeindeglieder ein Unterschied ge- 
macht zwischen den Staatsbürgern des 
betreffenden Landes und Ausländern, so- 
daß auch Ausländer das Wahlrecht in 
der Gemeinde ausüben und in die kirch- 
lichen Vertretungen -gewählt werden 
können. Dagegen fordert der War- 
schauer Gesetzentwurf über das Verhält- 
nis der Evangelisch-Augsburgischen 
Kirche zum Staat für die Mitglieder des 
Konsistoriums, die Superintendenten 
und die Pastoren die polnische Staats- 
bürgerschaft und sieht nur die Möglich- 
keit einer Ausnahme vor. 

Über die Kirchensprache betonen beide 
Verfassungen, daß in sprachlich ge- 
mischten Gebieten der kirchlichen Ver- 
sorgung in der Muttersprache besondere 
Fürsorge zuzuwenden ist. Im Verkehr 
mit Behörden fordert der Entwurf des 
Warschauer Staatsgesetzes auch von den 
Kirchenbehörden die Amtssprache des 
Landes; in inneren Angelegenheiten der 
Kirche und der Gemeinden sind alle 
Landessprachen gleichberechtigt. 

Auf der Grundlage der Selbstver- 
waltung sehen beide Verfassungen in 
jeder Kirchengemeinde Gemeindekörper- 
schaften vor, in Posen-Pommerellen die 
Gemeindevertretung, die aus den Mit- 
gliedern des Gemeindekirchenrates und 
den Gemeindeverordneten besteht, wie 
es jetzt heißt, während eine Gemeinde- 
versammlung, die aus sämtlichen wahlbe- 
rechtigten Gemeindemitgliedern besteht, 


mindestens einmal im Jahre zusammen- 


zurufen ist, um den Arbeitsbericht des 
Gemeindekirchenrates zu besprechen und 
sonstige Wünsche zu äußern und An- 
regungen zu geben. Eine solche Ge- 
meindeversammlung, die keine unmittel- 
baren Verwaltungsgeschäfte zu erledigen 
hat, sondern zur Besprechung allge- 
meiner, auch innerlicher Gemeindeange- 
legenheiten berufen ist, bedeutet ent- 
schieden einen Fortschritt gegen den 
jetzigen Zustand, wo die Gemeindemit- 
glieder nur das stumme Wahlrecht be- 
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sitzen. Die Warschauer Verfassung 
überträgt neben dem Kirchenrat die Auf- 
gabe unserer Gemeindevertretung der 
Gemeindeversammlung, und nur in 
Kirchengemeinden über 1000 Seelen ist 
die Wahl einer besonderen Gemeinde- 
vertretung mit der Zahl der fünffachen 
Mitgliederzahl des Kirchenrates mög- 
lich, so daß zum Beispiel die Pfarrwahl 
in der Warschauer Kirche durch die Ge- 
meindeversammlung und nicht wie bei 
uns durch die Gemeindevertretung er- 
folgt. Für die Pfarrwahl bedeutet das 
m. E. keine Besserung, wenn die uner- 
quickliche Agitation nun unter Um- 
ständen bis in die einzelnen Häuser ge- 
tragen wird. Nach der Warschauer Ver- 
fassung werden » die Mitglieder des 
Kirchenrates auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt, nach der Posener Ver- 
fassung für vier Jahre während die 
Wahlzeit bisher sechs Jahre umfaßte. 
Das Amtsgelübde haben in Zukunft nach 
der Posener Verfassung nicht bloß die 
Ältesten, sondern auch die Gemeinde- 
verordneten abzulegen. Die bisher üb- 
liche Eintragung in die Wählerliste ist 
dahin ergänzt, daß der Wähler zu ver- 
sichern hat, daß er das Wahlrecht im 
Sinne und Geiste der evangelischen 
Kirche zu ihrem Wohl ausüben wolle. 
Die Warschauer Verfassung kennt auch 


eine WVählerliste, überläßt aber die 
Einzelbestimmungen hierüber _ einem 
Ortsstatut. 


Den Vorsitz im Gemeindekirchenrat 
und in der Gemeindevertretung führt 
nach beiden Verfassungen der Pfarrer. 
In den Gemeinden mit mehreren Pfarr- 
stellen wechselt nach der Posener Ver- 
fassung in der Reihenfolge des Dienst- 
alters der Vorsitz von vier zu vier 
Jahren unter den einzelnen Geistlichen, 
während die Warschauer Verfassung 
den Vorsitz dem dienstältesten Pfarrer 
beläßt, soweit das Ortsstatut nicht 
andere Bestimmungen trifft. Rangunter- 
schiede im Amt unter den Pfarrern 
gibt es in unserer Kirche nicht mehr; 
auch alle besonderen Amtsbezeichnungen 
werden erfreulicher Weise aufgehoben, 
so daß dem Diakonus wie dem Archi- 
diakonus, dem Propst wie dem Ober- 


1o* 


pfarrer endlich das allmähliche und wohl- 
verdiente Aussterben angesagt ist. 

Entsprechend den größeren Verhält- 
nissen und der weitergehenden kirchen- 
rechtlichen Durchbildung gehen die Be- 
stimmungen der Posener Verfassung 
sehr viel mehr ins einzelne als bei der 
Warschauer. Jeder Geistliche muß einen 
besonderen Seelsorgebezirk zugeteilt er- 
halten. Der Parochialzwang wird da- 
durch gemildert, daß ausdrücklich ausge- 
sprochen wird: „Jedes Gemeindemitglied 
hat das Recht, für Amtshandlungen einen 
anderen als den zuständigen Geistlichen 
zu wählen. Jedoch ist dazu eine beson- 
dere Abmeldung bei dem zuständigen 
Pfarrer erforderlich.“ Das schwerfällige 
Wort „Dimissoriale“ ist also durch eine 
gutdeutsche „Abmeldung“ ersetzt. Auch 
ist es möglich, daß nicht theologisch ge- 
bildete Gemeindebeamte mit pfarramt- 
lichen Geschäften unter verantwortlicher 
Leitung des Pfarrers betraut werden. 
Fbenso können befähigte und bewährte 
Gemeindemitglieder durch Kirchengesetz 
zur Wortverkündigung zugelassen wer- 
den, eine durchaus evangelische und 
wertvölle Ergänzung der Predigttätigkeit 
der Geistlichen. 


* 


Über de Ausweisung der Pfarrer 
Melhorn aus Thorn, Heldt aus Narzym, 
Kr. Soldau, Freyer aus Schmentau, 
Lechner aus Neumark, Schröder aus 
Friedrichsbruch, Heck aus Waldau, 
Engelbrecht jun. aus Gr. Leistenau, 
Dehmlow aus Renschkau, Schröter aus 
Kensau, Ballke aus Stendsitz, Mund 
aus Vandsburg und Anuschek aus 
Gurske (die Ausweisung der beiden 
letzteren ist inzwischen wieder zurück- 
genommen) hat der Abgeordnete 
Daczko namens der deutschen Ver- 
einigung im Sejm an den Ministerpräsi- 
denten und die Minister des Innern und 
für Kultus eine Interpellation gerichtet, 
die die Sachlage folgendermaßen dar- 
stellt: 

„Kürzlich erfolgte seitens des Herrn 
Wojewoden von Pommerellen ein Vor- 
stoß gegen die evangelischen Gemeinden 
dieser Wojewodschaft, um sie ihrer Seel- 
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sorger zu berauben und sie in ihrem Be- 
stande zu erschüttern. Nachdem schon 
vorher nach und nach vier evangelische 
Geistliche von ihm ausgewiesen waren, 
wurden jetzt auf einmal zwölf Pastoren 
ausgewiesen, ehrwürdige Personen, die 
sich um die Politik nicht kümmerten und 
auf Befehl ihrer vorgesetzten kirchlichen 
Behörde nicht kümmern durften, als Ver- 
geltung für die Ausweisung von lästigen 
Ausländern, vier Ostjuden und acht Ar- 
beitern, aus Deutschland. Die Maßnahme, 
die die Abwanderung in acht Tagen for- 
dert, müssen wir als gefühllos bezeich- 
nen. ' Selbst schwere Erkrankung von 
Familienmitgliedern wurde als ausrei- 
chender Grund zum Aufschub nicht an- 
erkannt. Das Vorgehen ist um so uner- 
hörter als — wie dem Herrn Wojewoden 
genau bekannt sein.muß — Ersatz für 
die des Landes verwiesenen Seelsorger 
nicht zu beschaffen ist. Gerade weil für 
die Heranbildung genügenden Ersatzes 
aus den Reihen der hiesigen Jugend 
noch nicht vorgesorgt ist, war zwischen 
dem Kultusministerium und dem evan- 
gelischen Konsistorium in Posen verein- 
bart und protokollarisch festgelegt wor- 
den, daß in der Übergangszeit von etwa 
15 Jahren zur Seelsorge für die evange- 
lischen Gemeinden in den ehemaligen 
preußischen Gebietsteilen auch evange- 
lische Geistliche aus Deutschland zuge- 
lassen werden sollten, wie es auch in 
Oberschlesien der Fall ist. 

Wir legen schärfste Verwahrung da- 
gegen ein, daß ein Unrecht, das dem pol- 
nischen Staate von seiten Deutschlands 
zugefügt wird, auf Kosten der hiesigen 
Bürger deutschen Stammes gesühnt wer- 
den soll. Wenn aber überhaupt gegen 
etwaige in Deutschland vorgekommene 
Ausweisungen polnischer Bürger eine 
Retorsion in Frage kommt, so kann sie 
doch nur von der Zentralinstanz verfügt 
werden. So wie die Dinge jetzt laufen, 
scheint sich jeder Wojewode und jeder 
Starost für befugt zu halten, für ein und 
dieselben Ausweisungen polnischer Bür- 
ger Retorsion zu üben. Erfolgen doch 
gleichzeitig auch seitens der Starosten 
zahlreiche Ausweisungen.“ 


* 
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Die unerhörte Brüskierung, 
die der polnische Ministerpräsident den 
Vertretern der Unierten Evangelischen 
Kirche seinerzeit zuteil werden ließ, darf 
nicht der Vergessenheit anheimfallen: 

Der Ministerpräsident Sikorski emp- 
fing bei seinem Besuch in Posen am 
10. April 1923 zwei Vertreter des Posener 
Evangelischen Konsistoriums. Auf die 
ihm in deutscher Sprache gemachten 
Ausführungen antwortete er, obwohl des 
Deutschen mächtig, mit einigen polni- 
schen Sätzen und brach die Unterredung 
ab, als die Herren ihm bedeuteten, ihr 
Polnisch reiche nicht aus, um über 
schwierige kirchenpolitische Fragen sich 
ausreichend zu verständigen. Am Abend 
desselben Tages sprach Sikorski in einer 
Versammlung im Rathause, zu der kirch- 
liche Vertreter keine Einladung erhalten 
hatten, unter allgemeinem Beifall sein 


Mißfallen darüber aus, daß die Mitglie- 


der des Konsistoriums in vier Jahren 
noch nicht genügend polnisch gelernt 
hätten, und schloß mit dem Satze: „Es 
liegt in ihrem unmittelbaren Interesse, 
daß der Prozeß der Entdeutschung der 
westlichen Wojewodschaften in einem 
kurzen und schnellen Tempo vollführt 
werde.“ Dies alles trotz der amtlichen 
Erklärung vor dem Völkerbunde, wonach 
jeder Staatsbürger von den polnischen 
Behörden Antwort in der Sprache erhält, 
in der er seine Eingabe macht. 


* 


Das evangelische Diakonissenhaus von 
Posen zählt 341 Schwestern, von denen 
320 polnischer Staatsangehörigkeit sind. 
Unter 2431 betreuten Kranken gab es 
1527 katholische Polen. Einer solchen 
augenscheinlichen unparteilichen Liebes- 
tätigkeit ungeachtet, klagte man unter 
anderem die Diakonissen an, die deutsche 
Spionage während des russisch-pol- 
nischen Krieges unterstützt zu haben. 
Der Vorstand protestierte in Warschau 
und beim Völkerbund gegen diese belei- 
digende Verdächtigung. 


* 


Deutschen Eltern, die in der Nähe des 
Freistaatgebietes Danzig wohnen, ist es 


# 


verboten, ihre Kindere nach Danzig in 
die Schule zu schicken. 

In dem Dorfe Sladow, Kreis Sochac- 
zew, ist die fast 100 Jahre bestehende 
deutsche evangelische Schule von den 
katholischen Einwohnern in Besitz ge- 
nommen worden. 

Das Bromberger evangelische Lehrer- 
seminar ist geschlossen worden. Kurze 
Zeit vorher hatten noch neue Aufnahme- 
prüfungen stattgefunden. Als aber die 
Eltern einzelner Zöglinge noch einmal 
vorsprachen, wurden sie durch die Nach- 
richt überrascht, daß die Prüfung un- 
gültig sei, da die Anstalt geschlossen 
wäre. Gleichzeitig erfahren wir, daß 
auf den 1. August 1923 einer ganzen 
Reihe deutscher Volksschullehrer ge- 
kündigt worden ist. Diese sind durch- 
weg polnische Staatsangehörige und 
haben zum Teil auch die Prüfungen der 
polnischen Sprache bereits bestanden. 

Die deutschen Sejmabgeordneten haben 
einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, 
in dem die unverzügliche Einbringung 
eines Gesetzentwurfes über die Minder- 
heiten in Polen gefordert wird. Die 
Mehrheit des Sejms hat die Dringlich- 
keit des Antrages abgelehnt. Der Unter- 
richtsausschuß ist also nicht verpflichtet, 
den Antrag als dringlichen vor allen 
übrigen durchzuberaten. Der Dringlich- 
keitsantrag klagt über Schließung einer 
großen Zahl von öffentlichen Schulen, 
die während eines Jahres von weniger 
als 40o Kindern besucht waren, über 
künstliche Herabdrückung der Kinder- 
zahl durch willkürliche Ein- und Aus- 
schulung der Kinder, über Ablehnung 
aller Anträge ‘von Eröffnung von 
Sammelschulen, über Fortnahmen von 
Grundstücken und Gebäuden deutsch- 
evangelischer Schulgemeinden, selbst 
dort, wo in derselben Ortschaft eine 
Schule für die polnisch-katholischen 
Kinder besteht und auch dort, wo es 
sich um ausdrückliche Schenkungen für 
die deutsch-evangelische Bevölkerung 
handelt, über Auflösung der Schulvor- 
stände, Verweigerung der Anerkennung 
der Privatschul-Vereine, Verweigerung 
der Genehmigung zum Erwerb von 
Grundstücken durch sie, Absprechung 


des Rechtes der evangelischen Geistlichen 
zur Schulleitung, Aberkennung des 
polnischen Staatsbürgerrechtes, selbst 
solcher Schulleiter und Lehrer, die vor- 
her an polnischen Schulen unterrichtet 
hatten, Nichtzulassung reichsdeutscher 
Lehrer, Nichtanerkennung der Lehrbe- 
fähigung aus nichtigen Gründen, Nicht- 
anerkennung der Abschlußprüfung an 
den deutschen Schulen und Zwang 
gegenüber den Eltern, ihre Kinder in 
polnische Schulen zu schicken. 

In Eintrachthütte bei Schwientochlo- 
witz veranstaltete der polnische West- 
marken-Verein eine Versammlung mit 
dem Thema ,„Die Minderheitsschule“. 
Alle Eltern, die den Antrag auf eine 
deutsche Minderheitsschule gestellt 
hatten, waren besonders schriftlich ein- 
geladen. Kurz vor Beginn der Ver- 
sammlung besetzte eine Bande von etwa 
100 Mann, mit Knüppeln bewaffnet, den 
Saal. Die Namen der Eltern, die ihren 
Antrag für die deutsche Minderheits- 
schule noch nicht zurückgezogen hatten, 
wurden verlesen. Soweit sie anwesend 
waren, wurden sie einzeln herausgeholt 
und draußen verprügelt. Der Lehrer 
Scheike, der 17 Jahre in Eintrachthütte 
tätig gewesen war, wurde derartig be- 
arbeitet, daß er lange Zeit krank dar- 
nieder lag. Ebenso brachen in Godulla- 
hütte knüppelbewaffnete Horden in die 
Wohnungen der Familien ein, die ent- 
sprechend den gesetzlichen Bestim- 
mungen eine deutsche Minderheits- 
schule beantragt hatten oder ihre Kinder 
in den deutschen Beichtunterricht 
schickten, und verlangten unter Dro- 


hungen sofortige Zurückziehung des An- . 


trages. Kriegerwitwen wurden nachts 
aus den Betten geholt und bedroht. Die 
Polizei verhielt sich in beiden Fällen 
vollkommen passiv. 


* 


Leiter deutscher Zeitungen in Posen, 
Bromberg, Dirschau, Lodz, Kattowitz 
wurden mit Geldstrafen und Gefängnis 
bis zu 1% Jahren bestraft. 


* 
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Das evangelische Bethaus in Swoboda- 
Swiontowicka, Kreis Wielun, wurde von 
einer Bande verwüstet und dann später, 
in der Nacht vom 22. zum 23 Mai 1923, 
durch Brandstiftung vernichtet. 


* 


Unter fleißig betriebener Kolportage 


dringen die „ernsten Bibelfor- 
scher“ (Milleniums-Tagesanbruchs- 
leute), Sabbatisten, Mormonen, Neu- 


apostolischen, die „Gemeinde Gottes“, im 
Volksmunde Fußwascher genannt, und 
die Spiritisten in die Gemeinde ein. 
Auch die Gemeinschaftsbe- 
wegung erhielt mancherorts einen ra- 
dikalen Einschlag. Nicht anders erging 
es der Pfingstbewegung, aus der die 
exzentrisch er Kopaschiner Be- 
wegung der Kurzwegschen Gemein- 
schaft ihren Ursprung nahm. Kopaschin 
ist ein Ansiedlungsdorf bei Wongrowitz 
und Kurzweg ein dortiger Ansiedler, der 
Führer dieser Bewegung. Von Kopa- 
schin breitet sich die Bewegung über den 
Netzebruch aus. Was ihre Lehren anbe- 
trifft, so werden aus der Bibel nur solche 
Stellen hervorgezogen, die ihre phanta- 
stischen Ansichten von der Begabung 
mit dem heiligen Geiste zu stützen 
scheinen. Diese Begnadung geschieht 
unter körperlichen Anzeichen. Eine Be- 
kehrung ruft bei den zuschauenden 
Gläubigen lauten Jubel hervor, unter 
dem sie sich auf der Erde herumwälzen. 
Sie ist besonders vollkommen, wenn sich 
der Bekehrte übergibt. Der Volksmund 
nennt die Anhänger der Bewegung des- 
halb Spucker. Die der Bekehrung vor- 
hergehende Befreiung vom Satan wird 
dadurch erzielt, daß sich der Heilsbe- 
gierige mit Händen und Fäusten auf die 
Magengrube schlägt. In besonders hart- 
näckigen Fällen greift der behilfliche 


Satansaustreiber zum Knüppel. Es ist 
bis zur Körperverletzung gekommen, 
die, wie das Posener Evangelische 


Kirchenblatt mitteilt, die Staatsanwalt- 
schaft beschäftigt hat. Die so Be- 
kehrten sind dann heilig, völlig 
rein, perfekt. Sie beten nicht mehr: 
„vergib uns unsere Schuld“. Man ver- 
langt von ihnen den Austritt aus der 
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Kirche, ihre völlige Scheidung von den 
unbekehrten Haus- und Arbeitsgenossen. 
Kinder haben das Haus der Eltern, 
Ehefrauen ihre Männer und Kinder ver- 
lassen. Ist der bekehrte Teil in der Über- 
macht, so wird der unbekehrte drang- 
saliert, boykottiert und verjagt. Es sind 
auch Versuche von Kommunismus ge- 
macht worden, die jedesmal gescheitert 
sind. 
* 


Eine amerikanische Metho- 
distenmission hat im vormals 
preußischen Gebietsteile, wo doch ge- 
nügend für evangelische Seelenbetreuung 

esorgt ist, vornehmlich in Posen, ihre 
 ätiekeit aufgenommen, während es ihr 
in Kongreßpolen und Galizien, wo rus- 
sisches und österreichisches Recht gilt, 
unmöglich ist, Gemeindegründungen vor- 


zunehmen. Nachdem sie in manchen 
Orten 222 B. " Kolmar; - Adelnau; 
Schwarzwald — Versammlungsräume, 
Beträume, Waisenhäuser usw. einge- 


richtet hat, ist es ihr nunmehr auch in 
der Stadt Posen geglückt, ein geeignetes 
Haus anzukaufen, worin sie Kakao- 
stuben eröffnet, verschiedene Lehrgänge 
für polnische und englische Sprache, 
Buchführung, Stenographie, Schneiderei 
usw. veranstaltet. Das alles wird für 
„entschiedene“ Christen unentgeltlich 
angeboten. Man gibt vor, vornehmlich 
katholische Polen für das Evangelium 
gewinnen zu wollen. Im Juli 1923 
wurde ungerechtfertigter Weise dieses 
Haus polizeilich zur Unterbringung von 
Wohnungslosen beschlagnahmt. 

Die Zahl der Baptisten betrug im 
verflossenen Jahre 7307 Seelen, nämlich in 
Kongreßpolen 3836, in Posen und Pom- 
merellen 2561, in Wolhynien 910. Sie 
verfügen über 45 Kapellen, 120 Missions- 
stationen und 79 Sonntagsschulen und 
werden von 38 Predigern bedient. Die 
größte Gemeinde befindet sich in Lodz, 
wo unlängst die Privatklinik in der 
Lipowastraße von den Baptisten käuf- 
lich erworben ist. Sie wird von 
jetzt ab nach den verdienstvollsten 
Frauen der Baptisten Peabody-Mont- 
gomery-Hospital heißen. 


f 


Die amerikanische Missourisynode soll 
ebenso wie in der Slowakei und in Finn- 
land auch in Polen die Bildung 
einer lutherischen Freikirche 


planen. 
x 


Laut polnischen Blättermeldungen gibt 
es in Polen 23300000 römische 
Katholiken mit 10718 Geistlichen, 
von denen sich 1500 zur deutschen oder 
litauischen Nationalität bekennen, so daß 
auf ungefähr 2500 Katholiken ein Geist- 
licher entfällt. 


* 


Im Sejm und Senat befinden sich 
22 Geistliche — 17 römisch-katholische, 
ı griechisch-katholischer und 4 Rabbiner, 
kein evangelischer —, ferner 56 Lehrer, 
Schulleiter, Schulinspektoren (davon 6 
Senatoren) , sowie 10 Hochschulprofes- 
soren. 

* 


Interessant ist die Erscheinung der 
Mariavitischen Kirche, deren 
Hauptsitz Plock ist. In ihr scheint es zu 
einem Bruche gekommen zu sein. Be- 
gründet wurde sie 1905 von einer Anzahl 
römisch-katholischer Priester, die nach 
der strengen Observanz des Franzis- 
kanerordens lebten, Mariae vitam, „Ma- 
rias Leben”, nachahmten, in der römi- 
schen Kirche Kongreßpolens eine Heili- 
gungsbewegung entfachten und samt 
ihren Anhängern aus der römischen Kir- 
che ausgeschlossen wurden. Unter dem 
Ordensgeneral Kowalski trat sie in 
freundschaftliche Beziehung zur Altka- 


tholischen Kirche Hollands. Von deren 
Erzbischof wurde Kowalski 1909 zum 
Bischof geweiht. Die Mariavitische 


Kirche Polens zählt etwa 160 000 Glie- 
der, hat bisher 60 eigene Kirchen und 
viele Kapellen gebaut und leistet Großes 
in sozialen Unternehmungen, z. B. Bau 
von Arbeiterwohnungen auf genossen- 
schaftlicher Grundlage, Gründung von 
alkoholfreien Teestuben. Baptistische 
und methodistische Beeinflussung hat 
einige unbedeutende Absplitterungen zur 
Folge gehabt. — Nun sind neuerdings, 


NN 
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worüber leider meist ultramontan ge- 
färbte Blättermeldungen vorliegen, sechs 
Priester ausgetreten, angeblich um eine 
neue Kirche, unter dem Namen „pol- 
nisch-katholische Kirche” zu gründen. 
Anläßlich dieser Spaltung kam es zu 
Zgierz, wo Pagowski als Priester tätig 
war, betreffs des Kircheneigentums zu 
ärgerlichen Streitigkeiten. Als Grund des 
Austritts wird angegeben, Bischof Ko- 
walski habe erlaubt, daß Glieder seiner 
Kirche die sog. mystische Trauung neh- 
men, die zwar vor der Welt ungesetzlich 
und geheim zu halten, aber nicht sündig 
und beichtbedürftig sei. Zur Wertung 
dieses Vorwurfes kann vielleicht die 
Tatsache dienen, daß Kowalski wieder- 
holt verleumdet worden ist; beispiels- 
weise wurde eine seiner erbaulichen 
Betrachtungen, die von Christi Kreuzes- 
tod handelte, dahin entstellt, daß er 
freiwillige Abtötung und buchstäbliche 
Kreuzigung gegenwärtiger Mariaviten 
zur Erlösung ihrer Mitmenschen emp- 
fohlen habe; es wurde sogar verbreitet, 
daß ein solcher Kreuzigungsversuch 
stattgefunden habe, aber rechtzeitig 
vereitelt worden sei. Bei einigen der 
sechs erwähnten Priester, z. B. bei 
Pagowski, steht es nach dem Ev. Kir- 
chenblatt in Polen vom Februar 1923 
fest, daß der Austritt nicht wegen dog- 
matischen Konfliktes mit dem Bischof, 
sondern aus seelischer Depression durch 
Verwandtenbestürmung erfolgt ist. 
* 


Am 8. Februar 1923 ist in Warschau 
der höchste Würdenträger der ortho- 
doxen Kirche in Polen, der Metro- 
polit Georg (Jerzy) Jaroscewski von dem 
Archimandriten Smaragd von Chelm, 
früherem Rektor des dortigen ortho- 
doxen Seminars, durch drei Revolver- 
schüsse getötet worden. Der Mörder 
gibt als Grund zu seiner Tat an, daß der 
Metropolit den polnischen Bestrebungen 
entgegenkam, durch die die orthodoxen 
Kirchen Polens von der russischen 
Mutterkirche losgelöst werden sollen. 
Das Haupt der gegen die „Autokephali“ 
gerichteten Opposition waren die ortho- 
doxen Bischöfe von Pinsk, Wilna und 
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Grodno. Diese wurden interniert. Da- 
raufhin verübte Smaragd den Mord. 

Die Synode der orthodoxen Kirche in 
Warschau hat den Gerichtsbehörden mit- 
geteilt, daß sie den Mörder seiner geist- 
lichen Würde und seines Mönchtums für 
verlustig erklärt hat. Demnach ist gegen 
diesen das gewöhnliche Gerichtsver- 
fahren, man weiß noch nicht, ob Bezirks- 
gericht oder Standgericht, eingeleitet 
worden. ; 

Die letzte orthodoxe Synode, die unter 
Georgs Vorsitz stattfand, hat die Grün- 
dung einer Fakultät für orthodoxe Theo- 
logie an der Warschauer Universität be- 
schlossen. 


An Stelle Georgs wurde vom 
griechisch-katholischen Episkopat zum 
Metropoliten der orthodoxen Kirche in 
Polen Dionysius, der Bischof von Kre- 
mencz in Wolhynien, erwählt. Da sich 
das griechisch-katholische Patriarchat in 
Moskau zur Zeit außer Tätigkeit be- 
findet, wandte sich das Episkopat an die 
polnische Regierung, die Wahl zu bestä- 
tigen, sowie an den Patriarchen von Kon- 
stantinopel, den Segen auf den neuen Me- 
tropoliten zu erflehen. Die polnische Re- 
gierung hat ihr Einverständnis gegeben. 
Auch der damalige ottomanische Patri- 
arch Meletios IV. in Konstantinopel hat 
in einem Telegramm dem Wunsche will- 
fahren. _ Sitz des Metropoliten ist 
Warschau. 


Der konservativen Opposition ist es 
nicht gelungen, die nationalistische Ent- 
wicklung aufzuhalten. Unter dem Drucke 
der Warschauer Regierung hat die ortho- 
doxe Kirche sich auf dem Verwaltungs- 
wege von der großrussischen Kirche ge- 
trennt, sich zu einer nationalen Kirche 
gestaltet und einen Vertrag mit dem 
Staate geschlossen. 


* 


Anläßlich der von den nationa- 
listischen Parteien veranstalteten Trauer- 
andachten und Totenmessen für den hin- 
gerichteten Präsidentenmörder Niewia- 
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domski haben die Erzbischöfe und 
Bischöfe den sehr vernünftigen Erlaß 
veröffentlicht, daß kirchliche Traueran- 
dachten nicht zu politischen Manifesta- 
tionen entwürdigt werden dürfen. 


» 
Rußland. 
Die Kriegsjahre brachten schwere 
Erschütterungen für die evangelische 


Kirche. Der Zar verkündete Freiheit für 
alle Nationalitäten, nur nicht für das 
russische Deutschtum. Nicht wenige 
Pastoren mußten in die Verbannung 
gehen. Mancherorts, auch in Moskau, 
wurde die deutsche Predigt verboten. 
Die deutschen Kolonisten Wolhyniens 
und Polens wurden verschleppt, denen 
des Südens drohte Enteignung. Die 
Revolution schien Rettung zu bringen. 
Kerenski befreite die lutherische Kirche 
von den Fesseln des Staates und gab ihr 
Gleichberechtigung mit der orthodoxen 
Kirche. Da kam im November 1917 der 
Bolschewismus zur Herrschaft. Eine 
Zeit der schwersten Prüfung, freilich 
nicht nur für die evangelische Kirche, 
sondern für alles kirchliche Leben über- 
haupt, brach an. Im Januar 1918 vollzog 
man rücksichtslos die Trennung von 
Kirche und Staat. Die Gemeinden aller 
Konfessionen verloren die Rechte einer 
juristischen Person. Aller kirchliche Be- 
sitz wurde beschlagnahmt, nationalisiert. 
Kirchliche Gebäude und Geräte wurden 
nur auf Grund eines in jedem Fall mit 
der Sowjetregierung zu schließenden 
Vertrages den einzelnen Gruppen reli- 
giöser Kulte zu zeitweiliger und unent- 
geltlicher Benutzung überlassen. 


Viele lutherische Pastoren entzogen 


sich der ausbrechenden Verwirrung 
durch die Flucht, manche büßten ihr 
Leben ein. Das deutsche Schulwesen 


von Petersburg und Moskau ging unter. 
Die Subventionen für die deutschen 
Gymnasien in Petersburg blieben aus. 
In der Ukraine, wo man in der kurzen 


‚ Zeit ihrer republikanischen Selbständig- 


keit unter Leitung des Oberpriesters 
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Jünger in Kiew eine selbständige luthe- 
rische Kirche zu gründen versucht hatte, 
haben die Ansiedlungen unter bol- 
schewistischen Gewalttaten b&sonders 
Furchtbares erduldet. Schier trostlos 
gestaltete sich die Lage in Wolhynien, 
das durch die neue polnisch-russische 
Grenze entzwei gerissen ist. Zu diesen 
Leiden gesellte sich seit 1921 die 
Hungersnot, die besonders schrecklich in 
den Gemeinden an der Wolga auftrat. 

Bei allen diesen Anfechtungen hat die 
lutherische Kirche besonders schwer 
unter den Folgen der neuen allgemeinen 
Gesetze zu leiden. So ist es untersagt, 
Jugendlichen unter 18 Jahren Reli- 
gionsunterricht zu erteilen; eine Zeitlang 
war es den Geistlichen sogar verboten, 
sich von ihrem Wohnsitz zu entfernen, 
wodurch natürlich die Tätigkeit der 
Pastoren in zerstreuten Gemeinden ge- 
lähmt wurde. In einer Reihe von Fällen 
beansprucht die Sowjetobrigkeit, die An- 
gelegenheiten der Kirche selber zu regeln. 
Die Pastoren werden indessen vor dem 
Hungertode durch amerikanische Le- 
bensmittelpakete bewahrt, auch durch 
monatliche Geldsendungen, die ihnen 
durch das amerikanische Liebeswerk 
zugehen. Die Allgemeine Evangelische 
Lutherische Konferenz hatte nämlich 
durch ihren Vertrauensmann Missions- 
direktor D. Paul (Leipzig) einem großen 
Hilfswerk die Wege bereitet, das dann 
durch den Bevollmächtigten des Ameri- 
kanischen Lutherischen Konzils, Prof. 
D. J. A. Morehead, organisiert wurde. 
Er sowohl wie seine Gehilfen Pastor 
Ernst, Professor Benze und Pastor Sche- 
ding haben ebenso wie der inzwischen 
gestorbene unvergeßliche Präsident des 
National Lutheran Council Dr. Laurits 
Larsen ihren Dienst nur unter ungeheu- 
ren Schwierigkeiten und Gefahren voll- 
enden können. Der Moskauer General- 
superintendent Th. Meyer, bei dem jetzt 
die Fäden des Liebeswerkes zusammen- 
laufen, hat auf dem Eisenacher Luthe- 
rischen Weltkonvent darüber berichtet. 

Allem Unheil zum Trotz bahnt sich 
ein Neubau der lutherischen Kirche an. 
In Moskau trat Anfang 1920 ein Konzil 
der Gemeindekirchenräte und Pastoren 
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zusammen, arbeitete die ‚Temporären 
Bestimmungen der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche in Rußland“ aus und 


wählte von sich aus den Präsidenten, 
den Generalsuperintendenten und die 
Mitglieder des Oberkirchenrates.. Man 
suchte Verständigung mit Petersburg. 
Im Juni 1920 überarbeiteten der Peters- 
burger Bischof Freifeld, der Petersburger 
Generalsuperintendent Malmgreen und 
der lettische Generalsuperintendent Grün- 
berg gemeinsam mit dem Moskauer 
Generalsuperintendenten Th. Meyer die 
Bestimmungen, worauf diese von den 
deutschen und lettischen Gemeinden in 
Petersburg angenommen wurden. An 
Stelle der früheren zwei Konsistorien 
traten nun drei Oberkirchenräte, die bei- 
den deutschen von Petersburg und Mos- 
kau und ein lettischer. An die Stelle des 
Generalkonsistoriums trat unter Vorsitz 
des Bischofs der Bischofsrat. Dessen 
erste Zusammenkunft erfolgte am 23. No- 
vember 1920 in Petersburg. Allen luthe- 
rischen Gemeinden in Rußland wurde im 
April 1921 nahegelegt, sich der neuzu- 
bildenden Kirche anzuschließen. Dem 
wurde fast durchgängig entsprochen. 
Nachdem die nationale Gliederung aner- 
kannt worden war, konnten auf der 
zweiten Sitzung des Bischofsrates im 
November 1921 auch die vereinigten 
finnischen und estnischen Gemeinden 
unter eigenen Oberkirchenräten aufge- 
nommen .werden. Die nationale Spal- 
tung der Gesamtkirche war damit 
vermieden. Im Februar 1922 ist die 
Gründung eines Oberkirchenrats in Sara- 
tow mit drei Propstbezirken in die 
Wege geleitet, die Begründung eines 
Oberkirchenrates für die Gemeinden im 
Kaukasus, die früher als „grusinische 
Gemeinden“ ein Sonderdasein führten, 
vorbereitet worden. Und für die Ukraine 
dürfte die Schaffung einer selbständigen 
Kirchenprovinz nur eine Frage der Zeit 
sein. Die lutherische Kirche Rußlands 
würde dann als völlig staatsfrei und 
autonom von einem Bischofsrat und 7 
bezw. 8 Oberkirchenräten einheitlich ge- 
geleitet werden. 

Der Mann, dem die Einigung der ver- 
schiedenen Nationalitäten hauptsächlich 
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zu danken ist, hat die Krönung seines 
Werkes nicht erlebt: Bischof Freifeld 
ist am 31. Mai 1923 in Petersburg als 
fast Achtzigjähriger gestorben. 

Auf die Gemeinden hat die schwere 
Zeit wie ein Läuterungsfeuer gewirkt. 
Obgleich von den 197 Kirchspielen z. Zt. 
100 unbesetzt sind, ist vielerorts unter 
Laienmithilfe ein reges Glaubensleben 
erwacht. Zur Abhilfe gegen mangelnden 
theologischen Nachwuchs ist in Peters- 
burg eine theologische Schule gegründet 
worden. Für die Aussendung von Theo- 
logen aus Deutschland bietet sich vor- 
läufig noch keine Möglichkeit. 


%* 


Auch in den durch den Stundis- 
mus angeregten Kreisen, die früher 
blutig verfolgt wurden, herrscht reges 
religiöses Leben. Sie nehmen eine ge- 
waltige Ausdehnung an und stehen im 
Begriff, sich unter dem Namen „Evan- 
gelische Christen Rußlands“ 
erger zusammenzuschließen. Nach M. 
Prochanoff, dem Führer einer Zentrale 
in Petersburg, beträgt die Zahl der Stun- 
disten eine halbe Million. 

Ebenso berichten die baptisti- 
schen Gemeinden über großen 
Zuwachs. Über Entstehung und Arbeit 
des Missionsbundes „Licht dem Östen‘“, 
der seinen Sitz in Wernigerode hat, 
teilt uns Missionsinspektor W. L. Jack 
folgendes mit: 

„Der Sehnsucht des russischen Volkes 
nach dem Evangelium möchte der Mis- 
sionsbund „Licht dem Osten“ dienen. Er 
ist entstanden in einer der bedeutungs- 
vollsten Stunden der modernen Kirchen- 
geschichte. Der Weltkrieg hatte Hundert- 
tausende von russischen Kriegsge- 
fangenen nach Deutschland geführt und 
damit eine seltene Gelegenheit gegeben, 
den Söhnen dieses Volkes das Evan- 
gelium zu bringen. Es ist zu bedauern, 
aber auch zu verstehen, daß diese offene 
Tür während der Kriegszeit nicht so 
ausgenutzt wurde, wie es erforderlich ge- 
wesen wäre. Immerhin ist manches ge- 
schehen durch kirchliche und freikirch- 
liche, deutsche und ausländische Freunde 
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des Reiches Gottes. Der Schluß des 
Krieges fand noch ca. eine Million 
Russen in Deutschland, die erst allmäh- 
lich bis in den Sommer 1920 hinein heim- 
transportiert wurden. 

In jedem der 30 Gefangenenlager tra- 
fen wir größere oder kleinere Kreise von 
gläubigen Russen, in Summa wohl über 
Tausend. Daß hier wichtige Aufgaben 
und wunderbare Möglichkeiten der Ar- 
beit lagen, wurde uns sofort klar. Zu 
ihrer Lösung gründeten wir den Mis- 
sionsbund „Licht dem Osten“, indem 
wir uns von vornherein nicht so sehr auf 
die durch Krieg, Revolution und Neu- 
ordnung stark in Anspruch genommenen 
deutschen Kreise, als vielmehr auf aus- 
ländische Freunde stützten, die uns durch 


unsere frühere Tätigkeit in Rußland 
nahestanden. 
Unserer ganzen bisherigen Führung 


nach darf der Dienst keine konfessionelle 
Färbung tragen. Mitzuhelfen, damit 
Rußland das Evangelium bekomme, 
wahres Leben zu fördern, wo immer 
Gott es gibt, das sehen wir als unsere 
Aufgabe an. Die Gemeindeorganisation 
aber und die Ausbildung der kirchlichen 
Formen, in denen der Russe seinem Gott 
dienen will, das wollen wir ihm über- 
lassen. Der Geist muß und wird sich 
auch hier den entsprechenden Körper 
schaffen. Auf dieser Grundlage ist Raum 
für eine Arbeit, die wirklich über den 
konfessionellen und auch nationalen Be- 
dingtheiten steht. 


Zweige des Missionsbundes „Licht 
dem Osten“ bestehen in Deutschland, 
Amerika, Holland, der Schweiz und 


Estland; mit ihm stehen selbständige 
Komitees in Schweden, Norwegen und 
Amerika in brüderlicher Arbeitsgemein- 
schaft. 

Zur Erreichung unseres Zieles: Ver- 
breitung des Evangeliums unter den 
Völkern des Ostens, haben wir zunächst 
kurze Bibelkurse abgehalten, in denen in 
den Jahren 1919 bis 1920 etwa 500 kriegs- 
gefangene Russen in die Schrift einge- 
führt wurden. Seit dieser Zeit haben wir 
hierfür ein Seminar mit zur Zeit zwei- 
jährigem Kursus, in dem bisher 50 Zög- 
linge unterrichtet wurden. 


En 


f 


Mit den nach Rußland zurückge- 
kehrten Gläubigen stehen wir in .Ver- 
bindung durch regelmäßige Zirkular- 
briefe und einen Bibelkursus in Brief- 
form. 

Insbesondere suchen wir uns auch der 
leiblichen und geistlichen Not der rus- 
sischen Emigranten und Flüchtlinge an- 
zunehmen. 

* 


Mit April d. J. wird ferner eine Mo- 
natsschrift erscheinen, die den beson- 
deren geistigen Bedürfnissen der rus- 
sischen Intelligenten Rechnung tragen 
soll. Auch sonst sind wir auf Verbrei- 
tung gediegener christlicher Literatur 
sorgsam bedacht. In unserem Verlage 
sind verschiedene Werke aus dem Deut- 
schen, Englischen, Französischen und 
Schwedischen übersetzt erschienen. In 
diesem Jahre kommt eine Bibelkonkor- 
danz von 750 Seiten mit geographischen 
Karten und ein Abreißkalender in rus- 
sischer Sprache heraus.“ 


* 


Wie der evangelischen so ist auch der 
orthodoxen Kirche Schweres aufer- 
legt worden; der Bolschewismus be- 
kämpft sie mit besonderem Fanatismus 
als Brutstätte des Aberglaubens mit der 
ausgesprochenen atheistischen Tendenz, 
die Religion selber zu vernichten und so 
die erwünschte Befreiung und Erhebung 
des Volksgeistes herbeizuführen. Über 
ihre gegenwärtige Lage ist folgendes zu 
berichten: 

Der konservativen Partei der reaktio- 
nären Bischöfe. gegenüber steht die 
Gruppe der sogenannten „Leben- 
digen Kirche“, die unter Wahrung 
ihrer geistlichen Freiheit sich zwar dem 


äußeren Sowjetregiment unterwerfen 
will, aber die Bildung einer „Sowjet- 
kirche“ für undenkbar erklärt. Als 


Führer dieser Bewegung sind besonders 
Bischof Antonin von Moskau und die 
Priester Krasnitzky von Moskau und 
Vedensky von Petersburg zu nennen. 
Antonin ist mönchsfreundlich, Krasnitzky 
und Vedensky wollen den beherrschenden 
Finfluß des Mönchtums brechen und die 


höheren Kirchenämter allen, auch den 
verheirateten Priestern, zugänglich ma- 
chen. Die Anhänger der Bewegung be- 
stehen aus Bolschewistenfreunden und 
Bolschewistengegnern, die sich darin 
einig sind, daß die Kirche nicht dazu da 
sei, Politik zu treiben und etwa eine Re- 
gierung zu stürzen. 

Während sich so die Parteien der 
orthodoxen Kirche gegenüberstanden, 
wurde ein Rat oder Zentralkomitee, aus 
fünf Gliedern bestehend, von der Regie- 
rung als Oberleitung der orthodoxen 
Kirche anerkannt. Präsident wurde der 
Erzbischof von Kurty, Joann Albinsky, 
Sekretär der Priester Solovyeff. 

Im April 1923 trat zu Charkow der 
Kongreß der „Lebendigen Kirche“ zu- 
sammen, proklamierte die orthodoxe 
Kirche der Ukraine und der Krim als 
„autokephal“, entsetzte den Kiewer 
Metropoliten Michael seines Amtes und 
erwählte an dessen Stelle den Erzbischof 
Tichon, einen Anhänger der Kirchen- 
reformen. 

Für denselben Monat-wurde die kon- 
stituierende Kirchenversammlung Ruß- 
lands festgesetzt. Am 29. April 1923, 
einem Sonntage, versammelten sich nahe- 
zu 500 Bischöfe, Erzbischöfe, Metropo- 
liten, Mönche, Priester und Laien der 
historischen Orthodoxen Kirche Ruß- 
lands in der Erlöserkathedrale zu Mos- 
kau zur ersten Sitzung des Allrussischen 
Territorialkonzils, des zweiten seit dem 
Sturze des Zarentums. 

Am Mittwoch, den 2. Mai, organisierte 
sich das Konzil in der Kapelle der frü- 
heren Theologischen Akademie der ortho- 
doxen Kirche, jetzt, wie alles Eigentum, 
dem Staate gehörig, doch als Halle für 
Konferenzen und Konvente benutzt. Es 
wurden die Metropoliten Antonin von 
Moskau und Peter von Sibirien zum 
Ehrenpräsidenten und zum aktiven Prä- 
sidenten, der Erzpriester Nowikoff zum 
Sekretär des Konzils gewählt. Doch 
war es diesem Konzile nicht beschieden, 
das Chaos der russischen Reform- 
gedanken zu klären. 

Den spärlichen Nachrichten gemäß ge- 
hörte es zu seinen ersten Handlungen, 
den Patriarchen Tichon (nicht zu ver- 
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wechseln mit dem Kiewer sowjetfreund- 


lichen Erzbischof) seiner geistlichen 
Würde zu entkleiden, damit diesem 
wegen seiner sowjetfeindlichen Gesin- 


nung der Prozeß gemacht werde. Tichon 
wurde gefangen gesetzt, machte dann 
aber eine Bußeeingabe an das Gericht, 
in der er anerkennt, daß er in Wort und 
Schrift die Sowjetregierung mit der gan- 
zen Macht seiner hohen Autorität schroff 
bekämpft habe, weil er in alten Überlie- 
ferungen erzogen sei und ganz im Banne 
konterrevolutionärer Ideen lebte und 
wirkte, und ist am 26. Juni auf Beschluß 
des obersten Gerichtshofes wieder aus 
der Haft entlassen. 

Zu seinem Nachfolger wurde der Erz- 
bischof ‚Antonin gewählt, der am 4. Mai 
von der Menge mit Pfeifen und Schimpf- 
reden empfangen wurde. Durch einen 
Steinwurf wurde ihm sogar die Kopfbe- 
deckung heruntergeschlagen. In Char- 
kow wurden ı6 Geistliche mit dem 
Bischof an der Spitze verhaftet, weil 
sie für den Patriarchen Tichon gebetet 
hatten. 

Gegenwärtig sind die Schwierigkeiten 
und Gegensätze noch nicht zur Lösung 
gekommen. 

* 


Innerhalb der orthodoxen Kirche hat 
sich neben der „Lebendigen Kirche“ eine 


radikale Gruppe gebildet, die sich 
„Freie Kirche der Arbeit“ 
nennt. Ihr eigentliches Ziel ist die 


Beseitigung der Religion; wie sie denn 
auch unter Hinweis auf das „evange- 
lische“ Ideal, den Menschen von der Be- 
drückung der Natur, nämlich Hungers- 
not und sonstigem Elend und Hemmnis 
zu befreien, in der Izwestia vom ı1. Fe- 
bruar 1923 folgende Vorschläge macht: 
1. Kirchentürme und Glockenstühle den 
wissenschaftlichen Instituten zu meteoro- 
logischen Beobachtungen und klimatolo- 
gischen Studien zur Verfügung zu stellen; 
2. die Aufmerksamkeit der Kirchspiel- 
glieder, des Klerus und der reformisti- 
schen Gruppen auf die Tatsache zu len- 
ken, daß die Beschlagnahme der Kirchen- 
schätze ein Mittel ist, um erfolgreich 
gegen einen religiösen Fetischismus an- 
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zukämpfen; 3. es dem fortschrittlichen 
Klerus begreiflich zu machen, daß die 
Beschlagnahme der Schätze ihm Gelegen- 
heit biete, sich ein neuzeitliches Äußeres 
anzueignen, indem er die mittelalterlichen 
Priestergewänder ablegt und diese zu- 
sammen mit den Kirchenschätzen aus- 
liefert, um sie zu Gelde zu machen; 
4. die oberste Kirchenleitung beharrlich 
darauf hinzuweisen, daß sie nicht mit 
halben Maßregeln, sondern mit energi- 
schen Handlungen vorgehen solle. 


* 


Die jüdischen Synagogen tei- 
len das Schicksal der christlichen Kirchen. 
Anfang 1923 wurde in einer Konferenz 
der jüdischen bei Privatunternehmungen 
beschäftigten Arbeiter zu Minsk eine Re- 
solution betreffend rationeller Verwen- 
dung der Minsker Synagoge angenom- 
men. Dies Gebäude wird in ein Arbeiter- 
Klubhaus -umgewandelt werden. Die 
Izwestia vom I. März 1923 behauptet 
hierzu, daß das reiche Gebäude seinerzeit 
nach dem Willen eines reichen Juden er- 
richtet worden sei, der ein öffentliches 
Haus unterhielt. Tatsächlich habe es 
für die jüdische Bourgeoisie als Reu- 
nionsplatz gedient. 

In Tschereigow fordern die jüdischen 
Arbeiter die Umwandlung der Syna- 
gogen in Anstalten, Schulen oder Klubs, 
„zur Verbreitung der Kultur“. 

* 


Vielfach begnügt man sich nicht da- 
mit, die Gebäude religiöser Gemein- 
schaften „rationell“ zu „verwenden“, 
man profaniert sie auch. 

In Muran an der Oka, östlich von 
Moskau, brannte das Theater nieder. 
Bald darauf erschien im Schaufenster 
des Magazins „Neues Leben“ folgendes 
Plakat: „Rechtgläubige! Heute wird in 
der Kathedrale von Muran zum ersten- 
mal eine Aufführung veranstaltet. Ge- 
geben wird das pikante Lustspiel in drei 
Akten „Die unerwartete Überraschung“ 
(aus dem Leben Abrahams und Sarahs). 
Beginn präzise 8Uhr abends. Die Preise 
sind populär. Ausgezeichnetes Buffet 
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mit Kirchenwein (Überbleibsel früheren 
Glanzes). Nach der Aufführung — 
Tanz.“ 

In Tiflis fand die feierliche Übergabe 
der Kathedrale des Heiligen Nikolaus an 
die „Kommunistische Jugend“ statt. 
Eine auf dem Kirchturm aufgestellte 
Militärkapelle spielte dazu die Inter- 
nationale. Rote Fahnen flatterten auf 
dem in einen kommunistischen Klub ver- 
wandelten Kirchengebäude, das am 
Abend in reicher Illumination erstrahlte. 
An der Vorderseite war ein Sowjetstern 
aus roten Lichtern angebracht. 

* 


Den angeblich auf Religion gegrün- 
deten Auswüchsen der sogenannten 
bürgerlichen Moral sucht man durch 
Hohn beizukommen. Wie die Posliednia 
Nowosti vom 15. Februar 1923 mitteilen, 
ist der Jaroslawer musikalischen Sektion 
ein Projekt unterbreitet worden, das die 
Organisation eines Theaters im Auge hat, 
mit dem Zwecke, „die bürgerliche Moral 
zu zügeln“. Danach soll dem im heller- 
leuchteten Raume versammelten Publi- 
kum von der Bühne aus mitgeteilt wer- 
den, daß es in wenigen Minuten Gelegen- 
heit haben wird, „die Sinne aufzu- 
frischen und ein belebendes Blut durch 
die Adern rinnen zu lassen“. Man löscht 
dann das Licht aus, und alle Anwesen- 
den zerstreuen sich in Gruppen oder 
paarweise. 

* 


Im Kampfe gegen die religiösen „Vor- 
urteile“ will nach der Prawda vom 2., 
3. und 4. März 1923 die Arbeiterwelt 
den Ruhetag vom Sonntag auf einen 
Wochentag verlegen; man schlägt den 
Mittwoch, den Montag vor. In Georgien 
hat man auf die Feier religiöser Feste 
ganz Verzicht geleistet und fordert deren 
Ersatz durch Revolutionsfeste. Die Ar- 
beiter des Luftflottenparks von Kiew 
haben dem Exekutivkomitee der Ukraine 
die Überweisung der Gebeine und Reli- 
quien aus den Kirchen in die Museen 
vorgeschlagen. Auch sie wollen die 
kirchlichen Feste durch profane Feste 
ersetzt sehen. i 


Das russische Volkskommissariat für 
Unterricht arbeitet ein Projekt aus, wo- 
nach in den Schulen der Religionsunter- 
richt ‚vom Standpunkte Marx“ einge- 
führt werden soll. 

Am heiligen Weihnachtsabende 1922 
fand in vielen russischen Städten ein 
großer, antireligiöser Karneval unter 
bolschewistischer Leitung statt. Der 
Clou des Programms war ein großer 
Aufzug, in dem die verschiedenen der 
kommunistischen Jugendliga (Komso- 
mol) angeschlossenen Klubs auftraten, 
und zwar als Götter, Göttinnen, Priester 
und Priesterinnen der verschiedenen 
Kulte verkleidet, wobei sie heilige Ge- 
bräuche in lächerlicher Art ausübten und 
Gebete und Lieder in ulkendem Ton- 
fall und Gebärdenspiele vortrugen. Zu 
Moskau hielt ein Frauenzimmer, das die 
Heilige Jungfrau darstellte, ein in die 
Uniform der roten Armee gekleidetes 
Jesuskind im Arm. Auf einem Autoroll- 
wagen sah man neben der Jungfrau und 
dem Heilande Seite an Seite Osiris, 
Marduk, Buddha, Jehovah, Allah, 
Maja, Agni usw. aufgestellt. Um die 
Priester dieser verschiedenen Kulte zu 
karikieren, marschierten im Zuge Per- 
sonen, die als jüdische Rabbiner, als 
lutherische Pastoren, als muhammeda- 
nische Ulemas, als katholische Priester 
und hauptsächlich als Mönche und 
Nonnen der orthodoxen Kirche verkleidet 
waren, die man beleidigende Spottlieder 
auf den Klerus singen ließ. Anderorts 
bewegte sich ein großer Zug mit Musik 
unter Fackelbeleuchtung durch die 
Straßen. Automobile führten Gruppen 
lebender Bilder, in denen alles Heilige ge- 
lästert wurde. Auf einem Auto befanden 
sich Puppen der Vertreter der verschie- 
denen Weltreligionen. Merkwürdiger- 
weise fehlte hier die protestantische. 
Dieser Wagen. war von Vermummten 
umgeben, die mit den Puppen Späße 
trieben und das Dargestellte auf jede 
Weise lächerlich zu machen suchten. In 
dem Zuge befanden sich auch viele 
Kinder aus den verschiedenen Erzie- 
hungsanstalten, die Lieder vortrugen, 
unter anderen eins mit dem immer 
wiederkehrenden Kehrreim: „Wir sind 
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junge Gottlose!“ Gegen 9 Uhr abends 
endete die Feier mit der Verbrennung 
der „Götter“. Überall jedoch gab es, 
selbst nach dem Zugeständnisse der 
Sowjetpresse, manchen, der seinen Ab- 
schetı vor solchen orgiastischen Schau- 
spielen nur schlecht verhehlte. 


> 


Die antireligiöse Raserei in Sowjet- 
rußland sucht ihre Opfer. Unter der An- 
schuldigung konterrevolutionärer Um- 
triebe wurden der katholische Erzbischof 
Cieplak, der Prälat Butkiewiez, 15 Geist- 
liche und eine Reihe von Laien, im 
ganzen 118 Personen verhaftet, die sich 
dem Dekret für Finziehung der heiligen 
Gegenstände widersetzt und die Her- 
ausgabe von Kirchenkleinodien ver- 
weigert hatten. Das Revolutionstribu- 
nal verurteilte dern Erzbischof und den 
Prälaten zum Tode, die übrigen Geist- 
lichen zu zehn Jahren Gefängnis bei 
strenger Isolierhaft. Von verschiedenen 
Regierungen sind energische Schritte 
unternommen worden, um die Urteils- 
vollstreckung zu verhindern. Daraufhin 


wurde der Erzbischof zu zehn Jahren , 


schweren Kerkers begnadigt, während das 
Urteil gegen den Prälaten aufrecht er- 
halten und am 31. März 1923 vollstreckt 
wurde. Endgültig trugen unter den An- 
geklagten 23 Gefängnisstrafen von fünf 
bis zehn Jahren davon, 31 sind freige- 
sprochen; die übrigen sind zu verhältnis- 
mäßig leichten Strafen verurteilt, von 
denen sie durch eine Amnestie befreit 
werden dürften. 

Damit scheint der antireligiöse Fana- 
tismus in Rußland seinen Höhepunkt 
überschritten zu haben. 


* 


Unerwarteter Weise rief das strenge 
Vorgehen der Regierung eine erbitterte 
Reaktion in der breiten Masse der bäuer- 
lichen Bevölkerung, oft unter alten 
Formen finstersten Aberglaubens, her- 
vor. Vergeblich versuchte man, den 
Glauben an die Wunderkraft der Hei- 
ligen zu erschüttern. Um zu bewei- 
sen, daß der Leichnam des hl. Sergius 
nicht wunderbar erhalten, sondern ver- 
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west sei, ließ die Regierung denselben ex- 
humieren, ließ den Vorgang filmen und 
zeigte den Film im ganzen Lande. Die 
Bauern behaupteten nunmehr, der Heilige 
habe sich den gottlosen Kommissaren ab- 
sichtlich nicht unversehrt gezeigt. Ein 
noch größeres Wunder sei geschehen. 
Die Kirchen wurden nicht leerer. Im 
Gegenteil. Auch Rotgardisten und Beam- 
te waren wieder in wachsender Anzahl 
unter den Kirchenbesuchern zu sehen. — 
In einem Dorfe, in dem der Typhus 
herrschte, wurden zur Bekämpfung der 
Krankheit zwölf junge Mädchen vor 
einen Pflug gespannt, den man unter dem 
Absingen religiöser Gesänge durch die 
Straßen zog. 


Angesichts solcher Reaktion sah sich 
die Regierung gezwungen, von der Poli- 
tik der Vergewaltigung und der offi- 
ziellen Verhöhnung Abstand zu nehmen. 
In einer offiziellen Kundgebung lautet 
es: „Das gewaltsame Eindringen des 
Atheismus in die Massen, verbunden mit 
Vergewaltigungen und Verhöhnungen der 
religiösen Gebräuche und des Kultus, be- 
schleunigt nicht, sondern verzögert den 
Kampf mit der Religion.” Ferner: „Der 
primitive Aberglaube und die religiöse 
Phantasie müssen erst — im Prozeß des 
revolutionären Aufbaues — ersetzt wer- 
den durch eine neue wissenschaftliche 
Auffassung.“ Ähnlich äußerte sich der 
Kommissar für geistliche Angelegen- 
heiten P. Krassikow gegenüber dem 
amerikanischen Methodistenbischofe Dr. 
J. L. Nuelsen. 

Die Sowjetpresse bekämpft trotzdem 
auch weiterhin jede religiöse Anschauung. 


* 


So teilen die Moskauer Izwestia und 
Prawda in ihren Berichten über den im 
Februar 1923 abgehaltenen Kongreß der 
Pressearbeiter in Moskau folgendes über 
die Lage der Presse in der Sowjetrepu- 
blik mit: 

Neben den offiziellen staatlichen Or- 
ganen (Gosisdat) gibt es ein offi- 
ziöses Blatt, Krasnaja Nov’i, das mit 
Propaganda von vornehmlich antireli- 
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giöser Tendenz beauftragt ist. Im übri- 
gen erscheinen in Rußland 493 Zeitun- 
gen, von denen 280 in ‘den Gouverne- 
mentshauptstädten, 213 in den Distrikten 
veröffentlicht werden. Von den Gou- 
vernementsjournalen erscheinen 123 täg- 
lich, 53 zwei- oder dreimal in der Woche, 
7ı sind Halbmonatsschriften, und 33 
kommen unregelmäßig heraus. 

Die Gesamtauflage der Journale be- 
trägt 1530000 Exemplare. Als Grund 
für die verblüffende Bescheidenheit dieser 
Zahl wird das vorherrschende Analpha- 
betentum beklagt. Es gibt unter je 
2000 Einwohnern nur 300—400, die mehr 
oder minder gut lesen und schreiben 
können. Besonders groß ist die Teil- 
nahmslosigkeit in der Ukraine, wo es 
kaum 9000 Journalen gelingt, ins Dorf 
zu dringen, d. i. durchschnittlich eine 
Zeitung für 3 Dörfer mit 3600 Bewoh- 
nern, von denen höchstens 700 Schul- 
unterricht genossen haben. 

Was die Presse der roten Armee anbe- 
trifft, so hat sich ihre Zahl neuerdings 
merklich verringert und beträgt ein- 
schließlich derer, die nur zweimal in der 
Woche erscheinen, im ganzen ıı Jour- 
nale mit einer Auflage von 70 000 Exem- 
plaren. 

Mit der Veröffentlichung religiöser 
Aufsätze hat es in Rußland seine beson- 
dere Bewandtnis. 

Oliver Dryer, der sich nach seiner 
Reise durch Rußland auch einige Tage 
in Deutschland aufhielt, berichtete Ende 
Oktober 1923 im Versöhnungsbund 
Berlin darüber folgendes: Wenn man 
auch von keiner direkten Aufhebung 
der Religionsfreiheit sprechen könne, so 
ließen die Maßnahmen der Sowjet- 
regierung doch praktisch eine Bekämp- 
fung der Religion erkennen. Das 
Drucken religiöser Aufsätze sei sehr 
erschwert. Beim Besuch einer Druckerei 
fand Dryer neben vielen andern reli- 
giösen Artikeln auch einen solchen von 
ihm selbst, dessen Veröffentlichung ver- 
boten war. 

Bezeichnend ist auch, daß die staat- 
liche St-lle für Religionsangelegenheiten 
in die Hände eines Atheisten gelegt ist. 


* 


Die Gemeinde der Duchoborzen 
wanderte vor mehr als 20 Jahren aus, 
um weiteren Verfolgungen seitens der 
russischen Regierung zu entgehen. Sie 
fand mit Hilfe Tolstois und der Quäker 
eine Zufluchtsstätte in Canada. Wie das 
Nachrichtenblatt des englischen Ver- 
söhnungsbundes mitteilt, hat ihr jetzt 
die Sowjetregierung Hilfe und Ent- 
gegenkommen zugesagt. Die Gemeinde, 
die seiner Zeit durch ihre nahe Be- 
ziehung zu Tolstoi allgemeiner bekannt 
wurde, wird daraufhin nach der Ukraine 
zurückkehren. 


Der ,Gralsbote“ (5. Heft 1923) 
schreibt über die Duchoborzen folgen- 
des: „Es ist ihnen alles gemeinsam. 
Jeder einzelne ist in völliger Überein- 
stimmung mit seinem geistigen Wesen, 
ist sein eigener Gesetzgeber, ist des 
höchsten Glückes und wahrhaftiger Frei- 
heit fähig, weil das zutiefst in jedem 
Menschen wohnende Gesetz dem der 
Natur und des Alls gleich ist: Gott. 
Brüder sind sie einander und allem 
Lebendigen; ihr Gehorsam verbietet 
ihnen aber mitzuwirken, wo mensch- 
liches Machtbegehren oder menschliches 
Mißtrauen fordern. Sie leisten keinen 
Kriegsdienst, keinen Schwur, keinen 
Zins. Keine Form, allein der Geist ist 
ihnen heilig. Sie führen ein einfaches 
Leben, bestellen den Acker, treiben 
Handwerk und meiden Handel. Ihr 
Gemeinwesen bringt hervor, dessen sie 
zum Lebensunterhalt bedürfen — ohne 
irgendwelchen Geldverkehr. Auch not- 
wendige Maschinen bauen sie selbst, 
haben ein Sägewerk und Dampfziege- 
leien. 

Die Dwuchoborzen brauchen keine 
Polizei, kein Gericht, keine Behörden; 
sie haben keine Kirchen, kein Dogma, 
keine geschriebene oder gedruckte Über- 
lieferung, keine Schulen. 


Kommt Mißverstehen, so fand man 
unter vier oder sechs Augen oder vor 
der gemeinsamen Versammlung noch 
immer zueinander. Wer sich in seiner 
Freiheit beengt fühlt, geht; so gingen 
manche, wenige — und fanden meist 
zurück. 
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Mann und Weib, die gemeinsam leben 
wollen, geloben sich das und tun es. 

Viel Singen ist von Haus zu Haus, 
und alte selbstgedichtete Psalmen lernt 
das Kind von der Mutter Mund. Und 
weil alles Leben Gottesdienst ist (Chri- 
stus ist lebendig unter ihnen, man kennt 
seinen Erdenweg und tut ihn), weiß das 
Kind bald von Gott ohne Bibel und 
Katechismus. Und was es lernen mag, 
sieht es dem von den Fingern ab, der es 
treibt. Es können nicht alle lesen, 
schreiben und rechnen. Wozu auch, 
wenn es sie nichts angeht?“ 


* 


Über Rumänien siehe die Welt- 
bund-Mitteilungen auf S. 258 ff. dieses 
Heftes. 


* 


Österreich. 


In den letzten vier Jahren, seit 1919, 
hat die evangelische Kirche Österreichs 
einen jährlichen Zuwachs von mehr als 
5000 Seelen allein durch Übertritte, zu- 
meist aus der römisch-katholischen Kir- 
che, erfahren. Die überwiegende Mehr- 
zahl dieser Übertritte entfällt auf Wien. 
Dieser Umstand war mit der Grund, 
daß die schon seit langer Zeit beabsich- 
tigte Teilung der Wiener Pfarrgemeinde 
Augsburger Konfession in Angriff ge- 
nommen wurde. Auf Grund eines be- 
sonderen provisorischen Kirchengesetzes 
wurde die Pfarrgemeinde A.K. in Wien 
1922 zunächst in sechs Einzelgemeinden 
geteilt (Innere Stadt, Leopoldstadt, 
Landstraße, Gumpendorf, Hietzing, 
Währing), denen 1923 noch eine siebente 
(Wien-Favoriten) hinzugefügt wurde. 


‚Im Anschlusse daran wurde auch die 


Wiener reformierte Pfarrgemeinde im 


Jahre 1923 in drei Einzelgemeinden 
geteilt. 

a“ 
Zu ‘ St. Andreä bei Villach in 


Kärnthen, wo die Grenzen Öster- 
reichs, Italiens, Jugoslaviens und Un 
garns nahe aneinander liegen, ist zwecks 
Evangelisation des südwestlichen Europa 
von einem aus Schweizern und Schotten 
bestehenden Komitee zur Heranbildung 
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von Evangelisten eine biblische Schule 
eingerichtet worden. Das neue Institut 
steht unter Leitung des früheren Genfer 
Studentensekretärs Eberhard Phildius. 


* 


Bei der Jubelfeier der staatlichen 
katholisch-theologischen Fakultät in 
Salzburg, dem letzten Rest der 
ı810 aufgehobenen Benediktineruniver- 
sität, haben die anwesenden Benedik- 
tineräbte die Begründung eines eigenen 
Ordensstudienhauses, die Hebung der 
theologischen Fakultät und deren Aus- 
gestaltung zu einer philosophisch-theo- 
logischen Hochschule beschlossen. 


* 


An der Universität Wien er- 
eigneten sich recht unerfreuliche antise- 
mitische Zwischenfälle, die eine zeit- 
weilige Schließung der Universität zur 
Folge hatten. Dieser „antisemitische 
Kreuzzug‘ dehnte sich auch auf die 
Handels- und Ackerbauschulen aus, wo 
„christliche“ Studenten jüdische Stu- 
denten verprügelten und zwangen, die 
Auditorien zu verlassen. An der Uni- 
versität Graz kam es zu ähnlichen Zwi- 
schenfällen, wo Kollegs hinter verschlos- 
senen Türen mit Ausschluß jüdischer 
Studenten abgehalten wurden, 
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: Ungarn. 

Auf dem im Februar abgehaltenen 
Landeskatholikentag fielen überhebliche 
Worte über die Führerrolle des Katholi- 
zismus. Infolge davon hat der refor- 
mierte Bischof von Debre- 
cin, Balthasar, in einer Vereinssitzung 
der ungarischen reformierten Seelsorger 
zum Kampf gegen die schwarze Inter- 
nationale und deren Unduldsamkeit auf- 
gefordert, wobei er darauf hinwies, daß 
der schwarze Internationalismus durch 
das Jesuitentum vertreten werde, dessen 
Alleinherrschaft für Christentum und 
Nationalismus zur Katastrophe werden 
müßte. 

Zur Wahrung der von dem katho- 
lisch-klerikalen Regierungssystem be- 
drohten Rechte der evangelischen Kir- 
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che hat sich ein Lutherbund ge- 
bildet. 


* 


Die neugegründete evangelisch-theo- 
logische Fakultät in Sopron (Ödenburg) 
wurde feierlich eröffnet. 


* 


Zur Förderung der Sonntagsheiligung 
sind in Ungarn die Schankstätten in 
allen Gemeinden unter 10000 Einwoh- 
nern an Sonn- und Feiertagen vor- 
mittags von 5—10 Uhr gesperrt. 


* 


Tschechoslowakei. 


Die Regierung der tschechoslo- 
wakischen Republik hat ihre Ge- 
nehmigung zur Begründung einer pol- 
nischen evangelischen Kir- 
che erteilt, deren Gemeinden hauptsäch- 
lich in den durch die Grenzregulierung 
in Schlesien zur Tschechei geschlagenen 
polnischen Teilen des Gebietes von 
Teschen liegen. Somit gibt es jetzt in 
der Tschechei drei anerkannte evan- 
gelische Kirchen, die deutsche, die pol- 
nische und die „tschechisch-brüderische“. 


* 


In Deutschböhmen bestehen heute 42 
selbständige Pfarrgemeinden, an 148 
Orten wird regelmäßig Gottesdienst ab- 
gehalten, für den 68 Kirchen, 3 Ge- 
meindehäuser und 40 eigene oder ge- 
mietete Betsäle zur Verfügung stehen. 
Kleinere Gemeinden begnügen sich mit 
Schulsälen usw. Die innere Mission hat 
zwei Diakonissenhäuser, ein Kranken- 
haus, ein Schülerheim, ein Waisenhaus, 
zwei Kinderheime, eine Erziehungsan- 
stalt für gefährdete Jugendliche und ein 
Hospiz. Fast alle diese Anstalten sind 
erst seit I900 entstanden. 

* 


Die zweite Generalsynode 
der Evangelischen Kirche der Böh- 
mischen Brüder tagte vom 11. 
bis ı5. Juni 1923 in Prag. Außer den 
Mitgliedern, deren Zahl sich auf 102 be- 
läuft, waren noch einige Vertreter an- 


II 


derer evangelischer Kirchen erschienen. 
Die Deutsch-Evangelische Kirche der 
Tschechoslowakei schickte als offiziellen 
Delegierten Oberkirchenrat Dr. A. Gum- 
mi aus Usti. Die englisch-amerikanische 
Welt war vertreten durch Dr. William 
Caldwell, Professor der Moralphilosophie 
an der MacGill-Universität in Montreal, 
Canada; Frankreich durch zwei Glieder 
der protestantischen theologischen Fa- 
kultät der Universität Straßburg. 

Die Synode begann mit der feierlichen 
Einführung Josef Souöeks in sein Amt 
als Senior der Kirche, welches dem eines 
deutschen Generalsuperintendenten ent- 
spricht. Die Rede, in der er sich an die 
Synode wandte, ist im Auszug in der 
Zeitschrift „From the Country of John 
Hus“ (1923, Nr. 5/6) abgedruckt. Er 
klagt darin über die Unsicherheit und 
den Haß, welche die gegenwärtige Zeit 
erfüllen. Eine Nation mißtraut der 
anderen, ein Stand dem anderen. So 
kann man eine alte Welt zerstören, aber 
niemals eine neue, bessere aufbauen. 
Was uns retten und eine neue bessere 
Welt bringen kann, ist nicht Kriegs- 
getümmel oder sonst eine äußere Macht, 
sondern die innere Macht des Glaubens 
und der Gerechtigkeit vor Gott, ein neues 
Leben nach Christus und durch Christus. 

Von den Beschlüssen, welche die Sy- 
node faßte, sei zunächst hervorgehoben, 
daß sie beabsichtigt, mit anderen pro- 
testantischen Kirchen der Republik in 
Verhandlungen einzutreten, um eine Ge- 
samtorganisation für vereinigtes Han- 
deln und zur Verteidigung ihrer Rechte 
zu bilden. Ferner soll allen Kongre- 
gationen die Organisation besonderer 
Komitees für soziale Werke, bestehend 
aus Männern und Frauen, und die Wahl 
eines Zentralkomitees für das Studium 
der sozialen Fragen und für praktische 
Hilfe in sozialen Nöten nach den Grund- 
sätzen des Evangeliums empfohlen wer- 
den. Schließlich traf die Synode noch 
Vorsorge für jährliche Missionsver- 
sammlungen mit Vorlesungen auslän- 
discher Gäste und für Kollekten in Ver- 
bindung mit ausländischen Missions- 
gesellschaften. 
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Die evangelische Kirche von Böhmen 
hat an die Regierung der tschechoslowa- 
kischen Republik eine Petition gerichtet, 
worin sie bittet, es mögen ihr die Kirchen 
und Güter wiedererstattet werden, die 
nach der Schlacht am Weißen Berge 
1620 konfisziertt wurden. Nach dieser 
Niederlage wurden die Bewohner Böh- 
mens niedergemetzelt oder durch den 
„germanischen“ Kaiser Ferdinand II. ge- 
waltsam katholisiert und ihrer sämtlichen 
Güter beraubt. Die Petition ist sehr 
kräftig unterstützt, und es könnte sich 
nach 3 Jahrhunderten ereignen, daß die 
Katholiken gezwungen werden, die übel- 
erworbenen Güter zurückzuerstatten. 

* 


Durch Dekret der allerhöchsten Kon- 
gregation de officiis. in Rom vom 8. No- 
vember 1922 war über die Priester 
Dvorak in Prag und Svatas in Leitmeritz 
die große Exkommunikation verhängt 
worden, weil sie nicht aus dem Vorstande 
der „Vereinigung der tschechoslowa- 
kischen Geistlichkeit“ austreten und sich 
Rom nicht unterwerfen wollten. Der 
Ministerrat in Prag beschloß dem gegen- 
über, daß in Zukunft alle neuernannten 
römischen Bischöfe der Republik Treue 
geloben müssen und daß dies Gelöbnis 
auch von allen schon ernannten Bischö- 
fen gefordert werden soll. 

Dazu berichtet die „Semaine Religi- 
euse“ vom 20. Oktober 1923, daß Benes, 
der Minister der Äußeren Angelegen- 
heiten der Tschechoslowakei, Rom einen 
Besuch abstattete, in dessen Verlaufe er 
sich nach dem Vatikan begab und sich 
über eine Stunde lang mit Borgongini 
Duca, dem Untersekretär in den außer- 
ordentlichen kirchlichen Angelegenheiten, 
unterhielt. Man weiß, so heißt es dort 
weiter, daß sich der Vatikan in den 
letzten Jahren über die Unterstützung, 
welche die tschechoslowakische Regie- 
rung der hussitischen Bewegung zuteil 
werden ließ, sehr beklagt hat. Aber der 
‚Papst freut sich, jetzt glauben zu können, 
daß diese Bewegung zum Stillstand ge- 
langt ist; man versichert, daß ihr Haupt- 
urheber, der Priester Dvorak, in den 
Schoß der römischen Kirche zurückge- 
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kehrt ist und viele seiner Anhänger ihm 
gefolgt sind. Die katholische Presse 
meint, daß der Besuch Benes’ beim Vati- 
kan von einem ernsten Wunsche der 
tschechoslowakischen Regierung zeugt, 
mit der römischen Kurie Frieden zu 
schließen. 


* 


Die Evangelisch-Theologi- 
sche Fakultät der Universi- 
tät Prag hat im vorigen, Jahre zum 
erstenmal in, ihrer Geschichte einen 
Ehrentitel verliehen, und zwar erteilte 
sie die theologische Doktorwürde dem 
Präsidenten der Tschechoslowakei, Ma- 
saryk, der an religiösen Angelegenheiten 
ein überaus reges Interesse bekundet. 
Besonders soll er sich häufig darüber 
ausgesprochen haben, daß er in der Re- 
ligion die größte Macht zur sozialen 
Hebung der Völker erkenne. 


* 


Jugoslavien. 


Die Bevölkerung Jugoslaviens ist 
auf die verschiedenen Konfessionen 
folgendermaßen verteilt: 5 500 000 Ortho- 
doxe, 4 975 000 Katholiken, ı 360 000 Mu- 
hammedaner, 130000 Evangelische und 
beinahe ebensoviel Israeliten. — In der 
Verfassung von Vidovdan (28. Juni 1921) 
ist Kult- und Gewissensfreiheit garan- 
tiert. Alle Kulte sind vor dem Ge- 
setz gleich. Das Kultbudget wird zwi- 
schen den verschiedenen Konfessionen 
nach ihren Bedürfnissen und der Zahl 
ihrer Anhänger repartiert. Trotzdem 
kann man aber mit gutem Recht sagen, 
daß die orthodoxe Kirche die Staats- 
kirche darstellt. Von letzterer sei da- 
her noch einiges mitgeteilt: Trotz der 
5500000 Anhänger zählt die orthodoxe 
Kirche nur 4500 Geistliche, die sich auf 
6000 Parochien verteilen. Der Klerus 
wird ausgebildet in Seminaren. 1900 sind 
die theologischen Studien grundlegend 
umgeformt und verbessert worden, so daß 
die geistige Höhenlage des Klerus nicht 
mehr geringzuschätzen ist. Mit Unrecht 
klagt man die serbischen orthodoxen 
Priester im Auslande noch der Unwissen- 
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heit und des Mangels an religiösem 
Leben an. 
Das Mönchsleben der orthodoxen 


Kirche in Jugoslavien ist mehr und 
mehr im Verschwinden begriffen. Die 
115 Männerklöster gehören nur einem 
Orden an: dem von St. Basilius, der 
aus nicht mehr als 400 Mönchen besteht. 
Die Mönche legen das Gelübde der Ar- 
mut, der Keuschheit und des Gehorsams 
ab. Aus dem Orden rekrutieren sich 
zumeist die Bischöfe. — Das Mönchs- 
leben besteht zumeist in der Bebauung 
der großen Ordens-Besitzungen (vor den 
Balkankriegen besaßen allein die ser- 
bischen Klöster 19000 ha). Kontem- 
plative Orden existieren fast gar nicht, 
dennoch muß man die geistige und reli- 
giöse Tiefe weitaus der meisten Mönche 
anerkennen. 

Die orthodoxe Kirche Jugoslaviens 
verfügt über eine ziemlich starke 
religiöse Presse; esseihier nur genannt: 
„Der Herold der orth. Kirche“, Organ 
der Heiligen Synode; „Der Bote der 
serbischen Kirche“, der den Kontakt 
zwischen hohem und niederem Klerus 
aufrecht hält; ‚Die Pastoralstimmen“ 
in Voivodine; „Der kirchliche Herold“ 
in Bosnien; „Der serbische Bote“ und 
„Der Ostwind aus Bosnien-Herzego- 
vina“ (beide in Sarajewo). 

Die orthodoxe Kirche stützt sich vor 
allem auf die serbischen Bauern, die In- 
tellektuellen halten sich bis auf wenige 
Ausnahmen fern von jeder Konfession, 
trotzdem bezeichnen sie sich meist gern 
als Christen. — In der religiösen Volks- 
seele lebt einerseits eine starke Mystik, 
ja auch Aberglaube, andererseits zeichnet 
sie sich auch aus durch große Toleranz 
und Liberalismus. 

Für die Organisation der Kirche ist 
folgendes wichtig: 

Laut Dekret von November-Dezem- 
ber 1920 sind die drei Hauptautoritäten, 
die im serbischen Patriarchat vereinigt 
sind: 

1. Die Versammlung der Bischöfe. 
Dieser können auch Laien beiwohnen; 
aber nur mit beratender Stimme. Sie 
tritt einmal jährlich zusammen. Sie ist 


oberste Instanz in Glaubens-, Kult- und 


Disziplinar-Angelegenheiten, entscheidet 
über alle Dinge der inneren und äußeren 
Ordnung, wählt die Bischöfe, ernennt 
die Glieder des obersten Kirchentribu- 
nals, überwacht die Arbeit der Heiligen 
Synode, entscheidet Streitigkeiten zwi- 
schen Bischöfen und Heiliger Synode 
oder dem Patriarchen usw. 


2. Der Patriarch, der durch ein 
Wahlkollegium von zwei Drittel Geist- 
lichen und ein Drittel Laien ernannt 
wird. In seiner Diözese unterscheidet er 
sich in nichts von einem Bischof; er ist 
primus inter pares. — Er repräsentiert 
die Kirche nach innen und außen, weiht 
die Bischöfe, weiht und krönt das Staats- 
oberhaupt, ist Präsident der Versamm- 
lung der Bischöfe und der Heiligen 
Synode. 


3. Die Heilige Synode. Sie ist oberste 
Kirchen-Instanz betr. Ausführung und 
Verwaltung; sie tagt ständig, besteht 
aus dem Patriarchen, als Präsident, und 
vier Bischöfen, die von der Versammlung 
der Bischöfe auf zwei Jahre ernannt 
werden; jedes Jahr scheiden zwei Bi- 
schöfe aus. Ihre Aufgaben gleichen 
denen der deutschen Landeskonsistorien. 


Die Regierung ist bei der orthodoxen 
Kirche dauernd durch einen Kanzler 
vertreten. Er wohnt den Sitzungen mit 
beratender Stimme bei. Er kann nicht 
durch königliches Dekret ernannt wer- 
den, sondern wird vom Kultusminister 
vorgeschlagen und von der Versamm- 
lung der Bischöfe gewählt. Er kann ab- 
gesetzt werden. 

Der Klerus umfaßt drei Grade: Dia- 
kon, Priester, Bischof. 

Wenn die Seminaristen ihre Studien 
absolviert, dem Militärdienst genügt und 
sich verheiratet (conditio sine qua non) 
haben, werden sie zum Diakon geweiht. 
Das Diakonat ist nur eine Durchgangs- 
stufe. Der Bischof muß unverheiratet 
sein, daher wird er aus den Mönchen 
oder den Witwern gewählt. 1920 for- 
derte das Syndikat des niederen Klerus 
für die Witwer das Recht der Wieder- 
verheiratung und für die Verheirateten 


die Fähigkeit zum Episkopat. Diesen 
Forderungen hat man bisher nicht 
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nachgegeben; vorläufig scheinen sie auch 
wenig Aussicht auf Erfolg zu haben. 

Der bekannteste der Bischöfe ist 
gegenwärtig Nicolaus Velimirowitsch, 
Bischof von Ochrida; er hat sehr viele 
Beziehungen zum Ausland, besonders 
zur französischen und englischen Theo- 
logie. 1922 vertrat er Jugoslavien auf 
der Konferenz der Christlichen Studen- 
ten-Vereinigung in Peking. 

Eine nicht unbedeutende Minderheit 
der Theologen hat im Auslande (be- 
sonders England, Deutschland und 
Amerika) studiert. Schon daraus kann 
man schließen, daß es der orthodoxen 
Kirche an Beziehungen sowohl zur 
römisch-katholischen Theologie als auch 
besonders zur protestantischen nicht 
fehlt. Aber auch abgesehen davon sind 
zahlreiche internationale und interkon- 
fessionelle Beziehungen der jugosla- 
vischen orthodoxen Kirche vorhanden. 


* 


D. Bauer, Erzbischof von Agram, for- 
dert von der Belgrader Regierung Bei- 
stand, um zu verhindern, daß zahlreiche 
katholische Priester, unterstützt von 
Laien, eine nationale kroatische Kirche 
gründen. 

* 


Ein Konkordat zwischen Ju- 
goslavien und dem Vatikan 
ist in Rom unterzeichnet worden. 


en 
Italien. 
Die Britische Bibelgesell- 


schaft teilt in ihrem Jahresbericht von 
1922 mit, daß in Italien die Verbreitung 
heiliger Bücher, besonders der Bibel, 
von Jahr zu Jahr zunimmt. Es wurden 
verkauft 14000 Bibeln, 23000 Neue 
Testamente, 250000 sonstige Schriften, 
im ganzen 287000 Exemplare gegenüber 
119273 Exemplaren im Jahre 1921. 
* 


Die evangelische, im Jahre 1894 aus 
Anlaß einer Predigtfolge des Berliner 
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Hofpredigers Emil Frommel gegründete 
und seit 1904 mit einer eigenen Kirche 
versehene und von 1908 bis Ig2I von 
einem Pastor betreute Gemeinde zu 
Abbazia hat infolge des Weltkrieges, 
der den Fremdenbesuch unterband, ihre 
Selbständigkeit nicht bewahren können. 
Die Zahl von 200 Mitgliedern war auf 
60 zusammengeschmolzen. Die Gemeinde 
hat sich mit der waldensischen Kirche 


verbunden, und ihre geistliche Ver- 
sorgung ist dem waldensischen Pastor 
von Fiume übertragen worden. Die 


Gottesdienste werden abwechselnd in 
italienischer und deutscher Sprache ab- 
gehalten. 


* 


Die Arbeit ds Baptismus an der 
Evangelisation Italiens, bisher von ver- 
schiedenen Organisationen, einer italo- 
amerikanischen und einer italo-eng- 
lischen, betrieben, soll zu einem gemein- 
samen Unternehmen zusammenge- 
schlossen werden. Unter Leitung des 
Komiteedirektors der gesamten Bap- 
tistenkirche, deren Hauptsitz Rich- 
mond in Virginien ist, fand zu Rom eine 
Vorbesprechung statt, der demnächst of- 
fizielle Beschlüsse folgen dürften. 


* 


Neuerdings ist es der Heilsarmee 
gelungen, auch in Italien festen Fuß zu 
fassen, nachdem man lange Zeit gemeint 
hatte, daß die angelsächsiche Methode 
dieses „geräuschvollen“ Unternehmens 
in der Heimat des Katholizismus und 
der Renaissance zu dauernder Wir- 
kungslosigkeit verurteilt sei. Vor etwa 
35 Jahren begann der junge, spätere 
„Hauptmann“ Melan nach seiner 
Rückkehr aus London das Werk der 
Heilsarmee in Luserna San Giovanni, 
d.h. in den Waldensischen Tälern von 
Piemont. Ausgangspunkt waren die 
engen Räume seines Vaterhauses. Mit 
seinen Anhängern betrieb er auf Straßen, 
öffentlichen Plätzen, in Herbergen und 
oben auf den Alpen den „Seelenfang“. 
In Torre Pellice gelang es, einen Ver- 
sammlungssaal zu gewinnen. Man drang 
bis Turin vor, das einige Jahre später 
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als Hauptquartier diente. Von hieraus 
wurde Florenz erobert, das später zum 
Sitze des Generalstabes erhoben wurde. 
Alsdann erweiterte man das Arbeitsfeld 
bis Mailand und Rom. So scheint 
denn heute die Heilsarmee mit ihren 
dem sozialen Frieden dienenden Werken, 
Versammlungsräumen, Erholungsheimen 
für Frauen und junge Mädchen, Volks- 
wirtshäusern, Schulen, Krippen, Bewahr- 
anstalten, wie auch ihren Ferienkolonien 
und sonstigen Hilfsunternehmungen 
mehr und mehr die allgemeine Aufmerk- 
samkeit und Achtung auf sich zu lenken. 


* 


Beachtung verdient die in Rom er- 
scheinende Monatsrundschau für reli- 
giöse Studien „Bilychnis“; mit ihr 
im Zusammenhange steht die Wochen- 
schrift „Conscientia“ und deren 
Ziel: die italienischen Reformtraditionen 
auf dem religiösen Gebiete wiedererstehen 
zu lassen und so jene geistige und mora- 
l:sche Revolution vorzubereiten, auf die 
Italien wartet. Nach Corriere della Sera 
ist das ganze Dorf Nus (Aosta) zum 
Protestantismus übergetreten, nachdem 
seinem Verlangen nach Entfernung des 
neuen Bischofs nicht willfahrt worden 
war. Ein Gemeindemitglied stiftete den 
Platz zum Bau einer Kirche. 


* 


Ziemlich unbekannt dürfte es sein, daß 
es in. Italien eine rein nationale prote- 
stantische Bewegung gibt. Ganz aus 
vaterländischen Eigenkräften an ver- 
schiedenen Punkten des Königreiches 
auf Grund von Bibellektüre entstanden, 
schuf sie sich 1870 ein Bekenntnis zu 
Mailand und nannte sich dann „Christ- 
liche Freie Kirche Italiens“, seit 1889 
„Evangelische Italienische 
Kirche“ Sie beruft sich ausschließ- 
lich auf eigene nationale Bekenner und 
Blutzeugen, wie Arnold v. Brescia, Sa- 
vonarola, Vergerio, Fra Paolo Sarpi und 
zählt zu ihren Gründern berühmte 
Männer wie den Grafen Guiccardini, 
das Parlamentsmitglied Bonaventura 


Mazzarella, den Professor Sauveur Fe- 
retti aus Florenz, Alexander Gavazzi. 


x* 


Der evangelische Jünglingsverein zu 
Rom hat im verrufenen Viertel von San 
Lorenzo am 19. April 1923 ein Ver- 
sammlungslokal eingeweiht. 


* 


Gegenüber dem erfolgreichen Vor- 
marsche der italienischen Evangelisation 
fehlt es nicht an katholischen Wider- 
ständen. Aufsehen erregte die hetze- 
rische Neujahrspredigt des katholischen 
Pfarrers von Subiaco bei Rom. 
Um die Bevölkerung im Stile angeblich 
überwundener Zeiten gegen die Evan- 
gelischen aufzureizen, waren fliegende 
Blätter verteilt worden, auf denen zu 
lesen stand: „Die Protestanten wollen 
die Seele des italienischen Volkes er- 
obern, sie ihren heiligsten Überliefe- 
rungen entreißen, der Familienliebe, der 
Madonnenhuldigung, der Verehrung des 
Papstes und der Kirche — — diese Leute 
verfügen über Millionen, betrachten 
Italien als ein Land, das sie kaufen und 
bestechen können usw.“ 


* 


Der Vatikan will, wie es heißt, den 
Kampf gegen den Modernis- 
mus in schärfsterr Form wieder 
aufnehmen. Die Geistlichkeit soll ver- 
hindert werden, sich zu sehr mit Po- 
litik und sonstigen weltlichen Angele- 
genheiten zu befassen, um sich mit 
ganzer Kraft den kirchlichen Angelegen- 
heiten und der Seelsorge widmen zu 
können. 

% 


Pius XI. hat eine Feier für den hun- 
dertjährigen Todestag des heiligen 
Franz von Sales für den 28. De- 
zember 1923 bestimmt. Wie kürzlich die 
Madonna von Loretto als Patronin der 
Luftschiffer, so wird jetzt Franz von 
Sales als Patron der Journalisten erklärt. 


% 
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Die berühmte, von der Patrizierfamilie 
Chigi gesammelte Bibliothek, die sich in 
dem von Papst Alexander VII. (Fabio 
Chigi) erbauten Palazzo Chigi befindet 
und unter ihren Manuskripten Sonette 
von Tasso, 20 Bände mit Dokumenten 
über den Westfälischen Frieden und die 
Chroniken des heiligen Benedikt und des 
heiligen Andreas enthält, ist durch einen 
Beschluß des italienischen Kabinetts mit 
der Bibliothek des Vatikans 
vereinigt worden, wodurch diese das 
Recht gewonnen hat, sich die größte der 
Welt zu nennen. 


Pater Ehrle, der 77jährige ' gelehrte 
deutsche Jesuitenvater, seit Jahren Vor- 
steher der vatikanischen Bibliothek, Ver- 
fasser religiöser, geschichtlicher und so- 
zialwissenschaftlicher Werke, Erfinder 
eines Firnisses, der alte Handschriften 
gegen zerstörende Einflüsse schützt, hat 
die ihm vom Papste angebotene Kardi- 
nalswürde mit dem Titel J. Cesareo in 
Palatio nach hinlänglichem Sträuben an- 
genommen. 


In Rom sollte ein Stiergefecht 
stattfinden. Der Protest der Gegner 
dieser barbarischen Belustigung hatte 
die Behörden veranlaßt, die Tötung nur 
eines einzigen Stieres zuzulassen — aus 
Kompromiß zwischen dem Willen der 
Christenheit und dem Willen der rohen 
Masse. 


Der Unterstaatssekretär Lappi hat die 
Wiederanbringung des Kru- 
zifixes neben dem Bilde des 
Königs in allen öffentlichen Schulen 
angeordnet, aus denen dieses Symbol 
entfernt worden war. Auf waldensi- 
schen Einspruch verfügte das Mini- 
sterium, daß in Schulen, wo man das 
Kruzifix nicht wünsche, neben dem Bilde 
des Königs irgendein Bild des Erlösers 
angebracht werde. Diese Konzession ge- 
nügte nur der Hälfte der waldensischen 
Brüder; die anderen hätten die Ab- 
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wesenheit jedes religiösen Bildes vorge- 


ZOgen. 
* 


Am Vorabend der Konferenz von 
Turin haben sich die außerhalb der 
italienischen Volkspartei stehenden Ka- 
tholiken Italiens zu einer Natio- 
tionalen Union zusammengeschlossen. 
Diese von den Faszisten begünstigte 
nationale Richtung setzt gleichzeitig in 
Nord- und Süditalien ein. Die neue Par- 
tei tritt grundsätzlich für autonome Ver- 


waltung ein. 
* 


Schweiz. 


Die Elementarlehrerkorpo- 
ration des Züricher Distriktes hat 
sich in einer Zusammenkunft anfangs 
des Jahres 1923 bei 300 Teilnehmern mit 
Dreiviertelmehrheit gegen den biblischen 
Geschichtsunterricht in der Schule aus- 
gesprochen und die Moral für den einzig 
berechtigten Gegenstand des Religions- 
unterrichtes erklärt. 

* 


Im Waadtlande wurde durch das Kan- 
tonalkomitee der Sonntagsschulen eine 
Art von Seminaren eingerichtet, um die 
Leiter und Leiterinnen in den modernen 
pädagogischen Methoden auf dem lau- 
fenden zu erhalten. 

* 


In der Sitzung vom 20. Januar 1923 ist 
das Genfer Konsistorium zur Diskussion 
über die Wählbarkeit der 
Frauen in den Kirchenräten ge- 
schritten. Es ergab sich fast Einstim- 
migkeit dafür. Eine Verordnung wird 
das Zahlenverhältnis zwischen männ- 
lichen und weiblichen Gliedern fest- 
setzen. Man beschloß, die Verfassungs- 
änderung demnächst den Wählern vor- 
zulegen. — Am 8. April 1923 haben die 
Wähler und Wählerinnen die Wählbar- 
keit der Frauen mit 1947 Ja gegen 410 
Nein angenommen. 

* 


In der Genfer Konsistorialsitzung vom 
17. Februar 1923 trat man in eine 
ernsthafte Besprechung von Vorschlägen 


der Erweckungskommission ein, die 


Pastor J. Martin unterbreitet hatte. 
Martin hob mit Nachdruck die Not- 
wendigkeit einer Erweckung in der 


Kirche hervor und erklärte, daß man 
darum nicht nur zu Gott beten, sondern 
davon auch bei gewissen Gelegenheiten 
reden solle, beispielsweise bei den Ein- 
führungen der Kirchenräte. Verschiedene 
Wünsche wurden sonst noch laut: ein 
liturgisches monatlich zu wiederholendes 
Spezialgebet zu schaffen; darüber hinaus 
geeignete Laien um Einberufung von 
Konferenzen und Abhaltung von Pre- 
digten zu ersuchen, wie denn überhaupt 
Laien, besonders solche, die sich an der 
Spitze der Kirche befinden, sich ein 
Herz fassen und ihre christlichen Über- 
zeugungen versichern möchten; man 
solle ferner die Taten der religiösen 
Landesgeschichte ins Gedächtnis zurück- 
rufen, um das Interesse der Protestanten 
für ihre Kirche zu erneuern; die Kirchen 
während der Woche öffnen, um gewissen 
Seelen entgegenzukommen und infolge 
davon andere anzuziehen; die Gewohn- 
heit des Hausgottesdienstes wiederbe- 
leben und hierfür vielleicht ein eigenes 
Buch herausgeben, das in den Familien 
verbreitet wird. 


Frankreich. 


Bemerkungen von Professor Charles 
Gide zum Versailler Vertrag: 

„Die schwerwiegendsten Irrtümer sind 
meiner Ansicht nach folgende: 

ı. daß man am Anfang und bis heute 
systematisch jede Verhandlung mit 
Deutschland abgelehnt hat, was ihm ein 
Recht gibt, diesen Vertrag zurückzu- 
weisen als Gewaltakt; denn das Wort 
„Vertrag“ setzt voraus, wenn nicht Zu- 
stimmung, so doch Verhandlung zwi- 
schen den beiden. Parteien; 

2. daß die Entschädigungssumme nicht 
zur Grundlage eine rechtliche Verpflich- 
tung hatte, die Deutschland nie ge- 
leugnet hat, sondern ein Schuldgeständ- 
nis, das Deutschland erpreßt worden ist 
nach Artikel 201, was nicht nur jede 


christliche Seele, sondern auch jedes ehr- 
liche Gewissen empören muß; 

3. daß dem geschädigten Teil das 
Recht gegeben worden ist, den er- 
fahrenen Schaden selber einzuschätzen, 
ohne daß der Gegner oder ein Dritter 
als Schiedsrichter zur Schätzung mit 
herangezogen worden sei; 

4. daß man nicht verstanden hat, 
daß unsre Stellung als Schuldner den 
Vereinigten Staaten und England gegen- 
über uns zu einiger Schonung unsern 


eignen Schuldnern gegenüber ver- 
pflichtet; 
ferner, daß durch die heutige Be- 


setzung der Ruhr hintendrein die Ge- 
walttaten der deutschen Armeen als 
rechtmäßig anerkannt worden sind da- 
durch, daß ähnliche Gewalttaten gesche- 
hen — Massenvertreibungen, Verurtei- 
lungen, Geiseln, Unterdrückung von 
Zeitungen —, die auch nicht den Milde- 
rungsgrund haben, daß sie im Kriege be- 
gangen werden, sondern, wie man sagt, 
in Ausführung eines Friedensvertrages 
und in der Handhabung eines Artikels 
mit der grausam-ironischen Klausel, 
daß Deutschland „sich verpflichtet, darin 
keine feindseligen Handlungen zu sehen“. 
Ja, man hat das Recht, den Besitz 
eines zahlungsunfähigen Schuldners in 
Beschlag zu nehmen, aber man hat nicht 
das Recht, ganze Bevölkerungsteile zu 
schlagen, um einen Schuldner zum Zah- 
len zu bringen: was können denn diese 
20000 FEisenbahner dafür, wenn das 
Reich nicht bezahlt hat, diese Eisen- 
bahner, vertrieben mit ihren Familien, 
ohne daß sie auch nur ihre Möbel hätten 
mitnehmen können?“ 


* 


Aus einer Rede des evangelischen 
Pfarrers bei der Einweihung eines Denk- 
mals für die Gefallenen in Ste-Marie 
aux Mines im Elsaß: „Unser Frankreich 
hat sich geschlagen, um seine, Heim- 
stätten und seine Ehre zu verteidigen. 
Ihr wißt es wohl, Bewohner dieses Tales, 
die ihr seit langem die kriegerischen Ab- 
sichten eurer Herren von damals kanntet, 
und die ihr hier im August 1914 Zeugen 
gewesen seid der ersten Kämpfe!.. Ihr 
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habt gerichtet: trotz aller Leugnungen, 
die von jenseits des Rheines kommen, 
ihr wißt, wo dieser Krieg vorbereitet, 
geplant und gewollt worden ist. Im An- 
gesicht dieses Denkmals und trotz aller 
Verluste, deren Erinnerung dadurch in 
euch wachgerufen wird, entspringt euren 
Herzen dieser Ruf der Dankbarkeit und 
der Liebe.“ 


Auseinandersetzung zwischen einem 
französischen Pfarrer und Louis Lafon, 
dem Herausgeber von „Evangile et Li- 
berte“, in bezug auf die deutsch-franzö- 
sischen Beziehungen: 

Frage des ersteren: „Welches sind die 
Stellen im Evangelium, die einem Chri- 
sten erlauben zu behaupten, daß in dieser 
Frage (der deutsch-französischen Be- 
ziehungen) die Gerechtigkeit ihre Er- 
füllung haben müsse vor der Bruder- 
liebe, von der erst nachher gesprochen 
werden könne? 

Wenn Jesus dem, der auf die rechte 
Wange geschlagen worden ist, empfiehlt, 
auch die linke darzureichen, und dem, 
dem man den Rock abgenommen hat, 
auch noch den Mantel dazu zu geben 
(gewiß, um jeden Streit zu vermeiden), 
so fühlt die Gerechtigkeit sich zurück- 
gesetzt, und nach der Reparation kräht 
kein Hahn; und Jesus am Kreuz, der 
seinen Mördern vergibt, die nichts wie- 
dergutgemacht haben, gibt uns eine 
andere Lehre als die der Gerechtigkeit... 

Vergißt man nicht allzuleicht, daß das 
Evangelium nicht damit endet, daß es 
den Verstand und die menschliche Ge- 
rechtigkeit bestätigt, sondern daß es 
diese ins Unrecht setzt durch die Torheit 
des Kreuzes, welche die Menschheit er- 
löst hat? Kann man nicht zugeben, daß 
ein Land dahin geführt wird, wie Chri- 
stus sich lieber kreuzigen zu lassen, als 
die Grundgedanken des Evangeliums zu 
verletzen durch . die Berufung aufs 
Schwert, auch wenn es im Dienste des 
Rechtes steht?“ 

Aus der Antwort von Lafon: „Es ge- 
nügt uns zu sagen, daß Frankreich, in- 
dem es darauf verzichtete, die Kriegs- 
kosten durch Deutschland bezahlen zu 
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lassen, indem es abließ von einem großen 
Teil der Reparationen, worauf es ein 
Recht hatte, indem es dieses Blutreich 
weiter bestehen ließ, das ihm das Leben 
von 1% Millionen seiner Söhne gekostet 
hat und das die, welche noch da sind, 
mit dem Tode bedroht, daß Frankreich 
durch seine Langmut, seine Geduld und 
die Mäßigung in seinen Forderungen 
unter allen Völkern der Erde am meisten 
in christlichem Geist gehandelt hat. Es 
ist seltsam, daß französische Christen, 
anstatt sich zu freuen über den morali- 
schen Adel ihres Vaterlandes, ihre ganze 
Liebe denen zuwenden, die es verleum- 
den, die vor allem von seiner Zerstörung 
träumen und ihr Werk der Vernichtung 
in ihm zu vollenden suchen.“ 
* 


Zum Weihnachtsfeste führt Mau- 
rice Lafon (nicht zu verwechseln 
mit dem streitbaren Herausgeber der 
Zeitschrift, Louis Lafon) in „Evangile 
et Liberte“ (18. Dezember 1923) u.a. 
folgendes aus: 

„Die ganze Menschheit hat ein hei- 
Bes Verlangen nach Frieden. Nach einem 
Leben im Schützengraben, wo alle Be- 
ziehungen sich auf Gewehr- und Ka- 
nonenschießen beschränkten, wünschen 
wir ein Leben als das einer Familie, 
wo die Liebe ihren Ehrenplatz hat, ein 
soziales Leben, in dem die Freundschaft 
gedeiht und internationales Leben mit 
aufrichtiger Friedensliebe herrscht... 
Internationaler Friede, sozialer Friede, 
diese Parole wollen wir zur unsrigen 
machen unter der Hütte von Bethle- 
hem!... 

Wir erklären begeistert und über- 
zeugt, daß die größte Geisteskraft zur 
Erreichung des Friedens das Evange- 
lium von Christo ist. Der Frieden durch 
das Evangelium ist der einzig mögliche, 
weil er sich auf Gerechtigkeit und be- 
sonders auf brüderliche Liebe gründet 
und endlich auf ein religiöses Gefühl 
göttlichen Ursprungs. Unser politischer 
Völkerbund muß zum Leben und zum 
Beweis seiner Kraft eine Seele besitzen: 
einen geistigen Bund der Kirchen... 

Der Krieg hat nicht nur materielle 


f 


Ruinen angehäuft: es gibt auch leider 
sittliche Ruinen, die nach menschlichem 
Ermessen durchaus nicht wiedergutzu- 
machen sind. Der Krieg hat viele Ge- 
wissen in einen Zustand beklagens- 
werter innerer Zerrüttung gebracht. 
Einzig allein der Friede des Christus 
vermag soviel Beunruhigung zu be- 
sänftigen, weil er für die Herzen ein 
Licht ist, eine warme Ausstrahlung, ein 
unvergleichlicher Balsam: der Friede 
Christi ist Liebe, Freude und Leben... 

Freunde in Christo, er lebt, der Chri- 
stus des inneren Friedens!“ 


* 


L’ Universel leistet seit langer Zeit 
wertvolle bundesgenössische Friedens- 
arbeit. Die Januar-Nummer 1924 enthält 
fünfsprachig das folgende Bekenntnis: 

„Die Christliche Friedensbewegung mit 
ihrem Organ I’ Universel hat sich zum 
Ziel gesetzt, eine internationale Verbrü- 
derung und die Verständigung aller Men- 
schen herbeizuführen, entsprechend der 
Lehre des Herrn Jesu Christi. Diese 
Lehre ist zusammengefaßt in dem einen 
Worte der Heiligen Schrift: Gott ist 
Liebe. Daher sollen die Kinder Gottes 
ihren Nächsten, ja selbst ihren Feinden 
Achtung, Ehre und Liebe beweisen, wo- 
zu sie auch das neue Gebot verpflichtet: 
Liebet euch untereinander. 

Mit dem Militarismus zu paktieren 
und den Krieg zu rechtfertigen, wider- 
spricht aber den göttlichen Grundforde- 
rungen des Evangeliums. Die Werke des 
Todes entschuldigen oder dulden, heißt 
den Glauben verleugnen an den, der das 
Licht und das Leben ist. Als Jünger 
des Friedensfürsten erheben wir unsre 
Stimme zum Protest gegen den Rü- 
stungswahnsinn, welcher die Völker zu- 
grunde richtet, indem er sie einer alle 
Ordnung verschlingenden Revolution 
entgegentreibt, wenn nicht vorher alle 
Dinge erneuert werden durch die vorbe- 
haltlose Annahme des göttlichen Ge- 
setzes: Du sollst nicht töten. 

Die Mittel unserer Tätigkeit wechseln 
und wachsen je nach den Örtlichkeiten 
und den sich uns bietenden Möglich- 


keiten. Es sind dies: Vorträge, Plakate, 
Traktate, Broschüren, Predigten usw. 

Auch unterstützen wir die Bestre- 
bungen der Kämpfer unter den Christen, 
welche sich verpflichten, treu für den 
gottgewollten Frieden einzustehen. 

jede gewünschte- Auskunft erteilt 
L’ Universel, Docteur Marius Dumesnil 
und Pasteur Henri Huchet, Courbevoie 
(Seine), Frankreich.“ 


* 


Der Propagandadienst des franzö- 
sischen Ministerium des Äußeren wird 
von der Pariser Liga für Menschenrechte 
kritisiert. Die Auswahl des für das 
Ausland bestimmten Propagandamateri- 
als wäre geeignet, amerikanische Sym- 
pathien zu entfremden. Im Ausland 
dürfte durch gewisse Bücher nicht der 
Anschein erweckt werden, als ob Frank- 
reich von Haßgefühlen gegen seinen 
östlichen Nachbarn beseelt sei. 


* 


Wie J. Greiner in der Monatsschrift 
„Elsaß=Lothringen“ (zweite Nummer, 
Februar 1923) berichtet, erschien unter 
dem Titel „Die neutrale Repu- 
blick Elsaß“ im Dezember 1870 
in Genf eine Broschüre, deren Verfasser 
der französische Publizist Comte Age- 
nor de Gasparin ist. 

Der Standpunkt, den dieser in seinem 
Büchlein vertritt, ist kurz folgender: 

Deutschland will das Elsaß annek- 
tieren; Frankreich will es behalten. 
Warum sollte man nicht den Ausweg 
nehmen, es weder dem einen noch dem 
anderen, sondern sich selbst zu geben? 


Mit dem Elsaß wäre der deutsch- 
sprechende Teil Lothringens zu ver- 
einigen. Lothringen bliebe im übrigen 


bei Frankreich; Metz würde geschleift 
werden. Auch im Elsaß wären alle 
Festungswerke zu schleifen, einmal um 
dem neuen neutralen Land nicht große 


‘militärische Lasten aufzuerlegen, dann, 


um in Deutschland die Befürchtung 
nicht aufkommen zu lassen, Frankreich 
könnte sich einmal bei Gelegenheit in 
den Besitz dieser festen Plätze setzen. 
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Der neue freie Staat wäre wohl klein. 
Aber seine geographische Lage, die sol- 
datischen Qualitäten seiner Bevölkerung, 
ihr Sinn für eine gemäßigte Freiheit, 
ihre Abneigung gegen Extreme würden 
ihn sehr wohl in den Stand setzen, sich 
zu regieren und sich Respekt zu ver- 
schaffen. Frankreich, das Elsaß, Deutsch- 
land und Europa, alle hätten ein In- 
teresse an einer solchen Lösung. 

Soweit die Ausführungen Gasparins, 
denen Greiner folgende Schlußbe- 
merkungen beifügt: „Bekanntlich wurde 
auch in offiziellen deutschen Kreisen der 
Gedanke, ein neutrales Elsaß-Lothringen 
zu schaffen, in den Jahren 1870/71 er- 
örtert. Bismarck kam am 2. Mai 1871 
im Reichstag auch auf diese Lösung der 
Elsaß-Lothringischen Frage zu sprechen. 
Er erklärte sie aber für unannehmbar, 
da einem neutralen Elsaß-Lothringen 
nicht der feste Wille zuzutrauen sei, seine 
Neutralität nach beiden Seiten hin zu 


verteidigen.“ 
* 


Bei der Wiedereröffnung der Theolo- 
gischen Fakultät von Montpellier im 
November 1923 sprach u.a. Prof. Bar- 
naud über: „Reformation und franzö- 
sischer Geist“. Gegenüber der Kritik 
französischer Historiker, die Refor- 
mation sei etwas Fremdes, weist Barnaud 
auf ihren; französischen Ursprung (Farel, 
Calvin) hin und auf Propheten und 
Märtyrer, Schriftsteller, Dichter und 
Künstler, die der französische Protestan- 
tismus der Gesellschaft gegeben hat. 
2% Jahrhunderte hindurch wurde er 
durch eine fanatische Regierung erbittert 
verfolgt. So kam es, daß der echt fran- 
zösische Protestantismus in der Minder- 
heit blieb. 


* 


Paul Fuzier, Präsident des „Co- 
mite protestant des Amiti6s 
francaises A Petranger‘, hat 
Anfang Februar eine Erklärung abge- 
geben, in der es u.a. heißt: 

„Das „Comite protestant des Amities 
frangaises a l’&tranger“ ist im Jahre 
1915 gegründet worden. Hervorge- 
gangen aus der „Federation des Eglises 
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protestantes de France“, umfaßt es hohe 
Beamte, Generäle, Admirale, Pastoren 
und angesehene Persönlichkeiten aller 
Berufe. Es hat sich zur Aufgabe ge- 
setzt, die Sympathieen, die jenseits un- 


serer Grenzen zugunsten Frankreichs, 
des Opfers eines wohlüberlegten und 
nicht zu rechtfertigenden Angriffes, 


kundgetan sind, zu pflegen und auszu- 
breiten. Die Tätigkeit des Komitees hat 
um so erfolgreicher sein können, als 
zwei unserer Verbündeten, England und 
die Vereinigten Staaten, eine Bevölke- 
rung haben, die in sehr großer Majorität 
protestantisch ist, und dasselbe auch auf 
einige Neutrale zutrifft, wie: Holland, 
Dänemark, Norwegen, Schweden und 
die Schweiz. 

Um uns dieser Aufgabe zu entledigen, 
haben wir regen Verkehr mit unseren 
Nachbarn gesucht durch Übersendung 


besonderer Veröffentlichungen, durch 
wiederholte Besuche im Ausland und 
durch Einladungen an einflußreiche 


Männer aus den befreundeten Ländern, 
die wir in Paris empfangen und denen 
wir unsere zerstörten Gebiete gezeigt 
haben. 

Unsere Freunde in Amerika haben sich 
besonders interessiert für 30 protestan- 
tische Kirchen, die während des Krieges 
zerstört oder schwer beschädigt worden 
sind. Viele von diesen Kirchen sind 
schon wieder aufgebaut. Wir haben in 
dem letzten Jahre die von St. Quentin, 
Reims und Arras eingeweiht; wir wer- 
den in diesem Jahre die von Com- 
piegne, Verdun, Chäteau-Thierry, Lens 
u. a. einweihen. Die amerikanische 
Hilfe für diese besonderen Bauten hat’ 
über 9 Millionen Frank betragen. 

Unsere Freunde in England haben ihr 
Patronat den Hochtälern des Elsaß an- 
getragen,. die unter der Beschießung 
furchtbar gelitten haben. Sie haben in 
gleicher Weise dem „Comite protestant 
d’ Entr’aide“, dessen Präsident Cornelis 
de Witt ist, wichtige Hilfe geleistet, die 
verbunden mit dem Ertrag von Samm- 
lungen in Frankreich und den neutralen 
Ländern uns gestattet haben, ganze 
Züge mit Möbeln und Kleidern in die 
zerstörten Gebiete zu schicken. 
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Diese freundschaftlichen Beziehungen 
müssen wir unterhalten. Wir werden 
alle Sympathieen stärken.“ 


* 


Papst Pius XI. hat in einer Enzyklika 
an den französischen Episkopat, den 
Klerus und das Volk — unter grund- 
sätzlicher Aufrechterhaltung des Wider- 
spruchs gegen die französischen Tren- 
nungsgesetze — die versuchsweise Zu- 
lassung von Diözesanvereinigungen feier- 
lich ausgesprochen. Bei diesen ‚„Diö- 
zesanvereinigungen“ handelt es sich um 
eine Art von Priestergewerkschaften, 
die sich besonders im verflossenen Jahr 
in verschiedenen Diözesen Frankreichs 
gebildet haben, um auf dem Umweg über 
das Gewerkschaftsrecht der Kirche, die 
dies zwei Jahrzehnte hindurch hatte ent- 
behren müssen, wieder eine legale Grund- 
lage für Erwerb und Verwaltung von 
Kirchengütern zu verschaffen. Bekannt- 
lich hatte das Trennungsgesetz von 1905 
das ‚gesamte kirchliche Vermögen, Kir- 
chen, Pfarrhäuser und Seminare dem 
Staat übereignet und einzig ihre Nutz- 
nießung sogenannten „Kultusvereinen“ 
überlassen, die jedoch von Papst Pius X. 
nicht anerkannt worden waren. Der 
hierdurch geschaffene Zustand — der 
Pfarrer war nichts anderes als Benützer 
des Gotteshauses obne jeden Rechts- 
anspruch — hatte sich je länger desto 
mehr, insbesondere in den Nachkriegs- 
jahren, wo der Wiederaufbau oder die 
Wiederinstandsetzung zahlreicher zer- 
störter Kirchen nötig wurde, als völlig 
unhaltbar erwiesen. 

Ein Gesetzentwurf betr. Bildung von 
Diözesanvereinen, deren Verschiedenheit 
übrigens von den „Kultusvereinen“ des 
Trennungsgesetzes die Enzyklika unter- 
streicht, ist vön katholischen Juristen 
ausgearbeitet, von dem französischen 
Episkopat und der römischen Kongre- 
gation für außerordentliche Angelegen- 
heiten geprüft und dann nach tief- 
greifender Umarbeitung vom Papst ge- 
nehmigt worden. Der französische Mi- 
nisterpräsident Poincar& hat auf Grund 
eines juristischen Gutachtens die schrift- 
liche Erklärung abgegeben, daß „die 


Regierung der Republik keine Schwie- 
rigkeit darin sehe, daß die genannten 
Diözesanen ins Leben treten“. Rechts- 
kraft erlangt der Entwurf natürlich erst 
durch die noch ausstehende Genehmi- 
gung der beiden Parlamente. 

* 


Die Interpellation 
Marc Sangniers 
vom 14. August 

und 16. November 1923.*) 


Nach der Rückkehr vom Freiburger 
Friedenskongreß (cf. die Eiche 12. Jahr- 
gang, Nr. ı, S. 88ff.) schrieb Marc 
Sangnier in La Jeune Republique: 

„Was wir gesehen, was wir in Freiburg 
gehört haben, das muß Frankreich 
wissen. Wir haben die Pflicht, davon zu 
reden. Wir dürfen es nicht länger. zu- 
lassen, daß das Schweigen und die Ent- 
stellung der Presse die öffentliche Mei- 
nung irreführen. Hier liegt eine Ge- 
wissenspflicht, gegen die wir uns nicht 
verfehlen dürfen, welchen Zorn wir uns 
auch dadurch zuziehen und was es uns 
auch kosten mag.“ 

Am 14. August richtete er an Poincar& 
eine Interpellation, in der es u. a. heißt: 

„Der überwältigende Erfolg unseres 
während der letzten Tage in Deutschland, 
zu Freiburg, abgehaltenen Dritten In- 
ternationalen Demokratischen Friedens- 
kongresses hat selbst den voreinge- 
nommensten Augen aufs klarste gezeigt, 
daß jenseits des Rheines, vor den Blicken 
der Militaristen und der . Alldeutschen, 
denen die Lehre des Krieges nichts bei- 
gebracht hat, eine kräftige Friedensbe- 
wegung besteht, welche Frankreich nicht 
das Recht hat, zu verkennen oder außer 
Acht zu lassen. . 

Die Deutschen gingen in ihrem glühen- 
den Friedenswillen und in ihrem Wunsch, 
persönlich am Reparationswerke teilzu- 
nehmen, sogar so weit, daß sie bei der 
Geschäftsstelle des Kongresses wert- 
volle Gaben, ihre teuersten und liebsten 
Andenken, niederlegten... 

Was die pazifistische Jugend Deutsch- 


+) Übersetzt aus „La Jeune Republi- 
que“, 23. November 1923. D. R. 
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lands, sowohl die katholische wie die pro- 
testantische, wie die sozialistische an- 
langt, so war sie in Menge herbeige- 
strömt und erbot sich, mit ihrer eigenen 
Hände Kraft mitzuhelfen am Wiederauf- 
bau unserer zerstörten Gebiete, indem sie 
in großer Begeisterung ihrem Ent- 
schlusse, alles zu opfern, Nachdruck ver- 
lieh, ohne auch nur auf die langsamen 
und spitzfindigen Gebräuche der Politik 
Rücksicht zu nehmen bei einem Werke, 
das für die Entwaffnung der Gehässig- 
keiten und für die internationale Ver- 
brüderung notwendig war. 

Ich bitte Sie nunmehr, Herr Minister- 
präsident, gütigst zu gewähren, daß als- 
bald nach der Wiedereröffnung der 
Kammer die Interpellation zur Er- 
örterung kommt, welche ich einzu- 
reichen die Ehre habe, in betreff der 
Haltung der Regierung, angesichts der 
Bewegung zugunsten des Friedens, 
welche, in dieser beängstigenden Stunde, 
einen Teil Deutschlands in Erregung ver- 
setzt, sowie angesichts des herrlichen Er- 
wachens friedlicher und geistiger Kräfte 
in der neuen Jugend Deutschlands. 

Genehmigen Sie usw.“ 

In der Kammersitzung vom 16. No- 
vember konnte Marc Sangnier seine In- 
terpellation begründen. Aus dem amt- 


lichen Bericht darüber sei hervorge- 
hoben; 
M. Sangnier: „... Das gegenwärtige 


Deutschland wird von entgegengesetzten 
und sich widersprechenden Bewegungen 
innerlich zerrissen. Es ist so einfach, 
Deutschland nach den amtlichen Erklä- 
rungen und den Handlungen seiner Re- 
gierungen zu beurteilen; ich stehe nicht 
an, hier zu behaupten: das genügt nicht, 
und es ist unsere Pflicht, wenn wir ge- 
recht und billig sein wollen, unsere For- 
schung weiter auszubauen und den 
Geisteszustand einer großen Anzahl von 
Deutschen kennen zu lernen, welche sich 
mit Abscheu abwenden — und ich glaube 
mit vollem Rechte — vom Militarismus 
und vom preußischen Imperialismus, 
welche sie in die schrecklichste der Kata- 
strophen gestürzt haben. Es liegt hier 
ein psychologisches Faktum vor, das wir 
nicht verkennen dürfen. 
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... Weite Kreise Deutschlands, insbe- 
sondere aus dem Volke, wollen nicht 
lediglich aus Interesse wahrhaft Frieden 
und Versöhnung, sondern es gibt in die- 
sem von dem furchtbarsten Kriege be- 
arbeiteten und zermalmten Deutschland 

. auch Menschen, die innerlich empört 
sind, die das Joch abwerfen wollen. Diese 
Menschen müssen in Frankreich nicht 
nur Gläubiger finden..., sondern auch 
Freundesseelen, die Verständnis zeigen 
für die Not und bereit sind zu helfen. 

... Es war wie eine Offenbarung, als 
ich vor wenigen Monaten auf unserem 
internationalen Kongreß in Freiburg, An- 
fang August, eine Jugend vor mir sah, 
glühend, begeistert, entschieden in ihren 
Friedensforderungen, eine Jugend, die 
oft gewissen Politikern, selbst pazifi- 
stischen, etwas zu weit ging, eine Jugend, 
die nicht nur der Idee der deutsch-franzö- 
sischen Versöhnung zujubelte, sondern 
ebenso auch die Notwendigkeit der Re- 
parationen, die Deutschland Frankreich 
schuldete, anerkannte.“ 

Marc Sangnier berichtet, daß auch die 
badische Staatsregierung am Kongreß 
teilgenommen hat. 

„Als wir nach Freiburg kamen, fühlten 
wir, ... wie sehr in ganz Deutschland 
eine schreckliche Voreingenommenheit 
bestand gegen Frankreich, und welche 
furchtbaren Verleumdungen gegen uns 
gerichtet worden waren. Und so wie ich 
heute zu unseren Kollegen sage: „Ihr 
kennt die deutsche Seele nicht völlig“, so 
habe ich den deutschen Teilnehmern 
immer und immer wieder gesagt: „Ihr 
kennt die französische Seele nicht.“... 

Wie konnte dem anders sein? Wie 
kennen uns diese pazifistischen Deut- 
schen? Nur durch die Erklärungen und 
Artikel der großen Presse und aus den 
offiziellen Reden der Regierung. Der 
Herr Ministerpräsident hat immer mit 
fester Energie behauptet, ... und dafür 
können wir ihm dankbar sein, daß Frank- 
reich ein Anrecht auf Wiedergutmachung 
hat und daß es bezahlt werden würde... 
Aber, Herr Ministerpräsident, wenn Sie 
uns vollständige Klarheit über die offen- 
sichtlichen Verfehlungen Deutschlands 
geschaffen haben, so haben Sie anderer- 
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seits nicht sehr oft Ausdruck gegeben 
‘dem Wohlwollen, das jenes andere 
Deutschland einflößen muß, das aufrichtig 
den Frieden will und bereit ist, sich dem 
Werk der Reparationen zu weihen. 

Es ist also kein Wunder, daß man in 
Deutschland sich eine übertriebene und 
ungerechte Idee von der Regierung und 
dem Herrn Ministerpräsidenten macht... 
Und insofern erscheint mir dieser Kon- 
greß in gewissem Sinne auch als die beste 
Art französischer Propaganda im Aus- 
lande... Worin besteht sie? Doch darin, 
daß wir Frankreich kennen und lieben 
lehren... Glauben Sie gern, daß von den 
siebentausend Zuhörern kaum einer von 
hundert vor dem Kongreß eine wahre 
Idee von Frankreich hatte... Was diesem 
Kongreß ein ganz besonderes Gepräge 
gab, das war der überwiegende Einfluß 
der friedbereiten deutschen Jugend. Es 
ist wunderbar, daß in einem nur zu 
natürlichen Gegensatz zu der alldeut- 
schen... eine begeisterte, nach Brüder- 
lichkeit und Verinnnerlichung strebende 
Jugend heranwächst, eine Jugend, die 
ihre Nächstenliebe zum Teil bis zur An- 
nahme tolstoischer Ansichten geführt hat, 
selbst dem Übel nicht zu widerstehen. 

Daß es eine solche Jugend in Deutsch- 
land gibt, ist noch nicht das Merkwür- 
digste, aber daß sie tun konnte, was sie 
in Freiburg getan hat, daß sie in der 
ganzen Stadt, in allen Beratungen des 
Kongresses mit ihren Ansichten durch- 
dringen konnte, das ist eine so charakte- 
ristische Tatsache, daß ich nicht umhin 
kann, sie von dieser Rednertribüne hinaus 
in das Land zu rufen. Ich kann den Geist 
der deutschen Jugend nicht besser kenn- 
zeichnen, als durch auszugweises Vorlesen 
einiger Briefe,... Sie werden sich so von 
der inneren Erlösungsarbeit, die sich im 
deutschen Volke vollzieht, am besten 
überzeugen können...“ 

Marc Sangnier liest Briefe vor von 
Deutschen, die an der Konferenz in Frei- 
burg teilgenommen haben. — 

Er berichtet von dem deutschen Ver- 
söhnungsopfer und diesbezüglichen Brie- 
fen aus Deutschland... 

„Der Herr Ministerpräsident wird mir 
zugeben, daß, wenn es einerseits in 


Deutschland skandalöse Reichtümer gibt, 
... daß, während sich einige an der Ver- 
armung des Reichs und der Bevölkerung 
skrupellos bereichern, andererseits das 
Leben bitter ernst ist für die deutschen 
Arbeiter, die unteren Beamten und die 
Geistesarbeiter. Wenn infolgedessen 
Männer aus diesen Schichten aus dem 
Wunsche heraus, dem Völkerhaß endlich 
ein Ende zu machen, zu solchen Opfern 
bereit sind, so verdienen sie einige Be- 
achtung... Aber eine große Anzahl 
junger pazifistischer Deutscher gehen 
noch weiter: Es genügt ihnen nicht, für 
das Versöhnungsopfer einige heißgeliebte 
Andenken zu geben: sie wollen selbst 
wiedergutmachen. Und sie haben einen 
Vorschlag gemacht, den viele vielleicht 
kindlich finden werden, ... der vielleicht 
nicht viele Häuser wieder aufbauen wird, 
einen Vorschlag aber, den ich deshalb an- 
führe, weil er den Geist dieses Teiles der 
deutschen Jugend kennzeichnet. In die- 
sem Sinne wollen meine Anführungen 
aufgenommen werden! Diese jungen 
Menschen wollen sich selbst ohne Lohn 
für den Wiederaufbau der zerstörten Ge- 
biete zur Verfügung stellen...“ 


Er liest Briefe von diesen jungen Deut- 
schen vor... 


„Solche Dinge müssen hier gesagt 
werden. Viele unserer Kollegen scheinen 
sie zu ignorieren. Die große Presse unter- 
richtet über alle Taten der franzosen- 
feindlichen Alldeutschen und berichtet 
nicht so leicht das, was im Gegensatz da- 
zu die Deutschen tun, die nach einem auf- 
richtigen und wahrhaften Frieden ver- 
langen. Und da drüben ... Quickborn, 
Freie Proletarische Jugend und die an- 
deren jungen pazifistischen Deutschen 
vielleicht auch nicht das uneingeschränkte 
Wohlwollen der deutschen Regierung be- 
sitzen, so besteht die Gefahr, daß sie 
zwischen der Verkennung der Franzosen 
als Friedensfreunde und dem Haß der 
Alldeutschen aufgerieben werden... 


Das, was ich fordere, ist, diesen Men- 
schen einige Worte der Sympathie und 
Ermutigung zu senden und jedesmal, 
wenn man die anderen mit Heftigkeit an- 
greift, wohl zu verstehen zu geben, daß 
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diese nicht dieselbe Mißbilligung ver- 
dienen. 

Ich flehe alle an,... die an die Brüder- 
lichkeit glauben, damit meine ich die 
Christen, dies nicht nur im stillen Gebet 
in der Kirche zu erwägen, sondern diesen 
Geist des Christentums und der Brüder- 
lichkeit auch in öffentlichen Versamm- 
lungen und selbst auf der Tribüne der 
Kammer zu bewahren... 

Wie bedaure ich es, daß der Herr 
Ministerpräsident nicht incognito in Frei- 
burg, anwesend sein konnte. Ich bin über- 
zeugt, daß er bei der bewunderungswür- 
digen Schärfe seines Geistes die Worte 
gefunden haben würde, welche für die 
notwendige Unterscheidung zwischen den 
beiden Deutschland erforderlich gewesen 
wären. Indessen erhoffe ich, daß er eini- 
gen Deutschen, die umsonst am Wieder- 
aufbau arbeiten wollen, nicht die Pässe 
versagen wird. Es genügte, daß die Ar- 
beit in solchen Bezirken geschieht, in 
denen die Bevölkerung ihrem Kommen 
nicht feindlich ist.“ 

Poincare willigt ein. 

Marc Sangnier: „Ich stelle fest, daß 
die Sache gewonnen ist, und ich bin 
höchst erfreut... Sie werden sich bald 
von der Tiefe und Redlichkeit der Gefühle 
dieser deutschen Jugend überzeugen 
können. 

Mit ganzer Kraft hat Frankreich 
zweierlei zu erstreben: einerseits, die 
Schulden einzufordern, ohne sich von der 
deutschen Regierung, den deutschen In- 
dustriellen und den deutschen Schiebern 
narren zu lassen; andererseits die sittliche 
Not derjenigen Deutschen, die das Gift 
des Militarismus und des preußischen 
Imperialismus ausspeien wollen, zu ver- 
stehen. Bis jetzt hat die Regierung die 
erste Aufgabe, die Schulden einzufor- 
dern, ausgezeichnet verstanden; ich er- 
warte, daß sie nun auch die zweite nicht 
weniger ausgezeichnet erfüllen wird, da- 
mit Frankreich ‘wieder geliebt werden 
kann; denn ein geliebtes Frankreich wird 
viel leichter bezahlt werden als ein un- 


verstandenes, verleumdetes und verhaßtes 
Frankreich.“ 
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Die Bewegung Marc Sang- 
nier (la Jeune Republique) hat ein 
Programm veröffentlicht, aus dem einige 
Punkte hervorgehoben seien: 

„Die Jeune Republique will, daß die 
Demokratie auf dem politischen, so- 
zialen und internationalen Gebiet end- 
lich zur Wirklichkeit wird. — Wir 
verurteilen sowohl eine monarchische 
Diktatur als auch eine anonyme des 
Proletariats.... 

In ökonomischer Hinsicht fordert die 
Demokratie, daß die Arbeiter mehr und 
mehr an der Leitung der Angelegen- 
heiten von Industrie, Handel und Land- 
wirtschaft teilnehmen. — Das Kapital 
soll in den Dienst der Arbeit gestellt 
werden...- 

Die Steuern sollen vor allem das 
Vermögen und die Einkünfte belasten. 
Wir fordern Steuererleichterung für 
große Familien, gesetzliche Maß- 
nahmen für die Wiederbevölkerung. 

Für den Weltfrieden scheinen uns die 
Systeme der Bündnisse und Rüstungen 
gefährlich und die Garantieverträge 
vollständig ungenügend. Der internatio- 
nale Friede und zugleich die demokra- 
tische Organisation der Welt können 
nur durch einen Bund aller Nationen 
gesichert werden, der so einen überge- 
ordneten Organismus darstellt. Dieser 
Bund soll geleitet werden durch die 
Vertreter der Völker oder der Parla- 
mente und nicht durch Delegierte der 
Regierungen. Seine Bewaffnung soll in 
einer internationalen Polizeimacht be- 
stehen... 

Der wahrhafte Völkerbund würde 
nicht verwirklicht werden können ohne 
starke Bemühungen um eine Erziehung 
im internationalen Geiste, ohne eine 
energische Bewegung zur Entwaffnung 
des Hasses und für die Bruderschaft 
der Völker in Frieden und Gerech- 
tigkeit. 

Alle diese politischen, sozialen oder 
internationalen Reformen werden un- 
möglich sein — auf jeden Fall wird 
ihnen die volle Bedeutung fehlen —,... 
wenn die Volksbildung und Erziehung 
nicht gefördert werden. Wir fordern, 
daß die persönliche Lehrfreiheit rück- 


sichtslos beachtet wird. Wir wollen 
auch, daß alle Kinder — gleich, aus 
welcher sozialen Lage... — ihre Stu- 
dien soweit fortführen können, wie 
ihre Fähigkeiten erlauben. 

Wir fordern die Achtung der mora- 
lischen Kräfte und des religiösen Ge- 
wissens... Wir fordern endlich, daß 
man den Mut hat, energisch zu kämp- 
fen gegen den Alkoholismus, die 
Prasserei und das Spiel... Im Namen 
der Gerechtigkeit und des Friedens ver- 
langen wir die tiefgehenden Umände- 
rungen, die wir in unserem politischen, 
sozialen und internationalen Programm 
ausgesprochen haben.“ 


* 


Die Bewegung gibt das Wochenblatt 
„La Jeune Republique“, die Zeitschrift 
„La Democratie‘“ und die mehrsprachi- 
gen Veröffentlichungen „L’Ame Com- 
mune‘“ heraus. Letztere dienen aus- 
schließlich der internationalen Verstän- 
digung. 

* 


Die Zeichen, daß Frankreich erkennt, 
daß essich nicht weiter aus der Völker- 
gemeinschaft herausbegeben darf, fan- 
gen an, sich zu mehren. Als eine mah- 
nende Stimme dieser Art haben wir die 
letzte Kammerrede von M.E. 
Herriot von Anfang Januar zu ver- 
zeichnen. 

Nach einer Feststellung, daß der Ruhr- 
aktion keine Lösung innewohne, betont 
er die Notwendigkeit, eine Politik inter- 
nationaler Freundschaft zu betätigen, 
sich vollständig mit England auszusöhnen 
und sich auch wieder den Vereinigten 
Staaten zu nähern. Er würdigt in die- 


“sem Zusammenhange eine Erklärung von 


Hughes, nach der Amerika durchaus 
nicht seine Pflicht verkenne, den euro- 
päischen Frieden zu sichern. 

Bezüglich Deutschland betont Her- 
riot, daß man sich mit den deutschen 
Demokraten in Einklang setzen müsse, 
vor allem mit der deutschen Sozialdemo- 
kratie, welche die beste Garantie gegen 
eine Wirtschaftsdiktatur bedeute. Es 
gibt heute auch noch andere Verpflich- 


tungen für europäische Nationen, als Re- 
parationen einzutreiben. 

Europa. wird als Wohltäter den be- 
grüßen, der ein wenig Ordnung in das 
Chaos bringt. Die Mission der franzö- 
sischen Republik ist es, jenes schöne 
Wort zu verwirklichen, das schönste, 
das je durch die Welt gegangen - ist: 
„Friede auf Erden und den Menschen ein 
Wohlegefallen.“ 

* 


Holland. 


Ende Juli 1923 fanden die Wahlen zur 
Holländischen Ersten Kammer statt. 
Sie erfolgten zum ersten Male nach dem 
Proportionalsystem. Es ergab sich 
folgendes Resultat: Katholische 16 (bis- 
her 21), Orthodoxe 8 (14), Christlich- 
Historische Partei 7 (7), Sozialisten ıı 
(3), Freiheitspartei (Unionsliberale) 5 
(1), Freisinnige Demokraten 3 (4). 

Die Majorität der Rechtsparteien ist 
erhalten geblieben. Trotzdem hat das 
Resultat eine politische Bedeutung, da 
die Linksparteien überraschende Erfolge 
aufweisen. Insgesamt verfügen die 
Rechten, die Katholiken und Orthodoxen 
und Christlich-Historischen in der neuen 
Ersten Kammer über 31 Sitze, sie ver- 
loren gegenüber der Zusammensetzung 
der vorigen Ersten Kammer ıı Sitze, 
wobei die christlich-historische Gruppe 
von ihrem Bestand nichts abgeben mußte. 
Auffallend ist auf der linken Seite der 
Gewinn der Liberalen Freiheitspartei, 
die es von ı Mandat auf 5 brachte, 
während die Sozialisten den Haupt- 
erfolg bei den Wahlen mit ıı statt 
bisher 3 Mandaten davon trugen. Die 
freisinnigen Demokraten haben von 
ihren bisherigen 4 Sitzen in der Ersten 
Kammer einen verloren. 

* 


Der holländischen Königin 
Wilhelmina hat zu ihrem 25- 
jährigen Regierungsjubiläum die seit 
1836 in Niederländisch-Indien tätige 
Rheinische Mission ein Hul- 
digungsschreiben gesandt. In diesem 
wird das hohe Maß des Verständnisses 
der Regierung für die Mission gerühmt, 
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so daß ein vertrauensvolles Miteinander- 
wirken zu stande gekommen ist. Ohne 
die Unterstützung der Regierung wäre 
das große rheinische Missionswerk in 
Indien jetzt zusammengebrochen. Wäh- 
rend der letzten 25 Jahre stieg die Zahl 
der Hauptstationen von 41 auf 62, die 
der Nebenstationen von 147 auf 686, die 
der Christen von 42000 auf 270000, die 
der Schüler von 7500 auf 29000. Mit 
Genugtuung wird festgestellt, daß die 
Mission wesentlich dazu beigetragen hat, 
die Eingeborenen aus dem Tiefstand der 
Robeit, des Kannibalismus, der Men- 
schenjägerei und der Zauberei zu einer 
erfreulichen sittlichen und geistigen 
Höhe zu erheben. Die Missionsarbeit 
im Bataklande und auf Nias gehört zu 
den gesegnetsten der ganzen Welt. 
* 


Gelegentlich einer deutsch-franzö- 
sischen Versöhnungswoche in Bilthoven 
besuchte Dr. Jäschke, Schriftleiter des 
Monatsblattes des Bundes religiöser So- 
zialisten Deutschlands, verschiedene 
Führer des holländischen religiösen So- 
zialismus: Bruijn und König im Haag, 
Kengen- Utrecht und Lier-Amsterdam. 
Er’ konnte feststellen, daß in Holland 
rege gearbeitet wird: in zahlreichen Städ- 
ten sind Ortsgruppen, die alle 14 Tage 
regelmäßig zusammenkommen. An Vor- 
trägen sozialistischer Pfarrer und Laien, 
sowie an religiösen und musikalischen 
Feierstunden ist kein Mangel. Die Ar- 
beit wird zum Teil in enger Fühlung 
mit der sozialdemokratischen Partei ge- 
leistet, deren Hauptorgan „Het Volk“ 
alle zwei Wochen eine Seite für die Be- 
handlung religiös-sozialistischer Fragen 
zur Verfügung stellt. 


* 


Ein Führer der christlichen Schulbe- 
wegung in Holland, Rektor Drewes- 
Amsterdam, berichtete Anfang 1923 in 
einer Reihe deutscher Städte von den 
Erfahrungen der Holländer in ihrem 
erst 1920 zum Abschluß , gekommenen 
80 jährigen Kampf um die christliche 
Schule. Zahlreiche Parallelen zu der 
Entwicklung der Schulfrage in Deutsch- 
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land geben diesem Kampf ein weit über 
die Kreise der Fachpädagogen und 
Schulpolitiker hinausreichendes prak- 
tisches Allgemeininteresse. In Holland 
herrschte zu Beginn des vorigen Jahr- 
hunderts die konfessionslose Simultan- 
schule, die für die christliche Jugender- 
ziehung keinen Raum bot. Die christ- 
liche Elternschaft griff zur Selbsthilfe 
und gründete freie „Schulen mit der 
Bibel“, die jedoch erst 1920 die volle 
Gleichberechtigung mit den öffentlichen 
neutralen Schulen erhielten. Bis dahin 
hatten die christlichen Eltern unter 
schweren Opfern nicht bloß die Geld- 
mittel für ihre freien Schulen vollständig 
aufzubringen, sondern auch die wachsen- 
den Kosten für die öffentlichen Schulen 
mitzutragen. Die treibende Kraft, die 
der christlichen Schule zu vollem Siege 
verhalf, war, wie Rektor Drewes vor 
den Berliner Elterbünden mit großer 
Eindringlichkeit betonte, der Wille einer 
verantwortungsbewußten christlichen EI- 


ternschaft. 
* 


Die „Christliche Welt“ berichtet am 
12. Juli 1923: „In Holland wird die rö- 
misch-katholische Universität mit 21 
Professoren, 4 außerordentlichen Pro- 
fessoren und 5 Rektoren im Oktober in 
Nymwegen errichtet. Nymwegen gibt 
Grund und Boden kostenlos her und 
zahlt einen jährlichen Zuschuß von 
100 000 Gulden.“ 

* 


Ein bischöflicher Hirtenbrief der alt- 
katholischen Kirche in Holland hebt in 
Holland die Ehelosigkeit der Priester 
als Zwang auf und macht die verehe- 
lichten Priester den Zölibatären gleich- 
berechtigt. 

* 


Spanien. 


Die heilige Theresia wurde bei der 
Jakrhundertfeier ihrer Heiligsprechung 
in der Aula der Universität zu Sala- 
manca zum Doktor der Theologie hono- 
ris causa ernannt. 


In einer Sitzung des Munizipalrates 
von Barcelona schlug ein Mitglied vor, 
man "möchte die Regierung ersuchen, 
Kenntnis von den zu Gunsten der reli- 
giösen Minderheiten gefaßten Beschlüs- 
sen des Völkerbundes zu nehmen. Ein 
anderes Mitglied erwiderte, die ge- 
nannten Verfügungen könnten nicht Spa- 
nien betreffen, da dieses Land keiner 
anderen positiven Religion als dem 
Katholizismus Asylrecht gewähre. Als 
Pastor M. in Verges hiervon erfuhr, be- 
leuchtete er in einem Brief die Einzig- 
artigkeit einer solchen Behauptung in 
einer Stadt, die neun protestantische in 
den Staatsregistern eingetragere Kapel- 
len besitzt, ohne von zehn anderen Ka- 
pellen zu reden, die in anderen Ort- 
schaften der Provinz vorhanden seien. 


E 3 


Afrika. 


In der zu Genf wie alljährlich Ende 
Januar stattfindenden allgemeinen pro- 
testantischen Missionswoche erregten be- 
sondere Aufmerksamkeit gewisse Mit- 
teilungen des Pariser Missionsdirektors 
Allegret über den Stand der Christiani- 
sierung des westlichen und mittleren 
Afrika. Die aus dem Weltkriege zurück- 
gekehrten farbigen Krieger, von euro- 
päischen Einflüssen durchtränkt, haben 
nicht nur sozialistische, kommunistische, 
anarchistische Ideen unter dem _ faszi- 
nierenden Schlagworte eines panafrika- 
nischen Zieles zu propagieren begonnen, 
sondern auch eine religiöse Krisis herbei- 
geführt, von der große Kreise berührt 
werden. Die alten heidnischen Geheim- 
gesellschaften entsprechen nicht mehr 
den neuerweckten Bedürfnissen und 
scheinen an Einfluß zu verlieren. Auch der 
Islam scheint wenigstens in manchen Ge- 
genden eher an Einfluß zu verlieren und, 
wenn auch zum Teil unter heftigem 
Widerstand, vor der christlichen Mission 
zurückzuweichen. Überaus merkwürdig 
ist, daß in verschiedenen Teilen von 
Afrika sogenannte „Propheten“ auf- 
treten, die mächtige Volksbewegungen in 
der Richtung auf das Christentum an- 
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regen, freilich meist ebenso schnell wie- 
der verschwinden, wie sie aufgetreten 
sind. So trat auf der Goldküste im 
Apolonia-Bezirke 1914 ein frommer 
Kruprophet Harris auf. _ Viele heid- 
nische Dörfer zerstörten ihre Fetische, 
schlugen ihre Zauberhaine nieder und 
erklärten sich: selbst als Christen. 
Harris taufte sie; sie bauten sich kleine 
Buschkapellen und sandten an die näch- 
sten Missionare flehentliche Bitten um 
Lehrer. Etwas später trat im ehe- 
maligen Königreich Asante ein Prophet 
Samson Opun auf, der ähnliche Erfolge 
erzielte. Leider war es den Missions- 
gesellschaften teils wegen der Eigenart 
dieser Bewegungen, teils aus Mangel an 
geschultem eingeborenen Personal nicht 
möglich, diese Bewegungen wirksam in 
die Hand zu bekommen. So verpufften 
sie schnell, die schnell gewonnenen 
Massen fielen fast ebenso schnell wieder 
ab. Immerhin ist es sehr merkwürdig, 
daß auch Serra Leone, Liberia, Süd-Ni- 
gerien und der untere Kongo von solchen 
„Propheten“-Bewegungen zu berichten 
wissen, übrigens nicht nur unter den 
Christen, sondern auch unter den Mu- 
hammedanern. 

Leider sind die Kolonialbehörden von 
Großbritannien und Frankreich noch 
immer sehr zurückhaltend, den deut- 
schen Missionsgesellschaften zur Wie- 
deraussendung der von ihren alten Ar- 
beitsfeldern vertriebenen Missionare Er- 
laubnis zu geben. WVerhandelt wird ja 
an vielen Orten. In dem früheren 
Deutsch-Südwestafrika haben die Rhei- 
nischen Missionare großenteils unter 
den ‚Kriegsstürmen auf ihren Stationen 
verbleiben dürfen, und die durch einen 
willkürlichen, deutschfeindlichen Gou- 
verneur „repatriierten‘‘ Missionare durf- 
ten infolge des tatkräftigen Fintretens 
der südafrikanischen Burenkirchen bald 
dorthin zurückkehren. Im vorigen Jahre 
durften nun (am 3. Juli 1923) drei Mis- 
sionarsfamilien der Norddeutschen (Bre- 
mer) Mission in das englische Mandats- 
gebiet der deutschen Togokolonie zu- 
rückkehren. Allerdings muß ihre Arbeit 
dem Verbande der „Vereinigten schot- 
tischen Freikirche“ eingegliedert werden, 
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welche für sie Bürgschaft hat überneh- 


men müssen. 
+ 


Die im Jahre 1883 als evangelische 
Kirchenschule gegründete, jetzt selb- 
ständige deutsche St. Martinschule in 
Kapstadt ist 1922 in ihrem inneren 
wie äußeren Aufbau erneuert worden. 
Die Schülerzahl ist von der einst 200 
übersteigenden Zahl auf etliche dreißig 
zurückgegangen, das Lehrerkollegium 
besteht aus 5 Personen. Die Schule ver- 
mittelt in vollem Umfang die Kenntnis 
dreier Sprachen: Deutsch, Englisch, 
Holländisch. Der Religionsunterricht 
wird deutsch erteilt. 

* 


Der Negus von Abessinien und 
sein Land sind dem Völkerbunde beige- 
treten. Allerdings mußte zu diesem 
Zwecke der Negus Tafari sich feierlich 
verpflichten, in seinem Lande den Skla- 
venhandel zu unterdrücken, da dieser 
mit den Statuten des Völkerbundes un- 
verträglich ist. Es soll in den Grenz- 
ländern von Abessinien noch etwa 
200000 Sklaven beiderlei Geschlechts 
geben und der Schmuggelhandel in die- 
ser schwarzen Ware nach den benach- 
barten muhammedanischen Gebieten 
florieren. Ras Tafari gibt sich den An- 
schein eines modernen, liberalen Herr- 
schers, der auch die amerikanische und 
schwedische Mission, besonders die 
ärztliche, in seinem Lande willkommen 
heißt. 


* 


Türkei. 

Die Zahl dr Armenier in Klein- 
asien betrug vor dem Kriege mehr als 
ı% Millionen. Sie sind heute dort auf 
kaum 50000 zusammengeschrumpft; da- 
zu kommen etwa 80.000 in Konstantino- 
pel; 300000 sind in die armenische Re- 
publik im Kaukasus geflüchtet: die an- 
deren retteten sich nach Syrien, Ägypten, 
Cypern, Griechenland, Bulgarien, Ser- 
bien, Rumänien, viele befinden sich auch 
im übrigen Europa und in Amerika. 
Die Zahl derer, die durch Metzeleien 
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und Verschleppungen verschwunden sind, 
beträgt etwa ıI!/ıo Millionen. Während 
die gesamte armenische Nation vor dem 
Kriege 3 600000 zählte, hat sie, ohne 
selbst am Kriege als Nation beteiligt zu 
sein, durch systematische Ausrottung 
von seiten der Türken ı/3 ihrer Volks- 
zahl verloren und zählt nur noch etwa 
2500000. Güter von mehr als 2o Mil- 
liarden Frank haben sie seit 1905 einge- 
büßt. Ein in blutigem Entsetzen zu- 
grundegerichtetes christliches Volk! Sie 
erwarteten von der Konferenz zu Lau- 
sanne im November 1922 aus den Ver- 
handlungen der Ententemächte mit der 
Türkei eine erträgliche Regelung ihrer 
Verhältnisse, wie sie ihnen durch den 
Frieden von Sevres und die „Wilson- 
Grenze“ zugesichert war: Sie wurden 
von denalliierten und assoziierten Mäch- 
ten vollständig im Stiche gelassen. Ismet 
Pascha trug den Sieg davon. 

Der Armenier Zenob Suwenjan 
schreibt im ‘Chr. Apologeten, Cincinati, 
vom 25. April 1923: „Welch eine schnöde 
Besudelung der Weltmoral — — gerade 
im entscheidenden Augenblicke — — 
derselbe englische Delegierte, der den 
Pascha noch vor kurzem über den Ver- 
bleib der verschwundenen Million Arme- 
nier zur Rechenschaft zog, dasselbe 
Frankreich, unter dessen Fahnen viele 
tausende Armenier todesmutig gefallen 
sind, schwenken leichtfertig um, als kapi- 
talistische Beutegier den Herren Diplo- 
maten unermeßliche Interessen in der er- 
tragfähigen Türkei vorschweben ließ — 
—  Petroleumfelder und Kupfervor- 
kommen, Forstkultur und Süßholzaus- 
fuhrmonopole — ach ja, der liebe 
Mammon!“ 

Die nahezu vollständige Ausrottung 
und Abwanderung ‘des christlichen Ele- 
mentes. aus der asiatischen Türkei ist 
ein furchtbarer, noch viel zu wenig be- 
achteter Vorgang: Schon während des 
Weltkrieges wurden die Armenier und 
Syrer der Türkei vernichtet. Auf den 
Deportationswegen fraß das Schwert 
fast alle Männer; durch Krankheit und 
Aushungerung in den Konzentrations- 
lagern der Wüste wurde die Mehrzahl 
der Frauen und Kinder vernichtet. Nach 
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dem Waffenstillstand tauchten wieder 
einige Tausende von Männern auf, die 
ira türkischen Heere gedient hatten, 
ebenso Zehntausende von Frauen und 
Kindern, die in muselmanischen Häu- 
sern gewesen waren. Der Rest der 
syrischen Bevölkerung aus Nordmeso- 
potamien, Mosul, dem oberen Zabtal 
und vom Urmiasee, etwa 50000 Seelen, 
wanderten nach Mesopotamien aus. Im 
Jahre 1920/21 kam die griechische Be- 
völkerung an die Reihe, die ebenfalls 
durch Deportation und Austreibung aus 
Kleinasien verdrängt wurde. Im Okto- 
ber 1922 beschloß die türkische National- 
versammlung in Angora, die Abwande- 
rung der Christen auf jede Weise zu 
fördern und zu erzwingen. Die christ- 
lichen Elemente, Armenier, Griechen, 
Syrer, waren Träger der europäischen 
Zivilisation und höheren Kultur in der 
Türkei. Aus ganz Kleinasien, Cilicien, 
Nordsyrien, Mesopotamien und Hoch- 
armenien, d.h. aus allen Gebieten, die 
noch bei der auf weniger als die Hälfte 
reduzierten. Türkei verblieben sind, ist 
das christliche Element durch Ausrottung 
un] Austreibung nahezu vollständig 
verdrängt worden. Von früher ı7 Mil- 
lionen Einwohnern waren der Türkei 
nach Abtrennung der arabischen 
Reichshälfte etwa noch ı2 Millionen 
Einwohner verblieben. Diese ı2 Mil- 
lionen Einwohner hat sie aber selbst um 
ca. 4 Millionen Christen durch Mord 
und Auswanderungszwang reduziert; 
eine weitere Million muhammedanischer 
Bevölkerung hat die Türkei durch 
Kriege und Seuchen eingebüßt. Das os- 
manische Reich, das vor dem Kriege 
noch 1800000 Quadratkilometer und 17 
Millionen Einwohner umfaßte, ist auf 
800000 Quadratkilometer und 7 Mil- 
lionen Einwohner eingeschmolzen und, 
was schlimmer ist, auf die Stufe halb- 
zivilisierter Staaten, auf der auch die 
arabischen Königreiche stehen, herabge- 
sunken, dank der systematischen Ver- 
nichtung der christlichen Volkselemente, 
die die Träger der Zivilisation waren. 
Da Kemal Pascha jeden christlichen 
Schulunterricht und jede Missionstätig- 
keit de facto verboten hat, ist das jung- 
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türkische Ideal erreicht und die einstige 
siebente Großmacht zu einem _rein- 
islamischen Barbarenstaat geworden. Es 
war die historische Mission der Jung- 
türken, die Türkei zu liquidieren. Seit 
sie 1908 durch die türkische Revolution 
zur Macht kamen, haben sie zuerst, im 
italienischen Krieg, die afrikanische 
Türkei, dann, im Balkankrieg, die euro- 
päische Türkei, und endlich, im Welt- 
krieg, die größere Hälfte der asiatischen 
Türkei verloren. Der Rest des Reiches, 
Anatolien, Cicilien und ein Streifen von 
Nordmesopotamien, ist durch die Aus- 
treibung der Christen seines Mittel- 
standes, d.h. der Handwerker, Gewerbe- 
treibenden, Kaufleute und höheren freien 
Berufe, beraubt worden. Das Schicksal 
der Türkei kann künftig kein anderes 
sein als das des kulturellen Zerfalls. 

Inzwischen hat die türkische National- 
versammlung in Angora den Kalifen 
abgesetzt und das Kalifat abgeschafft — 
die schwerste Niederlage, die sich die 
Kemalisten selbst beibringen konnten, 
worüber im nächsten Heft zu berich- 
ten - ist. 

* 


Indien. 


Nach der Volkszählung im März 1921° 
gibt es in Indien 4754000 Christen, 
so daß auf 10000 Inder 104 Christen 
kommen. Während die Bevölkerung seit 
ıg9II nur um 1,2% gewachsen ist, nahm 
das Christentum um 22,64% zu, obwohl 
durch die dazwischenfallenden Kriegs- 
jahre die Mission zum Teil gehemmt 


wurde. 
* 


Neuerdings sind in verschiedenen Tei- 
len von Indien Verordnungen erlassen 
worden, daß die eingeborenen Kinder in 
den Missionskollegien und -schulen an 
keinem andern Religionsunter- 
richt als dem ihrer Familie ohne 
ausdrückliche Genehmigung der Eltern 
teilnehmen dürfen. Mancherorts fürchtet 
man, daß durch diese neuen Gesetze das 
christliche Erziehungswerk beeinträch- 
tigt werden würde. Solche Befürch- 
tungen waren übertrieben. Die unbe- 
streitbare Tüchtigkeit des Unterrichts 
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in den christlichen Missionsschulen hat 
viele nichtchristliche Eltern bestimmt, 
ihre Kinder nach wie vor dem Gesamt- 
unterrichte der Missionsschulen ein- 
schließlich der Religionsstunden anzu- 
vertrauen. 

* 


Im indischen Volksleben vollziehen 
sich unter der Wirkung der eindringen- 


den christlichen Kultur und Mission 
höchst bemerkenswerte Wandlungen. 
Die Kastenunterschiede — das Palla- 


dium der Kultur oder vielmehr Unkul- 
tur Alt-Indiens — werden mehr und 
mehr durch Verkehr- und Tischgemein- 
schaften durchbrochen, gerade von den 
Gliedern der höheren Kasten, die an- 
fangen, sich um die Hebung der niederen 
Klassen zu kümmern. Die Vielweiberei 
nimmt ab in den Kreisen, in denen sie 
früher allgemein üblich war. Ebenso 
die Unsitte der Kinderheiraten: in zwei 
Staaten wurde, was als Fortschritt zu 
buchen ist, das siebente bezw. das neunte 
Lebensjahr als Mindestheiratsalter (!) 
festgesetzt. Die religiöse Tempelprosti- 
tution wird auch von den Hindu- 
reformern bekämpft. Die unsittlichen 
Symbole an den Tempeln beginnen zu 
verschwinden. Man fängt an, die An- 
betung der Götterbilder symbolisch um- 
zudeuten als Form der Anbetung des 
einen Gottes. 
* 


Im englischen Indien gibt es eine Ver- 
ordnung, die eine gesetzliche, vor dem 
englischen Gericht anerkannte Ehe 
Zwischen Trinduss und Perr 
sonen irgend eines anderen 
religiösen Bekenntnisses unter- 
sagt. Natürlich können Christen und 
Heiden jederzeit nach ihren eigenen 
Sitten Ehen schließen; aber um diese 
kümmert sich das englische Gericht 
nicht. Pflichtmäßige Standesämter gibt 
es in Indien nicht.*) Daraus ergibt 


*) Gesetzlich anerkannte Ehen ge- 
nießen ein bevorzugtes Erbrecht. Auch 
stehen der Ehescheidung erhebliche 
Schwierigkeiten im Wege. Die christ- 
liche Kirche legt Wert darauf, daß die 
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sich die Sinnwidrigkeit, daß sich ein 
Hindu in Europa gesetzlich mit einer 
Christin verheiraten kann, daß aber diese 
Ehe in seinem Geburtslande ungültig ist. 
Das Gesetz ist seit 1863 wiederholt, bis- 
her vergeblich, bekämpft worden. 1922 
wurde auf der Tagung zu Simla mit 
einer Stimme Mehrheit beschlossen, 
dieses Gesetz umzustoßen; aber der ge- 
schlossene Widerstand des orthodoxen 


Hinduismus läßt einen Erfolg noch 
zweifelhaft erscheinen. 
* 
China 


Am 5. Juni 1923 sprach in der Berliner 
Universität Dr. Tschang Tschengji, der 
auf einer Reise von Amerika nach 
Schweden Deutschland berührte. 

Auch im uralten China ist trotz po- 
litischer Zerrissenheit und größter Ar- 
mut der Bevölkerung ein neues jugend- 
liches Leben spürbar, auf das das ganze 
Land aufmerksam wird. Eine solche 
Jugendbewegung Chinas ist die wer- 
dende chinesisch-christliche Kirche. In 
wachsendem Selbständigkeitsdrang sucht 
sie sich, zumal seit der vorjährigen Mis- 
sionskonferenz von Schanghai, deren 
Präsident Dr. Tschang Tschengij war, 
von den westlichen Missionsgesell- 
schaften Europas und Amerikas zu 
lösen, um in nationaler Erfassung des 
Evangeliums und in nationalen Or- 
ganisationsformen ein bodenständiges 
Christentum zu pflegen. Vorläufig ist 
allerdings ein föderativer Kirchen- 
ausschuß gebildet, der den Versuch 
macht, die zahlreichen Denominationen 
und Missionen irgendwie zu einer Ein- 
heit zusammenzufassen. Die Kraft 
dieses nationalen Christentums zeigt sich 
darin, daß die junge Christenheit im 
heißen geistigen Abwehrkampf gegen- 
über den gebildeten Volksgenossen steht 
— ist doch in den letzten drei Jahren 
in China mehr gegen das Christentum 
geschrieben als in allen früheren Jahren 
zusammen —, aber sie hat auch die 
Offensive ergriffen und eigene Mis- 


eingeborenen Christen nur solche aner- 
kannten und registrierten Ehen eingehen. 


sionare in ein von Europäern nicht er- 
reichtes Gebiet in der Provinz Jünnan 
gesandt. 


x* 
Mer. Celso Costantini ist von der 
Kurie als „erster apostolischer Dele- 
gat“ in die Republik China gesandt 


worden. Man glaubte zunächst, er 
hätte sich dorthin nur vorübergehend be- 
geben, um den Vorsitz einer großen ka- 
tholischen Missionskonferenz zu über- 
nehmen, erfuhr aber später, daß er der 
erste Titularinhaber einer apostolischen 
Gesandtschaft werden sollte, die in Pe- 
king endgiltig eingerichtet wird. Frank- 
reich, das bisher für sich das Recht aus- 
schließlich in Anspruch nahm, als „Be- 
schützer der Christen im Orient“ zu die- 
nen, hatte sich längere Zeit gegen die 
Einführung unmittelbarer diplomatischer 
Beziehungen zwischen dem Heiligen 
Stuhl und China gewehrt, aber schließlich 
nachgegeben. Der französische Konsul 
von Hongkong hat den Abgesandten des 
Papstes herzlich empfangen und selber 
ihn den chinesischen Behörden vorge- 
stellt. 
x 


Japan. 

Von einer neuerwachten klassenbe- 
wußten Arbeiterschaft in Japan berichtet 
die New-Yorker „Nation“ am 5. Sep- 
tember 1923: 

Die Arbeiter haben sich zusammen- 
geschlossen zu einer sogenannten „Eta“- 
partei (eta-schmutzig). Sie war bis 1871 
verboten, ist neuerdings stark angewach- 
sen und zählt jetzt schätzungsweise drei 
Millionen Mitglieder. Ihre Teilnahme 
am Öffentlichen Leben beschränkt sie auf 
Steuerzahlung und Militärdienst. Nur 
bestimmte Gewerbe sind ihnen erlaubt. 

Gegenüber der Halbheit sozialer Re- 
gierungsmaßnahmen fordern die Eta- 
Leute eine grundsätzliche Umstellung 
in der Behandlung ihrer Klasse. Die 
Kioto-Konferenz vom 3. März 1922 for- 
mulierte ein typisches Klassenkampf- 
programm: „Vereinigt Euch, Ihr Opfer 
der Klassenherrschaft, gegen Eure Aus- 
beuter und Unterdrücker; die Welt ist 


kalt, Mildtätigkeit nutzlos; helfen wir 
uns selbst!“ 

Auf der zweiten Kioto-Konferenz vom 
3. März .ı923 kam in den aufgestellten 
Forderungen das Hinneigen zu kommu- 
nistischen Zielen noch mehr zum Aus- 
druck. Nachdem christliche und cari- 
tative Einrichtungen keinen Wandel 
geschaffen haben, will man die Revo- 
lution. 


* 


Vereinigte Staaten 
Amerika. 


Dr. Watson veröffentlicht im Con- 
tinent, dem Organ der presbyteria- 
nischen Kirchen der Vereinigten Staaten, 
folgende Statistik: Es gibt in den Ver- 
einigten Staaten 78 Millionen Pro- 
testanten, 18 Millionen Katholiken, 1,2 


von 


Millionen Juden, 600000 Mormonen, 
450000 Orthodoxe. Unter den Pro- 
testanten zählt man Methodisten 23 


Millionen, Baptisten 22 Millionen. Die 
Lutheraner und Presbyterianer umfassen 
6725 000 Anhänger. Es gibt 27 450 000 
eingeschriebene Mitglieder der _pro- 
testantischen Kirchen; darunter gehören 
26 722 000 zu 30 Organisationen, die sich 
dem „Bundesrate der Kirchen Christi in 
Amerika“ angeschlossen haben. 


* 


Die „Vereinigte Lutherische 
Kirche“ von Nordamerika zählt 
gegenwärtig 3% Millionen getaufter 
Glieder, so daß sie, da 19% Millionen 
der Einwohner schätzungsweise luthe- 
rischer Abstammung sind, 8ı v. H. als 
verloren gegangen beklagen muß. Ihre 
3803 Gemeinden mit etwa 3000 Pastoren 
und 801250 konfirmierten Christen hat 
im Jahre 1921 aufgebracht: 13,8 Mil- 
lionen Dollar, oder auf den Kopf 17,22 
Dollar (1919 9,15 Millionen, bezw. 
11,78), davon für laufende Unter- 
haltungskosten 6,6 Millionen, für außer- 
ordentliche Aufwendungen 3,8 Millionen, 
für Anstalten, Missionen, Vereine, Wohl- 
tätigkeit 3,4 Millionen. Das Vermögen 
der Gemeinden an Grundeigentum usw. 
wird auf 76 Millionen Dollar geschätzt, 
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denen 6 Millionen an Hypotheken- und 
anderen Schulden gegenüberstehen. 

Unter dem Namen Lutherischer 
Herold erscheint seit dem ı. Oktober 
1922 im Verlage des United Lutheran 
Publication House in Philadelphia ein 
Wochenblatt für die deutschen Gemein- 
den der „Vereinigten Lutherischen 
Kirche“, eine Vereinigung der bisherigen 
Kirchenblätter „Der - Deutsche Luthe- 
raner‘“ und „Der Lutherische Zionsbote“. 

Die „Vereinigte Lutherische Kirche“ 
nahm auf ihrer Tagung zu Buffalo 
eine Kundgebung für den Frieden, die 
Abrüstung und das Recht der Minori- 
täten an; von den zugehörigen Synoden 
und Gemeinden erbat sie 625 000 Dollar 
für den Wiederaufbau und zur Steuerung 
der Not in Europa. 

Dementsprechend entsandte die Mis- 
sourisynode zwecks “Unterstützung der 
Lutheraner in Europa einen Delegierten, 
der die Sachlage untersuchen und alles 
Nötige organisieren sollte. 

Dr. Laurits Larsen, der Präsident des 
Lutherischen Nationalkonzils, auf dessen 
Veranlassung bedeutende Summen an 
etwa 1ıoo Anstalten der Inneren Mission 
in Deutschland verteilt wurden, ist uner- 
wartet am 28. Januar 1923 in New-York 
verstorben. 

* 


Die deutschamerikanische Opferwillig- 
keit wird durch folgende nur die Hei- 
denmission betreffende Zusammenstel- 
lung veranschaulicht: die Basler und die 
Rheinische Mission haben für ihre Ar- 
beit in China von der Deutschen Evan- 
gelischen Synode 1921 je 6155 Dollar er- 
halten, das ehemalige Missionsgebiet 
Basels in Indien von anderer Seite 5000 
Dollar, die Leipziger Mission in 
Deutschostafrika von der Lutherischen 
Jowasynode, die außerdem den beiden 
deutschen ‘Missionen in Neuguinea nam- 


hafte Unterstützungen gewährt hat, 
11 134 Dollar. Für die Missionsarbeit 
der deutschen Brüdergemeine in 


Amerika bringen die Kreise der ameri- 
kanischen Brüdergemeine 25000 bis 
30000 Dollar im Jahre auf. Der Ber- 
liner Missionsgesellschaft ist durch das 
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Lutherische Nationalkonzil reiche Unter- 
stützung zuteil geworden. 
*x 


Die Brüdergemeine hat laut 
Bericht des Missionssekretärs Paul de 
Schweinitz mehr Kirchenmitglieder auf 
dem Missionsfelde als in den heimat- 
lichen Gemeinden. Die Seelenzahl in 
Amerika und Europa beträgt 46 782. 
Diese verhältnismäßig kleine Kirche 
unterhält 290 Missionare und 2278 ein- 
geborene Helfer. In Amerika hat sich 


die Mitgliederzahl‘- in den letzten 25 
Jahren verdoppelt. Sie beträgt jetzt 
17 314: 
* 
Die Sekte der „Adventisten 
vom siebenten Tage“, 1844 in 


Amerika entstanden, ist heute wieder be- 
sonders rege. Zu ihr bekennt sich auch 
Dr. George Harding in Columbus (Ohio), 
Bruder des. verstorbenen Präsidenten. 
Die Sekte zählt 200000 Mitglieder und 
arbeitet nach eigener Angabe unter 
109 Völkerschaften. Sie gibt 141 Zeit- 
schriften in 41 Sprachen heraus, 
unterhält ı53 Missionsstationen, II4 
höhere Schulen und 33 Sanatorien. 1918 
brachte sie 7 Millionen Dollar auf. Von 
jedem Mitgliede verlangt sie den zehnten 
Teil vom gesamten Einkommen. 
%* 


In Utah gibt es unter einer mor- 
monischen Bevölkerung von 
wenigstens 500000 eine protestantische 
Einwohnerschaft von mehr als 50000. 
Um ihre Jugend von den höheren Schu- 
len der Mormonen unabhängig zu 
machen, haben sich neulich sieben pro- 
testantische Denominationen, Presby- 
terianer, Methodisten, Baptisten, Epis- 
kopale, Disciples und Kongregationa- 
listen, verbunden, um ein christliches 
College in Salt Lake City zu gründen. 
Ein Anfang dazu war in einem kleinen 
presbyterianischen College, Westminster 
College, bereits vorhanden. 

* 


Neuerdings viel von sich reden macht 
der Ku Klux Klan, eine nord- 
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amerikanische Geheimgesellschaft. Der 
Name stammt aus dem griechischen 
Worte Kyklos (Kreis) und dem schot- 
tischen Clan (Familienverband, Sipp- 
schaft usw.). Nach Beendigung des -Bür- 
gerkrieges zu Pulaski, Hauptort der 
Grafschaft Giles im Staate Tenessee, ge- 
gründet, wurde dieser Verband auch 
The invisible empire (das unsichtbare 
Reich) oder The white league (die weiße 
Liga) genannt. Er hatte sich zum Ziele 
gesetzt, die neugewonnene politische und 
soziale Stellung der Neger niederzudrük- 
ken und den Einfluß der aus Nordameri- 
ka „mit dem armseligen Reisebündel 
kommenden“ Carpet-baggers zu brechen, 
jener Weißen, die durch die Neger zu 
Macht gelangt waren. Seine Ein- 
richtungen waren der Freimaurerei nach- 
geahmt. In den beiden Carolina, wo der 
in seinen Mitteln nicht wählerische Ge- 
heimbund seine Hauptmacht hatte, er- 
reichte die Gesetzlosigkeit einen solchen 
Grad, daß der Gouverneur militärische 
Hilfe vom Präsidenten erbitten mußte. 
Der Kongreß erteilte am 20. April 1871 
die Erlaubnis hierzu. Da in einigen 
Teilen von Südkarolina neue Gewalt- 
taten verübt wurden, ließ der Präsi- 
dent im Oktober 1871 in neun Graf- 
schaften den Kriegszustand verhängen 
und zahlreiche Verhaftungen vornehmen, 
worauf dem Ku Klux Klan rasch ein 
vermeintliches Ende bereitet wurde. 
Während des Weltkrieges hörte man, 
daß der Bund zu neuem Leben, diesmal 
mit deutschfeindlicher Tendenz, erwacht 
sei. Bestimmtes ließ sich nicht in Er- 
fahrung bringen. Neuerdings rührt er 
sich wieder. Gewisse protestantische 
Kreise waren in Aufregung geraten, sei 
es über die politische Organisation der 
katholischen Irländer, sei es über die 
wiedererwachte Tätigkeit einer geheimen 
Gesellschaft, „Kolumbusritter“, die in 
alle erlesenen Körperschaften Katholiken 
hineinzubringen versuchten. Demgegen- 
über hat der Ku Klux Klan offenbar eine 
an den Munizipalrat von New-York ge- 
richtete Adresse inspiriert, deren Ein- 
leitungsworte lauten: „Laßt uns das 
protestantische Amerika beibehalten!“ 
Aber die protestantischen Kirchen 


wiesen mit voller Energie die geheimen, 
in Maske auftretenden Maßnahmen und 
die Handlungen von Unduldsamkeit zu- 
rück, die man dem Klan zur Last legt. 
Im September 1922 sind-diese billigens- 
werten Grundsätze durch das Ver- 
waltungskomitee des „Bundesrates der 
Kirchen Christi in Amerika“ doku- 
mentarisch niedergelegt worden. 

Der Christliche Apologete vom 30. Mai 
1923 berichtet, daßin einer Methodisten- 
kirche zu Pittsburgh Kukluxer in geister- 
hafter weißer Vermummung erschienen, 
um am Gottesdienste teilzunehmen. Der 
Prediger rief ihnen entgegen: „Ihr habt 
entweder eure Masken abzulegen oder 
sofort diese Kirche zu verlassen!“ Die 
Eindringlinge mit dem Flammenkreuz 
und in den hohen Spitzhauben hüteten 
sich wohl, diese abzunehmen und offen- 
barten damit die lichtscheue Art ihres 
Klans. 


„Zurück zur Bibel“ nennt sich 
eine Bewegung, die seit dem I. Januar 
1920 tätig ist und sich die Aufgabe ge- 
stellt hat, jeden Tag auf der editoriellen 
Seite der Tagesblätter einen Bibelvers 
drucken zu lassen. Am I. Januar 1923 
versorgte sie 2038 Zeitungen mit Bibel- 
texten in allen Staaten der Union und in 
allen Provinzen Kanadas; auch in Blät- 
tern in Korea und Westindien werden 
die Bibelstellen gedruckt. Die ge- 
samte Leserzahl aller dieser Zeitungen 
beläuft sich auf 14 233 254. 


* 


David Hirschfield, der Rechnungs- 
führer der New-Yorker Stadtverwaltung, 
der von Major Hylan beauftragt worden 
war, die in New-York gebrauchten Schul- 
bücher durchzusehen, hat seinen Bericht 
veröffentlicht. Darin meldet er, daß vor 
allem acht Geschichtsbücher, die vom Su- 
perintendenten empfohlen waren, pro- 
britische und antiamerikani- 
sche Propaganda enthalten. Er 
empfiehlt, daß Geschichtswerke, die den 
Kindern beizubringen versuchen, daß 
der Unabhängigkeitskrieg unnötig war 
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usw., in den Ofen gesteckt und deren 
Verfasser gebrandmarkt werden. 
* 


Im Bundesgericht entschied Richter 
Lorell, daß das im Jahre ı9I9g vom Kon- 
greß erlassene Gesetz, wonach jeder Per- 
son ausländischer Geburt, die während 
des Krieges in Heer oder Flotte gedient 
hat, Naturalisationsrechte gewährt wer- 
den, auf Japaner keine Anwendung 
finde. Wo dies geschehen, wie bei dem 
Japaner Heidemutsu von der Bemannung 
des Küstenwachtkutters „Acushmet“, 
habe Widerrufung stattzufinden. 

* 


Das Bundesobergericht hat anfangs 
Juni 1923 entschieden, daß der Unterricht 
in fremden Sprachen in öffentlichen, pri- 
vaten oder Parochialschulen, zu deren 
Unterhalt der Staat nicht beiträgt, nicht 
von ihm verboten werden kann. Tat- 
sächlich handelt es sich da nur um die 
deutsche Sprache Damit hat 
das Gericht mit einem Überbleibsel aus 
der Zeit der Kriegspsychose aufgeräumt. 

* 


Eine neue Kulturverbin- 
dung zwischen Deutschland und Ame- 
rika ist in Leipzig zustande gekommen. 
Auf Anregung des zurzeit in Leipzig 
lebenden amerikanischen Schriftstellers 
White traten eine Anzahl Vertreter von 
Wissenschaft und Kunst zusammen, um 
über den von White vorgeschlagenen 
Plan zu beraten. Das Ergebnis ist fol- 
gendes: Chicago und Leipzig treten in 
eine Art Patenstadtverhältnis. Leipziger 
Künstler und Gelehrte sollen in Chicago 
als Vortragende auftreten, akademische 
Kurse veranstalten und anderes. Es sind 
zunächst fünf Gruppen der gewünschten 
Disziplinen ins Auge gefaßt: Professoren 
der Universität Leipzig und des Konser- 
vatoriums für Musik, kirchliche Führer- 
persönlichkeiten, Leiter von Arbeiter- 
verbänden, Repräsentanten der Freimau- 
rerlogen. Die Vertreter der Arbeiter- 
verbände werden unter anderem über die 
deutsche soziale Gesetzgebung vortragen. 
Für, die Lehrer des Konservatoriums 
kommt eine musikpädagogische Tätig- 
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keit in Betracht. Es steht bereits fest, 
daß die Einladung angenommen wird, 
zumal die Finanzierung des Planes von 
Chicago aus sichergestellt zu sein scheint. 
Urlaub auf mehrere Monate ist den Teil- 
nehmern bereits zugesichert worden. 
Das amerikanische Komitee hatte zuerst 
an die Verbindung mehrerer geistiger 
Zentren Deutschlands gedacht, der 
eine entsprechende Anzahl amerikani- 
scher Großstädte gegenüberstehen sollte. 
Schließlich hat man sich aber entschlos- 
sen, den Plan zunächst auf die Verbin- 
dung Chicago-Leipzig zu beschränken. 
* 


Der Leiter des Statistischen Amtes 
des Deutschen Evangelischen Kirchen- 
bundes, Prof. D. Schneider, ist von 
der Amerikanischen Lutherischen Stati- 
stischen Gesellschaft zum Ehrenmitglied 
ernannt worden in besonderer Anerken- 
nung des von ihm seit vielen Jahren her- 
ausgegebenen „Kirchlichen Jahrbuchs“. 

* 


Im „Christlichen Apologeten“ stellt Bi- 
schof D. Nuelsen fest, daß „die physische 
und sittliche Verelendung des deutschen 
Volkes von Monat zu Monat zunimmt“, 
und erklärt: „Das Vorgehen Frankreichs 
verhindert den Frieden Europas. Frank- 
reichs Politik, die darauf hinausläuft, 
Deutschland politisch und wirtschaftlich 
zu zertrümmern, bringt nicht nur unsäg- 
liches Leiden über Millionen unschul- 
diger Menschen, sondern treibt ganz Eu- 
ropa dem Abgrunde zu.“ 

* 


In den Vereinigten Staaten stand der 
Tag des Kriegsausbruchs in dem ver- 
flossenen Jahre unter der Losung: Recht 
— nicht Krieg. Die Notwendigkeit 
einer solchen Kundgebung zeigt The 
Nation am ı. August 1923 an einem 
Überblick über die vielen Streitig- 
keiten, die die Welt zur Zeit be- 
unruhigen. Zitiert wird ein Brief von 
Lansbury: „Wir machen gegen alle 
Kriege Front. Wir glauben, daß das 
Töten eine Lästerung und ein Verbrechen 
gegen Gott und Menschen ist. Ich hoffe, 
Amerika wird darin mit uns zusammen- 
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stehen, die Welt für immer freizumachen 
vom Krieg und seinen gräßlichen Er- 
rungenschaften, die, wenn sie nicht zer- 
stört werden, alle zivilisierten Völker 
vernichten würden.“ Man will sich nicht 
mehr mit den Pazifisten begnügen, die 
da sagen: Wir sind für Frieden, aber . 

und wie I9I7 umschwenken. Im auf- 
bauenden Sinne soll das Recht herrschen. 

* 


Der Vorsitzende der amerikanischen 
Weltbundvereinigung William Pierson 
Merrill wirft in seiner in der Zeit- 
schrift „Christian Work“ vom 22. Sep- 
tember 1923 abgedruckten Predigt über 
Matth. ı2, 3ıf. die Frage auf: „Was 
ist das Grundlegende und Wesentliche 
nach unserem Herrn und Heiland Jesus 
Christus?“ Er gibt die Antwort: „Das 
Wesentliche ist der Geist.“ Der Geist 
der Hilfsbereitschaft, der Liebe und der 
Güte ist die einzige Grundlage des 
Christentums. Nur wo dieser Geist 
wirksam wird, ist wahres Christentum. 
Lehrsätze und Formen sind von nur 
sekundärer Bedeutung. Es ist Pflicht der 
Kirche, das immer wieder hervorzu- 
heben. Die Welt erwartet von ihr, daß 
sie es wagt, in erster Linie den Geist der 
Liebe, der der Geist Gottes und der Geist 
Jesu Christi ist, in sich aufzunehmen und 
zu betätigen. 

% 

Die Zeitschrift „Christian Work“ 
bringt in Nr. 13 vom 29. September 
1923 eine Veröffentlichung A. Deiß- 
manns über „Das Kreuz Christi und 
die Völkerversöhnung“. Das Christen- 
tum zielt darnach auf ein Zwiefaches 
ab: erstens auf die Versöhnung des 
Menschen mit Gott, zweitens auf die 
Versöhnung der Völker unter einander. 
Diese beiden Gedanken treten im Neuen 
Testament in der Tat deutlich genug 
hervor. Der Apostel Paulus rückt sie 
ganz besonders in den Vordergrund. 
An einer besonderen Mission an den 
Nationen im Sinne der Versöhnung der 
Völker und Staaten haben die Kirchen 
es bisher fehlen lassen. Das nachzuholen, 
ist christliche Pflicht. Gott will es, und 
der gekreuzigte Herr befiehlt es. Der 


Weltkrieg war kein Triumph, sondern 
ein neues Leiden des Christus — ein 
Leiden jedoch, auf welches sicher ein 
Ostermorgen folgen wird. 


* 


Der Intercollegian berichtet in der 
Oktober-Nummer 1923 von einer 
Tagung der Fortschritts-Programm- 
Kommission in Estes Park, Colo- 
rado, im Juli 1923. Studentenver- 
treter verschiedener amerikanischer 
Staaten waren anwesend. Ohne die bis- 
herige Arbeit in Studiengruppen, Evan- 
gelisation usw. beeinträchtigen zu 
wollen, wurde als neues Ziel für das 
Schuljahr 1923/24 die Klärung der 
Hauptprobleme der christlichen Inter- 
nationale empfohlen, durchzuführen auf 
dem Wege des Bibelstudiums, der Er- 
ziehung und des Opfers in Verbindung 
mit dem Freundschaftsfonds und der 
Auslandsarbeit und durch vollständigere 
Aufnahme ausländischer Studenten in 
die eignen Gruppen. 

x 


Vom 28. Juni bis 5._ Juli 1923 fand in 
San Franzisko eine Weltkonferenz über 
Erziehungsfragen statt. Die Konferenz 
stellte folgende Hauptpunkte heraus: 

1. Freundschaft, Gerechtigkeit und 
guten Willen unter den Nationen zu 
fördern, 

2. eine weltweite Duldsamkeit gegen- 
über den Rechten und Vorrechten , aller 
Nationen, unabhängig von Rasse und 
Glauben, zu üben, 

3. eine Würdigung des Wertes und 
der ererbten Gaben der Nationalität, 
die in Jahrhunderten von Entwicklung 
und Fortschritt erworben wurden, zu er- 
reichen, 

4. genauere und befriedigendere Kennt- 
nis und angemessenere Darstellungen 
der verschiedenen Länder in den Schul- 
büchern zu sichern, 

5. eine nationale Kameradschaft zu 
pflegen und ein Vertrauen, das eine 
wohlwollendere Würdigung aller Na- 
tionen bewirkt, 

6. den Gemütern und Herzen der 
heranwachsenden Generation jene gei- 
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stigen Werte einzuprägen, die not- 
wendig sind, um die Grundsätze der 
Konferenz zur Besehränkung der Rü- 
stungen zu verbreiten, 

7. endlich, in allen Schulen der Welt 
die wesentliche Einheit des Menschen- 
geschlechts nachdrücklichst zu betonen, 
in anbetracht der Schäden des Krieges 
und der absoluten Notwendigkeit des 
allgemeinen Friedens. 


* 


Der Verein Christlicher 
Junger Männer hatte bisher keine 
Konstitution, und es bestand zwischen 
den einzelnen Vereinen nur eine sehr 
lose Verbindung. Im Laufe der Zeit 
wurde es den Führern der Organisation 
immer klarer, daß eine zielbewußte 
und erfolgreiche Zentralleitung und 
Entwicklung derselben durch den 
Mangel entsprechender Statuten nicht 
nur erschwert werde, sondern unter 
gegenwärtigen Verhältnissen gerade- 
zu unmöglich sei. Daher ist nun am 
Ende vorigen Jahres in einer zu Cleve- 
land, O., tagenden konstitutionellen Kon- 
vention der Christlichen Vereine Junger 
Männer eine entsprechende und wirklich 
"mustergültige Konstitution entworfen 
und einstimmig angenommen worden. 


* 


Der Studentenverband 
lebenslänglichen christli- 
chen Dienst (Life Service), der 
sich vor nicht langer Zeit aus einzelnen 
Studenten und Studentengruppen in ver- 
schiedenen Colleges» und Universitäten 
Amerikas gebildet hat und sich die Auf- 
gabe stellt, die Kirche Christi in Amerika 
in ihren einheimischen Missionsbe- 
strebungen zu unterstützen, ist in 
einem erfreulichen Wachstum begriffen. 
‘ Kürzlich wurden dem Stab von ange- 
stellten Arbeitern im Hauptquartier des 
Verbandes zu New-York zwei weitere 
Sekretäre beigefügt, von denen der eine 
als reisender Vertreter alle Colleges und 
Universitäten des Südens und des mitt- 
leren Westens im Interesse der guten 
Sache besuchen soll. 


für 


* 
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Dr. Henry H. Meyer, der Her- 
ausgeber der Sonntagschul-Literatur der 
Bischöflichen Methodistenkirche, ist einer 
von mehreren amerikanischen Gelehrten, 
welche die editorielle Behörde bilden, die 
mit der Sammlung des literarischen 
Materials für das neue Werk „The 
American Encyclopedia of Christianity“ 
betraut wurden. Dieses große Werk 
wird für den Protestantismus eine ähn- 
liche Bedeutung haben, wie die „Jewish 
Encyclopedia“ und die „Catholic Ency- 
clopedia“ für ihre betreffenden kirch- 
lichen Körperschaften. 

* 


Zur Erinnerung daran, daß 300 Jahre 
verflossen sind, seit Wallonen, franzö- 
sische Hugenotten und Belgier sich 
dort, wo heute New-York liegt, ansie- 
delten, ist eine Münze geprägt, die auf 
der einen ‚Seite Admiral Coligny und 
Wilhelm der Schweiger, auf der anderen 
Seite das Schiff „Neu-Niederland“ dar- 
stellt, das die Wallonen nach Amerika 
gebracht hat. Dr. Charles S. Macfar- 
land hat diese Münze in seiner Eigen- 
schaft als Präsident des Exekutiv- 
Komitees der 300-Jahr-Feier-Kommis- 
sion dem Präsidenten Coolidge in feier- 
licher Weise überreicht, worauf dieser 
das Ereignis in seiner nationalen Bedeu- 
tung würdigte Besondere Feierlich- 
keiten sind vorgesehen in Florida, Geor- 
gia, North Carolina, Delaware, Penn- 
sylvania, New-Jersey und New-York. 
Auch werden: Wallonen, französische 
Hugenotten und Belgier eine „Pilger- 
fahrt“ in die Heimat ihrer Vorfahren 
unternehmen. 

* 


Tote des letzten Jahres. 


Am ı. Februar 1923 ist Ernst 
Troeltsch, 58 Jahrealt, plötzlich ge- 
storben; gerade als er zur Abhaltung von 
Vorlesungen englische Universitäten be- 
suchen wollte. Ein eigentümliches Zu- 
sammentreffen, denn er ist wohl ebenso 
wie manche von den 23 Professoren, die 
die Universität Berlin in den Jahren 1921 
und 1922 verloren hat, ein Nachopfer der 
englischen Hungerblockade. Aber zahl- 
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reiche englische Theologen trauern jetzt 
mit den deutschen um den Gefallenen. 

Freilich, kein Systematiker der letzten 
Jahrzehnte ist schärfer innerhalb der 
deutschen Theologie bekämpft worden 
als Ernst Troeltsch. Zu den Gegnern, 
die ihm seine Theologie eintrug, kamen 
die hinzu, die er durch die rücksichtslose 
Wucht seiner Persönlichkeit zurückge- 
stoßen hatte. Seine Gegner achteten ihn, 
aber liebten ihn nicht. 

Trotz der Leidenschaft, die sein Wesen 
durchglühte, hatte sein Denken etwas 
Kaltes. Obwohl er mit seiner genialen 
Veranlagung das mystische Element wit- 
terte, das diese oder jene Epoche be- 
stimmte, war er in den Ergebnissen 
seiner systematischen Forschung über- 
wiegend „Vernunfttheologe“. In dem 
Kampf‘ zwischen Vernunft und Offen- 
barung, der sich durch seine geschicht- 
lichen Untersuchungen von jener ersten 
über Melanchthon und Johann Gerhard 
bis zu den Soziallehren hindurchzieht, 
siegte in der Beurteilung fast stets 
der Rationalismus über die Mystik. 
Das Werk des Erasmus war für ihn 
nicht minder groß als das Luthers, nicht 
aus Gründen anglikanischer WVermitte- 
lung, sondern aus Öpposition “ gegen 
die religiöse HEinseitigkeit.e. So war 
auch für ihn die Bedeutung der in der 
deutschen Renaissance begonnenen Auf- 
klärung als eines inneren Fortschritts 
und historischen Einschnitts weitreichen- 
der als die der Reformation. Alle Re- 
ligionen waren für ihn, der sie von dem 
Standpunkt der Vernunft aus verglich, 
relativ. Seine Religionsphilosophie blieb 
bei diesem Ergebnis stehen, ohne zu 
wählen. Das Christentum ist im Fluß 
der Religionen grundsätzlich nichts an- 
deres als die andern Religionen. Ein 
Absolutes gibt es nicht, es’sei denn, daß, 
heraklitisch gesprochen, die Bewegung 
das einzige Feste in der Erscheinungen 
Flucht ist. 

Es war nicht nur die Fülle des auf den 
großen Sammler einstürmenden Stoffes, 
sondern auch die Bedenklichkeit, in 
dieser Überfülle der Eindrücke selbst 
Stellung zu nehmen, die ihn am positiven 
Aufbau auf systematischem Gebiet hin- 


derte. Wie oft hat, außer anderen, Wil- 
helm Herrmann ihn aufgefordert darzu- 
stellen, wie er sich positiv eine christliche 
Dogmatik auf den von ihm belassenen 
Grundlagen denke! Wiesehr haben wir 
Jüngeren verlangt, daß er die Religions- 
philosophie, an der er gedanklich in den 
letzten Jahren so stark arbeitete, zum 
System herausarbeite. Es fehlten dem zu 
errichtenden Gebäude die festen Grund- 
lagen. 

Wohl aber war auf der Grundlage 
des Entwicklungsgedankens eine Ge- 
schichtsphilosophie möglich, ja so- 
gar die dGeschichtsphilosophie unserer 
Zeit, ist doch Geschichte für ihn nichts 
anderes als die Bewegung der Idee. Da 
konnte die Relativitätstheorie, die dem 
Systematiker die Begeisterung nimmt, 
nur befruchtend wirken. Man hat 
Troeltsch in England den Einstein der 
modernen Theologie genannt; in der Tat 
bedeutet die restlose Anwendung des Ent- 
wicklungsgedankens auf alle Phänomene 
der geschichtlichen Religion eine Befrei- 
ung. Wenn nur nicht vergessen wird, daß 
unsere innere Entscheidung unabhängig 
von aller geschichtlichen Forschung er- 
folgt und erfolgen muß. 

Die Stellung, die Troeltsch in seinem 
großen letzten Werk über den „Historis- 
mus und seine Probleme‘ hierzu ein- 
nimmt, ist eine andere. Das Ding an 
sich, das wir hinter den Erscheinungen 
der Geschichte suchen, verschwindet zu- 
gunsten der Bedeutung des konkreten 


Wechsels, in dem der Logos nach 
Troeltsch Meinung seinen Ausdruck 
findet. Sicherlich liegt etwas Großes in 


dieser Bedeutung des Geschichtlichen für 
das Gedankliche, wie überhaupt die Ver- 
bindung von Ideologie und Soziologie in 
einer großen Einheit das Verdienst des 
Historismus ist, aufgrund dessen Har- 
nack in seiner Gedächtnisrede Troeltsch 
als den ersten großen Geschichtsphilo- 
sophen Deutschlands seit Hegel bezeich- 
net hat. 

In seinen „Soziallehren“ hat Troeltsch 
nicht nur über Geschichte gedacht, son- 
dern Geschichte geschrieben. Freilich 
läßt sich hier die Beobachtung machen, 
daß, trotz jener grundsätzlichen Her- 
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vorkehrung der konkreten Erschei- 
nungen geschichtlicher Entwicklung, in 
dem, der sie so schaute, eine starke 
systematische Kraft ständig arbeitete 
und gestaltete. Das zeigt sich sowohl in 
dem Fehlen historischer Exaktheit, wie 
in der gewaltigen Intuition geschauter 
Zusammenhänge. 

Gegenüber allen sozialen „Ideologien“ 
hatte er eine große Skepsis. Daß wir 
von der Sozialen Arbeitsgemeinschaft 
uns dem Drang der Klassen- und Volks- 
entzweiung entgegenwarfen und an einer 
Volksgemeinschaft arbeiten wollten, sah 
er mit einem erstaunten Wohlwollen 
für so jugendlichen Enthusiasmus an. 
Die materiellen Gegebenheiten im Ge- 
schehen waren ihm zu stark, als daß 
der Geist da hinein neue Anfänge setzen 
durfte. Die Relativität hatte ihn zu 
stark gefangen genommen, als daß er 
sich oder andern zugetraut hätte, daß sie 
dem „Sinn der Geschichte“ selbst Bahn 
brechen könnten. 

Sehr stark war deshalb bei ihm ur- 
sprünglich der Widerspruch gegen ein 
Hineinragen ethisch-idealistischer Ge- 
danken in das Getriebe der Völkerbe- 
ziehungen. Er vertrat lange Zeit, ins- 
besondere zu Beginn des Krieges, die 
Meinung, daß für den Verkehr der Völ- 
ker ganz andere Gesetze gälten und zu 
gelten hätten als für den Verkehr der 
Menschen untereinander. Ich war stolz 
darauf, daß er in diesem Punkte seine 
Meinung, wie er sie damals in einem 
Artikel der „Christlichen Welt“ ver- 
treten hatte, in einer langen Ausein- 
andersetzung, die wir auf einem Aus- 
flug nach Potsdam hatten, änderte. Er 
räumte ein, daß es für das Sollen der in- 
ternationalen Ethik keinen anderen Ur- 
sprung geben könnte als für die Gesetze 
unseres persönlichen Sollens; erst in der 
Anwendung der Gesetze können sich 
Verschiedenheiten ergeben. Aber auch 
hier hat er die Konsequenzen der Er- 
kenntnis nicht gezogen: er kam von der 
Zustimmung, daß die christliche Ethik 
auch für das Völkerleben Geltung be- 
sitze, nicht zu einem radikalen Eintreten 
für einen Hoheitsanspruch Christi auf 
diesem Gebiete, weil jeder solche An- 
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spruch ihm, angesichts des Wechseis der 
Ansprüche, zu anspruchsvoll erschien. 

Trotzdem fand Troeltsch seinen Weg 
ins praktische Leben, nicht nur mit so- 
zialen und politischen Theorien, sondern, 
wie so viele deutsche Gelehrte, durch ein 
Eingreifen in das politische und kultu- 
relle Leben in und seit dem Kriege. In 
der ‘Revolution begann er an dem er- 
strebten Neuaufbau Deutschlands als 
mitverantwortlicher Staatsmann mitzu- 
arbeiten. Es erfüllte ihn zwar später 
mehr mit Enttäuschung als DBefrie- 
digung, wenn er auf das, was er und 
andere im Ministerium für Wissenschaft, 
Kunst*und Volksbildung erreicht hatten, 
zurückblickte. Aber im praktischen Tun 
lag auch damals nicht die Bedeutung 
seiner Mitarbeit; das Größte, was er da- 
mals für die Allgemeinheit geleistet hat, 
war m. E. die Einschätzung der Lage, 
die in solchen Äußerungen wie den „Ber- 
liner Briefen“ an den „Kunstwart‘ zum 
Ausdruck kam. Damals war sein Urteil 
durch den Einblick in die konkreten 
Aufgaben noch geschärft und wurde 
vielen zur Wegweisung und zur Stär- 
kung. 

Sein Werk hat etwas Grandioses an 
sich. Gerade der unvollendete Charakter 
desselben hebt diesen Eindruck noch 
stärker hervor. Und seine Persönlichkeit 
hatte dieselben Ausmaße des Riesen- 
haften. Freilich ein Riese, dem die Fels- 
blöcke, die er zu Tage förderte, immer 
wieder in der Masse der andern ver- 
sanken, weil er keinen wählen wollte. 
Unsere Zeit brauchte den großen Pro- 
blematiker. F, S.-S. 


* 


Ferdinand Avenarius, der 
Herausgeber des „Kunstwart“,. ist ge- 
storben. Als einer, der die Kunst volks- 
tümlich machte, ohne sie herabzusetzen, 
ist er vielen Deutschen ein Helfer und 
Führer geworden. Im Kriege wurde der 
Kunstwart zugleich Kulturwart und hieß 
„Deutscher Wille“. Damals wurde der 
Dichter und Aesthet von einst Politiker 
und öffentlicher Kämpfer. Für die 
„Eiche“ wurde der „Kunstwart“ ein 
Bundesgenosse in wichtigen Fragen. Als 
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Avenarius sich entschloß, die „Kriegs- 
schuldfrage‘“ aufzunehmen und der Welt 
durch Bilder die Wahrheit zu zeigen, er- 
bat er von uns Hilfe für seine „Schrif- 
ten für echten Frieden“. Freilich auf 
diesem Gebiete war es neben seinem 
Namen mehr seine Geschäftskenntnis als 
sein auf künstlerischen Gebieten mit 
Recht so bewundertes Augenmaß, wo- 
durch ihm eine gewisse Führerstellung 
zugetragen wurde. Seine Kunst mußte 
hier versagen, da ihm die nötige Kenntnis 
des Auslandes fehlte. 

Ihm war es geschenkt, im Alter zu 
seiner Jugend zurückzukehren: seine 
dichterischen Gaben brachen in den 
letzten Jahren wieder stark hervor und 
schenkten uns Werke von eigentümlicher 
Kulturschau. Freilich fand ich auch hier 
ein Zunahherangehen an das Objekt, ein 
Reden über das Schauen, ein Reflek- 
tieren, wo unmittelbares Fassen notwen- 
dig gewesen wäre. Er schickte mir sein 
Drama „Jesus“ und fragte mich um 
meine Meinung; ich blieb sie ihm schul- 
dig, weil ich fand, daß er hier zu wenig 
tief gedrungen war. Aber je mehr es 
sich um die Dinge handelte, die vor 
Augen sind, desto sicherer war sein Ur- 
teil, desto stärker auch seine Gestaltungs- 
kraft. Er wird uns fehlen, mit seiner 
lächelnden Klugheit, seinem Wagemut, 
seiner Festigkeit, seiner freundlichen 
Hilfsbereitschaft. F._S.-$: 
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Im letzten Jahre sind mehrere Männer 
Englands gestorben, deren Tod in diesen 
Blättern als ein Schlag für unsere Sache 
registriert werden müßte. Hier sei nur 
einer genannt, der, soviel ich sehe, die 
meisten Zeitgenossen und Gesinnungs- 
genossen überragte, John Clifford. 
Seit ich ihn zum ersten Mal gesehen und 
gehört habe, ist mir das Bild seiner 
Lebendigkeit und Lauterkeit, seines 
tiefen Enthusiasmus: für die Sache Jesu 

tief ins Herz geprägt worden. Ich muß 

ineErinnerung an ihn an das Wort seines 
Meisters denken: Ich will ein Feuer an- 
zünden auf Erden. 

Dr. John Clifford, der „Baptisten- 
papst‘“, wie er hin und wieder genannt 


wurde, der langjährige Präsident der 
Baptist Union, ist am 20. November 
1923 plötzlich im 87. Jahre gestorben. 
Er hatte soeben in der Vierteljahresver- 
sammlung der Baptist Union eine Sym- 
pathieerklärung für denkranken Dr. Sha- 
kespeare eingebracht und die Diskussion 
über neue Wege der Evangelisation mit 
seinem temperamentvollen Interesse ver- 
folgt, als er, inmitten seiner Freunde und 
Verehrer, tot zusammensank. 

Er war zwar die letzten Jahre pastor 
emeritus, aber auch als er die Pfarre von 
Westbourne Park niedergelegt hatte, 
blieb er der Pfarrer und Helfer Tau- 
sender, die seinen Rat brauchten. In 
den Tagen vor seinem Tode hat er fast 
täglich bei Versammlungen, Feiern und 
Begräbnissen zu seinen Freunden ge- 
sprochen, ein Unermüdlicher, aus dem 
Innersten heraus stets wieder erfrischt 
und gestärkt. 

Er war ein Puritanerkind aus armer 
Familie. Als er zehn Jahre alt war, hatte 
er als Fabrikarbeiter täglich von 4 Uhr 
morgens ab zu arbeiten, zeitweise. 30 
Stunden hintereinander. Eine gute Schule 
für die Beurteilung der „Christlichkeit“ 
der Gesellschaft und des sozialen Ernstes 
der kirchlichen Verkündigung! Seine 
Bekehrung rettete ihn vor bloß negativer 
Entrüstung und führte ihn, als er 19 Jahre 
alt wurde, auf ein baptistisches Seminar, 
in dem er sich für seinen Beruf rüstete. 
Er wurde ein schlichter und treuer 
Pastor, zugleich aber der große Anwalt 
aller sozialen Nöte und Notleidenden. 
Dr. Charles Brown sagte von ihm: 
„Unser großes Herz, eine große Gabe 


Gottes an das Volk und die ganze 
Kirche“, 
Er war durchaus nicht das, was 


sich die deutschen Landeskirchenchristen 
unter einem „Baptisten“ vorstellen. Er 
war weder orthodox noch Pietist, weder 
ungebildet noch schwärmerisch. Er nahm 
alle neue Klärung, die die biblische For- 
schung für das Verständnis der Männer 
des Alten und Neuen Testaments 
brachte, mit eifrigstem Suchen und 
tiefem Verständnis auf. Er verlor dabei 
nie die evangelische Überzeugung und die 
evangelistische Kraft, die Gott ihm ge- 
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schenkt hatte. Aber er legte keinen Ton 
auf die Lehre, ebenso wie er die bapti- 
stischen Riten für unwichtig hielt. Wenn 
jemand mit ihm über die Erwachsenen- 
taufe disputieren wollte, machte er dem 
andern erst klar, daß es sich nicht um 
eine wesentliche Frage des Christentums 
handelte. Das verstanden die deutschen 
Theologen nicht, die mit ihm zusammen- 
trafen; sie waren zu sehr auf Lehren aus, 
„Unterscheidungslehren“! Als die deut- 
schen „Kirchenmänner“ 1908 in London 
seine Predigt hörten, gewannen sie einen 
Eindruck von der Größe des Mannes. 
Aber als wenige Monate später der bap- 
tistische Weltkongreß in Berlin gehalten 
wurde, überließ man doch Dr. Clifford 
nicht die Domkanzel; man sagte, daß 
das eine zu große Propaganda für die 
baptistische Sache in Deutschland ge- 
wesen wäre. Vielleicht hatte man hier- 
in recht. Aber ist es nicht tausendmal 
wichtiger, daß Menschen in Berührung 
gebracht werden mit Zeugen Jesu 
Christi? 

Dr. Clifford gehört zu den wenigen, 
die in ihrer ungeheueren Aktivität für 
den erwählten Führer nicht Zeit und 
Muße finden zu Kleinlichkem und 
Schlechtem. Er vermochte nicht 
kleinlich zu sein. Er war fortwährend 
mit Großem beschäftigt. Über Gegner 
sprach er besonders hochherzig. Spur- 
geon, mit dem er einst jenen großen 
Kampf zu führen hatte, der zu Spur- 
geons Ausscheiden aus der Baptist Union 
führte, wurde von ihm immer wieder ge- 
priesen. 

Im Frühjahr ıgı1 traf ich Dr. Clifford 
in Amerika und durfte auf einigen Ver- 
sammlungen mit ihm zusammen reden. 
Unvergeßlich und noch jetzt tief be- 
schämend ist mir die echte innere Be- 
scheidenheit, in der er an jede Aufgabe 
herantrat; unvergeßlich und unnachahm- 
lich aber auch das lodernde Feuer, in dem 
er dann brannte, wenn er die Sache an- 
faßte. Ich kann mich nicht erinnern, bei 
irgendeinem andern Menschen eine 
gleiche innere Leidenschaft beobachtet zu 
haben. Eine Leidenschaft nach Ge- 
rechtigkeit lebte in ihm und konnte, an- 
gefacht, die andern zum Außersten mit- 
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reißen. In unvergleichlichker Weise 
konnte er einem tiefen Gerechtigkeits- 
empfinden der Versammlung Ausdruck 
geben. Selbstverständlich entging er 
dabei nicht der Gefahr großer Volks- 
redner, sich von dem Beifall der Menge 
fortreißen zu lassen. Das gilt z. B. auch 
von seinen Kriegsreden, die nicht immer 
in den Grenzen strengster Wahrheit 
blieben. Aber immer entsprangen sie 
tiefster Wahrhaftigkeit. 

Als der Krieg ausbrach, war ich mit 
ihm zusammen auf der Konstanzer Kon- 
ferenz, auf der der Weltbund für 
Freundschaftsarbeit der Kirchen geboren 
wurde Er fragte mich täglich mit 
seinem forschenden ernsten Auge, welche 
Nachricht ich hätte, wie ich die Lage an- 
sähe. Tiefbewegt rief er, als die Kunde 
vom Ausbruch des Krieges kam: „Wenn 
wir zwanzig Jahre früher hier uns ver- 
sammelt hätten, wäre der Krieg nicht 
gekommen.“ Er wollte damit nicht 
sagen, wieviel der Weltbund vermocht 
hätte — sondern wieviel die Kirchen ver- 
säumt haben. In allen Fragen der so- 
zialen Reform wie der internationalen 
Versöhnung steht seine Gestalt vor mir 
als die eines Richters aller derer, die dem 
Rufe des christlichen Gewissens und der 
christlichen Verkündigung nicht gefolgt 
sind. F. S.-S. 


Redaktionelle Mitteilungen. 


Wir schliessen wegen Raummangel 
aus der Chronik dieses Heftes aus einen 


ausführlichen Abschnitt, der unter der. 


Überschrift: „Vom Rhein und von der 
Ruhr“ die Verhältnisse im besetzten Ge- 
biet behandeln sollte. Wir hoffen nämlich 
im Juliheft der Eiche über den Erfolg 
der Schritte berichten zu können, die von 
kirchlicher Seite getan worden sind. 
Ebenso verschieben wir bis zum Juli- 
heft den Teil der Chronik, der unter der 
Überschrift steht: „Deutsche Not und 
Auslandshilfe“. Für diese Verschiebung 
ist hauptsächlich massgebend der Grund, 
dass die bei dem Deutschen Evangelischen 
Kirchenausschuss von befreundeter Seite 
erhobenen Vorstellungen, eine befriedi- 
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gende Ordnung dieser Angelegenheit in 
Deutschland herbeizuführen, bisher noch 
nicht den gewünschten Erfolg gehabt 
haben. 

* 


Wir haben auf die Mitteilung „An die 
Leser der Eiche“, die dem vorigen Eiche- 
heft beilag, viele ermutigende Antworten 
erhalten, die uns ganz sicher gemacht 
haben, daß wir die Eiche in ihrem bis- 
herigen Umfang als Vierteljahrsschrift 
fortführen können. Wir werden nach wie 
vor den Preis so billig wie möglich an- 
zusetzen suchen, indem wir für die Abon- 
nenten den Herstellungspreis berechnen. 
Unsere Mitarbeiter verzichten zugunsten 
der Sache auf Honorare. 

Trotzdem erhalten wir zahlreiche Zu- 
schriften zur Sache. Selbstverständlich 
ist es uns in den meisten Fällen nicht 
möglich, solche nicht eingeforderten Auf- 
sätze zum Abdruck zu bringen. Aber wir 
freuen uns, durch solche Zuschriften den 
Zusammenhang mit dem Leserkreis 
besser wahren zu können und auch Be- 
ziehungen unter unseren Mitarbeitern 
herzustellen. 


Besonderen Dank habe ich zu sagen 
für die vielen Äußerungen zu dem Ein- 
gangsartikel des letzten Heftes, die ich 
in Briefen und Karten, Artikeln und 
Mitteilungen erhalten habe. Ich kann hier 
auf Einzelheiten nicht eingehen, aber 
möchte doch hervorheben, daß viele zu 
den Schlußbemerkungen jenes Artikels 
Stellung nehmen etwa mit solchen 
Worten wie: „Daß der lebendige Chri- 
stusgeist sich stärker erweist als der Geist 
des Widerchrists, ist doch wohl außer 
Frage. Fraglich bleibt, wie weit das zur 
Zeit wahrnehmbar.“ Und ein anderer 
schreibt dazu: „Christus muß aber doch 
Sieger bleiben.“ ESS: 


* 


Diesem Heft der „Eiche“ liegt ein Pro- 
spekt des Kurheims Tannerhof in Bay- 
rischzell bei, das von Dr. von Mengers- 
hausen begründet ist. Pastor Eduard 
Le Seur wird vom Frühjahr ab die innere 
Leitung übernehmen. Wir möchten allen 
unsern Freunden den Aufenthalt in die- 
ser oberbayrischen Erholungsstätte, die 
ähnlich wie Elmau geführt werden soll, 
warm empfehlen. 
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Karl Barth 
Das Wort Gottes 
als Aufgabe der Theologie 


Sefammelte Porträge 


Die neue Welt in der Bibel / Der Chrift in der Gefellihaft / Biblifche 
Tragen, Einfihten und Ausblide / Die Hot und Derheißung der chriftlichen 
Verkündigung / Das Problem der Ethik in der Gegenwart / Reformierte Zehre, 
ihr Wefen und ihre Aufgabe | Das Wort Gottes als Aufgabe der Theologie / 
Die Gerechtigkeit Gottes. 


Martin Zuther 


Dom unfreien Willen 


Slach der Überfegung von Iuftus Jonas 
herausgegeben und mit Flachwort verjehen 
von Sriedrih Gogarten 


Aus dem Hachwort: Es kann fich nicht darum handeln, eine Wiederbelebung 
der Reformatoren in Szene zu fegen. Unfere Aufgabe heute — eine gejeßlos 
gewordene Welt ruft na Gefegen; eine unmirklich gewordene Welt hungert 
nah Wirklichteit! — kann nichts mit der Auffrifchung Hiftorifcher Erinnerungen 
zu tun haben. Unfre Beihäftigung mit den Reformatoren fan nur den Sinn 
haben, daß wir uns von ihnen die Augen für die Wirklichkeit öffnen Laffen. 
Sehen mlfjen wir die Wirklichkeit dann felbft. 


Milhelm Zöw - 
Goethe als religiöjer Charafter 


Gegenliber den PDerfuhen, Goethes Religion als Weg zur Dolltommenheit 
aufzufaffen, fieht der Autor Goethes Keligion in feiner nüchternen Weltlichkeit 
und Sadlichkeit, die ohne Verklärung des Menfchen und der Welt immer ftärker 
fih unter ein leßtes Geheimnis beugt, das uns unzugänglicd; ift. 


Chr. Kaifer, Verlag, Münden 
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